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Porwort 


Die Stimmen, welche die Umgeftaltung des deutſchen 
Strafverfahrens erfordern, vermehren ſich mit jedem Tage. 
Der Wiſſenſchaft und der Geſetzgebungskunſt eröffnet ſich 
dadurch ein neues würdiges Feld. Die Mündlichkeit, 
Oeffentlichkeit und das Anklageprinzip find keine Zauber— 
formeln, durch deren Gebrauch man plötzlich alle Fehler 
heilen und ausgezeichnete Staatsanwälte, tüchtige, ge⸗ 
wandte Präſidenten, völlig unpartheiiſche Unterſuchungs⸗ 
richter und fähige beredte Vertheidiger in das Leben rufen 
kann. Es kömmt darauf an, ſich klar zu machen, in wel— 
chen Verzweigungen die Mündlichkeit und das Anflage- 
prinzip durchgeführt werden müſſen, welche Schwierig— 


keiten dabei ſich erheben und in welchem nothwendigen oder 
zufälligen Zuſammenhange die verſchiedenen Einrichtungen 
welche man fordert, insbeſondere die Mündlichkeit mit dem 
Geſchwornengerichte, ſtehen. Es bedarf vorzüglich einer 
klaren Einſicht in den Zuſammenhang, nach welcher die 
neuen Einrichtungen dem Syſteme der Urtheilsfällung durch 
rechtsgelehrte, angeſtellte Richter augepaßt werden können 
und welche Forderungen an die Perſonen ergehen, welche 
bei dem neugeſtalteten Strafverfahren thätig zu ſeyn be— 
rufen ſind. Für die Entwickelung der eben berührten 
Verhältniſſe und die dabei vorkommenden Fragen iſt von 
Denjenigen, welche auf dem Felde der Wiſſenſchaft 
über die neuen Umgeſtaltungen ſich erklärten, nur wenig 
geleiſtet worden. Nur zu häufig bemerkt man den Man— 
gel der genauen Kenntniß der Einzelnheiten, durch welche 
das Verfahren, deſſen Einführung man wünſcht, in der 
Anwendung ſich geſtaltet; man beklagt den Mangel der 
Beachtung der Erfahrungen der Länder, in welchen münd— 
liches Verfahren ſeit langer Zeit beſteht. Seit 1809 hat 
der Unterzeichnete ſeine Studien beſonders darauf gerich— 
tet, auf allen Reiſen durch Selbſtbeobachtung, durch Er- 
kundigung bei Perſonen, welche nach verſchiedenartiger 
Stellung im bürgerlichen Leben die Wirkung gerichtlicher 
Einrichtungen beobachten konnten, genaue Nachrichten über 


die Mängel, Lücken und Schattenſeiten der Einrichtungen 


ihrer Länder zu erhalten; er hat feine freundſchaftlichen 
Verhältniſſe mit hochgeſtellten Praktikern des Auslandes 
benützt, um ihre Anſichten und Erfahrungen über die 
wichtigſten Fragen des Strafverfahrens kennen zu lernen. 
Das Ergebniß dieſer Sammlung liegt in der gegen— 
wärtigen Schrift vor. Eine aus zuverläſſiger Quelle 
geſchöpfte reichhaltige Maſſe von ſtatiſtiſchen Nachrichten 
ſollte als Belege und als Grundlage von Schlüſſen die— 
nen. Zahlreich angegebene Rechtsfälle ſollten über die 
Anwendung der in ihrer Allgemeinheit oft ſchwer ver— 
ſtändlichen Regeln Licht verbreiten. Vorzüglich war es 
der Wunſch des Verfaſſers, die Art wie die nämliche 
Idee z. B. der Mündlichkeit, des Anklageprinzips in 
verſchiedenen Ländern z. B. in England, Schottland, 
Nordamerika, Frankreich, Italien, durchgeführt iſt, die 
Licht und Schattenſeite der auch in Deutſchland immer 
mehr empfohlenen Einrichtungen, gehörig aufzufaffen und 
darzuſtellen, um zu zeigen, von welchen Vorausſetzungen, 
Verhältniſſen und Zuſtänden die Wirkſamkeit der gerühm— 
ten Vorſchriften abhängt und worauf der Geſetzgeber hin— 
zuwirken hat. 

Die Schrift hat ihren Zweck erreicht, wenn ſie dazu 
dient, neue Forſchungen über die einzelnen Fragen anzu— 
regen, welche bei der Umgeſtaltung des Strafverfahrens 
wichtig werden, auf die Erfahrungen und Schwierigkeiten 
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Diejenigen aufmerkſam zu machen, welche berufen ſind, 


Vorſchläge der Geſetzgebung in dieſer Beziehung zu ma— 


chen oder zu prüfen und Denjenigen, welche in den 


verſchiedenen Lagen als Staatsanwälte, als Präſidenten, 
Unterſuchungsrichter oder Vertheidiger in dem mündlichen 


Verfahren zu wirken haben, ihr Amt zu erleichtern. 
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Heidelberg, 26. März 1845. 
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Ueber den Standpunkt der Anfichten in Bezug auf die Umgeftaltung 
des deutſchen Strafprozeſſes. Verhältniſſe welche Einfluß auf 
dieſe Anſichten haben. 


Ueberall gibt die Geſchichte unwiderlegliche Zeugniſſe von 
der Allmacht der Verhältniſſe und ihres Einfluſſes auf die Aus— 
bildung geſellſchaftlicher Einrichtungen. Auch in Bezug auf die 
Forderungen der Umgeſtaltung der beſtehenden Gerichtsverhält— 
niſſe und der Grundlagen des Strafprozeſſes macht die Geſchichte 
ihre mahnende, warnende Stimme geltend. Wer mit dem Stand 
der Anſichten, die über Gerichtsverfaſſung und Strafprozeß vor 
30 Jahren in Deutſchland verbreitet waren, den gegenwärtigen 
Stand vergleicht, wird unwillkürlich an Feuerbachs Worte in 
der Zueignung ſeiner Schrift über Oeffentlichkeit und Mündlich— 
keit an ſeinen Freund v. Grolman erinnert. Wenn v. Feuerbach 
im J. 1821 dem Freunde zuruft: „Wären wir vor 20 Jahren 
eingeſchlafen, um, wie Epimenides, erſt jetzt wieder zu erwachen, 
ſo würden wir glauben ein Jahrtauſend ſey unterdeſſen über 
den Schläfern hingegangen“ ſo könnte derjenige, welcher im J. 
1821 einſchlief und im J. 1844 erwachte, mit noch größerem 
Rechte verſucht werden zu glauben, daß ein Jahrtauſend über 
ſeinem Haupte vorübergegangen wäre. Ein kleines Häuflein 
von Schriftſtellern hatte damals die Nothwendigkeit der Umge— 
ſtaltung unſeres Strafprozeſſes vertheidigt. Der Glaube an die 
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Trefflichkeit des bisherigen Verfahrens war noch allgemein ver— 
breitet; diejenigen, welche für die Verbeſſerung des Prozeſſes auf 
den Grundlagen der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit ſich erklärten, 
wurden als gutmüthige Schwärmer oder als unzufriedene unge— 
ſtüme Anhaͤnger von Neuerungen, als verkappte Demagogen oder 
Anhänger des Franzoſenthums betrachtet. Wie ganz anders ge— 
ſtalten ſich jetzt die Verhältniſſe! Die Theilnahme des Volkes an 
den großen Fragen iſt rege geworden. Wer den Gang der Ver— 
handlungen in den königl. ſächſiſchen Kammern 1843 vorurtheils— 
frei prüft, wer die kräftigen Stimmen der Abgeordneten und 
zwar ſolcher, die ſelbſt lange Zeit als Richter nach dem deutſchen 
Verfahren thätig waren, und der Mitglieder aus dem Bürger— 
ſtande in ihren dringenden Forderungen nach Umgeſtaltung des 
Beſtehenden hört, wer die Zahl der Petitionen kennt, die ihre 
begeiſterte Theilnahme an der Verbeſſerung des Strafverfahrens 
ausſprachen, wer in den im J. 1843 verkündeten Strafprozeß— 
geſetzbuche für Württemberg eingeführten Einrichtungen des münd— 
lichen öffentlichen Schlußverfahrens die Anerkennung der Zweck— 
mäßigkeit der Grundlagen der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 
findet und den 1844 von der großherzogl. badiſchen Regierung 
ihren Kammern vorgelegten Entwurf der Strafprozeßordnung auf 
Anklageverfahren, Mündlichkeit, Oeffentlichkeit gebaut ſieht, wird 
an die Allmacht der Verhältniſſe in ihrem Einfluſſe auf Umge— 
ſtaltung der gerichtlichen Inſtitutionen zu glauben genöthigt. 
Wohl fehlt es nicht an Männern, welche ſich einbilden, daß 
jene angebliche Theilnahme des Volkes an der Verbeſſerung des 
Strafprozeſſes nur in den Köpfen einzelner Stubengelehrten oder 
Doctrinärs, wie man ſie zu bezeichnen beliebt, ſpucke und das 
was man öffentliche Meinung nennt, nur ein künſtlich hervorge— 
brachtes Produkt einer ſchlau von den Anhängern des Liberalis— 
mus erzeugten Aufregung ſey, durch welche beſonnene Staats— 
männer ſich nicht irre machen laſſen dürften. Einer ſolchen 
Anſicht aber liegt eine ſchlimme Selbſttäuſchung zum Grunde. 
Nur ein Verkennen der durch die Geſchichte nachgewieſenen Ent— 
wickelung des geiſtigen Lebens, der Macht der Wahrheit und 
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der Umbildung geſellſchaftlicher Verhältniſſe kann den Irrthum 
erzeugen, daß Schriftſteller allein oder einzelne Unzufriedene eine 
Umgeſtaltung hervorbringen können. Wohl muß zuerſt eine 
neue Idee aus dem Kopfe eines Einzelnen ſich entwickeln, und 
die Erkenntniß der Mängel des Beſtehenden und der Art der 
möglichen Verbeſſerung dem Geiſte Einzelner vorſchweben. Das 
Häuflein derjenigen, die zu dieſer Erkenntniß gelangen, wird 
anfangs klein ſeyn, weil die Mehrzahl durch die Macht der Ge— 
wohnheit und der Bequemlichkeit beherrſcht wird und weder Geiſt 
genug hat die Mängel zu erkennen, noch Muth genug befigt, 

das was ſie fühlt, auszuſprechen. Wohl mag die Ueberredung 
Einzelner auch Andere bewegen, und Schlauheit, die ihre Plane 
hinter dem Aushängeſchild blendender Neuerungen zu verſtecken 
verſteht, oder Schwärmerei, die auf die Gemüther der leicht be— 
wegten Menge wirkt, eine momentane Aufregung hervorbringen, 
deren Folgen Unruhen und leidenſchaftliche Bewegungen ſind; 
allein eine ſolche Aufregung geht bald ſpurlos vorüber, weil ſie 
keine Wurzel hat. Sobald aber neue Ideen und Anſichten der 
Einzelnen Anklang auch bei denjenigen finden, welche im Stande 
ſind, ein Vertrauen einflößendes Urtheil über die in Frage ſtehen— 
den Gegenſtände zu fällen, ſobald das ernſte Nachdenken über 
die Gegenwart, über ihre Zuſtände und die Urſachen ihrer Män— 
gel allgemeiner geweckt iſt, ſobald das allgemeine Gefühl das 
Unzulängliche des Beſtehenden alle Gemüther durchdringt, treten 
die Ideen und Anſichten, welche anfangs von Wenigen erkannt 
und ſchüchtern ausgeſprochen, einem kleinern Kreiſe angehörten, 
in den größern Kreis heraus. Die Wiſſenſchaft macht nun ihr 
ernſtes Prüfungsrecht geltend und wägt die Gründe und Vor— 
ſchläge ab. Was lange ſchon in den Gemüthern der Bürger 
ſchlummerte, was nur unklar ihnen vorſchwebte, gelangt allmäh— 
lig zum Bewußtſeyn. Aus den Hallen der Wiſſenſchaft tritt 
nun das Ergebniß der Forſchungen heraus auf den lauten Markt; 
das Nachdenken derjenigen, welche nach ihrer Stellung berufen 
ſind, die beſtehenden Vorſchriften anzuwenden, wird angeregt; 
die Theilnahme derjenigen, welche durch die Anordnungen zunächſt 


betroffen werden, wird lebhafter. Der einmal durch dieſe Theil— 
nahme zur Erforſchung aufgeforderte menſchliche Geiſt bemächtigt 
ſich der neuen Ideen und Anſichten und populariſirt ſie. Aus 
dem Kampfe der Forſchungen und Anſichten entwickelt ſich nun 
allmählig eine feſte Meinung, die eine öffentliche geworden iſt, 
weil ſie in dem allgemein gefühlten Bedürfniſſe und in den Fort— 
ſchritten der Zeit ihre Wurzel hat, durch die allgemeine Theil— 
nahme zum Gemeingut erhoben und durch die Anerkennung der— 
jenigen beſtätigt wird, denen mit Recht ein ſicheres Urtheil 
zugetraut wird, weil ſie entweder das Anſehen der Wiſſenſchaft 
in die Wagſchale legen oder durch Charakter, Fülle der Erfah— 
rung, praftifchen Sinn und Intelligenz auch den Verſtändigen 
Vertrauen einflößen. 

Auf dieſe Art ſind die Anſichten über die Nothwendigkeit 
der Umgeſtaltung des deutſchen Strafprozeſſes und der Einfüh— 
rung neuer Grundlagen ein Gemeingut in Deutſchland geworden. 
Das Fortbeſtehen des franzöſiſchen Verfahrens in den Rhein— 
provinzen, welche an deutſche Staaten fielen, hatte einen weſent— 
lichen Antheil daran. Der lebhafte Verkehr, welcher zwiſchen der 
Rheinprovinz und dem Mutterlande beſtand, die Verſetzung vieler 
Richter aus den alten Provinzen in die Provinz, in welcher das 
franzöſiſche Verfahren galt, bewirkte, daß man allgemein dies 
Verfahren kennen lernte. Ueberall zeigte ſich die Erſcheinung, 
daß die überwiegende Mehrzahl der Richter, die aus der alten 
Provinz in die Rheinprovinz kamen, bald das in der letzten gel— 
tende Verfahren liebgewannen. — Die Codificationsverſuche 
wurden nun in den deutſchen Staaten allgemeiner; die For— 
ſchungen führten zur Prüfung der Einrichtungen fremder Länder. 
Das franzöſiſche Verfahren konnte dabei nicht unberückſichtigt 
bleiben und machte um ſo ſtärkeren Eindruck, als diejenigen welche 
in Verkehr mit den Bürgern jener Provinzen traten, in denen das 
franzöſiſche Verfahren galt, eine begeiſterte Anhänglichkeit an das 
letzte an den Tag legten. Die Leichtigkeit der Communication 
vermehrte das Reiſen und damit auch die Möglichkeit, durch eigene 
Anſchauung das öffentliche mündliche Verfahren kennen zu lernen 
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und die Stimmen des Volkes darüber zu erfahren. Die Wiſſen— 
ſchaft hatte in der Zwiſchenzeit Theil an dem Streite über die 
Vorzüge des deutſchen oder des auf Oeffentlichkeit und Münd— 
lichkeit gebauten Verfahrens genommen. Feuerbachs Werke über 
den Gegenſtand verbreiteten neue Anſichten darüber; man fing 
an die Forderungen, welche die Gerechtigkeit an den Strafprozeß 
ſtellen konnte, genauer zu unterſuchen und damit die verſchiedenen 
Formen zu vergleichen. Je mehr die Codificationsfrage in den 
einzelnen deutſchen Staaten praktiſch wurde, deſto mehr Schriften 
über den Gegenſtand wurden hervorgerufen. Durch die immer 
mehr in das Leben tretenden Verfaſſungen der deutſchen Staaten 
wurde auch ein in das Volk übergehender Geiſt der Aufmerkſam— 
keit auf das Strafverfahren verbreitet und die Beachtung der 
Formen, welche man für die beſſeren vielfach erklärte, veranlaßt. 
Auf den Landtagen wurden Anträge auf Einführung der Oeffent— 
lichkeit, Mündlichkeit und der Geſchwornengerichte geſtellt; das be— 
ſtehende Verfahren wurde dabei einer ſcharfen Kritik unterworfen, das 
Volk, welches dieſen Verhandlungen folgte, wurde immer aufmerk— 
ſamer. Auch die ſeit dem Jahre 1832 in den deutſchen Staaten 
vielfach verhandelten politiſchen Prozeſſe gaben der Theilnahme 
an der Frage über die Umgeſtaltung des Strafprozeſſes eine neue 
Nahrung. Manche in den Ländern, in denen das öffentliche 
Verfahren und Geſchwornengerichte galten, verhandelten Prozeſſe 
veranlaßten durch die Oeffentlichkeit der Verhandlungen noch 
mehr eine Verbreitung kühner politiſcher Ideen. Mit Angſt ſah 
man eine Folge der öffentlichen Verhandlungen, die mit einmal 
die härteſten Urtheile und die gewagteſten politiſchen Anſichten, 
deren Verbreitung ſonſt die Cenſur mit Sorgfalt zu unterdrücken 
ſuchte, in dem Volke bekannt machten. Manche Urtheile, die 
in dieſen Prozeſſen ergingen, entſprachen nicht den Erwartungen 
hochgeſtellter Perſonen; die berühmt gewordene Straßburger 
Aſſiſe wurde bald ein Schreckbild, das man Jedem als ein an— 
geblich furchtbares Beiſpiel der Gefahren der Allmacht des Ge— 
ſchwornengerichts bei politiſchen Verbrechen aufführt. Viele die 
ihr Beruf oder Mangel des eigenen Studiums hinderte, den 
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wahren Zuſammenhang der gerichtlichen Einrichtungen und die 
Wirkungen des Strafverfahrens im Leben zu beobachten, warfen 
Oeffentlichkeit, Mündlichkeit und Geſchwornengericht in eine 
Klaſſe und verdammten die zwei zuerſt genannten Einrichtungen, 
weil fie die Geſchwornengerichte haßten. Es fehlte auch nicht 
an Männern, welche ihren hohen Einfluß und ihre Stellung 
benützten, um bei denjenigen, von deren Willen die Einführung 
des auf Oeffentlichkeit und Mündlichkeit gebauten Verfahrens 
abhing, dieſe Procedur verhaßt zu machen und ſchlau mit ſtark 
aufgetragenen Farben die Gefahren derſelben vorzüglich in der 
Anwendung auf die Aburtheilung politiſcher Verbrechen zu ſchil— 
dern. Dabei hob man nach Belieben bald ein Beiſpiel hervor, 
das aus einem von Geſchwornen gefällten losſprechenden Urtheile 
hergenommen war, bald benützte man einen großes Aufſehen 
erregenden öffentlich verhandelten Fall, um über das vorgeſchla— 
gene neue Verfahren den Stab zu brechen. Während auf dieſe 
Art die Zahl mächtiger Gegner des öffentlichen mündlichen Ver— 
fahrens ſich vermehrte, wurde auf der andern Seite die Abnei— 
gung gegen das deutſche Verfahren bei einem großen Theile des 
Volkes gefteigert. Es muß dieſe Erſcheinung zum großen 
Theile auf Rechnung vielfacher Unterſuchungen geſchrieben wer— 
den, welche in den Ländern, in denen das deutſche Verfahren 
galt, in politiſchen Prozeſſen geführt wurden. Die lange oft 
durch außerordentliche Umſtände, durch die nothwendigen Corre— 
ſpondenzen und das Streben, weitverbreitete Verzweigungen zu 
entdecken, veranlaßte Dauer ſolcher Unterſuchungen, war ein 
gewichtiger Grund, der gegen das deutſche Verfahren geltend 
gemacht wurde. Manche ergangenen Urtheile, unter Umſtänden 
gefällt, unter denen die oft leidenſchaftliche aus übertriebenem 
Amtseifer die gewöhnlichen Formen leicht verletzende Verfolgung 
der Angeklagten den Glauben erweckte, daß die Regierung als 
Parthei alle Macht aufgeboten habe, um die Verurtheilung zu 
bewirken, waren geeignet Mißtrauen gegen die Gerichte zu er— 
zeugen, um ſo mehr als die öffentliche Stimme an die Schuld 
der Verurtheilten nicht glaubte, die bisher fleckenlos erſchienen 
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waren und das allgemeine Vertrauen genoſſen, und eben das 
geheimnißvolle Dunkel, in welches der deutſche Prozeß die Ver— 
handlungen hüllt, es nicht möglich macht, die Gründe der Straf— 
würdigkeit der Verurtheilten zu erkennen. Immer mehr trat zu— 
gleich durch die vermehrten politiſchen Prozeſſe in Deutſchland 
das Verhältniß ein, daß man bei den Berathungen über die Ver— 
beſſerung des Strafprozeſſes an den Unterſuchungen gegen poli— 
tiſche Verbrechen Rückſicht nahm; während die Freunde des Fort— 
ſchritts den deutſchen Prozeß um ſo mehr verdammten, jemehr 
er zu verletzenden Härten gegen die in politiſche Unterſuchungen 
verwickelten Angeſchuldigten führte, waren die Gegner um ſo 
mehr leidenſchaftlich gegen die geforderten neuen Grundlagen ein— 
genommen, weil ſie beſorgten, daß in der Anwendung auf poli— 
tiſche Verbrecher die Ueberweiſung und Verurtheilung derſelben 
durch die neuen Formen gehindert würde. Als in den Kammern 
in Württemberg und in Sachſen durch die Vorlage neuer Ent— 
würfe einer Strafprozeßordnung bei der Berathung darüber die 
Vorfragen über die Vorzüge des bisherigen deutſchen Verfahrens 
oder des auf Oeffentlichkeit, Mündlichkeit und Anklageprinzip 
gebauten Prozeſſes zur Sprache kamen, und mit Ernſt, Sach— 
kenntniß und Gewiſſenhaftigkeit die Gründe für und wider vor— 
gebracht, beleuchtet und durch vielfache Beiſpiele beſtärkt wurden, 
ſteigerte ſich die allgemeine Theilnahme des Volkes an dieſen 
Fragen. Die Aufmerkſamkeit auch derjenigen, welche nicht Ju— 
riſten waren, wurde auf die Gefahren des bisherigen Rechtszu— 
ſtandes gelenkt. Auch die Männer der Wiſſenſchaft wurden 
immer mehr aufgefordert an der Prüfung derſelben Theil zu 
nehmen. Eine neue Lage, welche den Sieg der Wahrheit be— 
günſtigte, trat ein, als auch die deutſchen Praktiker ſelbſt über 
die Fragen ſich erklärten, auf deren Beantwortung es bei der 
vorgeſchlagenen Verbeſſerung ankam. Hier traten auf den Kampf— 
platz Männer, denen man den Vorwurf der Unkenntniß des 
deutſchen Verfahrens ebenſo wenig als den der blinden Vorliebe 
für Neuerungen oder einer politiſchen Partheiung machen konnte. 
Ihre Stimmen mußten gewichtiger werden als die der Doctrinärs, 


denen die Anhänger des deutſchen Verfahrens leicht vorwarfen, 
daß ſie in der Studirſtube das Leben und die Rechtsanwendung 
nicht kennen, die Gefahren übertreiben oder durch politiſche An— 
ſichten, durch zu große Vorliebe für neue Einrichtungen befangen 
ſeyen. Vergleicht man die Verhandlungen der Kammern in 
Württemberg und Sachſen, in Baden, in Schleswig und Hol— 
ſtein und in Braunſchweig, ſo waren theils in den Commiſſionen, 
theils als Redner in den Kammern Männer, welche durch eine 
langjährige Uebung eine gründliche Kenntniß der deutſchen Straf— 
juſtiz als Richter oder Vertheidiger erlangt hatten und entſchie— 
den für die Nothwendigkeit der Einführung der neuen Grundlagen 
ſich erklärten. Während die Muͤndlichkeit, Oeffentlichkeit und der 
Anklageprozeß immer mehr Vertheidiger gefunden haben, während 
insbeſondere die Mündlichkeit auch von denjenigen, welche gegen die 
Oeffentlichkeit ſich erklären, als weſentliches Element anerkannt 
wird, worauf der Strafprozeß gebaut werden muß, ſind die An— 
ſichten auch der wärmſten Freunde der Fortſchritte noch ſehr ge— 
theilt, wenn von Einführung der Geſchwornengerichte die Rede iſt. 
Man muß den praktiſchen Sinn der deutſchen Juriſten rühmen, 
daß ſie bei dem Daſeyn ſo vieler Zweifel und Einwendungen gegen 
die Geſchwornenverfaſſung wenigſtens an den übrigen Grund— 
elementen der Verbeſſerung, an dem mündlichen, öffentlichen An— 
klageverfahren feſthalten und dem Vaterlande die Vortheile der 
durch dieſe Elemente zu bewirkenden Verbeſſerung verſchaffen wol— 
len. Dadurch aber erhielten die legislativen Verhandlungen eine 
neue Richtung. Indem man fühlte, daß in einem auf Mündlich— 
keit, Oeffentlichkeit und Anklageprinzip gebauten Strafverfahren 
manche in dem engliſchen und franzöſiſchen auf die Vorausſetzung 
der Urtheilsfällung durch Geſchworne berechneten Prozeſſe vor— 
kommenden Einrichtungen nicht anwendbar wären, und da wo 
rechtsgelehrte ſtändige Richter urtheilen, es anderer Vertrauen 
begründender Garantieen bedürfte, mußte die Berathung ſich dar— 
auf richten, wie die bisher bei der Urtheilsfällung durch rechts— 
gelehrte Richter als nothwendig anerkannten Einrichtungen der 
Rechenſchaft der Richter durch Entſcheidungsgründe und Geſtattung 
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von Rechtsmitteln gegen die Urtheile mit dem neu einzufüh— 
renden mündlichen Verfahren vereinbar wären. Da man hier 
keine Erfahrungen hatte, ſo bewegten ſich die Verhandlungen 
häufig auf dem Boden der Spekulationen und im Reiche der Mög— 
lichkeiten. Während ein Theil der Juriſten die Rechenſchaft durch 
Entſcheidungsgründe und die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln für 
unverträglich mit dem mündlichen Verfahren hielt, ſprach eine 
große Zahl ehrenwerther Männer für die Verbindung dieſer Ga— 
rantieen mit der Mündlichkeit aus; insbeſondere hatten die Mit— 
glieder der zweiten Kammer in Dresden ihre Vorſchläge auf dieſe 
Verbindung gebaut. Mit Recht hatten andere wohlgefinnte 
Freunde der neuen Elemente bemerkt, daß wenn man die Urtheils— 
fällung durch rechtsgelehrte ſtändige Richter beibehalten und 
Entſcheidungsgründe und Rechtsmittel in Bezug auf die That— 
frage nicht geſtatten will, andere Garantieen unerläßlich ſind, 
und zwar eine ſtärkere Beſetzung der Gerichtshöfe, eine größere 
Stimmenzahl zur Verurtheilung und ein ausgedehnteres Recu— 
ſationsrecht der Angeklagten. In dieſer Beziehung verdient der 
durch den von der badiſchen Regierung 1843 vorgelegten und 
1844 in den beiden Kammern verhandelte Entwurf einer Straf— 
prozeßordnung eine vorzügliche Beachtung, weil dieſer Entwurf 
auf Mündlichkeit, Oeffentlichkeit und Anklageprozeß gebaut war, 
Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter beibehielt und die 
Vorſchrift einer Art geſetzlicher Beweistheorie, die Forderung von 
Entſcheidungsgründen und Zuläſſigkeit der Rechtsmittel in Bezug 
auf die Thatfrage in das Geſetz aufnahm. Die Verhandlungen 
der Kammern Badens über dieſe Punkte ſind belehrend. — In 
der Zwiſchenzeit waren in Deutſchland manche Erſcheinungen in 
der Strafgeſetzgebung und Strafjuſtiz vorgekommen, welche den 
Verhandlungen über die Umgeſtaltung des Strafprozeſſes eine 
größere Bedeutung und eine neue Richtung gaben, zugleich aber 
auch das Intereſſe der Bürger an den großen Fragen der Umge— 
ſtaltung des Strafprozeſſes vermehrten. Allmählig erhielt die 
Verurtheilung auf Indicien eine Wichtigkeit, die ſie früher nicht 
gehabt hatte. Solange in Ländern des gemeinen Rechts der 
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Art. 22 6, welcher die Verurtheilung auf künſtlichen Beweis 
verbot, heilig geachtet wurde, und die Verurtheilung nur auf 
Geſtändniß oder Zeugenausſagen erfolgte, erhoben ſich ſelten 
Stimmen, welche ergangene Urtheile tadelten oder für ungerecht 
erklärten. Als immer mehr Verurtheilungen auf Indicien ergin— 
gen, mußten die Fälle häufiger werden, in welchen die öffentliche 
Stimme im Widerſpruche mit den ergangenen Urtheilen ſtand. 
Irrthum der Richter war hier häufiger möglich. Ein einziger 
Criminalfall, wie z. B. der Wendtiſche, wo die erſte Inſtanz 
die Angeklagten zum Rade verurtheilte, und zwei andere Inſtan— 
zen losſprachen und zuletzt die Unſchuld eines der Angeklagten 
ſich ergab, mußten auch in dem Volke die Gefahren des Indicien— 
beweiſes zeigen. Gewiſſenhafte Richter ſelbſt mußten immer mehr 
erkennen, wie peinlich die Lage des Richters iſt auf Indicien zu 
verurtheilen, vorzüglich wenn nur auf den Grund der im gehei— 
men Verfahren geſammelten Akten geurtheilt werden ſollte. In 
der Wiſſenſchaft hatten gleichfalls noch immer gewichtige Autori— 
täten Zweifel geäußert, ob man den Indicienbeweis dem direkten 
Beweis gleich ſtellen dürfte. Die Folgen dieſer Erſcheinungen 
waren unvermeidlich. Das Vertrauen zu den Urtheilen der Ge— 
richtshoͤfe wankte. Als ein wegen eines politiſchen Vergehens 
auf Indicien ergangenes Urtheil von ſo vielen Juriſten Deutſch— 
lands, ſelbſt von ſolchen, die keine Freunde des Angeſchuldigten 
waren, getadelt und für grundlos erklärt wurde, mußten die 
Zweifel an der Unfehlbarkeit der Gerichte auch bei den Nicht— 
juriſten immer ſtärker werden. Man erkannte immer mehr, daß 
wenn auf Indicien geurtheilt werden ſoll, das geheime ſchriftliche 
Verfahren nicht genügte; man überzeugte ſich von der Schwierig— 
keit der geſetzlichen Beweistheorie insbeſondere in Bezug auf In— 
dicien und allgemein ſtand bald die Anſicht feſt, daß nur durch 
mündliches öffentliches Verfahren Abhülfe möglich wäre. Von 
dem Mißtrauen gegen die angeſtellten rechtsgelehrten Richter, 
und von der Anſicht, daß eine geſetzliche Beweistheorie nicht 
ſichernd ſey, war nur ein kleiner Schritt zur Behauptung, daß 
die rechtsgelehrten Richter doch nur von Geſchwornen nach innerer 
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Ueberzeugung über Indicien urtheilten und von da war die An— 
ſicht nicht weit entfernt, daß man lieber ſogleich den Geſchwor— 
nen die Urtheilsfällung übertragen ſollte; man verglich dieſe 
Rechtſprechung durch Geſchworne mit der durch ſtändige Richter 
und die Meinung, daß die Erſte mehr Garantien gewähre, war 
leicht verbreitet, um ſo mehr, als allmählig das aufgeregte poli— 
tiſche Leben auch die Strafjuſtiz ergriff und man ſich daran ge— 
wöhnte, die gerichtlichen Einrichtungen vorzüglich auch von dem 
politiſchen Geſichtspunkt aus zu beurtheilen. 

Aber auch der geänderte Charakter der Strafgeſetzgebung übte 
einen Einfluß auf die neuen Berathungen über den Strafprozeß 
aus. Als immer mehr die Anſicht ſiegte, daß ein Strafgeſetzbuch 
nicht ein Zolltarif ſeyn dürfe, daß die Abſchreckung durch die 
Härte der Strafen nicht der Zweck der Geſetzgebung ſey, daß 
vielmehr die Richter gerechte der Verſchuldung des einzelnen Falles 
anpaſſende Urtheile fällen müßten, erweiterte man in Bezug auf 
die Strafdrohung das richterliche Ermeſſen. Man gab entweder 
die Feſtſetzung eines Minimum ganz auf oder gab dem Gerichte 
die Wahl zwiſchen einem Minimum und einem weit davon ent— 
fernten Maximum (z. B. 1 bis 12 Jahren oder Gefängniß oder 
Arbeitshaus), daß es nun Pflicht der Richter wurde, auf das 
Gewiſſenhafteſte den Grad der Verſchuldung des Falles und da— 
durch die Individualität der Angeklagten zu würdigen. Hiezu 
aber genügten die Akten des geheimen deutſchen Verfahrens nicht. 
Das Bedürfniß, die Angeklagten und die Zeugen ſelbſt zu ſehen, 
zu hören, ſie zu befragen, drängte ſich den Richtern als unab— 
weislich auf und die Ueberzeugung, daß mündliches Verfahren 
nothwendig ſey, wurzelte immer mehr. 

Auf dieſe Art vermehrte ſich die Zahl der Stimmen derjeni— 
gen, welche die Nothwendigkeit der Umgeſtaltung des Strafpro— 
zeſſes erkannten und fühlten, daß mit einem Flicken und Aus— 
beſſern des alten Gebäudes nicht geholfen ſey. Es iſt eine ſchwere 
Verſchuldung von Seite derjenigen, welche noch häufig den Re— 
genten, die auf ihrer erhabenen Stufe nicht ſelbſt alle Verhält— 
niſſe im Detail erkennen und würdigen können, vorſtellen, daß 
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der Ruf nach Mündlichkeit, Oeffentlichkeit nur die Stimme einiger 
Unzufriedenen, oder ercentriſch Liberalen, oder Anhänger fremder 
Einrichtungen ſey. Die treueſten Freunde der Regierungen ſelbſt 
ſind es, welche die Umgeſtaltung wünſchen, weil ſie wiſſen, daß 
keine Macht der Erde das Vertrauen hervorrufen oder erhalten 
kann, wenn die raſtlos fortſchreitenden Ideen einmal die Ueber— 
zeugung im Volke begründet haben, daß die Einrichtungen, die 
man erhalten möchte, den Bedürfniſſen nicht entſprechen und 
Vertrauen nicht verdienen. Die deutſchen Richter ſelbſt, welche 
die Forderungen erkennen, welche an ſie durch die Umwandlung 
der Strafgeſetzgebung geſtellt werden, und fühlen daß eine furcht— 
bare Macht in ihre Hand durch Verurtheilung auf Indicien 
gelegt iſt, wünſchen daß man ihre Stellung ändere, ihnen beſſere 
Materialien verſchaffe als der deutſche Prozeß geben kann, ſie 
fordern andere Garantieen, damit das Vertrauen zu ihren Ur— 
theilen befeſtigt werde, damit die Staatsregierung in ihrem eige— 
nen Intereſſe die volle Energie und Wirkſamkeit gewinne, die ſie 
vorzüglich durch das allgemeine Vertrauen auf die Gerechtigkeit 
erhält. Wahre gewichtige Worte enthalten die offiziellen Motive, 
mit welchen die badiſche Regierung ihren Kammern den Entwurf 
der Strafprozeßordnung vorlegte, wenn es darin heißt: „Mit der 
ſteigenden Civiliſation und politiſchen Regſamkeit wächst aller 
Erfahrung nach auch das Mißtrauen in die öffentliche Gewalt. 
Die Leidenſchaften bemächtigen ſich jedes Scheines, um zu ver— 
dächtigen und Unzufriedenheit zu erregen. Das einzige Mittel, 
welches dieſe Beſtrebungen, wenn es ſie auch nicht zu unter— 
drücken vermag, doch in ihren Erfolgen möglichſt unſchädlich 
macht, beſteht darin, daß in der Staatsverwaltung alles der 
Oeffentlichkeit hingegeben werde, was ihrer nur immer empfäng— 
lich iſt.“ 
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§. II. 


Ueber den neueſten Stand der Leiſtungen der Wiſſenſchaft in Bezug 
auf die Verbeſſerung des Strafprozeſſes. 


Wir dürfen die früher erſchienenen Schriften, welche theils 
durch die Gerichtseinrichtungen in Rheinpreußen, nachdem dies 
Land mit Preußen vereinigt war, hervorgerufen wurden, theils 
die Werke Feuerbachs als bekannt vorausſetzen und richten die 
Blicke unſerer Leſer zunächſt nur auf die neueſten Leiſtungen der 
Wiſſenſchaft. Eine erfreuliche Erſcheinung ſtellt ſich hier dar. 
Die Wiſſenſchaft begann in Deutſchland lebhafteren Antheil an 
der Frage über die zweckmäßigſte Umgeſtaltung des deutſchen Pro— 
zeſſes zu nehmen. In den Richtungen war Verſchiedenheit. Eine 
ſehr dankenswerthe Schrift war die von Abegg,“ weil der Ver— 
faſſer, als Schriftſteller ſehr geachtet, ſich für die Grundelemente der 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit ausgeſprochen und ihre Einführung 
wiſſenſchaftlich aus allgemeinen Gründen gerechtfertigt hatte, ohne 
jedoch auch die Nothwendigkeit der Geſchwornengerichte zu ver— 
theidigen. Eine freie wiſſenſchaftliche Zergliederung der Elemente 
des Anklageprozeſſes im Gegenſatze des Inquiſitionsverfahrens, 
eine treue Schilderung der Nachtheile des Letztern enthält die 
Schrift von Hepp. In einer entſchiedenen Richtung gegen 
ſämmtliche Elemente des deutſchen Strafprozeſſes mit dem Stre— 
ben, die Nothwendigkeit der Einführung des mündlichen öffent— 
lichen Anklageprozeſſes und des Geſchwornengerichts nachzuweiſen, 
ſind die Schriften von Leue, Welker“ und Kraufe? gefchrieben 


1 Abegg Beiträge zur Strafgeſetzgebung. Neuſtadt 1841. 


2 Anklageſchaft, Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Strafverfahrens 
von Hepp. Tübingen 1842. 


3 Der öffentliche mündliche Anklageprozeß und der geheime ſchriftliche 
Unterſuchungsprozeß von Leue. Aachen 1840. 


Jury, Schwur- oder Geſchwornengericht als Rechtsanſtalt und als 
polit. Inſtitut (aus dem Staatslexikon). Altona 1840. 


»Die deutſchen Schwurgerichte von Krauſe. Leipzig 1843. 
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Eine Würdigung der zwei einander gegenüber geftellten Pro— 
zeßformen zu liefern, bezweckt die Schrift von Hagen und v. 
Buttel“ mit dem Zwecke die Grundloſigkeit der deutſchen Beweis— 
theorie zu zeigen. In der Richtung die großen Mängel des deut— 
ſchen Inquiſitionsprozeſſes nachzuweiſen und die Verbeſſerung 
des Verfahrens durch Anklageprozeß, Oeffentlichkeit und Münd— 
lichkeit (zwar mit mancherlei Beſchränkungen) zu bewirken, 
find die Schriften von Temme“ und Lemans gefchrieben. 
Die Schrift Molitors,“ welcher durch feine Autorität, indem 
er als Richter ebenſo in Rheinbayern, wo franzöſiſches Verfahren 
gilt, als in Altbayern thätig die verſchiedenen Proceduren aus 
Erfahrung kennen lernte, ein großes Gewicht erhält, zeigt durch 
viele aus der Praxis entlehnten Gründe den Vorzug des münd— 
lichen öffentlichen Verfahrens und des Anklageprinzips. In Bezug 
auf das Geſchwornengericht erkennt der Verf. die entſchiedenen 
Vortheile des Inſtituts, das aber nach ihm keinen abſoluten, 
ſondern nur durch das Vorhandenſeyn manchfaltiger Voraus— 
ſetzungen bedingten Werth hat; er findet die beſte Vorbereitung 
zur Einführung des Inſtituts in der Annahme des öffentlichen 
mündlichen Verfahrens, und fordert zur Wirkſamkeit der Jury 
politiſche Selbſtſtändigkeit, Theilnahme an den öffentlichen Ange— 
legenheiten und allgemeine Bildung. Die Zweckmäßigkeit einer 
geſetzlichen Beweistheorie bezweifelt er und erklärt,“ nachdem er 
die Anſicht von der abſoluten Nothwendigkeit mehrerer Inſtanzen 
widerlegt hat, daß man dann die Berufungsinſtanzen aufgeben 
könne, wenn durch die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Ver— 
fahrens, durch eine große Zahl von Richtern, durch eine jeden 

6 Der Richter als Geſchworene? oder Geſchwornengerichte mit Münd— 
lichkeit, Oeffentlichkeit und Anklage? In Briefen von H. v. Hagen und 
v. Buttel. Oldenburg 1843. 

7 In Mannkopfs Jahrbüchern für die Criminalrechtspflege in den 
preuß. Staaten I. Bd. S. 527 und in ſpäteren Aufſatzen. 

s Ueber Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Strafverfahrens in den 
preuß. Staaten von Leman. Culm 1842. 

9 Molitor in von Jagemanns und Nöllners Zeitſchrift für Straf⸗ 


verfahren III. Bd. Nr. 1. 
40 g. a.. N 
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Verdacht eines fremden Einfluſſes befeitigende unabhängige Stel- 
lung derſelben und durch die Ausdehnung des Rekuſationsrechts 
noch zuverläſſigere Gewährſchaft dargeboten iſt. — Eine andere 
Richtung hatten jene Erörterungen, welche die Nachweiſung der 
Nothwendigkeit des mündlichen Verfahrens bezweckten, aber die 
Nachtheile der Oeffentlichkeit und des Geſchwornengerichts darzu— 
thun ſuchten. Hieher gehören die Schriften von Fölix“ und 
Geib.“ Es fehlte nicht an ehrenwerthen Schriftſtellern, welche 
noch weiter gingen und überhaupt die Vortheile des deutſchen 
Verfahrens wegen der größeren Gründlichkeit, die daſſelbe dar— 
bietet, hervorhoben. Die Erörterungen von Krug,“ von Mar— 
tin“ und Bauer! gehören in dieſe Klaſſe; nur über den Werth 
und die Zweckmäßigkeit der Beibehaltung der geſetzloſen Beweis— 
theorie war unter dieſen Schriftſtellern wieder Verſchiedenheit der 
Anſichten. Veranlaßt durch das in dem Jordaniſchen Prozeſſe 
ergangene Urtheil prüfte Köſtlin“ die Grundlagen des deutſchen 
Strafverfahrens und ſuchte nachzuweiſen, daß alle jene Einrich— 
tungen keine Bürgſchaften gewähren, daß alle Beweisregeln ver— 
geblich ſeyen und die einzig mögliche Garantie in dem Inſtitute 
des Geſchwornengerichts liege. — In einer kleinen, aber an klaren 
Gedanken reichen Schrift hatte Biener“ als Vorzüge des 


1 Ueber Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des Gerichts verfahrens, 
dann über das Geſchwornengericht von Dr. Fölix. Carlsruhe 1843. — 
Wir ſind mit den Anſichten des Verf. vorzüglich in den Angriffen der 
Oeffentlichkeit nicht einverſtanden, beklagen aber daß die deutſche Preſſe 
vielfach durch grundloſe Verdächtigungen den Verf. angegriffen hat. 

42 In feiner ausführlichen Anzeige von Fölix's Schrift in Richters 
krit. Jahrbüchern für deutſche Rechtswiſſenſchaft. 1844. Februarheft S. 
97-139. 

15 In den neuen Jahrbüchern für ſächſ. Strafrecht. 1 Bd. Heft 3. S. 20. 
a 44 In Richters krit. Jahrbüchern für deutſche Rechtswiſſenſchaft 1843. 

410. a 

15 In feiner Theorie des Anzeigebeweiſes. Göttingen 1843. S. 7782. 

46 In Schweglers Jahrbuͤchern der Gegenwart II. Semeſter 1844 
Aprilheft S. 332. 

17 Ueber die neueren Vorſchläge zur Verbeſſerung des Criminalver— 
fahrens in Deutſchland von S. A. Bienen. Berlin 1844. (Aus d. XII 
Bande der Zeitſchrift für geſchichtl. Rechtswiſſenſchaft beſonders abgedruckt.) 
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gemeinrechtlichen Verfahrens die Trennung des unterfuchenden und 
des beurtheilenden Richters, die zuverläſſige Firirung des Er- 
mittelten durch ſchriftliche Protokolle, die Unabhängigkeit der 
Richter von der öffentlichen Meinung und von dem Einfluſſe des 
Staats, die Unpartheilichkeit der Richter (garantirt durch die 
Verpflichtung Gründe anzugeben), die Rechtsmittel gegen das 
Urtheil hervorgehoben. Dagegen erkannte der Verf, als mangel— 
hafte Einrichtungen, daß der unterſuchende Richter als unpar— 
theiiſcher Anwalt des Geſetzes zugleich verfolgen und vertheidigen 
ſoll, daß die Trennung der verſchiedenen Stadien der Unterſuchung 
nicht ſtrenge genug aufgefaßt iſt, daß die Thätigkeit des Ver— 
theidigers erſt am Schluſſe der Unterſuchung beginnt und auch 
ſonſt manchen Beſchränkungen unterliegt, daß die urtheilenden 
Richter, welchen man jetzt eine pſychologiſche Beurtheilung 
zumuthet, nicht den Angeſchuldigten und die Zeugen ſelbſt 
ſehen, ja ſogar, den Referenten abgerechnet, nicht einmal die 
Akten vollſtändig kennen lernen, daß die urtheilenden Richter 
nur weitläufige Mittel zur Ergänzung für einzelne Zweifel haben 
und ſie daher nicht gerne anwenden, daß der Richter auf über— 
zeugende Indicien nicht die volle Strafe diktiren kann, daß, Todes— 
urtheile abgerechnet, die Reſultate und Gründe der Urtheile nicht 
öffentlich bekannt gemacht worden. — Das zweckmähßigſte Mittel, 
um dem erkennenden Richter die nöthigen Materialien zu geben, 
iſt nach der Anſicht des Verf. die Einrichtung, daß in der vollftändigen 
Schlußverhandlung Alles was zur Sache gehört, in Vernehmungen 
des Angeſchuldigten und der Zeugen dem erkennenden Richter vorge— 
führt wird. Dem Verf., der von dem hiſtoriſch-juriſtiſchen Stand— 
punkte ausgeht, ſind Oeffentlichkeit und Mündlichkeit nur acceſ— 
ſoriſche Fragen. Er zeigt, daß Deutſchland auf dem Wege war, 
ſeinen Criminalprozeß als accuſatoriſchen mit Klägern von Amts- 
wegen auszubilden, und ſtimmt für die Aufnahme des Inſtituts 
der Staatsanwaltſchaft in unſeren Strafprozeß, glaubt aber, 
daß das erſte Stadium wie bisher der Polizei und dem Criminal⸗ 
richter ohne Mitwirkung des Staatsanwalts überlaſſen werden 
ſoll; auch im zweiten Stadium ſoll der Richter auf inquiſitoriſchem 


Wege den Thatbeſtand vollends feſtſtellen und die Beweismittel ſam— 
meln. Erſt wenn ein richterliches Dekret entſchieden hat, daß dem Ver— 
dächtigen der Criminalprozeß zu machen ſey, wird die Anklage des 
Staatsanwalts mit einem beſtimmten Strafantrage der vollſtändigen 
und definitiven Schlußverhandlung zum Grunde zu legen ſeyn. 
Der Verf. hält die Einführung des Geſchwornengerichts nicht für 
empfehlenswerth.“ Ein Recht des Publikums auf Antheil an den 
Verhandlungen läßt ſich nach dem Verf., welcher die hiſtoriſche 
Entwickelung der Oeffentlichkeit verfolgt, nicht nachweiſen; er 
geſteht aber, daß nach den gemachten Erfahrungen die Oeffentlich— 
keit keine großen Nachtheile hervorbringt, und gibt ſelbſt zu, daß 
ſie Vortheile haben kann. Die Mündlichkeit billigt er; allein da, 
wo angeſtellte Juriſten das Urtheil ſprechen ſollen, könne man 
auch in der Schlußverhandlung die Protokolle nicht aufgeben, 
weil die Aktenmäßigkeit den Verhandlungen eine Grundlage gibt, 
ferner wegen der zweiten Inſtanz und wegen der Entſcheidungs— 
gründe. Am Schluſſe meint der Verf., daß man auch ohne 
Radikalreform den vorzüglichſten Uebelſtänden des gemeinrechtlichen 
Verfahrens abhelfen könnte, z. B. durch die Möglichkeit, in gewiſſen 
Fällen eine mündliche Verhandlung der Sache vor den erkennen— 
den Richtern einzuleiten. — Ein gewichtiges Wort ließ neuerlich 
der wohl erfahrene, tüchtige Puchta“ vernehmen. Der Verf. 
ſucht zu beweiſen, daß jede Geſetzgebung ein mehr oder minder 
inquiſitoriſch geführtes Vorverfahren hatte und haben muß; ge— 
ſteht aber, daß der Anklageprozeß die urſprüngliche und natür— 
liche Form, der Ingquiſitionsprozeß eine Frucht ſpäterer Zeiten 
ſey, die natürliche Stellung der im Prozeſſe handelnden Subjekte 
aufhebe, und, als der Freiheit gefährlich, die öffentliche Meinung 


18 Der Verf. (deſſen Gründe gegen die Jury wir in dem Verfolge 
dieſes Aufſatzes näher prüfen werden) gibt S. 107 zu, daß die Ent— 
ſcheidung durch Geſchwornengerichte in den Fällen wünſchenswerth ſey, 
wo jüngeres Alter, heftig aufgeregte Leidenſchaften, Geiſtesverwirrung 
die Imputation zweifelhaft machen. 

19 Der Inguiſitionsprozeß mit Rückſicht auf eine zeitgemäße Reform 
des deutſchen Strafverfahrens überhaupt und beſonders auf die Oeffent— 
lichkeitsfrage betrachtet von Puchta. Erlangen 1844. 


Mittermater, über Mündlichkeit ꝛc. 2 
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gegen ſich errege. Die Reform iſt auch nach des Verf. Anficht 
im Strafprozeß dringendes Bedürfniß; nur dürfe man nicht alles 
Heil von neuen Gerichtsverfaſſungen und Formen erwarten. Nach— 
dem er, wie wir glauben, oft nicht ohne Ungerechtigkeit gegen 
die Beſtrebungen derjenigen, welche Reformen verlangen, das 
Weſen der öffentlichen Meinung zergliedert hat, beſtreitet er, daß 
das Verlangen nach Oeffentlichkeit, Geſchwornengerichten u. ſ. w. 
öffentliche Meinung ſey. Als entſchieden begründete Mängel des 
gemeinrechtlichen Verfahrens erkennt der Verf. die unpaſſende 
Stellung des Inquirenten, und in dieſer Beziehung ſind ſeine 
Zugeſtändniſſe als die eines Mannes, welcher ſelbſt als Unter— 
ſuchungsrichter fo lange thätig war, höchſt bedeutend. Der Verf. 
ſchildert die Gefahren, in welche der Angeſchuldigte dadurch kommt, 
daß Alles nur von der Willkür eines einzigen Mannes abhängt, 
wo die Aufzeichnungen im Protokolle häufig ſchlecht erfolgen und 
die angeordneten Controlen des Aktuars, der Tabellen und 
Tagebücher ungenügend ſind. Auch iſt die Art, wie in den Gerichten 
referirt wird, wobei ſoviel davon abhängt, was und wie der 
Referent vorträgt, nach dem Geſtändniſſe des Verf., ſehr be— 
denklich. Verbeſſerung iſt nothwendig, ſie ſoll nach der Anſicht 
des Verf., da man die Inquifitionsform wenigſtens als Be— 
dingung eines zweckmäßigen Vorverfahrens oder der General— 
unterſuchung nicht entbehren kann, in einem darauf folgenden 
öffentlichen oder eigens formirten Anklageverfahren vor dem 
urtheilenden Gerichte beſtehen. Das Urtheil ſoll nach geſetzlich 
vorgezeichneten Beweisregeln erfolgen. Von der Oeffentlichkeit 
ſagt der Verf., daß ihr Zweck kein politiſcher ſey, daß ſie aber 
ihre wohlthätigen Wirkungen nicht verfehlen und das Vertrauen 
des Volkes zur Gerechtigkeit der Urtheile vermehren wird. Ueber 
die übrigen Fragen, z. B. Einführung der Staatsanwälte, Ge— 
ſchwornen, Geſtattung der zweiten Inſtanz ſpricht der Verf. ſich 
nicht aus. In einer würdigen Weiſe entwickelt der als Praktiker 
und gründlich gebildete Juriſt bekannte de Vaulr? (Generaladvokat 
in Colmar) die aus ſeiner Erfahrung geſchöpften Gründe über die 

20 In der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, XVI. Bd. Nr. X. 
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Vortheile der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit. In einer andern 
Richtung, als man in den Schriften der Vertheidiger der Jury 
findet, ſucht Rintel? vorzüglich durch die Nachweiſung der 
Ausbildung der engliſchen Jury und durch die Zergliederung der 
Elemente des Strafverfahrens die Nothwendigkeit des Geſchwornen— 
gerichts nachzuweiſen. Der Verf. will, nachdem er geiſtreich das 
Verhältniß des Richters und des Zeugen entwickelt hat, nachweiſen, 
daß in der älteren Zeit der Beweis durch das Zeugniß der Menſchen 
oder Gottes geführt wurde, und noch zur Zeit der Carolina der Rich— 
ter, welcher mit der Feſtſtellung des Thatbeſtandes nichts zu thun 
hatte, nur durch Geſtändniß, unmittelbares Zeugniß oder Folter den 
Beweis erhielt, daß mit der Aufhebung der Folter man durch den 
Indicienbeweis, der doch nur ſubjektive Ueberzeugung gibt, in mehr— 
fache Verlegenheiten kam. Der Verf. bemüht ſich, zu zeigen, daß 
in England dem Gottesurtheile das Zeugniß der zur Jury be— 
rufenen Rechtswiſſenſchaft ſubſtituirt wurde, und daß die Jury 
ein aus der Natur des Strafverfahrens ſelbſt hervorgehendes, von 
demſelben nothwendig gefordertes Beweismittel ſey. Nach der 
Anſicht des Verf., nach welchem die Carolina bei dem direkten 
Beweiſe dem Richter gebietet, zu ftrafen, ? iſt der Ausdruck: 
Zeugniß in einem anderen Sinne, als man gewöhnlich an— 
nimmt, aufzufaſſen; er will, daß das Zeugniß, worauf der Richter 
baut, und deſſen Form der zu findenden Wahrheit adäquat ſeyn 
muß, objektiv ſey, und erkennt dieſe Form in dem Zeugniß der 
Jury, als einer engeren Rechtsgenoſſenſchaft, an. Er ſtellt überall 
die engliſche und franzöſiſche Jury einander gegenüber, und findet 
nur in der erſtern die richtigen Elemente der Jury. Nach ihm 


21 Von der Jury. Ihre Nothwendigkeit und Stellung im Straf— 
verfahren, ihre Geſchichte und verſchiedene Bedeutung in England und 
Frankreich, ihre Einführung in Preußen. Eine Monographie durch Rintel. 
Münſter 1844. 

22 Der Verf. (S. 56) legt auf die Worte in den Art. 67, 69 ꝛc. ſoll 
verurtheilt werden, einen zu großen Werth und beachtet nicht, daß, 
wie ſich aus der Abſicht Schwarzenbergs und den Parallelſtellen ergibt, 
vorzüglich eine Ermächtigung den Richtern gegeben werden ſollte. Auf jeden 
Fall hat die Beweistheorie in ihrer Fortbildung dieſe Anſicht erhalten. 
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iſt die engliſche Jury hervorgegangen aus dem Inſtitute der Eid— 
helfer; ſie iſt eine Form des Beweisverfahrens und ihr Ausſpruch 
ein Zeugniß über die Sache, während die franzöſiſche Jury auf 
dem Prinzipe der möglichſten Spaltung der Funktionen der öffent— 
lichen Gewalt beruht und eine aus der Volksſouveränität hervor— 
gehende Theilnehmerin an der erkennenden Gewalt iſt, geſtiftet 
als Damm gegen die gefürchtete Tyrannei der Regierung; dar— 
nach hat auch die engliſche Jury eine ganz andere Stellung zu 
den Richtern als in Frankreich; darnach kommt der Verf. (wir 
glauben, in vielen Punkten mit Recht) zu einer von der ge— 
wöhnlichen abweichenden Anſicht, z. B. wenn er die Verträglich- 
keit, ja ſelbſt die Nothwendigkeit von Beweisregeln bei der Jury 
aufſtellt und Einſtimmigkeit bei den Geſchwornen für weſentlich 
hält. Eine in das Detail eingehende Reihe von Vorſchlägen über 
die einzelnen Beftandtheile des Verfahrens, wenn die Jury in 
Deutſchland eingeführt wird, gibt dem Werke einen beſonderen 
Werth. 

Eine große Zahl intereſſanter Schriften über Strafprozeß 
wurden in Schleswig und Holſtein durch die in den Verſamm— 
lungen der Provinzialſtände geſtellten Anträge auf Verbeſſerung 
des Strafprozeſſes in das Leben gerufen; in allen dieſen Schriften 
(deren Inhalt wir unten in §. XIX. im Zuſammenhange mit der 
Darſtellung der Verhandlungen der Ständeverſammlung entſcheiden 
werden) von Falk, Clauſſen, v. Schirach, Brinkmann, Graba, 
Esmarch, Hermann u. A. iſt die Richtung vorherrſchend, die 
Nothwendigkeit der Einführung des mündlichen öffentlichen An— 
klageprozeſſes nachzuweiſen. Die Verſchiedenheit der Anſichten 
bezieht ſich vorzüglich darauf, daß mehrere dieſer Schriftſteller 
auch das Geſchwornengericht für nothwendig halten, während die 
Uebrigen gegen die Einführung des Inſtituts entweder überhaupt 
oder zur Zeit ſich erklären. Eine von dieſen Beſtrebungen ab— 
weichende Richtung hat die neueſte Schrift eines ſchleswigſchen 
Praktikers, Höpfner, * der mit einer großen Umſicht und 


25 Ueber den Anklageprozeß und das Geſchwornengericht von Höpfner. 
Hamburg 1844. 
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Kenntniß die wiſſenſchaftlichen Leiſtungen, den deutſchen Straf— 
prozeß und ſeine Elemente, insbeſondere den Unterſuchungsprozeß 
und die Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte ſtändige Richter in 
Schutz nimmt. Nach dem Verf. iſt auch die franzöſiſche Vorunter— 
ſuchung inquiſitoriſch.“ Die Staatsanwaltſchaft erſcheint ihm nicht 
als nothwendig; er hält ſelbſt die Idee, worauf ſie beruht, für 
unrichtig und glaubt, daß das Inſtitut im Widerſpruche mit dem 
Weſen der Monarchie ſtehe; von der Thätigkeit des deutſchen Unter— 
ſuchungsrichters hat der Verf. eine erhabene, freilich ſehr idealiſirende 
Anſicht, indem er läugnet, daß der Richter Jemanden anklage, 
während er nur Wahrheit ſucht und die beiden Richtungen auf 
Schuld und Unſchuld wohl verträglich wären. Um den deutſchen 
Strafprozeß zu rechtfertigen, ſucht der Verf. die dagegen vor— 
gebrachten Einwendungen zu widerlegen, z. B. den Vorwurf der 
langen Dauer der Prozeſſe in Deutfchland, ? obwohl der Verf. 
nicht in Abrede ſtellt, daß das übertriebene Streben nach Gründlich— 
keit Verzögerungen herbeiführt. Der Verf. hält ſogar die Ab— 
ſchaffung der Ungehorſams- und der Lügenſtrafen für bedenklich; 
er glaubt nicht, daß im deutſchen Strafprozeſſe die Vertheidigung 
des Angeſchuldigten mehr erſchwert ſey. In Bezug auf das Ge— 
ſchwornengericht enthält das Werk des Verf. eine gewiſſenhaft 


24 Hr. Höpfner, wie fo viele deutſche Schriftſteller, gehen von hier viel— 
fachen Verwechslungen aus. Allerdings iſt viel Inquiſitoriſches in der fran— 
zöſiſchen Vorunterſuchung; wer aber weiß, daß ohne den Antrag des 
Staatsanwalts der Unterſuchungsrichter zwar proviſoriſche Informations— 
handlungen vornehmen, aber nicht eine eigentliche Unterſuchung antreten 
kann, wer es weiß, wie die Anträge des Staatsanwalts die Thätigkeit 
des Unterſuchungsrichters weſentlich beſtimmen, kann das Weſen des 
Anklageprozeſſes nicht verkennen. 

25 Wenn der Verf. anführt, daß in England die kürzere Dauer der 
Vorunterſuchungen mit dem dort herrſchenden Abſchreckungsſyſtem zu— 
ſammenhängt, und in Bezug auf den franzöſiſchen Strafprozeß einzelne 
ebenfalls lange dauernde Prozeſſe anführt, ſo iſt die erſte Behauptung in 
Bezug auf England gewiß irrig, da der Erklärungsgrund aus dem An— 
klageprinzip einfach vorliegt; was die franzöſiſchen Prozeſſe betrifft, ſo 
dürfte der Verf. doch erwägen, daß die wenigen lange dauernden Prozeſſe 
ſeltene Ausnahmen ſind, während in Deutſchland die lange Dauer die 
Regel iſt. Wir werden unſere Tabellen der verſchiedenen Länder vorlegen. 


22 


gearbeitete Geſchichte des Inſtituts. Die Gründe für die Ge 
ſchwornenverfaſſung werden angegriffen, und wenn man auch dem 
Verf. nicht zuſtimmen kann (ſeine Gründe werden wir unten 
prüfen), ſo muß man ihm doch die Gerechtigkeit widerfahren 
laſſen, daß ſeine Schrift geiſtreich den Gegenſtand behandelt und 
durch ein großes Eingehen in das Detail ſich auszeichnet, obwohl 
der Verf. von dem Vorwurfe der Heftigkeit, mit welcher er den 
Vertheidigern des Geſchwornengerichts oft Abſichten unterlegt, die 
ihnen fremd ſind, und von dem Vorwurfe einer einſeitigen Benützung 
einiger Stellen der Gegner der Jury, die häufig nur die mangel— 
hafte franzöſiſche Juryangreifen, und von übertriebener Idealiſirung 
des deutſchen Strafverfahrens nicht freizuſprechen iſt. Wir wollen 
gerne glauben, daß der Verf. durch ſeine vaterländiſchen Gerichte, 
die ihm zunächſt vorſchwebten, zu ſeinen günſtigen Urtheilen be— 
ſtimmt worden iſt. 

Auf jeden Fall freut ſich der Freund der Wahrheit, daß die 
Wiſſenſchaft in Deutſchland ihre Kräfte auf die Erörterung der 
großen Frage gewendet hat. Das Ergebniß der Forſchungen iſt 
unbezweifelt, daß die Mehrzahl derjenigen, welche ſich darüber 
äußerten, die Nothwendigkeit der Umgeſtaltung insbeſondere in 
der Richtung erkennt, daß durch ein mündliches Verfahren dem 
urtheilenden Richter beſſere Materialien für ſeine Urtheilsfällung 
gegeben werden müſſen; nur über den Umfang iſt Streit, indem 
Viele noch hoffen, daß durch eine mündliche Schlußverhandlung, 
die wenigſtens in den Anſchuldigungen wegen der ſchwerſten 
Verbrechen eintreten ſoll, mit möglichſter Beſchränkung dieſer 
Verhandlung geholfen werden kann, Andere möglichſt, durch eine 
oft unbewußt ihnen anklebende Anhänglichkeit an die alten For— 
men geleitet, in Bezug auf die Zahl der vorzuladenden Zeugen 
markten und gerne die Ergebniſſe des ſchriftlichen Verfahrens mit 
den Vortheilen der mündlichen Verhandlung zu verbinden ſuchen. 
Weit getheilter ſind die Anſichten der Schriftſteller über den Werth 
der Oeffentlichkeit und des Anklageprozeſſes. Man bemerkt leicht, 
daß Viele die Oeffentlichkeit, die ſie geben wollen, nur als eine 
durchaus nicht weſentliche Einrichtung anſehen, die man der 
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einmal herrſchenden Anſicht zugeben, aber möglichſt mit fo vielen 
Beſchränkungen verclauſuliren müſſe, daß ſie als unſchädlich er— 
ſcheint; bei dem Anklageprozeſſe iſt aber die alte Vorliebe für den 
Unterſuchungsprozeß ſo feſtgewurzelt, daß manche Schriftſteller, 
wenn ſie auch das Anklageverfahren zugeben, daſſelbe mit ſo vielen 
inquiſitoriſchen Zuſätzen verſehen, daß in der Wirklichkeit nur der 
Inquiſitionsprozeß gelten würde. Am meiſten iſt noch die Wiſſen— 
ſchaft über den Werth des Geſchwornengerichts uneinig; die 
überwiegende Zahl derjenigen Schriftſteller, welche für Mündlich— 
keit und Oeffentlichkeit ſich erklären, hält wenigſtens die Jury 
nicht für weſentlich, Manche erklären ſich entſchieden dagegen. — 
Nach unſerer Ueberzeugung bleibt für die Wiſſenſchaft noch Vieles 
zu thun übrig. Man muß vorzüglich bei dem Studium der neuen 
deutſchen Schriften zweierlei beklagen. Die Mehrzahl derjenigen, 
welche über die Umgeſtaltung des Prozeſſes ſich erklären, kennen 
das fremde Verfahren durch Selbſtanſchauung entweder gar nicht, 
oder ſehr ungenügend. Was man häufig von dem Ineinander— 
greifen des Anklageprinzips und der Unterſuchung ſpricht, geht 
aus keiner klaren Vorſtellung des wirklichen Ganges der fran— 
zöſiſchen Vorunterſuchung hervor. Wir wiederholen, daß man 
aus keinem Geſetzbuche, aus keinem Commentar das franzöſiſche 
Verfahren gründlich kennen lernt, und daß ſelbſt ein flüchtiges 
Zuſchauen bei einigen Aſſiſenverhandlungen nicht zureicht. Man 
würde, wenn man das Weſen des franzöſiſchen und engliſchen 
Prozeſſes beſſer erkennen würde, unmöglich von einer mündlichen 
Schlußverhandlung (während die mündliche Verhandlung die 
Hauptſache iſt), oder von der Rekapitulation der Vorunterſuchung 
in der mündlichen Verhandlung ſprechen können. Am meiſten 
muß man bedauern, daß die, welche Mündlichkeit und Oeffentlich— 
keit, aber ohne Geſchwornengerichte, wollen, ohne alle Erkun— 
digung in den Ländern, in welchen dieſe Formen geſetzlich beſtehen, 
ihre experimentirenden Vorſchläge machen. Eine der würdigſten 
Aufgaben für die Wiſſenſchaft würde ein Eingehen in die Detail— 
fragen des neuen Strafverfahrens ſeyn. Mit den allgemeinen 
Reden über Mündlichkeit, Geſchwornengerichte iſt nicht viel geholfen. 
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Jeder, welcher den Gang der Strafrechtspflege außer Deutfch- 
land beobachtet, muß erkennen, daß die Schwierigkeit da erſt 
anfängt, wo man dieſe Elemente in das Leben einführen will, 
Dafür aber iſt in den meiſten neueſten Schriften am wenigſten 
geleiſtet worden. Der Legislation würden die wichtigſten Ma— 
terialien erſt durch treue Sammlung der Erfahrungen des Aus— 
lands und durch wiſſenſchaftliche Behandlung der Detailfragen 
geliefert werden. 


§. II. 


Engliſcher Strafprozeß in feiner praktiſchen Bedeutung und in 
feiner Anwendung. Eigenthümlichkeiten des fchottifchen und iriſchen 
Strafprozeſſes. 


Ein Hauptgrund des Mangels einer gehörigen Berftändigung 
über die Grundbedingungen der Umgeſtaltung des Strafprozeſſes 
liegt darin, daß die Meiſten, welche an den Berathungen Theil 
nahmen, ihre Vorſchläge, ihr Lob oder ihre Angriffe nur auf 
den franzoſiſchen Prozeß bezogen und den engliſchen Strafprozeß, 
als die eigentliche Quelle, gar nicht, oder nur nebenher beachteten, 
und ihre Kenntniß nur aus Büchern ſchöpften, z. B. von Blad- 
ſtone, die nie genügen, um den engliſchen Prozeß kennen zu 
lernen. Der engliſche, ſchottiſche, nordamerikaniſche Prozeß, tief 
in dem Volke wurzelnd, gegründet auf die ſeit Jahrhunderten 
geſchehene Entwickelung, im Zuſammenhange mit einem bewegten 
öffentlichen Leben und politiſchen Einrichtungen, welche dem Ver— 
fahren Kraft geben, der Jury eine große Wirkſamkeit ſichern und 
die Nachtheile entfernen, welche ſie in anderen Ländern vielleicht 
haben kann, beruht auf einer Conſequenz und hat einen ſolchen 
herrlichen Zuſammenhang mit anderen organiſchen Umgebungen, 
wie kein anderer Prozeß ſich deſſen rühmen kann. Da bekanntlich 
der Engländer, wie in ſeiner Verfaſſung, ſo auch im Straf— 
verfahren, nur wenig förmliche Geſetze hat, und das Meiſte dem 
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Gerichtsgebrauche überlaſſen ift, fo hat der Richter in England 
und Nordamerika freilich auch in dem Strafprozeſſe eine ſehr 
große Gewalt, die aber in jenen Ländern nicht gefährlich iſt, da 
die Richter überhaupt, wenn ſie auch in Bezug auf Politik meiſt 
conſervativ ſind, eine Unabhängigkeit und einen Sinn bewähren, 
den Angeklagten in Schutz zu nehmen und im Zweifel die Ver— 
theidigung zu begünſtigen, zugleich durch die höchſte Oeffentlichkeit 
und durch die Preßfreiheit ſo controlirt werden, daß ſie es nicht 
wagen, eine Illegalität oder eine Abweichung von dem Gerichts— 
gebrauche zu begehen. — Vorfälle, wie ſie in dem letzten Prozeſſe 
gegen O'Connell vorkamen, werden von den Engländern ſelbſt als 
ganz außerordentliche, aus dem furchtbaren Kampfe der Regierung 
gegen das Volk in Irland erklärbare, erkannt. Ueber das Weſen 
und den Gang der Vorunterſuchung in England geben die ſeit 
einigen Jahren erſcheinenden Criminalreturns! intereſſante Auf— 
ſchlüſſe. Aus den uns vorliegenden neueſten Tabellen ergibt ſich, 
daß in London im J. 1822 65,704 Perſonen (darunter 20,266 
Weiber) von der Polizei gefänglich eingezogen wurden (darunter 
blos wegen Trunkenheit 12,338, wegen liederlicher Aufführung 
12,625, feile Dirnen 2580, wegen verdächtigen Benehmens 4201, 
wegen Vagabundirens 5526). Von dieſen wurden ſogleich von 
den Polizeirichtern entlaſſen 33,609. Im Gefängniß wurden 
wegen der bevorſtehenden Criminalunterſuchung (da ſie keine 
Sicherheit ſtellen konnten oder der Fall ſich dazu nicht eignete) 
behalten 4431 Perſonen (1073 Weiber unter dieſen). Sogleich 
von den Polizeirichtern abgeſtraft wurden 27,664; gegen die Mei— 
ſten wurde Geldſtrafe erkannt (nämlich gegen 12,387 Männer und 
3384 Weiber). Zum Gefängniſſe unter 7 Tagen wurden 1363 
Männer und 705 Weiber verurtheilt. Verurtheilung zu 3 Monaten 
(das Maximum) erging gegen 484 Männer und 49 Weiber. Gegen 
1274 Männer und 412 Weiber wurde erkannt, daß ſie Sicherheit 
wegen ihres Betragens zu leiſten hätten. Wegen Trunkenheit wurde 
gegen 2870 Männer und 969 Weiber Geldftrafe erkannt. 


1 Sie erſcheinen jährlich auch unter dem Titel: Number of persons 
taken into custody by the metropolitan police and their results. 
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Ueber das Verhältniß der ſogenannten Inquest of the 
coroner im Falle vorgekommener Tödtungen gibt ein neueres 
Werk über gerichtliche Mediein? intereſſante Auſſchlüſſe und lehrt, 
daß man in England ſchon am Anfang der Unterſuchung den 
Thatbeſtand nicht leichtſinnig nimmt, ſondern ſtreng prüft, und 
daß die Aerzte immer mehr die Wichtigkeit der gerichtsärztlichen 
Unterſuchung zur Ausmittelung des Thatbeſtandes erkennen. 
Neuere Schilderungen des engliſchen Strafverfahrens ver— 
dankt man dem Hrn. Mühry' und Hrn. Rintel.“ Der Erſte, 
der längere Zeit ſelbſt das engliſche Strafverfahren in ſeiner 
Anwendung beobachtete, liefert eine, wenn auch gedrängt, aber 
doch treu und lebendig den inneren Zuſammenhang des Ver— 
fahrens enthaltende Darſtellung; der Zweite hält ſich bei ſeiner 
Entwickelung vorzüglich an die geſchichtliche Ausbildung der 
Inſtitute und ſucht den würdigen Geiſt derſelben zu zeigen. Ein 
ſehr brauchbares engliſches Werk ift von Boothby? erſchienen. Das 
Werk iſt ſehr belehrend; es enthält eine alphabetiſche Darſtellung 
aller Verbrechen, bei jedem iſt der Thatbeſtand deſſelben, dann 
die Beſtrafung, ferner unter der Rubrik: evidence angegeben, auf 
welche Punkte die Anklagsakte gerichtet ſeyn muß und welche 
Beweisregeln gelten. Unter der Rubrik: observations ſind bei 
jedem Verbrechen merkwürdige Fälle, praftifche Beobachtungen 
über ſchwierige Fragen und einzelne Punkte des Verfahrens an— 
gegeben. — Beklagen muß man es, daß noch immer außer Eng— 
land die Freunde des Geſchwornengerichts von dem Weſen der 
Urtheilsfällung durch Geſchworne ſich Vorſtellungen machen, an 
welche kein Engländer und Amerikaner denkt. Alles kommt darauf 


2 Principles of forensic medicine by W. Guy, Professor of forensic 
medicine. London 1843, vol. I, p. 1— 14. 

»In feiner Ueberſetzung von Stephen's Werk: Handbuch des engl. 
Strafrechts und Strafverfahrens von Stephen, aus dem Engliſchen über— 
ſetzt von Mühry, Göttingen 1843, von S. 563 an findet ſich ſeine eigene 
Darſtellung des engliſchen Verfahrens. 

In der oben Note * angeführten Schrift. 

> A synopsis of the law relating to indictable offences by Boothby. 
London 1842. 
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an, in welcher Stellung zu den rechtsgelehrten Richtern man bie 
Geſchwornen ſich denkt und welche Elemente es ſind, die man als 
diejenigen vorausſetzt, auf welche die Geſchworenen ihren Aus— 
ſpruch bauen ſollen. Unfehlbar hat die Inſtruktion, welche der 
franzöſiſche Code d'instruction criminelle art. 342 enthält, der 
richtigen Auffaſſung des Verhältniſſes der Geſchwornen in Frank— 
reich ſehr geſchadet; die Aufforderung an die Geſchwornen, nur 
ſich zu fragen: avez vous une conviction intime? veranlaßt häufig 
den Glauben, daß die Geſchwornen nur dem Totaleindrucke und 
einem dunklen Gefühle von der Wahrheit einer Thatſache, wobei 
der Geſchworne ſich keine Rechenſchaft gibt und zu geben braucht, 
folgen ſollen, und die Erklärung des Geſetzgebers in der In— 
ſtruktion, daß die Geſchwornen ihre Pflicht verletzen, wenn ſie 
an die Vorſchriften der Strafgeſetze denken und die Folgen ihres 
Ausſpruches berückſichtigen, könnte leicht irre führen. In der 
Wirklichkeit wird dies Verbot gar nicht beobachtet und die Ge— 
ſchwornen können oft gar nicht anders als die Beſtimmungen der 
Strafgeſetze ſich klar machen, wenn ſie z. B. über Anklagen wegen 
Mords oder Todſchlags zu entſcheiden haben; ſeit der Einführung 
des Syſtems der Milderungsgründe in Frankreich iſt ohnehin der 
Geſchworne vielfach hingewieſen, die Folgen ſeines Ausſpruchs 
zu erwägen. In England und Amerika iſt nun von vorneherein 
die Stellung der Geſchworenen eine andere als in Frankreich. 
Die engliſchen Geſchwornen ſind durch den uralten Gebrauch hin— 
gewieſen, nach Beweismitteln zu entſcheiden,“ freilich nicht nach 
einer geſetzlichen Beweistheorie, wie im deutſchen Prozeſſe, wohl 
aber nach einem Inbegriff genauer durch die Rechtsübung viel— 
facher Präjudicien ſanktionirter Regeln des Beweiſes (ok evidence), 
welche durch Tradition ſich fortpflanzen, von den Schriftftellern ? 
geſammelt und wiſſenſchaftlich entwickelt werden und worüber der 
Aſſiſenrichter den Geſchwornen Rechtsbelehrung gibt. Welche Maſſe 
von Vorſichtsmaßregeln gibt die Praxis den Geſchwornen in 


„» Rintel, von der Jury, S. 137. 
Z. B. in Starkie treatise on the law of evidence. London 1832. 
Roscoe a digest of the law of evidence in criminal cases. Lond. 1835. 
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Bezug auf die Prüfung des ſogenannten Indicienbeweiſes! Will's? 
Werk enthält eine ſolche Anweiſung. Es iſt ein ſchon von alten 
engliſchen Juriſten den Geſchwornen immer eingefchärfter Grund— 
ſatz,“ daß ſie auf künſtlichen Beweis nicht einen wegen Tödtung 
Angeklagten verurtheilen ſollen, wenn nicht die Leiche des Ge— 
tödteten aufgefunden iſt. Betrachte man näher die Anweiſungen 
oder praktiſchen Schriften zum Gebrauche für die Geſchwornen, 
z. B. das neueſte von Corniſh,“ um ſich zu überzeugen, daß 
überall voraus geſetzt wird, daß die Geſchwornen nach den her— 
kömmlichen Beweisregeln urtheilen. Der engliſche Richter benützt 
jede Gelegenheit, den Geſchwornen mit Hinweiſung auf Beweis— 
regeln zu warnen, von dieſem oder jenem Eindruck ſich leiten zu 
laſſen; oft wird ſelbſt die Frage: ob ein gewiſſer Beweis zuläffig 
ſey, Gegenſtand der Entſcheidung ſämmtlicher Richter. Eine in— 
tereſſante gedrängte Darſtellung engliſcher Strafrechtsfälle lieferte 
in dieſer Beziehung neuerlich Hr. Mühry.“ Man ſieht daraus, 
daß die Frage: ob die Geſchwornen auf ein in der Vorunter— 
ſuchung abgelegtes und in der Sitzung abgeleſenes Zeugniß Werth 
legen dürfen, oft Gegenſtand der Berathung der Verſammlung 
aller Richter iſt, und daß dieſe ſelbſt prüfen, ob, wenn man dies 
Beweismittel nicht berückſichtigte, aus den übrigen noch vor— 
handenen der zur Verurtheilung nöthige Beweis vorhanden iſt. 
Auf ähnliche Art iſt oft die Frage: wie weit ein in der Vor— 
unterſuchung abgelegtes Geftändniß zur Verurtheilung genüge, 
Gegenſtand der Berathung der Richter.“ In dem Spezialverdikt,“ 
welches die Geſchwornen ausſprechen können, liegt ein Mittel, 
durch welches die Jury von dem Geſetze, welches in dem Falle 


Wills an essay on the rationale of circumstantial evidence. 
London 1838. 

9 . B. noch neuerlich Boothby a synopsis of the law, p. 271 in not. 

10 A Manual of comon law and Jurymans legal Handbook. 
London 1843. 

11 In meiner Zeiſchrift für ausländ. Geſetzgebung. Bd. XVII. S. 52. 

12 Zeitſchrift J. c. S. 65. 

1s Darüber Mühry in der Ueberſetzung von Stephen, S. 516 in not. 
Rintel, S. 144. Cornish Handbook, p. 105. a 
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zur Anwendung zu bringen ift, die Art ihres Ausſpruchs ab- 
hängig macht. Wenn z. B. bei der Anklage wegen Tödtung die 
Jury nicht weiß, ob der Hof die Handlung als Mord oder Todt— 
ſchlag erklären wird, ſo kann ſie ihr Verdikt ſo ſtellen, daß ſie 
für den Fall, daß die Tödtung als Mord erklärt werden würde, 
ihr not guilty, und für den Fall, daß ſie als Todtſchlag ange— 
ſehen wird, ihr guilty ausſprechen. 

Intereſſant iſt es, zu beobachten, daß in England ſelbſt 
manche Lücken des engliſchen Strafverfahrens immer mehr an— 
erkannt werden; insbeſondere vermehrt ſich die Zahl der Stimmen, 
welche die Einführung eines öffentlichen Anklägers in der Art, 
wie das Inſtitut in Schottland vorkommt, empfehlen.“ 

Zu den belehrendſten Aufſätzen, durch welche das Verhältniß 
des engliſchen und des franzöſiſchen Strafverfahrens klar wird, 
gehört eine Prüfung des franzöſiſchen Prozeſſes gegen Frau Laffarge.“ 
Der Verf. jenes Aufſatzes, einer der geiſtreichſten engliſchen Juriſten, 
vergleicht beide Prozeßarten, und indem er den Leichtſinn, mit 
welchem man in Frankreich den Thatbeſtand herſtellt, die oft vor— 
kommende Leidenſchaftlichkeit und Heftigkeit der Beamten der 
Staatsbehörde, die folterartigen Vernehmungen, die im fran— 
zöſiſchen Verfahren vorkommen können, getadelt, und die humane, 
gewiſſenhafte und ruhig prüfende Form des engliſchen Prozeſſes 
hervorgehoben hat, ſpricht er die Ueberzeugung aus, daß die 
engliſche Jury die Laffarge nicht verurtheilt haben würde. — 
Ueber die in England herrſchende Stimme in Bezug auf den 
Werth der engliſchen Prozeßformen enthält Mühry's Werk ein 
auf längere Beobachtung gegründetes Urtheil. Man erkennt die 


44 Eine merkwürdige Verhandlung darüber fand in dem Parlamente 
im April 1844 Statt. Die Stimmen über die Nothwendigkeit des öffent— 
lichen Anklägers waren freilich getheilt; man rügte aber ſehr den Miß— 
brauch, nach welchem der Richter zuweilen, wenn kein Advokat als 
Proſekutor erſcheint, die Ankläger unterſtützt. Sir Robert Peel er— 
klärte dies Benehmen als eine Untergrabung des dem Richter ziemenden 
Verhältniſſes. S. Legal observer or Journal of Jurisprudence, 1844, 
April, p. 502. 

15 In the Edinburgh Review, Juli 1842, p. 359 — 396. 
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die Möglichkeit der Verbeſſerung einzelner Punkte an;“ aber im 
Allgemeinen herrſcht unter allen Partheien Begeiſterung für die 
Grundlage des Verfahrens. Mit Recht findet auch Mühry“ in. 
uneingeſchränkter Oeffentlichkeit das trefflichſte Mittel, Unregel— 
mäßigfeiten ® vorzubeugen, fie da, wo fie vorkommen, zu entdecken 
und unſchädlich zu machen, und das Vertrauen des Volkes zur 
Rechtspflege zu begründen. In Bezug auf das Geſchwornengericht 
erheben ſich zwar in der Anwendung der Jury auf Civilſachen auch in 
England mehr Stimmen gegen die Einrichtung; dagegen hört man 
nur ſelten eine Klage gegen die Jury im Strafprozeſſe, obwohl man 
nicht in Abrede ſtellt, daß die Geſchwornen zuweilen wegen der 
Härte der Strafen, welche dem Verbrechen gedroht ſind, losſprechen, 
wo die öffentliche Stimme die Angeklagten für ſchuldig erkennt, ſo 
wie man auch oft die Behauptung hört, daß die geforderte Ein— 
ſtimmigkeit der kleinen Jury Täuſchung iſt, indem der Zeitverluſt 
und die Unbehaglichfeit, welche mit einer längeren Berathung 
verbunden ſeyn würden, auf manchen Geſchwornen, wenn auch 
unbewußt, einwirken mögen. Auch beklagt man, daß oft die 
Richter durch ihre reſumirende Darſtellung und ihre Belehrungen 
auf die Geſchwornen einen übermächtigen Einfluß haben; dennoch 
iſt im Allgemeinen die Ueberzeugung von der Trefflichkeit des 
Geſchwornengerichts in England feſt gegründet; ein gewiſſer Takt, 
der praktiſche Sinn der Engländer, die lange Uebung nach ge— 
wiſſen, durch den Gebrauch geheiligten und von dem präſidirenden 
Richter hervorgehobenen Beweisregeln zu entſcheiden, und die dem 
Engländer, der überhaupt nicht leicht durch ſchöne Phraſen be— 
ſtimmt wird, angeborne Achtung vor bürgerlicher Ordnung, ſo 


16 Die Criminal law Commissioners machten neuerlich viele Fragen 
bekannt, die ſich auf die Verbeſſerung des engl. Strafprozeſſes beziehen und 
über welche ſie die Aeußerung der Juriſten zu hoͤren wünſchen. Legal 
observer, January 1844, p. 268. 

17 Mühry, in der Ueberſetzung von Stephen's Werk, S. 615 — 622. 

is Manche Unbeſtimmtheit oder Mißbrauch wird in neuerer Zeit durch 
Verordnungen abgeſtellt, z. B. über Beſuch in Haft befindlicher Ange— 
ſchuldigten durch andere Perſonen. Legal observer 1844, June, p. 75. 
Der rechtliche Rathgeber des Gefangenen darf ihn immer beſuchen. 


wie fein Ernſt in der Abwägung der Folgen feiner Handlungen 
bewirken, daß die Rechtſprechung der Geſchwornen in England 
die allgemeine Billigung für ſich hat. Eine grundloſe Losſprechung 
wird der engliſchen Jury nicht vorgeworfen. Das Verhältniß der 
Losſprechungen durch die Jury zu der Zahl der Angefchuldigten 
war im J. 1843 28 auf 100. Eine beſondere Vermehrung der 
Verurtheilungen ſeit der Zeit, als die Todesſtrafe bei manchen 
Verbrechen durch Geſetze aufgehoben wurde, iſt bemerkbar.“ Die 
Zahl der Verurtheilungen iſt auf jeden Fall in England weit 
ſtärker als in Frankreich.“ Nicht genug können wir Alle, welche 
für die Geſetzgebung in Strafſachen ſich intereſſiren, auf einen 
Aufſatz“ aufmerkſam machen, welcher den innigen Zuſammenhang 
des engliſchen Strafprozeſſes und vorzüglich der Jury mit den 
politiſchen und gerichtlichen Einrichtungen Englands hervorhebt 
und zeigt, daß England Vorausſetzungen beſitzt, welche den 
Geſchwornengerichten eine Wirkſamkeit ſichern, wie ſie nicht leicht 
ein anderes Land bietet. Daß auch in England vorzüglich der 
Werth des dortigen Strafprozeſſes weniger als das beſte juriſtiſche 
Mittel, Wahrheit zu finden, vielmehr als Schutzmittel in politi— 
ſcher Beziehung anerkannt wird, zeigt der Verf. jenes Aufſatzes, 
welchem wir unten näher folgen werden, trefflich. 


10 Nach den einleitenden Bemerkungen zu den Criminaltabellen von 
1843 lehrt die Vergleichung der Verurtheilungen zur Zeit, als die Todes— 
ſtrafe noch beſtand, mit den der Zeit, als dieſe Strafe aufgehoben war, 
daß in der zweiten die Losſprechungen abnahmen. 

20 Im J. 1843 waren 29,591 wegen Vergehen Angeſchuldigte; davon 
wurden 21,092 verurtheilt; nur 5995 wurden von den Geſchwornen als 
nicht ſchuldig erklärt. Das Verhältniß bei einzelnen Verbrechen iſt ſehr 
verſchieden. Bei Fälſchung (korgery) bemerkt man, daß die Zahl der Los— 
ſprechungen gering iſt. (Von 8 wegen Banknotenfälſchung Angeſchuldigten 
find 7 verurtheilt, 1 losgeſprochen; von 182 wegen anderer Urkunden— 
fälſchung Angeſchuldigten ſind 118 verurtheilt, 46 losgeſprochen.) Von 
22,298 wegen nicht mit Gewalt verübten Verbrechen gegen das Eigenthum 
Angeſchuldigten ſind 16,345 verurtheilt und 4178 von der Jury losgeſprochen. 
Dagegen ſind von 85 wegen Mords Angeklagten 22 verurtheilt und 48 
losgeſprochen. Von 322 wegen Raubs von bewaffneten Banden Ange- 
ſchuldigten waren 177 verurtheilt und 127 losgeſprochen. 

2! In der bibliotheque univers. de Genève, Aoüt 1844, p. 209 — 229. 
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Nicht weniger als der englifche Strafprozeß verdient der 
ſchottiſche die Aufmerkſamkeit derjenigen, welche an der Be— 
rathung über die Umgeſtaltung des Strafverfahrens Theil nehmen. 
Unbedenklich enthält das ſchottiſche Verfahren manche Vorzüge, 
welche auch die engliſchen Juriſten anerkennen. Schon der Charakter 
der Vorunterſuchung in Schottland iſt ein anderer als in Eng— 
land. Sie wird von dem als öffentlicher Ankläger handelnden 
Lord-Advokaten geleitet, welcher feine Stellvertreter (sollieitor 
general und drei Advocates-Depute) ſelbſt ernennt und für ſie 
verantwortlich iſt. Dieſer Staatsbehörde liegt eine beſondere Pflicht 
ob, dem Angeſchuldigten die Möglichkeit einer vollſtändigen Recht— 
fertigung zu geben. Jede Uebereilung ſoll vermieden werden; das 
Geſetz und die öffentliche Meinung erklären den Kronanwalt für 
verantwortlich wegen jedes Unrechts, wenn er leichtſinnig eine 
Perſon der Unterſuchung unterwirft; die ſchottiſchen Juriſten!“ 
rühmen die Gewiſſenhaftigkeit der Anwälte der Krone, welche da, 
wo ſie an dem Daſeyn der nöthigen Beweiſe gegen den Ange— 
ſchuldigten zweifeln, den Angeſchuldigten (ſchneller als er in 
England befreit wird) entlaſſen, weil der Anwalt der Krone er— 
klärt, daß die Unterſuchung nicht fortzuſetzen ſey; von jährlich 
589 Angeſchuldigten, gegen welche Anſchuldigung wegen Ver— 
brechen erhoben wurde, kamen 189 ſchnell wieder in Freiheit.” 
Von 3562 Angeſchuldigten im J. 1841 wurde gegen 437 die 
Vorunterſuchung (precognition in Schottland genannt) von dem 
Kronanwalt aufgehoben. In der feierlichen Criminalverhandlung 
hat der Angeklagte in Schottland den Vortheil (den das engliſche 
Recht nicht gewährt), daß der Kronanwalt vor der Verhandlung 
alle Beweismittel, deren er ſich gegen den Angeklagten bedienen 
will, anzeigen muß,? und der Angeklagte immer einen Vertheidiger 


22 Allison, practice of the criminal law of Scotland. Edinburgh 
1833, p. XVIII. Dieſes Buch, welches wir am meiften empfehlen müſſen, 
zeichnet ſich vor dem allerdings wegen größerer Gelehrſamkeit und hiſtori— 
ſchen Forſchungen mit Recht gerühmten Werke von Hume: Commen— 
taries etc. durch größere praktiſche Entwickelung aus. 

25 Tabelle bei Allison, p. XXXVIII. 

Allison, p. XX. 
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haben kann, wobei wieder die Sitte in Schottland einflußreich 
wird, nach welcher es ein Ehrenpunkt für die Advokaten iſt, 
Angeklagte zu vertheidigen (daher oft arme Angeklagte von 
Anwälten des erſten Ranges vertheidigt werden). Gewiſſe 
Beweisregeln werden auf das Gewiſſenhafteſte in Schottland 
befolgt; vor allem ſteht ein Grundſatz feſt, an welchem die 
ſchottiſchen Richter feſthalten und den jeder Geſchworne kennt, 
nämlich: daß der Angeklagte durch zwei Zeugen überwieſen werden 
muß und ein Zeuge nicht genügt,“ wenn nicht ein Zuſammen— 
treffen dringender Verdachtsgründe neben der Ausſage des Zeugen 
vorhanden iſt. Ueberhaupt enthält das fchottifche law of evidence 
noch mehr in das Detail gehende, vielfach von den engliſchen 
abweichende, Beweisregeln.“ Abweichungen von den engliſchen 
Beſtimmungen in Bezug auf das Geſchwornengericht kommen in 
Schottland theils in ſo fern vor, daß auch Stimmenmehrheit der 
Geſchwornen in Schottland zur Verurtheilung genügt,“ und daß 
die ſchottiſchen Geſchwornen zweierlei Formeln der Losſprechung 
haben, nämlich indem ſie entweder not guilty oder not proven 
(nicht bewieſen) ausſprechen; beide Formeln ſind zwar losſprechend, 
allein die zweite deutet darauf, daß die Geſchwornen nur nicht 
den Beweis für genügend erkannten (ſtillſchweigend aber das 
Daſeyn eines Verdachts ausſprechen). Im J. 1841 erkannten 
die Geſchwornen in 191 Fällen not proven und nur in 25 Fällen 
not guilty. ® Ueberhaupt iſt es auffallend, daß in Schottland 
weit weniger Losſprechungen durch die Geſchwornen als in Eng— 
land vorkommen. Von 3562 Angeſchuldigten wurden 1841 nur 
216 losgeſprochen und 2667 für ſchuldig erklärt.? Die ſchoͤttiſchen 


25 Alliſon, p. 551. 

26 Z. B. in Schottland kann der nächfte Verwandte des Angeklagten 
als Zeuge für und wider ihn zugelaſſen werden, nur Ehegatten und Kinder 
unter 14 Jahren werden gegen ihre Eltern nicht zugelaſſen. Alliſon, p. 469. 

27 Alliſon, p. 636. 

29 Der neueſte engliſche Schriftſteller Corniſh in feinem Jurymans 
Handbook, p. 31, lobt dieſe Einrichtung. 

29 In den Jahren 1821 bis 1823 wurden 8 vor das Criminal: 
gericht geſtellt und davon nur 76 losgeſprochen. Im J J. 1826 wurden von 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 3 
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finden in dieſer Erſcheinung einen Beweis, mit welcher Sorgfalt 
ſchon in der Vorunterſuchung verfahren wird, fo daß nur ſolche, 
gegen welche wirklich ſchwerer Verdacht vorhanden iſt, vor Gericht 
geſtellt werden.“ 

Es iſt intereſſant, damit die Ergebniſſe der Strafrechtspflege 
in Irland zu vergleichen. Die nämlichen Einrichtungen,“ wie 
ſie in England beſtehen, gelten auch in Irland, aber mit einem 
völlig verſchiedenen Erfolge. Der Zuſtand der Strafjuſtiz in 
Irland zeigt klar, wieviel bei den Formen des Strafprozeſſes von 
den politiſchen Einrichtungen und Zuſtänden des Landes abhängt, 
in welchem die Formen angewendet werden ſollen. Während in 
England das Volk volles Vertrauen zu den Handlungen der 
Richter und zu den Ausſprüchen der Geſchwornen hat, fehlt es 
in Irland an dieſem Vertrauen. Der mit dem Kampfe der Pro— 
teſtanten und Katholiken und mit der ungerechten Unterdrückung 
der letztern durch die erſtern zuſammenhängende Zwieſpalt der 
Engländer und Irländer wirkt auch hier. Die Friedensrichter in 
Irland ſind häufig Engländer, die ihre Gewalt leicht mißbrauchen. 
Während in England manche Härte des Verfahrens durch das 
in den engliſchen Juriſten lebende Gefühl der Schonung der Lage 
der Angeklagten und durch die Humanität, mit welcher man in 
dem Angeklagten einen Unglücklichen erblickt, gemildert wird, tritt 
in Irland die Beſtimmung mit doppelter Härte hervor, da die 
proteſtantiſchen Richter leicht gewohnt ſind, in jedem Irländer 
einen ſchlauen Schurken, oder doch einen liederlichen, zu allen 
Arten von Verbrechen geneigten Kerl zu erblicken, und mit Strenge 
ihn, wenn der Verdacht den Irländer vor ihr Tribunal führt, 
zu behandeln und zu beurtheilen.“ Das in England wohlthätig 


115 vor der Glasgower Aſſiſe Angeklagten nur 7 von den Geſchwornen 
losgeſprochen. 

30 Alliſon, p. XXVI XL. 

1 Wichtige Nachrichten über die Zuſtände und die Fehler derſelben 
in dem seventheenth report on courts of Justice in Ireland, 1828. 

2 Eine völlig wahre Schilderung des Zuſtandes der Rechtspflege in 
Irland findet ſich in Beaumont, I'Irlande sociale, politique et religieuse. 
Bruxelles, vol. I, p. 274 — 284. 
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wirkende, von einem richtigen politifchen Geiſte und einem unpar— 
theiiſch juriſtiſchen Sinne geleitete urtheilende Schwurgericht iſt in 
Irland eine furchtbare Waffe in den Händen der proteſtantiſchen 
Engländer, die ihre Gegner haſſen und auf jeden Fall mit Vor— 
urtheil richten, und das Erforderniß der Einſtimmigkeit der Ge— 
ſchwornen, wenn ein verurtheilendes Verdikt ergehen ſoll, hat in 
Irland keine andere Wirkung, als daß das Urtheil entweder nicht zu 
Stande kommt und auch der Schuldige der Strafe entgeht, weil 
unter den Geſchwornen ein einziger Katholik, wenn einer ſeiner 
Glaubensgenoſſen angeklagt iſt, die Verurtheilung hindert, oder 
daß, wenn auch die Geſchwornen einſtimmig verurtheilen, dies 
Urtheil kein Vertrauen gewinnt, weil Jedermann weiß, daß in 
der regelmäßig aus Proteſtanten beſtehenden Jury das gemein— 
ſchaftlich in allen Geſchwornen wirkende Gefühl der Abneigung 
gegen den Fatholifchen Angeklagten leicht die Einſtimmigkeit er— 
zeugt.“ Aus den Criminaltabellen“ über die Rechtspflege in Ir— 
land 1839 ergibt ſich, daß von 26,392 Angeſchuldigten die 
große Jury gegen 4259 keine Anklage zuließ; gegen 19,463 wurde 
Anklage zugelaſſen; von dieſen wurden 12,049 zu Strafen ver— 
urtheilt; 7414 wurden von den Geſchwornen als nicht ſchuldig 
befunden.“ 


5 Gute Bemerkungen in Beaumont, 1. c. p. 285. 

Im J. 1839 wurden in den quarter sessions in Irland 26,392, in 
den peity sessions of sumary conviction 16,812 Angeſchuldigte gerichtet; 
38,678 wurden wegen Trunkenheit geſtraft. 

55 In Bezug auf die einzelnen Verbrechen iſt wieder große Der: 
ſchiedenheit im Verhältniß der Losſprechung zur Verurtheilung. Wegen 
Mords wurden 286 in Unterſuchung gezogen; gegen 25 wurde keine An— 
klage zugelaſſen, nur 32 wurden verurtheilt und 110 wurden als nicht 
ſchuldig erkannt. Als wahnfinnig wurden 3 erkannt, gegen 54 wurde die 
Anklage nicht fortgeſetzt; 62 wurden nur der Bürgſchaft unterworfen. 
Wegen Nothzucht wurden 16 verurtheilt und 80 losgeſprochen; bei Dieb— 
ſtahl waren dagegen die Geſchwornen ſtrenge. Im J. 1841 wurden von 
20,796 Angeſchuldigten 9287 verurtheilt, losgeſprochen 6147, gegen 3901 
keine Anklage zugelaſſen. 
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$. IV. 
Strafprogeß in Nordamerika. 


Wenden wir uns nach Nordamerika, nach dem Lande, in 
welchem der engliſche Strafprozeß beſteht, aber fortgebildet und 
verbeſſert iſt, weil theils die Verfaſſung Nordamerikas noch kon— 
ſequenter manche freiſinnigen Grundideen, auf welchen der engliſche 
Prozeß beruht, durchgeführt, theils manche Härten, die in Eng— 
land vorkommen, manche Ueberbleibſel der Anſichten der Vorzeit 
aufgehoben, und den Strafprozeß der liberalen Grundform 
Amerikas angepaßt hat.!“ Wir finden in dem Lande, von deſſen 
Verfahren die Rede iſt, einen Richterſtand, der ebenſo wie der 
engliſche, in dem Angeklagten einen Unglücklichen erblickend, mit 
Theilnahme den Angeklagten behandelt und darüber wacht, daß 
Jeder ſein Recht erhalte, und im Zweifel möglichſt Alles für die 
Vertheidigung ausgelegt werde. — Wir finden freilich in dem 
nämlichen Lande wieder manche Verhältniſſe, welche geeignet ſind, 
den Einfluß der Richter überhaupt und insbeſondere den auf die 
Geſchwornen zu ſchwächen, und zwar durch die Einrichtung, daß 
in mehreren Staaten die Richter von dem Volke gewählt werden, 
ſo daß nicht immer die Tüchtigſten erwählt ſind und leicht eine 
Abhängigkeit des Richterſtandes entſteht; noch mehr wirkt das Miß— 
trauen, welches aus übertriebenen Freiheitsbegriffen das Volk in 
manchen Staaten Amerikas gegen alle Beamte und ſo auch gegen 
die Richter hat, nachtheilig? und raubt den amerikaniſchen Rich- 
tern nicht ſelten die Möglichkeit, in Bezug auf die Entſcheidung 
der Rechtspunkte auf die Weiſe die Geſchwornen zu leiten, wie 
dies in England geſchieht. In manchen Staaten iſt ſelbſt den 
Geſchwornen das Recht gegeben, die Strafe feſtzuſetzen (3. B. in 
Miſſouri), in anderen darf der Richter gar nicht über den That— 
beſtand zu den Geſchwornen ſprechen. Das Geſchwornengericht 


1 Ueber den Geiſt der amerikaniſchen Criminalprocedur Story Com- 
mentar. on the constitution of the united states, vol. III, p. 652 — 266. 
2 Julius, Nordamerikas fittlihe Zuſtände, II. Thl. S. 22. 
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in Nordamerika hat eine weit ausgedehntere Bedeutung als in 
Englands und zwar iſt der politiſche Charakter“ der Jury vorherr— 
ſchend.“ Es iſt ein großer Irrthum, wenn viele Juriſten glauben, daß 
die Amerikaner das Geſchwornengericht für die beſte juriſtiſche Ein— 
richtung und die Geſchwornen geeigneter als rechtsgelehrte Richter 
halten, die Wahrheit aufzufinden. Man erkennt ſogar, daß Leute 
vom Fache unentbehrlich ſind. Nur der politiſche Standpunkt, 
nur die Anſicht, daß man keinen beſtändigen Richter will, den 
man ſonſt für einen Herrn anſehen würde, entſcheidet in Amerika 
für das Geſchwornengericht.“ Erwägt man, daß in Amerika 
die Liſte der Geſchwornen aus allen freien Bürgern gebildet wird, 
daß es an Bürgſchaften mangelt, daß diejenigen, welche als Ge— 
ſchworne richten, die nöthigen geiſtigen und moraliſchen Eigen— 
ſchaften beſitzen, berückſichtigt man die nothwendige politiſche 
Aufregung in Republiken und den Einfluß des Partheienkampfes, 
der leicht die Gemüther gegen die Stimme der Wahrheit taub 
macht, ſo ſcheint freilich das Geſchwornengericht in Nordamerika 
keine Einrichtung, welche die bürgerliche Sicherheit und die Un— 
ſchuld garantirt; allein die ſorgfältigſte Erkundigung bei Allen, 
welche Nordamerika genau kennen, lehrt auf der andern Seite 
wieder den Einfluß von Zuſtänden, welche die zuvor geſchilderten 
Gefahren größtentheils entfernen. Wir rechnen hieher den Ernſt 
des nordamerikaniſchen Charakters, den praktiſchen Sinn der 
Amerikaner, die verbreitete politiſche Bildung in dem Lande und 
die feſtgewurzelte Anſicht der Amerikaner über die Stellung der 
Jury und die Pflichten der Geſchwornen. Wenn auch nicht zu 
läugnen iſt, daß in manchen Fällen, wo eine Criminalanklage mit 
großen politiſchen Aufregungen oder mit Ereigniſſen zuſammenhängt, 


Eine gute Vertheidigung der Jury in dem für öffentliches Recht 
höchft wichtigen Werke: The federalist on the new constitution. Washing- 
ton 1831, p. 356 - 367, und in Wilson, law lectures, p. II, c. 6. 

Darüber de Tocqueville, de la d@mocratie en Amèrique, vol. II, p. 184. 

> Tocqueville J. c. p. 186, ſagt daher: » Institution du Jury met 
donc réellement la direction de la société dans les mains du peuple.« 

6 Eine offene und wohl zu beachtende Sprache führt Duden in feiner 
Schrift: Ueber den preuß. Entwurf eines neuen Strafgeſetzbuchs, S. 4. 


38 


welche durch Partheikämpfe oder durch lokale Intereſſen hervor— 
gerufen find, ” Losſprechungen der ſchändlichſten Verbrecher er— 
folgen, ſo ſind dieſe doch ſehr ſelten; der praktiſche Sinn macht 
den Amerikaner weniger zugänglich für Phraſen und Deklamationen; 
Sentimentalität iſt nicht in ſeinem Charakter; da im Allgemeinen 
die Strafgeſetzgebung der nordamerikaniſchen Staaten milde iſt 
und immer milder wird, ſo werden auch die Geſchwornen nicht 
ſo leicht verſucht, wegen der bevorſtehenden harten Strafe lieber 
den Schuldigen loszuſprechen; der Amerikaner würdigt die Ge— 
fahren, welche die Ungeſtraftheit der Verbrechen für die bürgerliche 
Ordnung erzeugt, und iſt nicht geneigt, durch eine leichtſinnige 
Losſprechung Schuldiger dieſe Gefahren zu vermehren.“ Eine 
Hauptſache iſt, daß die Geſchwornen in Nordamerika davon 
durchdrungen ſind, daß ſie ihr Verdikt nach den Regeln der 
evidence geben müſſen; daher wägen ſie auch mit großer Sorg— 
falt den Fall nach den vorliegenden Beweiſen ab; der Richter 
erklärt bei jeder Gelegenheit während der Verhandlungen dieſe 
Regeln, warnt die Geſchwornen; die formen (welche von dem 
Richter aus der Zahl der Geſchwornen ernannt werden) üben auf 
ihre Collegen großen Einfluß aus; daher wird auch die Lehre 
von der evidence in den wiſſenſchaftlichen Werken der Amerikaner 
umſtändlich erörtert, und das neueſte Werk dieſer Art von Green— 
leaf“ iſt auch in England ſehr geachtet. Es iſt zu bedauern, 

Als in Boſton das Kloſter, worin ein Erziehungsinſtitut für junge 
Mädchen ſich befand, auf eine gräuelvolle Weiſe in Brand geſteckt wurde, 
und dennoch die Geſchwornen die allgemein bekannten Brandſtifter aus 
Furcht vor dem Volke oder doch einer Parthei, welche die Kloſterfrauen 
haßte, losſprachen, war freilich die Gerechtigkeit ſchwer verletzt. — Nord— 
amerikaner, mit welchen man darüber ſpricht, erkennen, daß ſolche Los— 
ſprechungen den Charakter der Jury ſchänden. ö 

5 Eine gute Darſtellung des Geiſtes der amerikaniſchen Jury in 
Lieber's Manual of political ethics. Boston 1839, part II, p. 603. Von 
p. 606 an handelt der Verf. von der Frage, ob der Geſchworne da, wo 
nach der evidence und nach dem Buchſtaben der Geſetze die Schuld des 
Angeklagten hergeſtellt iſt, losſprechen darf. Der Verf. antwortet: ja, 
in Nothfällen. 

Commentaries on the law of evidence by Greenleaf. Boston 1843. 
II. vol. 
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daß die Schriftſteller Deutſchlands, welche die Frage über die 
Umgeſtaltung des Verfahrens behandeln, nicht das Hauptwerk zu 
Rathe ziehen, nämlich den Entwurf einer Strafprozeßordnung, 
welchen der verſtorbene Miniſter Livingſton bearbeitete.“ Dies 
Werk (mit den trefflichen ausführlichen Motiven) lehrt am beſten 
die richtige Praxis des nordamerikaniſchen Strafprozeſſes, zugleich 
aber auch die Weiſe kennen, wie der engliſche Strafprozeß auf 
die zweckmäßigſte Art fortgebildet und verbeſſert werden könnte. 
Aus dieſem Werke zeigt ſich überall, wie das Verdikt der Ge— 
ſchwornen nur das treue Produkt der vorliegenden Beweiſe und 
der Prüfung derſelben nach den Regeln der evidence ſeyn ſoll,“ 
und wie der Richter während der Verhandlung wirken muß, da— 
mit die Geſchwornen gehörig mit den Beweisregeln bekannt werden, 
und zugleich verpflichtet iſt, Verdikte zurückzuweiſen, welche nach 
der Ueberzeugung des Richters der evidence nicht gemäß ſind, 
daher in Amerika oft die Geſchwornen wieder in die Berath— 
ſchlagungskammer zurückgeſendet werden. Zur Erkenntniß der 
Fortbildung des Strafprozeſſes in Nordamerika dient noch die 
zweckmäßige Sammlung intereſſanter nordamerikaniſcher Criminal— 
fälle.” Der Gang der nordamerikaniſchen Vorunterſuchung, die 
ſehr einfach und von jeder inquiſitoriſchen Einwirkung entfernt 
iſt, wird vorzüglich durch das Werk von Olivier L. Harbour“ 
klar. Die Benützung dieſes und des Werkes von Davis! iſt um 
ſo mehr zu empfehlen, als in beiden Werken zugleich vollſtändig 
alle Formularien zu den einzelnen in der Unterſuchung vor— 
kommenden Handlungen vorkommen. In den einzelnen Staaten, 


10 Code of Procedure for giving effect to the penal code of the state 
of Louisiana. Neworleans 1825. Eine neue Ausgabe iſt 1843 erſchienen. 
1 In einer gutgeſchriebenen Abhandlung hat Reynold's de vera 
judiciorum juratorum origine natura et indole. Heidelberg 1842, p. 66. 

4 American Criminal trials by S. Chandler. Boston 1841. 

1 The magistrates criminal law a practical treatise on the jurisdiction 
duty and authority of justices of peace in the state of Newyork in cri- 
minal cases, by Olivier L. Harbour. Albany 1841. 

% A Treatise on criminal law with an exposition of the office and 
authority of justices of peace in Virginie by Davis. Philadelphia 1838. 
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in welchen in den legten zehn Jahren neue Geſetzgebungen bekannt 
gemacht wurden, insbeſondere in Neuyork, in Maſſachuſſets, in 
Ohio, in New-Jerſey, Rhode-Island, Miſſiſſippi, Maine, iſt das 
Verfahren durch beſtimmte Vorſchriften genauer geregelt überall 
bleiben die nämlichen Grundlagen des amerifanifchen Strafver— 
fahrens: 1) öffentliche Vorunterſuchung, gebaut auf Anklage— 
prozeß, jedoch ſo, daß in den meiſten Staaten ein öffentlicher 
Anklaͤger thätig iſt; 2) Urtheilsfällung durch die große Jury über 
die Statthaftigfeit der Anklage; 3) mündliches öffentliches Anklage— 
verfahren; 4) Urtheilsfällung durch Geſchworne und zwar in der 
Art, daß auf die Gefchwornenlifte alle Bürger geſetzt werden; 
5) Verpflichtung der Geſchwornen, an die hergebrachten Regeln 
der evidence ſich zu halten; 6) Einſtimmigkeit als Erforderniß 
zur Verurtheilung; 7) Zuläffigfeit des neuen Trial gegen un— 
gerechte Verurtheilung.“ 

Intereſſante, wiſſenſchaftlich praktiſche Erörterungen in Amerika 
über Pflichten der Geſchwornen, über wichtige Fragen, welche ihre 
Stellung betreffen, z. B. ob derjenige, welcher ſeine Meinung über 
Schuld oder Unſchuld eines Angeklagten vorher ausgeſprochen hat, 
Geſchworner ſeyn könne,“ verdienen die Aufmerkſamkeit derjenigen, 
welche an der Verbeſſerung des Strafrechts Intereſſe nehmen. In 
Bezug auf die Ergebniſſe der Urtheilsfällung durch Geſchworne 
in Nordamerika ſind die Criminaltabellen einzelner Staaten be— 
lehrend. Wir verdanken vorzüglich wichtige Mittheilungen dieſer 
Art dem Werke des Hrn. Julius.“ Das Verhältniß der Los— 
ſprechungen durch Geſchworne zu den Verurtheilungen iſt in den 
meiſten Staaten von Nordamerika ein Beweis, daß der Ernſt 
und die oben angedeuteten Eigenſchaften der Nordamerikaner, 
ungeachtet der erforderlichen Stimmeneinhelligkeit, eine größere 

15 Am Beſten ergeben ſich die Kalle, in welchen new trial zuläſſig tft, 
aus Livingſtone's Code, p. 94. Es find dort acht Falle aufgeführt. 

16 Dieſe Frage wurde in Virginien praftifch, und wurde dann Gegen— 
ſtand merkwürdiger, mit Würde und Geiſt geführter Erörterungen, z. B. 
in dem American Jurist and law magazine. Boston 1842, April, p. 169. 


17 Julius, Nordamerikas ſittliche Zuſtände, II. Bd. S. 46 ꝛc. und die 
Tabellen im Anhang,. 
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Energie als in Frankreich in der Urtheilsfällung entfalten, daß 
auch überhaupt mit einer größeren Sorgfalt Unterſuchungen ein— 
geleitet und durch den Ausſpruch der großen Jury grundloſe An— 
klagen vermieden werden. Am meiſten bemerkt man, daß in 
Fällen, in welchen Todesſtrafe gedroht iſt, und da, wo nur ſo— 
genannter circumstantial-evidence (Indicienbeweis) vorliegt, die 
nordamerikaniſchen Geſchwornen gegen Verurtheilung ſich ſträu— 
ben, weil überhaupt die Zahl der Gegner der Todesſtrafe in 
Amerika ſich vermehrt, und die Wiſſenſchaft wie die Praxis in 
Amerika den künſtlichen Beweis für fo trüglich halt, daß nur 
mit großer Vorſicht Gebrauch von der Verurtheilung auf Indicien 
gemacht wird. Im Staate Maſſachuſſets wurden 1833 1481 Per— 
ſonen angeklagt, davon 104 freigeſprochen, 750 verurtheilt; 1835 
wurden von 1630 Angeklagten 92 freigeſprochen, 701 verurtheilt. 
Im Staat Philadelphia wurden 1831 vor den quartersessions 562 
angeklagt, 76 freigeſprochen und 227 verurtheilt; in den Aſſiſen 
wurden 1831 von 39 Angeklagten 10 verurtheilt, 11 freigeſprochen. 
In der Stadt Neuyork wurden 1832 von 631 Angeklagten 132 
freigeſprochen und 499 verurtheilt. 

Nach uns vorliegenden neuen Berichten des Attorney general 
des Staats Maſſachuſſets“ wurden 1837 770 Anklagen zuge— 
laſſen, in 289 Fällen wurde die Anklage nicht als zuläſſig er— 
klärt, 679 wurden verurtheilt und nur 64 wurden losgeſprochen. 

Im J. 1838 waren 906 Angeklagte; gegen 300 wurden keine 
Anklagen zugelaſſen, 707 wurden verurtheilt und 69 freigeſprochen. 


§. V. 


Franzöſiſcher Strafprozeß. Entwickelung und Anwendung deſſelben— 
Leiſtungen der Wiſſenſchaft in Frankreich. 


Mit Unrecht ſtellt man den franzöſiſchen Strafprozeß nicht 
ſelten auf eine Stufe mit dem engliſchen und ſieht in beiden 


15 Dieſe reports find hoͤchſt bedeutend, indem ſie auch die Erfahrungen 
und Bemerkungen über einzelne Einrichtungen angeben. 
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nur die Durchführung der naͤmlichen Grundideen. Die Verglei— 
chung beider Prozeßgeſetzgebungen und die Betrachtung der geſchicht— 
lichen Entwickelung des franzöfifchen Verfahrens zeigt zwar, daß 
dies letztere eine Nachbildung des engliſchen ſeyn ſollte, und die 
Schriften der Engländer den Männern, welche auf die franzöſiſche 
Geſetzgebung Einfluß hatten, vorſchwebten; allein überall zeigt 
ſich bald die Verſchiedenheit der beiden Prozeßformen und der 
Einfluß einer anderen Entſtehungsweiſe und anderer politiſchen 
Elemente, welche auf den franzöſiſchen Strafprozeß im Gegenſatz 
des engliſchen einwirkten. Während in England das Strafver— 
fahren, in frühern Verhältniſſen und eigenthümlichen Einrich— 
tungen wurzelnd, mit der Nation gewachſen und in das innerſte 
Leben des Volkes übergegangen iſt, während die Geſchichte der 
politiſchen Kämpfe in England zur Erlangung und Befeſtigung 
der Freiheit zugleich die Geſchichte der engliſchen Gerichts- und 
Prozeßeinrichtungen iſt,“ erſcheint der franzöſiſche Strafprozeß als 
ein künſtlich gemachtes, aus Spekulationen und aus dem Streben 
nach gewiſſen Grundſätzen unter ſehr ungünſtigen politiſchen Ver— 
hältniſſen hervorgegangenes Syſtem, bei welchem die Geſetzgeber 
bei jeder Gelegenheit zwiſchen den Elementen der alten, vor der 
Revolution beſtandenen Geſetzgebung und den neuen Ideen ſchwank— 
ten.” War man in den erſten Geſetzen während der Revolution 
im Schutze der Angeklagten zu weit gegangen, fo ergriff ſögleich 
wieder die Angſt, daß die Geſetzgebung nicht zureiche, um den 
Zweck der Machthaber zu befördern, die damaligen Geſetzgeber, 
die nun zu Einſchränkungen ihre Zuflucht nahmen. Die Zeit der 
franzöſiſchen Revolution war eben nicht diejenige, in welcher die 
neuen Formen, vorzüglich die Jury, als wohlthätig ſich bewähren 
konnten; daraus erklärt ſich auch, warum ehrwürdige, mit den 
alten Formen vertraute Juriſten jener Zeit, z. B. Portalis und 


Sehr gut ergibt ſich das aus dem Werke: Criminal trials (heraus: 
gegeben von Jardine, jetzigem hochgeachteten police magistrate in London). 
Die Anmerkungen von Jardine ſind vorzüglich belehrend. 

2 Sehr gut weist dies Fauſtin Helie in feinem neuen Werke: 
Traité de Yinstruction criminelle, Paris 1845, vol. I, p. 694 nach. 
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Simeon, von der damaligen Jury wenig erbaut waren und 
für ihre Aufhebung ſtimmten. Die Bemühung, durch Spekula— 
tionen und Theorien die neuen Formen zu rechtfertigen, erzeugte 
die kunſtreichen, aber unrichtigen, dem engliſchen Rechte fremden 
Deduktionen von der That und Rechtsfrage,“ und die daraus im 
franzöſiſchen Verfahren hervorgehende unpaſſende Stellung der 
Geſchwornen. Man hatte die ganze Geſchwornenverfaſſung auf 
eine unrichtige Grundlage in der Art gebaut, daß man das Recht, 
Geſchworner zu ſeyn, mit dem politiſchen Wahlrechte zuſammen— 
ſtellte. Die im engliſchen Recht in weſentlicher Verbindung 
ſtehende Anklagsjury, weil ſie nicht dem Machthaber Genüge 
leiſtete, wurde unterdrückt und rechtsgelehrte ſtändiſche Richter 
entſchieden über die Zuläſſigkeit der Anklage. Die Vorunterſuchung 
iſt ungenügend, theils weil man auf die Herſtellung des That— 
beſtandes zu wenig Werth legt, theils weil das geheime Verfahren 
darin in einer tadelnswerthen Ausdehnung vorkam, theils weil 
überall beſtimmte klare Vorſchriften für den Unterſuchungsrichter 
fehlten und es an Garantieen mangelte.“ Dadurch, daß man 
aus Verwechslung der Begriffe über die Verbannung der alten 
geſetzlichen Beweistheorieen jubelte, und damit auch ſich einbildete, 
daß die Geſchwornen ſich um Beweisregeln, wie ſie den engliſchen 
Geſchwornen vorſchweben, nicht zu kümmern brauchten, erhielt 
das Geſchwornengericht in Frankreich einen weſentlich andern 
Charakter als in England, nicht zum Heile für die Gerechtigkeit; 
ſelbſt das Verfahren und die Stellung des Präſidenten der Aſſiſen 
wurde dadurch nicht zum Beſten der Anſtalt verändert, weil in 
England überall eine gründliche, die Geſchwornen warnende 
Direktion des präſidirenden Richters und Hinweiſung auf die 


Fauſtin Helie, 1. c. p. 692. 

Rintel, von der Jury, S. 163. 

> Helie im angef. Werke, S. 697, ſagt mit Recht: Sa redaction 
(des jetzigen Code) négligée manque d’exactitude et de preeision; concu 
pour l'expedition des affaires plus, que pour la satisfaction de la science; 
on y cherche vainement des regles générales, des definitions, des di- 
visions logiques. II a omis d’ajouter une sanction imperieuse aux dis- 
positions liberales, qu'il renferme. 


14 A 
Beweisregeln bemerkbar ift, während der franzöfifche Praſident 
dies nicht wagen dürfte.“ Das ſelbſt unbewußt leitende Streben 
des Geſetzgebers, nicht zu viel zuzugeben, was der Verurtheilung 
ſchaden könnte, wird insbeſondere auch bei dem franzöſiſchen aus 
einigen aus prinziploſem Schwanken hervorgegangenen Vorſchriften 
über die Stimmenmehrheit, die zu einem verurtheilenden Verdikt 
der Geſchwornen gehört, erkennbar. 

Mit Unrecht aber würde man deßwegen den Werth des 
franzöfifchen Strafprozeſſes verkennen. Manche Vorſchriften, ins— 
beſondere in Bezug auf das im engliſchen Prozeſſe fehlende In— 
ſtitut der Staatsanwaltſchaft, die Gerichtsorganiſation, durch welche 
der Unterſuchungsrichter unter der Controle des Bezirksgerichts 
handelnd erſcheint, die Vorſchriften über die gerichtlichen Befehle, 
manche Beſtimmungen über den Gang des Verfahrens in den 
Aſſiſen werden ſelbſt von unpartheiiſchen engliſchen Juriſten als 
Verbeſſerungen anerkannt. Was im engliſchen Recht durch kein 
Geſetz, ſondern nur durch Gerichtsgebrauch regulirt iſt, wird in 
Frankreich durch die Geſetzgebung geordnet, und ſo verdient der 
franzöſiſche Strafprozeß ein genaues Studium. Vergleicht man 
nun die Urtheile vieler deutſcher Schriftſteller und der Männer, 
welche an legislativen Berathungen Theil nehmen, ſo muß man 
beklagen, daß ſo Viele, welche in neuerer Zeit die Umgeſtaltung 
des deutſchen Strafverfahrens beabſichtigen und den franzöſiſchen 
Prozeß vor Augen haben, weder die Stimmen der franzöſiſchen 
Praktiker über die Schwierigkeit der Anwendung einzelner Punkte, 
noch die Zeugniſſe der Erfahrung, noch die neueſten wiſſenſchaft— 
lichen Arbeiten der Franzoſen beachten. 

Vor allem verdienen jene Einrichtungen eine Beachtung, 
welche dem franzöſiſchen Strafprozeſſe eigenthümlich ſind und das 
engliſche Syſtem des Strafverfahrens modificiren. Wir rechnen 
dahin zuerſt das Inſtitut der Staatsbehörde. Daß dieſe 


6 Mit Recht macht Rintel S. 268 darauf aufmerkſam. 

Auch Helie, 1. c. p. 697, gibt zu, daß einige Verbeſſerungen dringend 
ſind, daß aber im Ganzen das Geſetzbuch während der dreißig Jahre ſich 
gut bewährt habe. 
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Einrichtung nicht (wie man häufig ſich einbildet und oft verbreitet, 
um dadurch bei manchen Perſonen das Inſtitut unbeliebt zu 
machen) eine Schöpfung der franzöſiſchen Revolutionsgeſetzgebung 
iſt, ſondern ihre tiefen Wurzeln in früheren germaniſchen Rechts— 
anſichten hat, daher ſie auch früh in Italien, in Spanien, Por— 
tugal u. A. vorkömmt, iſt jetzt durch hiſtoriſche Forſchungen von 
Ramm, Sclopis' dargethan.“ Die Stellung der Staatsbehörde 
in Frankreich iſt erſt in neuerer Zeit durch gutgeſchriebene Werke 
recht klar geworden; eine treffliche Entwickelung des Geiſtes ihres 
Wirkens in den verſchiedenen Richtungen verdankt man dem 
Generaladvokaten de Vaulx in Colmar; die einzelnen Ge— 
ſchäfte, welche dem franzöſiſchen Beamten der Staatsbehörde ob— 
liegen, und die vorkommenden Streitfragen ſind am beſten in den 
Werken von Maſſabiau,“ von Molenes! dargeſtellt; das erſtere 
iſt mehr ſyſtematiſch und vollſtändig, das zweite enthält mehr 
einzelne gute praktiſche Bemerkungen. Werthvoll iſt die An— 
ordnung (mit kurzer Angabe des Inhalts) aller arréts, welche 
ſich auf das ministère public beziehen, in der brauchbaren Samm— 
lung von Dalloz.“ Die Wirkſamkeit der Staatsbehörde in Straf— 
ſachen erhellt am beſten aus dem trefflichen Werke von Mangin 
über die action publique.“ Daß das Inſtitut vielfacher Ver— 
beſſerungen fähig iſt, daß es insbeſondere in der Hand der 
Staatsregierung, wenn ſie verfolgungsſüchtig iſt, eine furchtbare 
Waffe bildet, daß in dem Strafprozeſſe ſchon in der Vorunterſuchung 


Ramm, de ministerii publici origine in crim. cause. Trajet 1840. 

Della autorita giudiziaria del Conte Sclopis, p. 151. 

10 Die hiſtoriſchen Nachrichten ſind geſammelt in meinem Artikel 
„Staatsanwalt“ in dem Staatslexikon XIV. Bd. S. 690 — 702. 

14 In der Zeitſchrift für ausländiſche Rechtswiſſenſchaft V. Nr. 2, 
Nr, 19, VII. Nr. 2. 

12 Massabiau, manuel des procureurs du Roi. Paris 1838, vol. 2. 

15 Traité pratique des fonctions de procureur du Roi, par de 
Molenes. Paris 1838, 2 vol. 

44 Dictionaire general et raisonne de legislation, de doctrine et de 
jurisprudence, par Dalloz. Paris 1844, premier partie, tome III, 6 li- 
vraison, p. 391, Supplement II. livrais. p. 684. 

15 Mangin, traité de l’action publique. Paris 1837, 2 vol. 
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zu viele Befugniſſe, die rein richterlich ſeyn ſollten, auch den 
Staatsprokuratoren eingeräumt find, und in der öffentlichen 
Verhandlung die Staatsbehörde ein für den Angeklagten gefähr— 
liches Uebergewicht ausüben kann, wird immer mehr auch in 
Frankreich eingeſehen,“ während die allgemeine Stimme die Trefflich— 
keit und Nothwendigkeit des Inſtituts anerkennt. — Wir werden 
unten auf jene Punkte zurückkommen, in welchen nach der Er— 
fahrung die Stellung und der Umfang der Befugniſſe der Staats— 
behörde im Strafverfahren einer Abänderung bedarf. Auch die 
Stellung des franzöſiſchen Unterſuchungsrichters verdient 
eine beſondere Beachtung. Eine wiſſenſchaftliche und praftifche 
Erörterung ſeiner Rechte und damit zugleich der ganzen fran— 
zöſiſchen Vorunterſuchung enthält das Werk von Duverger.“ Man 
weiß, wie in dem franzöſiſchen Verfahren der Aſſiſenpräſident 
die Seele der Verhandlung iſt, und es von ihm abhängt, ob 
dieſe gründlich und zugleich unpartheiiſch geführt wird. Eine alle 
wichtigen Streitfragen umfaſſende Darſtellung der Rechte und 
Pflichten des Aſſiſenpräſidenten fehlte bisher; wir verdanken ſie 
neuerlich dem Werke von Lacuiſine.“ Da der franzöſiſche Code 
über viele Punkte in der Verhandlung keine Beſtimmungen ent— 
hält und daher der Gerichtsgebrauch die Lücke ausfüllen muß, da 
die Fragen: in welchem Verhältniſſe die Ergebniſſe der Vorunter— 
ſuchung, die Ausſagen der vernommenen, in der Zwiſchenzeit 
verſtorbenen Zeugen in der öffentlichen Verhandlung benützt wer— 
den dürfen, oder welche Befugniſſe dem Vertheidiger zuſtehen, 
da alle dieſe Fragen vollſtändig von Hrn. Lacuiſine, der ſelbſt 
oft Aſſiſenpräſident war, erörtert ſind, ſo verdient ſein Werk die 
Beachtung eines Jeden, der ſich mit legislativen Reformen be— 
ſchäftigt. Dem nämlichen Verf. verdanken wir auch ein anderes 


is Ueber die Gebrechen des Inſtituts ſ. meine Aufſätze im Archiv 
des Criminalrechts, 1842, S. 444, und im Staatslerifon XIV, S. 708. 
17 Manuel des juges d'instruction par M. Duverger (juge d’in- 
struction). Paris 1839, 2 vol., neue Auflage, 1844, in 3 Bdn. 
15 Traité de pouvoir judiciaire dans la direction des debats cri- 
minels, par M. Lacuisine (conseiller a la cour royale). Dijon 1844. 


Werk über Criminaljuſtiz.“ Vorzüglich verdienen die auf längere 
Beobachtung gebauten Erörterungen des Verf. über das Syſtem 
der circonstances attenuantes,? über die Nachtheile, den Aſſiſen— 
hof nur mit drei Richtern zu beſetzen,“ über die Stimmenzahl, 
welche bei den Geſchwornen gefordert werden ſoll,? und über das 
Verhältniß der Aſſiſenrichter zu den Geſchwornen,? über die Art, 
wie die Jury gebildet werden ſoll, und über das Syſtem der 
Reeuſationen,“ ſowie über die Nothwendigkeit einer Spezialjury 
in gewiſſen Fällen,? eine Berückſichtigung. Wir werden unten 
auf die Anſichten des Verf. zurückkommen. Am meiſten ſind die 
wiſſenſchaftlichen Erörterungen und die Sammlungen der Erfah— 
rungen der Franzoſen in Bezug auf das Geſchwornengericht, 
wichtig. Wir ſprechen nicht von jenen Schriftſtellern, welche 
in allgemeinen Phraſen jenes Inſtitut anpreiſen; zum Glücke 
aber beſitzt Frankreich in neuerer Zeit über die Jury manche 
Forſchungen, welche der Aufmerkſamkeit aller Juriſten würdig 
find. Vor allen zählen wir hierher das Werk von Oudot.? Der 
Verf., langjähriges Mitglied der assemblée legislative und des 
Nationalconvents, war einer der begeiſtertſten Anhänger des 
Geſchwornengerichts. Während feines Erils war dieſe Gerichts— 
einrichtung ein Gegenſtand ſeines vorzüglichen Nachdenkens; nach 
ſeiner Rückkehr arbeitete er noch ſorgfältig an ſeinem damals 
entworfenen Werke, welches nach feinem 1841 erfolgten Tode 
gedruckt wurde. Der erſte weniger bedeutende Theil des Werkes 
enthält hiſtoriſche Unterſuchungen über den Strafprozeß, wobei 
der Verf. vielfach den Forſchungen von Meyer folgt und oft in 
den Rechtsquellen Geſchworne da annimmt, wo eigentlich nur 
von Schöffen die Rede iſt. Der Verf. greift dann das Syſtem 
der geheimen Procedur und der geſetzlichen Beweistheorien an, 


19 De l' administration de la justice criminelle du France. Paris 1841. 

20 De l' administration, p. 17 — 48. 21 p. 54. 22 p. 57. 25 p. 66 — 85. 

24 p. 89 - 115. 25 p. 118. 

26 Theorie du Jury ou observations sur le Jury et sur les insti- 
tutions judiciaires criminelles anciennes et modernes, par Oudot. 
Paris 1843. 
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mit Anfuͤhrung von Fällen,“ in welchen auf den Grund einer 
ſolchen Theorie Unſchuldige verurtheilt wurden, wobei freilich der 
Verf. nicht beachtet, daß die Verurtheilung unter dem Einfluſſe 
der irrigen Anſicht erfolgte, nach welcher einſt manche Gerichts— 
höfe verurtheilten, weil ſie bei dem Daſeyn gewiſſer Beweiſe ſich 
gebunden hielten, die Wahrheit anzunehmen. In Bezug auf 
Frankreich zeigt der Verf. (p. 204), daß 1808, als die Gerichts— 
höfe über den neuen Entwurf der Prozeßordnung und über die 
Frage der Beibehaltung der Jury vernommen wurden, die Mehr— 
heit dieſer Gerichte ſich für die Geſchwornengerichte aus— 
ſprach. Der Verf. ſucht jene Gründe zu widerlegen, welche 
damals von den Gegnern der Jury angegeben wurden, vorzüglich 
bemüht er ſich, zu zeigen, daß ſtändige Richter nie ſo viel Bürg— 
ſchaften für eine gute Juſtizverwaltung geben könnten, als Ge— 
ſchworne. Die Berufung, daß jene Richter unentſetzbar und in 
ſo ferne unabhängig ſeyen, ſcheint nach dem Verf. deßwegen kein 
Gewicht zu haben, weil dieſe Richter doch durch Wünſche, vor— 
zurücken und beſſere Stellen zu erhalten, beſtimmt würden. Er 
verlangt, daß auf die allgemeine Liſte der Geſchwornen alle Per— 
ſonen, die 25 Jahre alt ſind und ein gewiſſes Vermögen beſitzen, 
geſetzt werden; er ſchlägt aber vor (p. 261), daß auch von ſolchen, 
welche weniger als die regelmäßig geforderte Steuer bezahlen, 
ein Drittheil oder die Hälfte auf eine Ergänzungsliſte geſetzt 
werden, wenn ſie durch perſönliche Verdienſte, ihre Kenntniſſe 
oder Talente ſich auszeichnen und dieſer Umſtand durch die Bürger— 
meiſter beſtätigt werde. Sehr unzweckmäßig ſcheinen dem Verf. 
(p. 231) die Beſchränkungen, welche das Geſetz von 1832 bei 
den Perſonen beifügt, die wegen ihrer Fähigkeiten, ohne Rückſicht 
auf ihr Vermögen, berufen werden, und tadelt kräftig das fran— 
zöſiſche Geſetz, welches den von der Regierung ſo ſehr abhängigen 
Präfekten das Recht gibt, die Liſte der Jury zu bilden.“ Für 


27 Qudot, p. 157. 

28 Sehr belehrend iſt auch, was der Verf. S. 242 über die Noth— 
wendigkeit ſagt, den (auch im Geſetze von 1832 ſehr ungenügend ver— 
beſſerten) Artikel 387 abzuändern. 
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wichtig hält der Verf. das Amt jenes Beamten, welcher aus der 
Generalliſte diejenigen auswählt, welche den Dienſt als Geſchworne 
thun follen. ? Die Anklagsjury ſcheint dem Verf. nothwendig, 
um das Syſtem der Geſchwornenverfaſſung durchzuführen (p. 267 
bis 328). Die beſtehende Einrichtung, nach welcher der Anklage— 
ſenat (als eine Abtheilung des Appellationsgerichts) über Ver— 
ſetzung in den Anklageſtand urtheilt, iſt nach der Ausführung des 
Verf. ungenügend, da ſie auf keine Weiſe den Angeſchuldigten 
hinreichend ſchützt; nach den Vorſchlägen des Verf.“ (p. 325) 
ſollte am Ende des Informationsverfahrens der Generalprokurator 
vor den Anklagsgeſchwornen die Anträge auf Verſetzung in An— 
klageſtand begründen; auch Zeugen könnten von dieſen Geſchwornen 
abgehört, der Beſchuldigte ſollte von ihnen immer gehört werden. 
In Bezug auf die Urtheilsjury fordert der Verf., daß ein von 
dem Volke oder den Mitgliedern des conseil du département ge— 
wählter Beamte aus den auf der Generalliſte vorkommenden 
Bürgern die Geſchwornen wähle, welche bei der Aſſiſe zu er— 
ſcheinen haben. 

In dem Kapitel über die Elemente der Ueberzeugung, worauf 
ein Geſchworner bauen ſoll (p. 419), erklärt der Verf., daß der 
Geſchworne der intime conviction zu folgen hat, die er durch die 
Verhandlung gewinnt, daß ſeine Meinung gewöhnlich auf die mora— 
liſchen Beweiſe gegründet ſeyn wird. Die Erörterung des Verf. 
iſt hier ungenügend; nachdem er die Unzweckmäßigkeit der geſetz— 
lichen Beweiſe entwickelt hat (wobei manche Unklarheit der Be— 
griffe vorkömmt), weiſet er den Geſchwornen an fein Gewiſſen. 
Soll man mit einem ſo unbeſtimmten Begriffe in der ſo 


29 Er will (p. 262), daß dieſer Beamte durch die Wahlmänner oder 
die Mitglieder des conseil de préfecture gewählt werde. 

0 Beachtungswürdig iſt, was der Verf. p. 281 über die Unzweck— 
mäßigkeit und die Nachtheile der franzoͤſiſchen Einrichtung ſagt, nach 
welcher der Staatsprokurator ebenfalls Akte der Procedur, welche eigentlich 
nur Funktionen des Unterſuchungsrichters ſind, vornehmen darf. Auch 
was der Verf. p. 289 ff. über die Mängel der franzöfifchen Vorunter— 
ſuchung ſagt, iſt wichtig, ſo wie ſein Ausſpruch p. 298: en supprimant 
le Jury d’accusation on a conservé la procédure secrete avec ses abus. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ıc. 5 4 
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hochwichtigen Sache ſich begnügen? Die Hauptgarantie liegt nach 
dem Verf. in dem Zuſammenſtimmen der Ueberzeugung vieler 
Geſchwornen. Wenn das Geſetz mit einfacher Majorität ſich 
begnügt, ſo findet der Verf. dies bedenklich; das Erforderniß 
des engliſchen Rechts, nach welchem zur Verurtheilung Stimmen— 
einhelligkeit gehört, erkennt der Verf. als eine gute Garantie, 
allein die Anwendung in Frankreich iſt nach ſeiner Meinung 
nicht zu rathen. Er ſchlägt vor (p. 438), daß wenn die Ge— 
ſchwornen binnen einer gewiſſen (vom Geſetze zu beſtimmenden) 
Friſt nicht zu einem übereinſtimmenden Ausſpruch kommen, ſie 
dieſem Gerichte erklären ſollten, daß fie neue Aufflärungen ver— 
langten, welche ihnen in der öffentlichen Sitzung der Präſident 
für ſich oder nach Berathung des Gerichts zu geben hätte, 
daß hierauf die Geſchwornen ihre Berathung fortſetzen müßten, 
und zwar bis ſie einig wären, daß wenn nach Ablauf einer 
neuen Friſt, die das Gericht ihnen zu ſetzen hat, und die nicht 
weniger als 3 und nicht mehr als 10 Stunden betragen kann, 
die Geſchwornen nicht zur Einſtimmigkeit gelangen könnten, die 
Verurtheilung bei einer Stimmenmehrheit von 10 gegen 2 er— 
folgen ſollte. 

Eine der bedeutendſten Erörterungen über die Art, wie das 
Geſchwornengericht gebildet werden ſoll, iſt die von Hrn. Helie“ 
(dem Verfaſſer des vorzüglichen Werkes über das franzöſiſche 
Criminalrecht). Der Verfaſſer, als chef de division in dem 
Juſtizminiſterium, hatte hinreichend Gelegenheit, Erfahrungen 
über die jetzige Einrichtung zu ſammeln. Mit Offenheit geſteht 
der Verf., daß weder in dem Code d'instruction noch in dem 
Geſetze von 1827 ein richtiges Prinzip conſequent durchgeführt 
iſt. Sehr gut zeigt er, daß man irriger Weiſe den, welcher 
Wähler (eleeteur) ift, auch für tauglich anſieht, Geſchworner zu 
ſeyn, da bei beiden andere Erforderniſſe entſcheiden, und der 
erſtere bei der Ausübung politiſcher Intereſſen gut paſſen kann, 
am politiſchen Regimente Theil zu nehmen, wogegen der Ge— 
ſchworne die Eigenſchaften eines Richters über einen einzelnen 

In der Revue de legislation par Wolowski, 1844, p. 325 ete. 
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Fall haben muß. Auch der Cenſus gibt, wie der Verf. (p. 338) 
bemerkt, zwar einige Vermuthung höherer Kenntniſſe und leb— 
haftere Theilnahme an der bürgerlichen Geſellſchaft; allein er 
liefert keine Bürgſchaft für die Geſchicklichkeit, Geſchworner zu 
ſeyn.? Als man im J. 1831 den Cenſus von 300 auf 200 Fr. 
herabſetzte, rief man eine große Zahl von Perſonen, welche keine 
Garantieen als die der Steuerzahlung gaben, zur Würde auf den 
Geſchwornenpoſten, und erweiterte zugleich dadurch die Gewalt 
der Präfekten. Nach der Anſicht des Verf. ſollen auf die Urliſte 
alle Bürger geſetzt werden, welche die nothwendigen geiſtigen und 
moraliſchen Fähigkeiten beſitzen, um Geſchworne zu ſeyn; ob dieſer 
Beſitz vorhanden iſt, wird aus dem Vermögen (jedoch nur wenn 
es ſchon bedeutend iſt), aus der Art der Beſchäftigung, inſofern 
ſie beſondere geiſtige Fähigkeiten vorausſetzt, und unabhängig 
von beiden, aus dem höheren Grade von Bildung einer Perſon 
erkannt. Die auf dieſe Art gebildete Liſte muß nun reducirt 
werden auf diejenigen, welche als Geſchworne zur Aſſiſe zu 
rufen ſind. Der Verf. erklärt ſich gegen die beſtehende Sitte, 
daß ein Verwaltungsbeamter (der Präfekt) dieſe Reduktion vor— 
nehme, und beliebig taugliche Geſchworne ausſchließe; das Loos 
beſtimme nach ihm die liste de service; zuletzt muß durch ein 
ſehr erweitertes Rekuſationsrecht? dies Geſchwornengericht zu 
Stande kommen. 

Sehr beachtungswürdige Erörterungen über das Verhältniß 
der Geſchwornen zu einer geſetzlichen Beweistheorie und über 
die den Geſchwornen zuſtehenden Mittel, ſich Aufklärung zu ver— 
ſchaffen, ſind neuerlich geliefert worden. Hr. Profeſſor Bonnier, 
der Verfaſſer eines ſehr gut geſchriebenen Werkes über den 


2 Der Kreis der politiſchen Rechte der Bürger und der Umfang der 
Wahlrechte wechſelt nach politiſchen Verhältniſſen; je großer die Volks— 
freiheit iſt, deſto mehr erweitert man die Zahl der Wähler; die Befugniß, 
Geſchworner zu ſeyn, gebaut auf die Geſchicklichkeit und Charakter, kann 
nicht von den politiſchen Verhältniſſen abhängen. 

35 Trefflich iſt das, was der Verf. p. 357 über die Be⸗ 
deutung der Rekuſationen und die Unzweckmäßigkeit des franzöfifchen 
Syſtems ſagt. 
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Beweis,“ prüfte die Frage: wie weit in Frankreich eine geſetzliche 
Beweistheorie beſtehe.“ In ſeinem größern Werke über den 
Beweis zeigt der Verf. überall die Nothwendigkeit der klaren 
Vorſtellung über die Kraft der einzelnen Beweisquellen, und 
bedauert die Unvollſtändigkeit der franzöſiſchen Vorſchriften, z. B. 
über Beweis durch Sachverſtändige.“ Er zergliedert den Zeugen— 
beweis in Strafſachen,“ die Lehre von dem Geſtändniſſe“ und 
von dem künſtlichen Beweiſe.“ In dem zweiten Aufſatze zeigt 
der Verf., daß eine geſetzliche Beweistheorie in dem früher vor— 
kommenden Sinne nicht mehr gelte; daß aber dennoch eine Art 
von geſetzlicher Beweistheorie beſtehe und zwar nach Art. 154 
des Code, welcher den Protokollen gewiſſer Beamten eine un— 
umſtößliche Beweiskraft zuſchreibt, und nach den Beſtimmungen, 
welche geſetzliche Vermuthungen ausſprechen. Der Verf. hält 
jedoch die Vorſchrift der erſten Art nur für eine Ausnahme in 
einzelnen Uebertretungen und zeigt, daß auch die aufgeſtellte ge— 
ſetzliche Vermuthung in Strafſachen nur als einfache Rechts— 
vermuthung gelte, aber nicht den Gegenbeweis ausſchließe. Ueber 
die Anwendung der geſetzlichen Beweisvorſchriften ſollte nach ihrer 
Stellung nur die Jury entſcheiden; allein der Verf. zeigt, daß 
die jetzt vorgeſchriebene Art der Frageſtellung dazu führt, daß die 
Geſchwornen auch über den Rechtspunkt häufig entſcheiden. Er 
bedauert es (p. 348), daß die franzöſiſche Geſetzgebung nicht das 
von uns oben entwickelte) in England übliche Auskunftsmittel, 
das Spezialverdikt, aufgenommen habe. Beſonders ſchwierig wird 
dies bei der Entſcheidung der Geſchwornen über faux, wobei 
nothwendig Rechtsfragen vorkommen. Nach arréts des Caſſations— 
hofes“ ſollen dabei die Geſchwornen nur über das Faktiſche 
entſcheiden; der Aſſiſenhof hat dann über die rechtliche Natur der 


5° Traite theorique et pratique des preuves en droit civil et en 
droit criminel, par Bonnier. Paris 1843. 

35 In der Revue de legislation, par Wolowski, 1843, I. vol. p. 330. 

36 Bonnier, traité des preuves, p. 72. 37 p. 229. 58 p. 267. 

9 p. 605, 626. 

ao Vom 20. Dezember 1820, 11. Julius 1834, 5. Julius 1838. 
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Thatſachen zu erkennen. Der Verf. billigt dieſe Anſicht,“ gibt 
aber der Jury das Recht, auch ohne Rückſicht auf verhandelte, 
geſetzliche Vermuthungen die Thatfragen zu entſcheiden,“ z. B. ob 
der Angeklagte der Sohn des von ihm Gemordeten iſt, wenn auch 
dieſe Thatſache durch gerichtliche Akte hergeſtellt iſt. Eine andere 
wichtige Frage des franzöſiſchen Verfahrens iſt die: warum der 
Code 341 verbietet, daß den Geſchwornen, wenn ſie in das Be— 
rathſchlagungszimmer treten, die Aufzeichnungen der Ausſagen 
der vernommenen Zeugen mitgegeben werden. In einem Falle 
gab dennoch der Präſident den Geſchwornen das Protokoll über 
die Ausſagen einer Perſon mit, welche zuvor als Zeuge, dann 
als Mitſchuldiger vernommen war. Auf eingelegte Caſſation ſprach 
der Caſſationshof keine Nichtigkeit aus (arrét vom 7. Januar 1843). 
Die Bedeutung dieſes Punkts erörtert nun Fauſtin Helie“ und 
zeigt, daß die Mündlichkeit der Verhandlung die einzige Grund— 
lage der Entſcheidung der Jury ſeyn ſoll und durch die Beachtung 
der geſchriebenen Zeugenausſagen leicht dies Prinzip leiden könnte. 
Damit hängt noch die wichtige Frage zuſammen: ob in der 
Aſſiſe die Ausſagen von Zeugen abgeleſen werden dürfen, welche 
in der Vorunterſuchung vernommen wurden, aber dann ſtarben. 
Die franzöſiſche Praxis erlaubt ſich dies häufig; mit Recht zeigt 
aber Fauſtin Helie“ den Widerſpruch, in welchem dies Ver— 
fahren mit dem Code und dem Geiſte der franzöſiſchen Proce— 
dur ſteht. 

In einem neuerlich vorgekommenen Falle hatte der Aſſiſenhof 
während der Verhandlung mit den Geſchwornen, dem Angeklagten 
und ſeinem Vertheidiger ſich in das Zimmer begeben, wo das 
Verbrechen verübt wurde, um dort den Augenſchein wahrzunehmen. 
Der Caſſationshof erkannte durch arret vom 23. März 1843, 


1 Die Redaktion der Revue bezweifelt in einer Note p. 354 
dieſe Anſicht. 

22 Die nämliche Frage erörtert auch Fauſtin Helie in der Revue, 
1813, tome II, p. 219. 

4 In der Revue de législation par Wolowski, 1843, I vol. p. 263. 

a In der Revue, 1. c. p. 367 — 70. S. dort p. 370 feinen Vorſchlag, 
um Nachtheile zu beſeitigen. 
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daß keine Nichtigkeit durch dieſe Handlung herbeigeführt ſey. Der 
Code ſchweigt von einem ſolchen Recht des Präſidenten; daß da— 
durch die Einheit der Verhandlung unterbrochen wird und leicht 
Mißbräuche entſtehen können, iſt freilich nicht zu laugnen.“ Fauſtin 
Helie erörtert“ die Frage, und gelangt dazu die Anſicht des 
Caſſationshofes zu billigen, ungeachtet er wünſcht daß das Ge— 
ſetz die Anwendung dieſes Mittels näher beſtimmen ſollte. Der 
Umfang dieſes fo hochwichtigen pouvoir diserétionnaire des Prä— 
ſidenten iſt noch immer ein Gegenſtand großer Streitigkeiten; die 
neueſten arréts des Caſſationshofs “ zeigen, daß das Gericht 
in einer ſehr weiten Ausdehnung dies Recht anerkennt, z. B. 
wegen des Rechts Zeugen zu vernehmen, welche der Gerichts— 
hof als unzuläſſige Zeugen, z. B. wegen zu naher Verwandt— 
ſchaft verwarf. 

Bekanntlich hat in neuerer Zeit die jurisprudence in Frank— 
reich begonnen, auch in Fällen, in welchen Abweichungen von 
geſetzlichen Vorſchriften vorkamen, deren Verletzung aber in Ge— 
ſetzen nicht mit Strafe der Nichtigkeit bedroht war, dennoch 
Nichtigkeit auszuſprechen, weil man von formalites substantielles 
ſprach, die ſo weſentlich wären, daß ihre Verletzung Nichtigkeit 
nach ſich ziehen müßte, wenn auch das Geſetz die Nichtigkeit 
nicht droht. Die Richtigkeit dieſer bedenklichen Anſicht wurde 
gleichfalls von Fauſtin Helie geprüft.“ 

Als einer der ſchwierigſten Punkte in der Geſetzgebung die 
auf Jury gebaut iſt, erſcheint noch immer die Stellung der 
Fragen an die Geſchwornen.“ Nach dem geltenden Geſetzbuche 
ſoll die Frage einfach und nicht verwickelt ſeyn; allein in der 


45 In einem kürzlich in dem Journal: Le Droit, 1844, Nro. 303, 
mitgetheilten Falle wurde ebenfalls ein ſolcher für Entdeckung der Wahr— 
heit wichtiger Augenſchein von dem Aſſiſenhof vorgenommen. 

46 Revue, I. c. 1843, tome II, p. 216. 

7 Gut gefammelt in Morin, Journal du droit eriminel. Paris 1844. 
I. Heft; p. g 

as In der Revue l. c. 2. tome, p. 364. 

49 Darüber neuerlich Morin dietionnaire du droit eriminel, p. 651—59. 
Lacuisine traité du pouvoir judiciare p. 424. 
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Anwendung ergeben ſich unendlich viele Zweifel, z. B. bei 
Anklage über Vatermord oder Kindermord. Soll die Frage zuerſt 
geſtellt werden: Hat der Angeklagte A an dem und dem Tage 
freiwillig getödtet? hierauf erſt: Hat er das Verbrechen an ſeinem 
Vater verübt? oder ſoll die Stellung fo geſchehen: Hat A feinen 
Vater B getödtet? ” Der Punkt, ob die Staatsbehörde for— 
dern kann, daß eine Frage über Daſeyn einer entſchuldigenden 
Thatſache geſtellt werde, wurde gleichfalls in neuerer Zeit ſtreitig.“ 

Auch die gegen correktionelle Urtheile zuläſſige Appellation 
veranlaßt vielfachen Zweifel, und zwar ob der Appellationshof, 
wenn der Verurtheilte die Berufung einlegt, das erſte Urtheil 
ſchärfen kann (was durch arréts des Caſſationshofes in Abrede 
geſtellt wird), und ob wenn die Staatsbehörde Appellation ein— 
legt, das Obergericht befugt iſt, auf den Grund der Verhand— 
lungen die Strafe des erſten Urtheils noch zu mildern, oder 
ſelbſt aufzuheben (was die arréts bejahen). 

Noch müſſen wir unſere Leſer auf einige beachtungswürdige 
Aufſätze aufmerkſam machen, welche nicht hinreichend gekannt 
ſind, und zwar auf die Schrift von Vidau über die Erfahrungen, 
welche man in Corſica in Bezug auf Urtheilsfällung durch Ge— 
ſchworne macht.“ Merkwürdig find darin auch die Aus— 
führungen über den häufigen Irrthum, daß die Geſchwornen 
rein über Thatſachen urtheilen, und über das Syſtem der cir- 
constances atténuantes. Auf die Wichtigkeit der Fälle, in welchen 
der Caſſationshof einen von der Jury gefällten Ausſpruch ver— 
nichtete, und die nun urtheilende zweite Jury den Angeklagten 


0 Ueber die Fragenſtellung bei dieſen Verbrechen ſ. Abhandl. in der 
Revue de législation, 1843, 2. vol. p. 211. 

51 Ein arrei vom 16. März 1844 (Journal du droit criminel, 1844, 
3. Heft, p. 96) verneint dies; ſ. dagegen die Bemerkungen des Heraus— 
gebers, p. 97. 

52 Fauſtin Helie in der Revue de legislation, 1843, vol. II, 
b. 205 bis 212 und Morin in dem Journal du droit eriminel, 1844, 
ir set, p. 15. f 

>> Vidau Compte rendu des affaires devant la cour d'assises de 
Corsica, Bastia 1843. 
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losſprach“ macht Hr. Königswärter aufmerkſam.“ Es hängt 
dies mit der ſchwierigen Frage zuſammen: welche Folgen in dem 
Fall eintreten, wenn Jemand wegen mehrerer in der nämlichen 
Anklageakte enthaltenen Verbrechen angeklagt und der Ausſpruch 
in Hinſicht der verſchiedenen Anklagepunkte verſchieden iſt, 
z. B. wenn der Angeklagte in Anſehung eines Verbrechens frei— 
geſprochen wurde.““ 

Unſeren Leſern iſt es bekannt, daß 1832 die franzöſiſchen 
Geſetzgeber, um die vielfachen Klagen über die häufig grund— 
loſen, losſprechenden Erkenntniſſe der Geſchwornen zu beſeitigen, 
zu dem Auskunftsmittel kamen, den Geſchwornen die Befugniß 
zu geben, ihrem verurtheilenden Ausſpruche den Zuſatz beizufügen: 
daß mildernde Umſtände vorhanden ſeyen, in welchem Fall dann 
der Aſſiſenhof die ſonſt geſetzlich eintretende Strafe auf den 
nächſten Grad herabſetzen muß, oder auch um zwei Grade ver— 
mindern kann. Dieſe Einrichtung iſt vielfach getadelt worden.“ 
Eine ſehr verbreitete Anſicht in Frankreich erkennt, daß durch 
dies Syſtem der Geſchworne in eine ihm nach dem franzöſiſchen 
Code nicht paſſende Stellung verſetzt, und eingeladen wird, die 
rechtlichen Folgen ſeines Ausſpruchs, daher auch die wahrſchein— 
liche Strafe zu prüfen, und wenn dieſe ihm nach der Verſchul— 
dung des Falles zu hart ſcheint, ſie durch den Ausſpruch, daß 
Milderungsgründe vorhanden ſeyen, zu beſeitigen. Man behauptet 
oft, daß leicht in Fällen, wo auch keine Milderungsgründe vorhanden 
ſind, aus Empfindelei, Laune oder aus irrigen Anſichten über die 
Strafen, die Geſchwornen, zum Hohn der öffentlichen Moral, den 
Zuſatz des Daſeyns von Milderungsgründen machen, dadurch 
auch die Kraft der Strafgeſetze erſchüttern und Vermehrung von 
Verbrechen veranlaſſen können. Dennoch ſpricht ſich immer mehr 


54 Nach den Tabellen wurden von 1830—38 447 ſolche Urtheile 
caſſirt, und die zweite Jury ſprach 143 Angeklagte ganz los und in 110 
Fällen wurden mildere Strafen erkannt. 

55 In der Zeitſchrift für ausländ. Geſetzgebung XIII. Thl., S. 205. 

56 Darüber gut Koͤnigswärter am angeführten Orte. 

57 Collard du systeme des circonstances atténuantes. Paris 1841. 
Prestat du vol et des circonstances atténuantes. Paris 1842. 
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die Anſicht derjenigen, welche unpartheiiſcher und ſorgſamer prüfen, 
dahin aus, daß fo lange der Code pénal (auch die ſehr unge— 
nügende Reviſion von 1832 war keine wahre Abhülfe des Uebels) 
beſteht, das Syſtem der circonstances atténuantes eher wohl— 
thätig als nachtheilig gewirkt hat.“ Den Klagen über die neue 
Einrichtung liegt ſchon der Irrthum zum Grunde, daß die Zahl 
der Verbrechen in Frankreich ſich vermehrt. Es iſt durch die 
Criminaltabellen dargethan, daß ſeit 1841 die Anklagen ſich ver— 
minderten, und während noch 1840 1622 Anklagen wegen Ver— 
brechen gegen Perſonen und 4382 wegen Verbrechen gegen Eigen— 
thum, im Ganzen 6004 Anklagen vorkamen, war die Zahl der 
Anklagen 1842 nur 5104 (1669 Anklagen wegen Verbrechen 
gegen Perſonen und 3435 Anklagen wegen Verbrechen gegen 
Eigenthum). Es iſt richtig, daß nach den neueſten Tabellen (1842) 
die Geſchwornen, in Bezug auf 3893 Angeklagte, die ſie für 
ſchuldig erkannten, bei 2615 das Daſeyn mildernder Gründe 
ausſprachen. Die Aſſiſenhöfe ſetzten, nach dem Geſetze, bei 872 
zu ſchweren Strafen Verurtheilten, die Strafe um zwei Grade 
herab, gegen 489 nur um einen Grad. Dieſe Erſcheinung iſt 
ein Beweis, daß in einer ſo großen Zahl von Fällen die Aſſiſen— 
richter ſelbſt überzeugt waren, daß die Geſchwornen, mit Grund, 
die nach dem Geſetze in dem Falle eintretende Strafe, für eine 
zu harte gehalten haben. Man iſt ungerecht, wenn man den 
entſchiedenen Vortheil des Syſtems der mildernden Umſtände ver— 
kennt, und nicht erwägt, daß ſo lange dies Syſtem nicht galt, 
zahlloſe Losſprechungen wahrhaft Schuldiger erfolgten, weil die 
Geſchwornen, durch die drohend harte Strafe erſchreckt, das 
Schuldig nicht ausſprechen wollten. Die Kraft der Repreſſion 
hat unfehlbar in Frankreich zugenommen, und wenn man auch 
zugeben muß, daß in Folge des Syſtems der Milderungsgründe, 


55 Nachweiſungen in den guten Aufſätzen von Helie, theorie du 
Code penal vol. VIII, p. 223. Helie in der Revue de législation, par 
Wolowski 1843. Janvier, p. 107. Arondeau in Fölix Revue de legis- 
lation 1842, p. 841. S. noch die Entwicklung in meiner Schrift: Die 
Strafgeſetzgebung in ihrer Fortbildung, II. Thl., S. 247. 
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die Strafurtheile geringere Strafen, als die im Geſetze gedrohten 
ausfprachen, fo ift doch eben fo gewiß, daß in einer großen 
Zahl von Fällen, in welchen jetzt die Geſchwornen der Schuldig— 
erklaͤrung den Zuſatz der Milderungsgründe beifügten, ſie ohne 
das Syſtem der mildernden Umſtände losgeſprochen haben wür— 
den. Wer kann verkennen, daß der bürgerlichen Geſellſchaft, 
die geringere Beſtrafung doch mehr nützt als die grundloſe Los— 
ſprechung? Es iſt merkwürdig den Gang der Rechtſprechung der 
Geſchworenen in Frankreich, von 1826 bis 1842 zu verfolgen. 
Waͤhrend 1826 von 100 Angeklagten 38 losgeſprochen, 40 zu 
entehrenden, 22 zu correktionellen Strafen verurtheilt wurden, 
wurden 1831 46 losgeſprochen, 28 zu entehrenden, 26 zu correk— 
tionellen Strafen verurtheilt. In den letzten Jahren änderte ſich 
weſentlich das Verhältniß der Losſprechungen zu den Verurthei— 
lungen. In jedem der Jahre 1840 und 1841 wurden immer 
33 von 100, und 1842 32 losgeſprochen. Am meiſten zeigt 
ſich bei den Geſchworenen eine Abneigung, entehrende Freiheits— 
ſtrafen erkennen zu laſſen;“ ſo wurden 1841 nur 27, 1842 
29 entehrende Strafen, dagegen im Jahr 1841 40, 1842 39 cor— 
rektionelle Strafen ausgeſprochen. Auch kömmt die Erſcheinung 
vor, daß die Geſchwornen durch ihren Ausſpruch die ſchärfen— 
den Umſtände, welche die Erhöhung der Strafe nach ſich ziehen 
könnten, zu beſeitigen ſuchen, z. B. 1842 wurde gegen 1141 
Angeklagte die Anklage nur theilweiſe angenommen, und bei 
662 wurde die Frage über das Daſeyn ſchärfender Umſtände 
verneint. Bei 39 Verurtheilten vernichtete der Caſſationshof 
das Urtheil der Geſchwornen, bei ſechs von dieſen, welche vor 
eine neue Jury geſtellt wurden, erkannte das zweite Geſchwornen— 
gericht die Losſprechung — bei 192 Angeklagten erging der 


> Compte general de l’administration, de la justice criminelle, 
en France pendant année 1842, Rapport p. XIII. 

6° Dieſe Erſcheinung ſollte den Geſetzgeber warnen, und ihn darauf 
aufmerkſam machen, daß die entehrenden Strafen in dem Volke nicht 
gerne Beifall finden, auf den manche Prieſter der Abſchreckungstheorie 
rechnen. 
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verurtheilende Ausſpruch der Jury blos mit einer Majorität 
von 7 Stimmen. Nur in drei Fällen fand der Aſſiſenhof, der 
nach Art. 352 des Code berufen iſt, zu entſcheiden, Gründe, 
den Ausſpruch der Jury nicht als gegründet zu erkennen und 
die Verhandlung der Sache an eine neue Jury zu verweiſen. 
In Bezug auf die Rechtſprechung der rechtsgelehrten Richter 
in correktionellen Fällen ergeben ſich vier für jeden Geſetzgeber 
ſehr belehrende Erſcheinungen; und zwar, daß im Allgemeinen 
die rechtsgelehrten angeſtellten Richter mehr verurtheilen als Ge— 
ſchworne. Von 192,529 wegen Vergehen (delits) Angeſchuldigten 
und vor Gericht Geſtellten wurden nur 23,307 losgeſprochen. 
Nach den Criminaltabellen wurden in den Jahren 1827 — 1830 
von 100 wegen Vergehen vor Gericht Geſtellten 27, in den Jahren 
1831 — 1835 24, in den Jahren 1836 - 1840 19, 1841 17 und 
1842 16 losgeſprochen. Man bemerkt daher leicht, daß die Strenge 
der Richter mit jedem Jahre zugenommen hat. Eine zweite Er— 
fahrung iſt die, daß da, wo auf Antrag der Partheien die 
Unterſuchung gegen Angeſchuldigte eingeleitet wird, mehr Los— 
ſprechungen erfolgen als da, wo die Unterſuchung auf Antrag der 
Staatsbehörde erfolgt. 1842 wurden bei 12,013 auf Klage von 
Privatperſonen vor Gericht Geſtellten 44 von 100 losgeſprochen, 
und von 81,374 auf Antrag der Staatsbehörde Unterſuchten trat 
von 100 nur bei 16 Losſprechung ein. Die Urſache ſcheint darin 
zu liegen, daß bei den Anklagen der Privatperſonen häufig Leichtſinn 
oder Leidenſchaft, z. B. Haß oder Eigennutz, die Ankläger ver— 
blendet und zu übereilten Beſchuldigungen verleitet, während die 
Staatsbehörde ſorgfältiger prüft, ehe ſie einen Antrag auf Unter— 
ſuchung ſtellt. Eine dritte Erſcheinung iſt die, daß auch die 
rechtsgelehrten Richter oft in die Lage kommen, weil die geſetzlich 
gedrohte Strafe zu hart ſtand, unter das Minimum herabzugehen. 
Im J. 1842 wurden bei 29,941 Verurtheilten das im Art. 463 
des Code gegebene Recht, unter das Minimum herabzugehen, an— 
gewendet. Von 1826 — 1830 waren es durchſchnittlich 11,755, von 
1831-1835 17,480, von 1836 — 1840 25,037 Fälle, bei welchen 
der Art. 463 angewendet wurde. Man ſieht, daß die Ueberzeugung 
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und das Bedürfniß, mildere Strafen anzuwenden, mit jedem 
Jahre mehr ſich geltend machte. 

Am belehrendſten ſind die Nachweiſungen über die Appel— 
lation gegen correktionelle Urtheile. Die Beachtung dieſes Punktes 
iſt für die Geſetzgeber der neuern Zeit wichtig, welche — mit 
Widerſtreben der Einführung des mündlichen öffentlichen Ver— 
fahrens nachgebend, wenigſtens daſſelbe mit fo vielen Beſchrän— 
kungen einführen, daß der neuen Geſetzgebung, wenn ſie in das 
Leben tritt, ſchwerlich eine volle Wirkſamkeit prophezeiht wer— 
den kann. Da, wo man keine Geſchwornen will, ſollte man 
wenigſtens erkennen, daß man die Garantie der Appellation nicht 
leicht entbehren kann, welche ja auch das franzöſiſche Geſetzbuch 
gegen correktionelle Urtheile zuläßt. Nach den Tabellen wurden von 
den ergangenen 145,888 Urtheilen der correktionellen Gerichte gegen 
6954 Appellationen eingelegt. In 5349 Fällen appellirten die 
Verurtheilten, in 2748 die Staatsbehörde, in 835 legten beide 
Appellation ein, 4193 Urtheile wurden von der zweiten Inſtanz 
beſtätigt. 773 Angeſchuldigte, die durch das erſte Urtheil los— 
geſprochen waren, wurden durch das zweite verurtheilt; gegen 
799 wurde die Strafe auf Appellation der Staatsbehörde erhöht; 
669 im erſten Urtheile Verurtheilte wurden in der zweiten In— 
ſtanz losgeſprochen, 1160 erhielten Verminderung der zuerkannten 
Strafe. Nur in 327 Fällen wurde in der Appellationsinſtanz 
eine neue Vernehmung von Zeugen verfügt. Wir werden unten 
Schlüſſe aus dieſen Erfahrungen ableiten und machen hier nur 
vorläufig aufmerkſam, wie häufig die Einwendung der Appellation 
den Erfolg hatte, daß ein materiell gerechtes milderes Urtheil in 
Fällen erging, wo es ohne Appellation in Rechtskraft über— 
gegangen wäre. Von den neueſten Werken, welche zur Kenntniß 
des franzöſiſchen Strafprozeſſes dienen, müſſen zwei noch beſon— 
ders hervorgehoben werden, und zwar das Werk von Sellyer “ 
und das von Fauſtin Helie.? Das erſte iſt deßwegen zu 

61 Traite du droit criminel applique aux actions publique et privée, 


par A. le Sellyer. Paris 1844, I. bis VI. vol. 
62 Traite de instruction eriminelle du theorie du Code d'instruction 
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empfehlen, weil es am ausführlichſten alle Fragen des franzöſiſchen 
Strafprozeſſes mit Angabe aller wiſſenſchaftlichen Meinungen und 
Entſcheidungen der Gerichtshöfe behandelt. Das zweite, be— 
arbeitet von dem Verf. des trefflichen Werkes über die Theorien 
des Code pénal, wird unfehlbar das bedeutendſte Werk über den 
franzöſiſchen Strafprozeß, da der Verf. auf ſeltene Weiſe gründ— 
liche wiſſenſchaftliche Kenntniſſe mit einer feinen praktiſchen Zer— 
gliederungskunſt vereinigt. 


F. VI. 
Entwickelung des franzöſiſchen Strafprozeſſes in Belgien. 


Die belgiſche Geſetzgebung beruht im Weſentlichen auf der 
franzöſiſchen. So lange Belgien mit Holland unter der näm— 
lichen Regierung vereinigt war, hatte der Einfluß holländiſcher 
Juriſten manche weſentliche Vorſchriften des franzöſiſchen Code 
abgeändert; insbeſondere wurde die Jury aufgehoben und die Oeffent— 
lichkeit der Verhandlungen bedeutend beſchränkt. Die politiſche 
Umwälzung im J. 1830 bewirkte im Königreiche Belgien bald die 
Rückkehr zu den franzöſiſchen Einrichtungen. Das Geſchwornen— 
gericht und die Oeffentlichkeit wurden wieder hergeſtellt. Der 
franzöſiſche Artikel 336, nach welchem der Aſſiſenpräſident am 
Schluſſe ein resume vortragen muß, wurde aufgehoben. Die 
allgemeine Stimme in Belgien erkannte aber, daß die Jury, ſo 
wie fie nach dem franzöſiſchen Code eingeführt iſt und ſelbſt in 
der durch das Geſetz vom 19. Juli 1831 angeordneten Zuſammen— 
ſetzung, den gerechten Forderungen nicht entſpricht. Der vom 
Geſetze zur Qualität eines Wählers geforderte, ziemlich niedrige 
Cenſus genügte nach dieſen Geſetzen auch, um Geſchworner zu 
werden. Da nun die Patentſteuer in den Cenſus eingerechnet 


eriminelle, par Faustin Helie. Paris 1845. Der erſte Theil enthält die 
Geſchichte des Strafprozeſſes. 


wurde, jo erſchienen in der Lifte der Geſchwornen viele Krämer, 
Handwerker, Schenkwirthe (in der Stadt Brüſſel ſtanden auf der 
Liſte der Geſchwornen 100 cabarétiers), weil ſie ein hohes Patent 
lösten. Schon 1834 wurde ein Entwurf, welcher eine andere 
Beſetzung der Jury vorſchlug, den Kammern vorgelegt; erſt 1837 
erſtattete die Centralſektion der zweiten Kammer ihren Bericht; 
im J. 1838 kam das Geſetz zu Stande.“ Die Verhandlungen 
darüber in den Kammern ſind lehrreich; ſie zeigen, wie gefährlich 
es iſt, wenn man die Rückſichten, nach welchen das Recht, 
Wähler zu ſeyn, geſetzlich beſtimmt wird, mit denjenigen zu— 
ſammenwirft, nach welchen die Frage: wer Geſchworner ſeyn 
kann, beſtimmt werden muß. Die hohe Steuerquote, welche Je— 
mand bezahlt, liefert keinen Maßſtab der Beurtheilung, ob Jemand 
die geiſtigen und moraliſchen Garantien beſitzt, welche Vertrauen 
zu den Gefchwornen gewähren. Nach dem Geſetze von 1838 ſollten 
auf die Geſchwornenliſten diejenigen geſetzt werden, welche nach 
der Wahlliſte in dem Staate gewiſſe Steuern bezahlen, und zwar 
wurde für jede Provinz eine andere Steuerquote (mit Rückſicht 
auf den Wohlſtand der Bevölkerung derſelben) beſtimmt,? und dabei 
wieder der Cenſus, den in dem Hauptorte der Provinz ein Ge— 
ſchworner zu entrichten hat, von demjenigen getrennt, der in 
andern Gemeinden dazu gehört, daß Jemand Geſchworner ſeyn 
kann. Außerdem ſollten auf die Geſchwornenliſte Perſonen, die 


Am 15 Mai abgedruckt mit einer guten Darſtellung der Verhand— 
lungen über das Geſetz von Viſchers (in Brüſſel) in der Zeitſchrift für 
ausländiſche Geſetzgebung, X. S. 413. 

2 Z. B. in der Provinz-Antwerpen tft die Steuerquote am Hauptorte 
250 Francs, in den andern Gemeinden 170, in Hennegau an dem Haupt— 
orte 200, in den andern Gemeinden 170. In Limburg 110, in den 
andern Gemeinden ebenſo 110 Francs. Man bemerkt leicht, wie willkürlich 
dergleichen Berechnungen ſind und, weil ſie trüglich ſind, zu Folgerungen 
führen, die der Geſetzgeber nicht vorausſah. S. Commentar zu dem 
belgiſchen Geſetze in den Archives de droit et de legislation. Bruxelles 
1841, Aout, p. 77. 

5 Dadurch ſollte in den Städten eine Maſſe von Kleinhändlern aus— 
geſchloſſen werden, die ſonſt bei niedrigem Cenſus auf die Liſte kommen 
müßten. Viſchers in der Zeitſchrift, X. S. 425. 
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das Geſetz wegen ihrer vermuthlichen Fähigkeiten berief, geſetzt 
werden — daher die Mitglieder der Repräſentantenkammer — die 
Provinzialräthe, die Bürgermeiſter, Schöffen, Gemeinderäthe, 
Schreiber und Rechner der Gemeinden von 4000 Seelen und 
darüber, Doktoren, Licenciaten, Sanitätsbeamte, Thierärzte, 
Notare, Mäkler. In Bezug auf die Reduktion erhoben ſich große 
Streitigkeiten, ob man dem Looſe die Bildung der verminderten 
Liſte überlaſſen, oder den Provinzialdeputationen oder den Ge— 
richten die Reduktion übertragen ſollte.“ Die Scheu vor dem 
Einfluſſe politiſcher Corporationen bewirkte, daß man das zuletzt 
genannte Mittel annahm und beſtimmte, daß der Präſident des 
Gerichts erſter Inſtanz mit zwei Richtern die Urliſte auf die Hälfte 
der darin enthaltenen Geſchwornen reduciren und daß dann die 
ſo reducirte Liſte wieder von dem erſten Präſidenten der zwei 
Kammerpräſidenten des Appellhofes auf die Hälfte vermindert 
werden ſoll, worauf durch das Loos dreißig Namen gezogen wer— 
den.“ Außerdem nahm das belgiſche Geſetz (Art. 18) die ge— 
heime Abſtimmung der Geſchwornen an.“ Da man auch in 
Belgien fühlt, daß die in dem Code gedrohten Strafen zu hart 
ſind, und dadurch die Geſchwornen leicht veranlaßt werden, auch 
Schuldige loszuſprechen, ſo kam auch der Vorſchlag zur Sprache, 
das franzöſiſche Syſtem der Milderungsgründe anzunehmen; allein 
die Mehrheit in den Kammern war dieſem Syſtem nicht günſtig 
und nahm den Art. 26 des Geſetzes an, nach welchem, wenn in 
einem Fall, wo die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte Hand— 
lung mit Zuchthausſtrafe bedroht iſt, die Richter in dem Bezirks— 
gerichte der Anſicht ſind, daß Grund vorhanden ſey, die Strafe 
in einfache Gefängnißſtrafe zu verwandeln, ermächtigt werden, 


S. Commentaire in den Archives, p. 79, wo merkwürdige Er— 
fahrungen angegeben ſind. 

Wichtige Bemerkungen gegen die Einrichtung, den Gerichtshöfen 
die Reduktion der Liſte zu überlaſſen, macht Viſchers in der Zeitſchrift, S. 426. 

6 Die Zahl 30 iſt zu geringe, weil dann die Rekuſation zu ſehr 
beſchränkt iſt. 

S. dagegen Commentaire in den Archives, p. 88. Viſchers in der 
Zeitſchrift, S. 432. 


unter Angabe der mildernden Umſtände die Sache an das Zucht: 
polizeigericht zu verweiſen. Die naͤmliche Befugniß wird auch 
den Anklagskammern beigelegt. Man vermied dadurch das Ein— 
treten der entehrenden Strafe und zog den durch das Geſetz an 
den Aſſiſenhof gewieſenen Fall an das Zuchtpolizeigericht. 

Seit 1838 iſt dies Geſetz in Belgien in das Leben getreten. 
Es iſt intereſſant, ſeine Anwendung in der Rechtsübung zu be— 
obachten. Dex öffentliche Geiſt in Belgien, die Wachſamkeit des 
Volkes und ſeiner Vertreter, daß die Volksfreiheit nicht verletzt 
werde, der Geiſt der belgiſchen Regierung, die ohnehin durch die 
Verfaſſung mehr als manche andere gebunden, auf die Unabhängig— 
keit der Gerichte gewiſſenhaft achtet, bewirken, daß über den Gang 
der Strafjuſtiz in Belgien im Ganzen nicht geklagt wird. Den— 
noch erkennt man auch in Belgien, daß der franzöſiſche Code 
d'instruction vielfach einer Verbeſſerung bedarf, weil manche Vor— 
ſchriften den gerechten Forderungen nicht entſprechen. Intereſſant 
iſt es, die in einer neueren Preisſchrift von de le Bidart de Chu— 
maide“ enthaltene Entwickelung der Fehler des belgiſchen Straf— 
verfahrens zu vergleichen. Der Verf. findet die Hauptfehler in 
der Stellung der Unterſuchungsrichter, in dem Rechte derſelben, 
an den Berathungen der correktionellen Gerichte Theil zu nehmen, 
in dem zu weit ausgedehnten Rechte, Verhaftung zu erkennen, 
in der Geſtattung, die Verſetzung des Angeſchuldigten au secret 
zu verfügen, in der ſchlechten Einrichtung des Appellationsver— 
fahrens in Polizeiſachen, in dem zu großen pouvoir discretio- 
naire des Aſſiſenpräſidenten und in den Beſchränkungen des 
Vertheidigers und in dem Syſtem des Code, nach welchem die 
Verletzung mancher wichtigen Vorſchriften nicht mit Strafe der 
Nichtigkeit bedroht iſt. 

Merkwürdige Aufſchlüſſe über den Einfluß der Beſchaffenheit 
der urtheilenden Richter auf das Verhältniß der Losſprechung und 
Verurtheilung liefern die belgiſchen Tabellen. Von dem J. 1826 an 


5 Des vices de la legislation pénale belge et des améliorations 
qu'elle reclame, par le Chevalier de le Bidart de Chumaide, mémoire 
couronne. Mons 1843. 
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bis 1831 geſchah die Rechtsſprechung in Belgien durch rechts— 
gelehrte Richter. Die Wirkung war, daß 
1826 von 100 Angeklagten 16 
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losgeſprochen wurden. Von 1832 an waren Geſchwornengerichte 
eingeführt. Hier änderte ſich ſchon das Verhältniß: 
1832 wurden von 100 losgeſprochen 41 
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von 1839 war fchon das neue Geſet über Jury in Wirkſamkeit 
getreten. Der Cenſus war erhöht; manche Perſonen von nied— 
rigen Ständen, die nach dem alten Geſetze auf die Geſchwornen— 
liſte kamen, waren jetzt ausgeſchloſſen. 

1839 wurden ſchon von 100 67 für ſchuldig erklärt und 
33 losgeſprochen. Auch bei den Geſchwornen in Belgien zeigt 
ſich die ebenſo in andern Ländern vorkommende Erſcheinung, daß 
die Geſchwornen bei den Verbrechen gegen Perſonen weit mehr 
losſprechen, als bei Verbrechen gegen das Eigenthum. Seit 1830 
betrug das Verhältniß, in welchem die Geſchwornen bei Ver— 
brechen gegen Perſonen verurtheilten, eine Verminderung von 74 
Procent, bei Verbrechen gegen Eigenthum nur 16. Am ſtrengſten 
ſind die Geſchwornen bei Anklagen wegen betrüglichen Bankerutts 
und wegen Diebſtahls. Von 100 wegen Bankerutts Angeklagten 
wurden 80 und von 100 wegen Diebſtahls Angeklagten 78 ver- 
urtheilt; dagegen wurden von 100 wegen Tödtung Angeklagten 
59, wegen Kindesmords Angeklagten 59, wegen Verwundungen 
62, wegen Brandſtiftung 65 n Wegen Widerſetzung 
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gegen Beamte (wo der franzöſiſche Code eine ſehr harte Strafe 
droht) wurden 83 von 100 losgeſprochen. 

In 30 Fällen ſprach die Jury das Schuldig nur mit ein— 
facher Stimmenmehrheit (von 7 zu 5) aus; die Aſſiſenhöfe mußten 
nun entſcheiden. Von 37 Angeſchuldigten, die mit jener Stimmen— 
mehrheit verurtheilt waren, wurden 11 freigeſprochen, weil vier 
Aſſiſenrichter der Minorität der Jury ſich anſchloſſen; 26 wurden 
verurtheilt. In 18 Fällen caſſirte der Caſſationshof den Ausſpruch 
der Jury; eine neue Jury wurde nun gerufen; 3 von den durch 
die erſte Jury Schuldigerflärten und zum Tode Verurtheilten, 
2 zu lebenslänglichem Zuchthauſe, 1 zur Recluſion Verurtheilter 
wurden von der zweiten Jury losgeſprochen. 

Daß die Repreſſion durch die correctionellen Gerichte ſtärker 
iſt, als bei Geſchwornen, daß die erſtern weniger als die letztern 
losſprechen, ergibt ſich auch aus den belgiſchen Tabellen. Im 
J. 1836 und 1837 wurden 24 von 100, 1838 und 1839 immer 
21 von 100 losgeſprochen. Bei 20,041 Angeſchuldigten in den 
Jahren 1836 bis 1839 milderten die correktionellen Gerichte nach 
Art. 463 die Strafe. In 2614 Fällen wurden in den Jahren 
1836 bis 1839 gegen correktionelle Urtheile Appellationen ein— 
gelegt (alſo gegen 4 von 100 Urtheilen). In 1811 Fällen appel— 
lirten nur die Verurtheilten, in 1282 die Staatsbehörde, in 656 
beide. 1389 Urtheile wurden in oberer Inſtanz beſtätigt (alſo 
53 von 100), in 1225 erging Losſprechung oder Milderung der 
Strafe. Neue Zeugenvernehmungen fanden in der Appellations— 
inſtanz Statt: 1836 180, 1837 261, 1838 195, 1839 207. 
Nach den belgiſchen Tabellen ergibt ſich auch, daß einigemale der 
Ausſpruch der Geſchwornen wegen unvollſtändiger Fragen oder 
Antworten caſſirt wurde.“ 

9 . B. einmal, weil der Präſident ſich weigerte, die question d’ex- 
cuse zu ſtellen; ein andermal, weil er ſich weigerte, nach der Frage: ob 


der Angeklagte der Nothzucht ſchuldig war, die eventuelle Frage zu ſtellen, 
ob er nicht des attentat a la pudeur ſchuldig wäre. 
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F. VII. 
Strafprozeßgeſetzgebung im Königreich der Niederlande, 


Einen von dem Charakter der franzöſiſchen vielfach abweichenden 
Gang bemerkt man in der Geſetzgebung des Königreichs der Nieder— 
lande. Wie ſchon früher zur Zeit, als Holland und das heutige Belgien 
unter einem Herrſcher vereinigt waren, die meiſten Stimmen der 
holländiſchen Juriſten ſich gegen das Geſchwornengericht ausſprachen, 
ſo trat noch beſtimmter dieſe Anſicht da hervor, als in dem von 1830 
an von Belgien getrennten Königreiche der Niederlande die Verbeſſe— 
rung der Strafprozeßordnung berathen wurde.“ Die Grundanſicht, 
daß die Jury nicht eingeführt, aber das mündliche öffentliche Ver— 
fahren beibehalten werden ſollte, führte in der neuen, jetzt gelten— 
den Strafprozeßordnung zu vielfachen Abänderungen des fran— 
zöſiſchen Code d'instruction. Da die Urtheilsfällung auch über 
Verbrechen rechtsgelehrten Richtern anvertraut wurde, ſo hielt 
man eine andere Garantie für nothwendig, nämlich die, eine 
Art von geſetzlicher Beweistheorie aufzuſtellen;? allein nur fo, 
daß das Geſetz die Beweismittel bezeichnete, auf deren Grund 
die Richter verurtheilen dürften, daß zugleich einige Beſchrän— 
kungen für den Richter und einige Rückſichten der Beurtheilung 
der Beweiſe aufgeſtellt wurden, überall aber dem Ermeſſen der 
Richter die Prüfung der Beweiſe überlaſſen und der Grundſatz 
aufgeſtellt war, daß kein Beweismittel den Richter zur Verurthei— 
lung verpflichtet, wenn er nicht zugleich völlig von der Gewißheit 
der in Frage ſtehenden Thatſachen überzeugt iſt. 

Dabei verlangt das Geſetz, daß das Gericht ſeinem Urtheile 
auch Entſcheidungsgründe in Bezug auf die Thatfragen beifüge 
und Rechenſchaft über die logiſche Operation gebe. Eine Berufung 


Vielfach belehrend ſind die Verhandlungen der Generalſtaaten über 
den Entwurf der Strafprozeßordnung in Voorduin, Geschiedniss en be- 
ginselen der nederlandsche Wetboeken. Utrecht 1839, 2 vol. 

” Wetboek van Strafvordering, art. 427 — 445. 
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wollte man gegen Urtheile der Criminalgerichte nicht geben,“ wohl 
aber gegen die Urtheile der Zuchtpolizeigerichte. Gegen die erſtern 
iſt nur Caſſation geftattet, und dies Mittel iſt auch anzuwenden, 
wenn das Gericht die geſetzlichen Vorſchriften über Beweis ver— 
letzte. In Bezug auf die Vorunterſuchung ſind manche bedeutende 
Abweichungen von dem franzöſiſchen Strafprozeſſe angeordnet. 
Das Geſetz (Art. 58 und 80) unterſcheidet die Information und 
die Inſtruktion.“ Die Zweite, welche die ſpezielle Richtung der 
Unterſuchung gegen eine beſtimmte Perſon enthält, kann von dem 
Unterſuchungsrichter nicht vorgenommen werden, ohne daß auf 
den Antrag der Staatsbehörde das Gericht (83) ausgeſprochen 
hat, daß die Perſon vor Gericht geſtellt werden ſoll. Die zur 
Vorbereitung, Aufſammlung der Spuren des Thatbeſtandes und 
allgemeinen Erkundigung beſtimmte Information geſchieht nach 
Bedürfniß unter Zuſammenwirken der Staatsbehörde und des 
Unterſuchungsrichters, fo daß in Fällen des ſogenannten delit 
llagrant (Wetboek, art. 37) die Staatsbehörde und der Unter— 
ſuchungsrichter nicht gehindert iſt, die dringend gebotenen Schritte 
zu thun, jedoch ſo, daß wenn eine Perſon verhaftet wurde, der 
Verhaft ſogleich aufhört, wenn die Rathskammer nicht die Ver— 
haftung in einer gewiſſen Zeit genehmigte (Art. 53). Der 
Unterſuchungsrichter iſt in dem niederländiſchen Geſetzbuche ſelbſt— 
ſtändiger als im franzöſiſchen geſtellt; das Geſetz enthält auch 
mehr als der Code d’instruction Vorſchriften über die Führung der 
Vorunterſuchung, um ihre Gründlichkeit zu ſichern und gewiſſe 
bedenkliche Handlungen auszuſchließen, z. B. wegen des Verbots 
von captiöſen Fragen (nach Art. 99).° Die Zeugen werden in 
den Niederlanden in der Vorunterſuchung nicht beeidigt. Die 
Verſetzung in den Anklageſtand muß, wie in Frankreich, 


3 S. Nachweiſungen in meinem Aufſatze im Archiv des Criminal— 
rechts 1843, S. 93. 

à Zur Kenntniß des niederländiſchen Strafprozeſſes dient vorzüglich 
das Studium von zwei Werken, nämlich von Bosch, Wetboek van 
Strafvordering. Amsterdam 1840, I. - III. vol. 

5 Ueber die gemachten Erfahrungen Lipmann, Welboek, p. 49. 

6 Bosch, Kemper Wetboek I, p. 127. 
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durch eine Rathskammer des Provinzialgerichtshofs ausgeſprochen 
werden. 

Der Gang des Verfahrens in der mündlichen öffentlichen 
Sitzung, iſt im weſentlichen der in der franzöſiſchen Criminal— 
ordnung vorkommende; manche beachtungswürdige Verbeſſerungen, 
und in dem franzöſiſchen Code fehlende Beſtimmungen, kommen 
jedoch in der niederländiſchen vor. Ueber die Wirkungen des 
Geſetzbuchs in der Anwendung, enthalten die Bemerkungen von 
Lipmann? und von Vreede? Vieles, was für jeden mit den Geſetz— 
gebungsarbeiten Beſchäftigten wichtig wird; man bemerkt, daß in 
der Vorunterſuchung der Unterſuchungsrichter das inquiſitoriſche 
geheime Verfahren, leicht auf eine dem Angeſchuldigten ſehr nach— 
theilige Weiſe anwenden, und dieſe Vorunterſuchung ſehr in die 
Länge ziehen kann.“ Die individuelle Freiheit iſt gegen grundloſe 
Verhaftung nicht genug geſchützt, und die Befreiung von der 
Haft gegen Caution iſt zu ſehr erſchwert.“ Gegen die Zuſammen— 
ſetzung des Criminalgerichtshofs erheben ſich viele Bedenklich— 
keiten. Der Mangel der Zuläßigkeit der Appellation gegen die 
Criminalurtheile wird beklagt;“ und vorzüglich bemerkt man, 
daß die von dem Geſetzgeber vorausgeſetzte gründliche Motivirung 
der Strafurtheile häufig mangelt, und die in ganz allgemeinen 
Ausdrücken bewirkte Rechtfertigung der richterlichen Ueberzeugung 
eigentlich keine iſt. Auch die zu große, der Vertheidigung der 


Eine Vergleichung der franzoͤſiſchen und niederländiſchen Criminal— 
ordnung in Lipmann p. 89 — 97. 

5 In feiner Ausgabe nederländsche Wetboeken met eene overseen- 
steming van het romeinsche en fransche Regt door Lipman, Amster- 
dam 1842. Bei jedem Titel gibt der Verf. kritiſche Bemerkungen und 
Erfahrungen an. 

In der Zeitſchrift für ausländ. Rechtswiſſenſchaft XVI, S. 87 ff. 

10 In den ſehr nützlichen holländiſchen Zeitſchriften het Weeckblad 
van het Regt, Nr. 443. und regstgeleerd byblad tot den nederlandsche 
Jaarboeken, V. Thl. (1843), p. 699, p. 775 kommen Nachweiſungen über 
langdauernde (19 Monate, 8 Monate) Unterſuchungen vor. 

11 Gute Nachweiſungen in Van Gennep disq. de Cautione in re 
criminali. Traject. 1844, p. 98 etc. 

1 Lipmann in feiner Ausgabe des Wetboek, p. 94. 


Angeſchuldigten nachtheilige Beſchleunigung des correktionellen 
Verfahrens, iſt ein Gegenſtand der Klagen. “ 

Auch in den Niederlanden erweckt die, entſchieden eine Ver— 
letzung des Prinzips der Mündlichkeit enthaltende Zulaſſung der 
Vorleſung von Ausſagen der Zeugen, in der öffentlichen Sitzung, 
vielfache Bedenklichkeiten.“ Was in den meiſten Ländern Gegen— 
ſtand der Klage iſt, nämlich daß die, ſcheinbar noch fo wohl- 
thätig, für den Schutz der Freiheit gegebenen geſetzlichen Vor— 
ſchriften, wegen ihrer Unbeſtimmtheit und der vielen Ausnahmen 
welche in der Anwendung gemacht werden können, ihre ſchützende 
Kraft verlieren, zeigt ſich auch in den Niederlanden, z. B. in 
Bezug auf die Vorſchriften über Hausfuchung. " 

Ueber den Gang und die Wirkſamkeit der Strafjuſtiz in den 
Niederlanden, können wir (da eine vollſtändige Criminalſtatiſtik 
nicht erſcheint) wenigſtens aus den Tabellen des Provinzial— 
gerichtshofs von Nordholland einige Nachrichten liefern.“ 

Im Jahr 1842 wurden bei jenem Gericht 253 Perſonen 
abgeurtheilt, davon wurden 34 Männer, 2 Weiber und 4 Kin- 
der freigeſprochen; gegen correctionelle Urtheile wurden 126 Appel— 
lationen eingelegt; 35 Urtheile wurden in der zweiten Inſtanz 
beſtätigt, 35 wurden aufgehoben, 12 theilweiſe beſtätigt. 

Im Jahr 1843 wurden 258 Perſonen abgeurtheilt, davon 
46 Männer, 2 Frauen und 2 Kinder losgeſprochen; 107 Appel— 
lationen gegen correktionelle Urtheile gelangten an den Hof; 
47 Urtheile wurden beſtätigt, 45 aufgehoben, 13 theilweiſe ab— 
geändert. 

1 Lipmann, p. 116. 

Gute Bemerkungen in den regtsgeleerd byblad 1844. Nr. 1. 

15 Eine gute Abhandlung über die Erfahrungen, die man macht in 
dem regtsgeleerd byblad 1844 vom Juli, pag. 401 — 418. 


16 Aus dem regtsgeleerd byblad, 1843, vom 1. Auguſt, p. 497, und 
von 1844, vom 1. Mai, p. 241. 
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§. VIII. 
Strafprozeßgeſetzgebung in Griechenland. 


Eine Nachbildung des franzöſiſchen Strafverfahrens iſt das 
Strafprozeßgeſetzbuch für Griechenland.! Das Geſchwornen— 
gericht iſt darin zum Grunde gelegt. Das griechiſche Geſetzbuch 
iſt ausführlicher als das franzöſiſche, indem es mehr Detail von 
Vorſchriften für den Richter, und ſelbſt Regeln über den Beweis 
enthält. Es iſt zwar in §. 92 ausgeſprochen, daß die Gerichte 
an keine geſetzlichen Beweisnormen gebunden ſind, ſondern nach 
ihrer Ueberzeugung ſprechen ſollen; allein das Geſetzbuch führt 
(§. 93—134) die Hauptbeweismittel auf, definirt ſelbſt die In— 
dicien, gibt weitläufig Regeln über den Beweis durch Sachver— 
ftändige. Der §. 111 erklärt ein vor dem Unterſuchungsbeamten 
oder vor Gericht abgelegtes, und mit den übrigen Beweiſen und 
Erfahrungen in Uebereinſtimmung ſtehendes Geſtändniß für voll— 
kommen beweiſend. Nach S. 123 ſollen Zeugen in der Vorunter— 
ſuchung in der Regel nicht beeidigt werden. ? Die Rechte des 
Staatsprokurators ſind ſehr ausgedehnt, da nach §. 204 der 
Unterſuchungsbeamte ihn von jeder Unterſuchungshandlung in 
Kenntniß ſetzen muß, damit er derſelben beiwohnen kann, und 
nach §. 205 der Staatsprokurator das Recht hat, Fragen an 
die Zeugen und an die Beſchuldigten zu richten. Ueber die Ver— 
ſetzung in den Anklageſtand entſcheidet die Rathskammer (247), 
was weit weniger Garantien als in Frankreich gibt, wo während 
der Vorunterſuchung die Rathskammer, und am Schluſſe der 
Anklagsſenat, und zwar nur der letzte, über die Verweiſung an 
die Aſſiſen entſcheidet. In Griechenland gehört zur Gültigkeit 
des Beſchluſſes der Rathskammer die Gegenwart von drei Richtern, 


Vom 10. März 1834. 

Nach Art. 124 koͤnnen königl. Prinzen und Prinzeſſinnen, ferner 
Zeugen, bei denen wegen ſchwerer Krankheit oder hohen Alters Gefahr 
auf dem Verzuge iſt, eidlich in der Vorunterſuchung vernommen werden. 
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den Präſidenten und Unterſuchungsrichter mit einbegriffen. In 
Bezug auf die Audienz folgt das griechiſche Geſetzbuch dem 
franzöſiſchen, es begnügt ſich (Art. 439) mit einer Mehrheit 
von ſieben Stimmen der Geſchwornen, und gibt Art. 444 dem 
Aſſiſenhof das Recht, wenn alle Richter einſtimmig überzeugt 
ſind, daß dem Wahrfpruche ein Irrthum zum Grunde liegt, die 
Verkündung des Urtheils zu vertagen, und die Sache vor die 
Sitzung andrer Geſchworenen zu verweiſen. — Gegen den Aus— 
ſpruch der Geſchwornen findet nur Caſſation ſtatt.“ 

Ueber die Bildung des Geſchwornengerichts entſcheidet die 
Gerichtsordnung.“ Als fähig, Geſchworne zu ſeyn, werden 
(Art. 45) erklärt, die Profeſſoren, die inländiſchen Mitglieder 
der Akademie der Wiſſenſchaften, alle Doktoren, alle Inländer 
welche Immobilien von wenigſtens 5000 Drachmen Werth ange— 
ſeſſen, oder ein jährliches Einkommen von wenigſtens 1000 
Drachmen haben.“ Aus der von dem Eparchen! verfertigten 
Liſte, wird von dem Kreisrathe die Liſte der, während des näch— 
ſten Jahrs für den Dienſt der Geſchwornen zu verwendenden 
Staatsbürger gefertigt. Dieſe Liſte muß 30 Namen enthalten; 
der Nomarch ſetzt noch 30 Namen aus den oben bezeichneten 
Klaſſen dieſer Liſte bei. — Vier Wochen vor Eröffnung der 
Sitzung des Geſchwornengerichts hat der Präſident des Appel— 
lationsgerichts die Namen der in den zwei Liſten enthaltenen 
Staatsbürger in eine Urne zu legen und daraus 30 herauszu— 
ziehen. 

Ueber die Wirkſamkeit des griechiſchen Geſetzbuchs lehren 
eingezogene Erkundigungen, daß die Regierung bisher ſich nicht 
veranlaßt geſehen hat, Abänderungen zu machen. Auch die all— 
gemeine Stimme in Griechenland äußert ſich günſtig. Die neue 
Verfaſſung von 1843 Art. 92 behält das Geſchwornengericht bei. 
Daß man über zu häufige Losſprechungen Schuldiger, häufig 
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Der Art. 458 zählt 19 Caſſationsgründe auf. 

Von 1834, Art. 45 — 78. 

Eine Drachme iſt 24 kr. 

»Der Eparche ſteht einem franzoͤſiſchen Präfekten gleich. 
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als Folgen des Einfluſſes politiſcher Partheiungen in Griechen— 
land klagt, iſt begreiflich. Klagen über ungerechte Verurtheilungen 
ſind dem Verfaſſer nicht bekannt geworden. 


§. IX. 
Strafprozeßordnung in Braſilien. 


Manche Eigenthümlichkeiten des Strafverfahrens enthält das 
im Auslande noch wenig bekannte braſilianiſche Criminal— 
prozeßgeſetzbuch vom 5. December 1832 (aus 355 Artikeln be— 
ſtehend). Man bemerkt darin leicht daß die Geſetzgebung ſich 
mehr an den engliſchen Strafprozeß gehalten hat. Die Urtheils— 
fällung durch Geſchworne liegt zu Grunde. Fähig Geſchworner 
zu ſeyn ſind alle, welche Wähler ſeyn können, geſunden Menſchen— 
verſtand beſitzen und rechtlich find. Die Lifte der Geſch vornen 
wird für jeden Bezirk von einer Verſammlung entworfen, welche 
aus dem Friedensrichter, dem Pfarrer, dem Präſidenten oder 
Mitgliedern des Gemeinderaths beſteht. Die Liſte wird öffent— 
lich angeſchlagen, damit Reklamationen und Berichtigungen ge— 
macht werden können. Es wird dann von den Friedensrichtern, 
Pfarrern und Gemeinderäthen, die Generalliſte der Geſchwornen 
entworfen, nachdem alle welche wegen Mangels der nöthigen 
Geiſteskraft oder moraliſcher Eigenſchaften, nicht die öffentliche 
Achtung genießen, von der Liſte weggelaſſen werden. Dieſe Liſte 
wird wieder öffentlich bekannt gemacht. Nach 15 Tagen werden 
die Namen der auf der Liſte Eingetragenen auf Zettel geſchrieben 
und in eine Urne geworfen, die dann doppelt verſchloſſen 
verwahrt wird. Ueberall beſtehen Municipalrichter, indem die 
Gemeinderäthe drei Candidaten vorſchlagen, aus welchen die 
Regierung einen Munieipalrichter ernennt, deſſen Amt es iſt, 
Stellvertreter des Richters des Rechts zu ſeyn, Polizei zu hand— 
haben und die von den Gerichten ergangenen Urtheile zu 
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vollziehen (Codigo Art. 33 — 35). Es werden Promotores von der 
Regierung ernannt; ſie haben öffentliche und politiſche Verbrechen 
anzuzeigen und zu verfolgen, über Vollziehung der Beſchlüſſe 
und Urtheile zu wachen (36—38). Die Richter des Rechts wer— 
den von der Regierung ernannt; ſie präſidiren den Gerichten, 
inſtruiren die Geſchwornen über Rechtspunkte, und wenden das 
Geſetz auf die Ausſprüche der Geſchwornen an (Art. 44). Ein 
Strafprozeß tritt ein auf den Grund einer Klage des durch das 
Verbrechen Beſchadigten, oder einer Anklage, welche bei gewiſſen 
(im Art. 74 bezeichneten) Verbrechen zuläſſig iſt, und entweder 
von dem promotor oder von einer Perſon aus dem Volke (nur 
gewiſſe Perſonen ſchließt Art. 75 aus) ausgehen kann. Die 
Vorunterſuchung wird von dem Richter geführt; der Angeſchul— 
digte, dem alle gegen ihn vorhandenen Beweiſe mitgetheilt werden, 
wird nur über gewiſſe im Art. 98 bezeichnete Fragen vernommen.!“ 
Das Geſetzbuch unterſcheidet die verſchiedenen Arten des Ver— 
fahrens, je nachdem ein Straffall zur Competenz der Friedens— 
richter oder der Sitzungen mehrerer Friedensrichter, oder zur 
Aburtheilung an die Geſchwornen gehört. In den Fällen der 
erſten Art heißt der Prozeß sommario. — Nach beendigter Vor— 
unterſuchung wird die Geſchwornenliſte gebildet. Die erſten 23 
Perſonen, deren Namen aus der Urne herausgezogen werden, 
bilden die Anklagsjury, welche geheim zu berathen hat, aber 
(Art. 245) berechtigt iſt, auch den Ankläger, den Promotor, die 
Zeugen oder den Angeſchuldigten zur weiteren Aufklärung zu verneh— 
men. Die Urtheilsjury beſteht aus 12 Perſonen. Der Verhandlung 
präſidirt der Richter des Rechts. Die Vernehmung der Zeugen 
geſchieht, wie in England, im Kreuzverhör; der Ankläger ſtellt 
Fragen an ſeine Zeugen, die hierauf auch von den Angeklagten 
befragt werden können. Am Schluſſe reſumirt der Richter des 
Rechts. Die Geſchwornen werden befragt (Art. 269), 1) ob 


3. B. über Namen, Gewerbe, Mittel feines Unterhalts, wo er 
ſich zur Zeit des verübten Verbrechens befand, über Einwendungen die er 
gegen die als Zeugen ihn belaſtenden Perſonen hat, über ſeine etwaigen 
Rechtfertigungsgründe und Beweiſe. 


75 


das Verbrechen worauf die Anklage geht, verübt iſt; 2) ob der 
Angeklagte deſſen ſchuldig iſt; 3) in welchem Grade; 4) ob Rück— 
fall vorhanden iſt; 5) ob Grund da iſt, Civilentſchädigung zu 
bewilligen? Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet. Die Reku— 
ſation gegen Geſchworne wird ſo ausgeübt, daß der Ankläger 
zwölf, und ebenſo der Angeklagte zwölf, und zwar ohne Angabe 
von Motiven rekuſiren kann (275 — 77). Einen Rekurs gegen 
ein Urtheil, das auf den Ausſpruch der Jury ſich gründet, gibt 
es nicht, ausgenommen wenn weſentliche Formalitäten verletzt 
würden, oder der Richter des Rechts nicht an den Ausſpruch der 
Jury ſich hält, oder eine den Geſetzen nicht gemäße Strafe erkannte. 


8 
Strafprozeß in Portugal. 


Zu den Ländern, in welchen Geſchwornengerichte beſtehen, 
gehört auch das Königreich Portugal. Die Geſchichte der Straf— 
prozeßgeſetzgebung dieſes Landes iſt merkwürdig und belehrend, 
weil ſie zeigt, daß die bloße Einführung neuer liberaler Formen 
und die Nachahmung gerichtlicher Einrichtungen fremder Länder 
nicht hinreicht, wenn dieſe Formen nicht in den Sitten des 
Volkes wurzeln und ihre belebende Kraft durch gewiſſe Zuſtände 
erhalten. Portugal erlebte bekanntlich vielfache politiſche Umge— 
ſtaltungen, welche, wenn ſie auch den politiſchen Geiſt des Volkes 
zu erwecken geeignet waren, nothwendig einen Zuſtand der Par— 
theiung und der Aufregung hervorbringen mußten, welcher dem 
ernſten beſonnenen leidenſchaftsloſen Gange der Strafjuſtiz nicht 
günſtig ſeyn konnte. Daß bei der Einführung der neuen Formen, 
denen man häufig nur huldigte, um durch Liberalität, welche 
ſich an dieſelben knüpfte, die Bereitwilligkeit zu zeigen, den For— 
derungen einer Parthei Genüge zu leiſten, manche Unklarheit 
vorkam, iſt begreiflich. Im J. 1828 führte Don Pedro eine 
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öffentliche Procedur mit einem Staatsanwalte, aber ohne Ser 
ſchwornengerichte ein. Bald fteigerten ſich die Forderungen im 
J. 1832; es wurde nun die Anklagsjury und die Urtheilsjury 
eingeführt; im Weſentlichen blieb man bei den Vorſchriften des 
franzoͤſiſchen Verfahrens. Man gab gegen die Urtheile erſter 
Inſtanz eine Appellation an die zweite Inſtanz, in welcher zwar 
auch ein mündliches öffentliches Verfahren Statt fand, aber die 
Richter ohne Jury urtheilten und zwar öffentlich abſtimmten. 
Der Caſſationshof wurde eingeführt. Einem Geſetze von 1833, 
welches das von 1832 vielfach modificirte, folgte ein Geſetz von 
1834, welches die Jury beſtätigte und das Verfahren in zweiter 
Inſtanz etwas änderte. Die Revolution führte zu neuen Geſetzen. 
Die Klagen über die Zunahme der Verbrechen und über die Art, 
wie die durch politiſche Partheiungen befangenen oder leicht ein— 
geſchüchterten Geſchwornen ihr Amt verwalteten, häuften ſich; 
allein die Staatsregierung konnte nicht wagen, von dem einmal 
angenommenen Geſchwornengerichte abzugehen, und fo erfolgten 
die Geſetze vom 29. November 1836 über die gerichtliche Reform, 
und vom 19. Januar 1837 über das Verfahren. Ein ausführ— 
liches Criminalprozeßgeſetzbuch wurde dadurch bekannt gemacht 
(aus SS. 411). Es erhoben ſich bald Klagen über die Unaus— 
führbarkeit des neuen Gefegbuchs? und die Vermehrung der Ver— 
brechen.“ Ein Geſetz vom 12. März 1838 führte ein kürzeres 
Verfahren für die Unterſuchung gewiſſer Verbrechen ein (Mord, 
Diebſtahl, ſchwere Verwundung, Drohung gegen Zeugen, damit 
ſie die Wahrheit nicht ſagen, oder gegen Geſchworne, um ſie 

Eine treue Darſtellung des Gangs der Strafprozeßgeſetzgebung in 
Portugal liefert der portugieſiſche Appellationsrath Mello in der Zeit— 
ſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, XIII. Bd. S. 449 ff. 

2 Zeitſchrift J. c. S. 459. 

3 Zeitſchrift 1. c. S. 464. 

Hr. Mello gibt in der Zeitſchrift S. 466 eine Nachricht über die 
in den drei Monaten April bis Juni 1839 in Portugal begangenen Ver— 
brechen (333 Mordthaten, 753 ausgezeichnete Diebſtähle). In den Ge— 
fängniffen waren 830 Verbrecher. 

5 Sn der Collezao da legislacao 1838, pag. 35. Das Geſetz beſteht 
aus 24 Artikeln. 
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einzuſchüchtern oder ſich wegen ihrer Abſtimmung zu rächen).* Die 
Zahl der Geſchwornen zur Entſcheidung wurde auf 6 beſtimmt. 
Bald ſah man ſich genöthigt, eine neue Commiſſion zur Bericht— 
erſtattung über die Reviſion der Prozeßordnung zu ernennen.“ 
Ein Geſetz vom 3. December 1840 behielt die Geſchwornen— 
verfaſſung bei, erhöhte aber den Wahlcenſus, erweiterte das Recht, 
Hausſuchung vorzunehmen, und modificirte die Vorſchrift über 
Einſtimmigkeit der Geſchwornen. Wir wollen unſern Leſern einige 
Eigenthümlichkeiten der, wenn auch etwas modificirten, noch im 
Ganzen geltenden Strafprozeßordnung von 1837 mittheilen. Das 
Geſetz unterſcheidet öffentliche und Privatverbrechen; die erſtern 
klagt die Staatsbehörde an, bei den zweiten gilt die Privat— 
anklage. Eine beſondere Sorgfalt ſoll auf die Herſtellung des 
corpus delicti gelegt werden (Art. 45 — 47). Den Richtern des 
Rechts liegt die Herſtellung und Führung der Vorunterſuchung 
ob. Dieſe Richter erkennen dann durch die pronuncia (Art. 135), 
ob auf den Grund der Anklage eine Perſon als Angeſchuldigter 
behandelt werden ſoll. Dieſe pronuncia muß aber, wenn der 
Angeſchuldigte vor das öffentliche Gericht geſtellt und angeklagt 
werden ſoll, durch eine Anklagsjury beſtätigt werden (Art. 13). 
Aus der Urne, in welche die Namen der auf der Geſchwornen— 
liſte befindlichen Perſonen gelegt wurden, werden zwölf, welche 
die Urtheilsjury, und neun gezogen, welche die Anklagsjury bil— 
den. Der Art. 184 bezeichnet die Perſonen, welche nicht Ge— 
ſchworne ſeyn können, z. B. Verwandte, Zeugen, Advokaten in 
der Sache. Aus den in dem Art. 184 bezeichneten Gründen kann 
die Staatsbehörde und der Angeklagte Anklagsgeſchworne reku— 
ſiren. Die Sitzung der Anklagsgeſchwornen iſt öffentlich; der 
Angeſchuldigte und Zeugen werden darin vernommen (Art. 187 
bis 212). Die Geſchwornen haben hierauf die Frage (213) zu 


6 Man muß glauben, daß dieſe zuletzt genannten Verbrechen in Por: 
tugal häufig vorkommen. 

7 Mello theilt in der Zeitſchrift S. 466 den Auszug aus einem Be: 
richte der Commiſſion der zweiten Kammer vom 16. Juli 1839 mit, 
worin den Geſchwornen ein ſehr ungünſtiges Zeugniß gegeben wird. 
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beantworten, ob hinreichende Gründe da ſeyen, die pronuncia zu 
genehmigen und die Anklage gegen den Angeſchuldigten zu er— 
heben. Zu dieſem Ausſpruch der Jury gehören zwei Drittel der 
Stimmen. Iſt die Anklage zugelaffen, fo wird ein Anklagelibell 
entworfen (229) und dem Angeklagten, der einen Vertheidiger 
zu wählen hat, mit der Zeugenliſte mitgetheilt. Gegen die Urtheils— 
geſchwornen kann ebenfalls nur aus den im Art. 184 bezeichneten 
Gründen die Rekuſation ausgeübt werden (161). Wenn ein vor— 
geladener Zeuge in der Sitzung nicht erſcheint, ſo wird (273) 
ſeine frühere Ausſage vorgeleſen; wenn eine der Partheien for— 
dert, daß der Zeuge ſelbſt erſcheine und mündlich ausſage, ſo 
gibt ſie ihre Gründe an, worauf die Jury mit abſoluter Stimmen— 
mehrheit entſcheidet, ob die mündliche Vernehmung des Zeugen in 
der Sache abſolut nothwendig iſt; bejaht die Jury dieſe Frage, 
ſo wird die Sache vertagt. Die Zeugen werden von der Staats— 
behörde in Anklagen wegen öffentlichen Verbrechen, und bei Privat— 
verbrechen von dem Privatankläger befragt. Nach geſchloſſenen 
Vernehmungen und den Vorträgen der Ankläger und des Ver— 
theidigers reſumirt der Richter und die Geſchwornen entſcheiden 
über die Frage: Iſt das Verbrechen, deſſen der Angeklagte be— 
ſchuldigt iſt, bewieſen? Wurden Aufhebungs- oder Milderungs— 
gründe vorgebracht, ſo wird auch darauf eine Frage geſtellt. Die 
Entſcheidung der Jury für oder gegen den Angeklagten muß 
wenigſtens mit zwei Drittel Stimmen abgegeben werden (288). 
Wenn Stimmeneinhelligkeit vorhanden iſt, wird dies ausgedrückt. 
Wenn der Richter findet, daß der Ausſpruch der Jury entſchieden 
unbillig und ungerecht iſt (iniquas e injustas), ſo vernichtet er 
den Ausſpruch und weist die Sache zu neuen Verhandlungen an 
eine andere Jury (296). Nach Art. 322 findet Appellation gegen 
Endurtheile an die zweite Inſtanz Statt; die Ankläger und der 
Verurtheilte können Rechtsmittel ergreifen (329). Das Verfahren 
in zweiter Inſtanz iſt mündlich und öffentlich, aber ohne Zu— 
ziehung von Geſchwornen. 
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§. XI. 
Einführung des Geſchwornengerichts in Genf. 


Das neueſte Geſetz, welches Geſchwornengerichte mit Ver— 
beſſerungen einführt, iſt das von Genf, vom 12. Januar 1844. 
Schon 1794 war in Genf die Jury eingeführt und beſtand dort 
bis nach der großen politiſchen Umgeſtaltung vom J. 1813. Die 
Urtheilsfällung durch ſtändige Richter trat an die Stelle der Ge— 
ſchwornen; als aber die Frage über Beibehaltung des franzöſiſchen 
Code penal verhandelt wurde und die Schwierigkeiten der Reviſion 
ſich ergaben, ging der Vorſchlag durch, alle Minima der im Code ge— 
drohten Strafen aufzuheben, ſo daß die Richter nach Erwägung aller 
Umſtände beliebig ſtatt der gedrohten geſetzlichen Strafe auf die ge— 
ringſte erkennen durften. Aus einer Tabelle über die von 1815 bis 
1842 in Genf gefällten Urtheile“ ergibt ſich, daß die Richter von dieſer 
Befugniß in den meiſten Fällen Gebrauch gemacht haben, was 
beweist, daß die Strafdrohungen des Code penal unverhältniß— 
mäßig hart ſind. Von 932 Angeklagten wurden 133 losgeſprochen, 
83 wegen delits und 716 wegen erimes verurtheilt. Nur 6 von 
dieſen wurden zu dem Maximum der Strafe verurtheilt; von den 
übrigen wurden 73 zu mehr als, 35 zu 5 Jahren, 203 zu weni— 
ger als 5 Jahren, und zwar 173 zur geringeren Strafe als 1 Jahr 
verurtheilt. In den Jahren 1827 und 1838 wurde die Frage 
über Einführung der Geſchwornengerichte wieder verhandelt. Im 
J. 1838 legte der Staatsrath mehrere Geſetzesentwürfe über Straf— 
ſachen, insbeſondere auch den Entwurf einer Strafprozeßordnung 
vor (aus 432 §§.). Das Geſchwornengericht war darin nicht 
zum Grunde gelegt. Der Entwurf war im Weſentlichen der 
franzöſiſche Code d'instruction, nur mit den durch die Nicht— 
aufnahme der Geſchwornen gebotenen Modifikationen. Bei der 
Berathung im großen Rathe erhoben ſich wieder viele Stimmen 
für die Jury; allein der Antrag auf ihre Einführung wurde mit 


Zeitſchrift für auslandifche Geſetzgebung, XVII, S. 363. 
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143 Stimmen gegen 59 verworfen. Die neue Verfaſſung von 
Genf im J. 1843 und die Umſtände, unter denen ſie zu Stande 
kam, gaben nun den Freunden der Jury eine mächtige Stimme. 
Der Staatsrath war durch Art. 120 der Verfaſſungsurkunde 
verpflichtet, einen Geſetzesentwurf über Jury binnen Jahresfriſt 
vorzulegen. Dieſer Entwurf wurde vorgelegt und nach einer um— 
ſtändlichen Berathung? als Geſetz (publizirt am 12. Jan. 1844) 
angenommen. Mit Recht fühlte man, daß die Hauptſache die 
gehörige Bildung der Geſchwornenliſte ſey, fo daß eine Bürgſchaft 
gegeben wird, daß nur intelligente, erfahrene, charakterfeſte Män— 
ner das Gefchwornengericht bilden werden. Mit Recht wollte 
man dem franzöſiſchen Syſteme, nach welchem das Vermögen eine 
zu große Rolle ſpielt, ſich nicht anſchließen; auch die Aufſtellung 
von Kategorieen, aus welchen die Geſchwornen gewählt werden 
ſollten, paßte nicht zur Verfaſſung von Genf. Dem Looſe einen 
entſcheidenden Einfluß zu geben, ſchien ebenſo gefährlich. Man 
kam nun (obwohl mit Widerſpruch vieler Stimmen) zu dem 
Syſtem (Art. 1— 14 des Geſetzes), aus der Lifte der Wähler 
électeurs) die Geſchwornen zu nehmen, einer Commiſſion des 
großen Raths aber jährlich die Wahl der Geſchwornen zu über— 
laſſen, ſo daß der große Rath in ſo viele Bureaus ſich theilt, 
als es Wahlcollegien gibt, und jedes Bureau, aus den Abge— 
ordneten des Bezirks beſtehend, nach der Mehrheit die Mitglieder 
der Wahlcommiſſion (nach einem gewiſſen geſetzlichen Verhältniſſe) 
wählt.“ Die Wahlcommiſſion wählt 300 Geſchworne. Wir werden 
unten nachweiſen, daß der aus dem Widerſtreite verſchiedenartiger 
Anträge hervorgegangene Ausweg nicht zu billigen iſt. In Bezug 
auf die Rekuſationen hat das Geſetz eine von dem franzöſiſchen 
abweichende liberale Anſicht aufgeſtellt, daß über die Rekuſation, 
wenn der Name eines Geſchwornen aus der Urne gezogen wird, 
abwechſelnd der Generalprokurator und der Angeklagte zuerſt 


2 In der Zeitſchrift für ausländifche Geſetzgebung, Band XVII. 
Nr. 16 und 21, findet ſich das Geſetz von 1844 mit den Verhandlungen 
abgedruckt. 

> Zeitſchrift, S. 372. 
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aufgefordert wird, ſich zu erklären. Das Genfergeſetz begnügt 
ſich mit einfacher Stimmenmehrheit. Neu und eigenthümlich iſt 
daß die Geſchwornen in Genf, wenn ſie finden daß die Schuld 
durch beſondere Umftände ſehr vermindert wird, ihrer Schuldig— 
erklärung beifügen können: der Angeklagte hat unter mildernden 
oder ſelbſt: unter ſehr mildernden Umſtänden gehandelt. 
Die Wirkung des erſten Zuſatzes iſt, daß die Richter ſtatt der geſetz— 
lichen Todes- oder lebenslänglichen Freiheitsſtrafe zeitliche Zucht— 
hausſtrafe erkennen, bei anderen Strafen verhältnißmäßig von 
dem ordentlichen Grade herabgehen müſſen; bei ſehr mildernden 
Umſtänden aber muß das Gericht die Strafe noch weiter herab— 
ſetzen. Wenn das Gericht einſtimmig erkennt, daß die Ge— 
ſchwornen, indem ſie den Angeklagten verurtheilten, geirrt haben, 
fo kann es die Sache an ein anderes Geſchwornengericht vers 
weiſen (Art. 71). Gegen den Ausſpruch des Gerichts, welches 
mit Zuziehung der Geſchwornen urtheilt, gibt es keine Appel— 
lation des Rekursgerichts, wohl aber ein Caſſationsgeſuch. 

Im Juli 1844 wurde zum erſtenmal ein Geſchwornengericht 
berufen. Wir ſind im Stande über einen merkwürdigen Fall der 
dabei vorkam, genaue Details angeben zu können. Ein gewiſſer 
Pagnoud wurde am 18. Julius vor die Aſſiſe geſtellt und ange— 
klagt, am 8. Juni durch Aufbrechen eines Fenſters in ein Haus 
gedrungen zu ſeyn, dort einen Schrank aufgebrochen und Geld 
geſtohlen zu haben. Da in den Verhandlungen einige ſchwache 
Andeutungen vorkamen, daß eine andere Perſon aus dem Hauſe, 
in welchem geſtohlen war, fliehend geſehen wurde, jo bewog dies den 
Präſidenten der erſten Frage: ob J. Pagnoud am 8. Juni zum 
Nachtheile des Deſcombes die und die (näher bezeichneten) Sachen 
geſtohlen habe, die zweite Frage ſubſidiariſch beizufügen: Iſt 
nicht Pagnoud, wenn er nicht der Urheber iſt, ſchuldig der 
complice des unbekannt gebliebenen Urhebers des Diebſtahls zu 
ſeyn? Die übrigen Fragen bezogen ſich auf die erſchwerenden 
Umſtände des Einſteigens. Die Geſchwornen erklärten bei der 
erſten Frage: nein. Bei der zweiten ja, und bejahten ebenſo 


die dritte und vierte Frage. Die Geſchwornen fügten bei: der 
Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. N 
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Angeklagte hat unter mildernden Umſtänden gehandelt. Der 
Aſſiſenhof verurtheilte den Angeklagten zum Minimum der geſetz— 
lichen Strafe (fünf Jahre). Ueber die geſetzwidrig geſtellte zweite 
Frage wurde Caſſation ergriffen und der Caſſationshof vernichtete 
den Ausſpruch. Es mußte nun die Sache an ein neues Ge— 
ſchwornengericht kommen, und dort wurde (am 23. Sept.) auf 
die Frage: 1) iſt der Angeſchuldigte ſchuldig, dem Hrn. Deſ— 
combes drei Thaler am 8. Juni geſtohlen zu haben, von der 
Jury ja, auf Frage 2) iſt er ſchuldig dem Deſcombes ein Hals— 
tuch geſtohlen zu haben, nein; auf die dritte und vierte Frage, 
wegen der erſchwerenden Umſtände, ja geantwortet. Die Ge— 
ſchwornen fügten bei: der Angeklagte hat unter ſehr mildernden 
Umſtänden gehandelt. Der Hof verurtheilte nun den Angeklagten 
zu drei Jahren Gefängniß. Wir werden auf vielfache Betrach— 
tungen, zu welchen dieſer Fall Stoff gibt, unten zurück kommen. 

Ueber die neueſten Ergebniſſe der Urtheilsfällung der Ge— 
ſchwornen in Genf ſind wir im Stande nachfolgende Nachrichten 
mitzutheilen. In der Sitzung vom 19. November 1844 erkannte 
die Jury einen gewiſſen Klein ſchuldig des Diebſtahls mit Ein— 
ſteigen, unter mildernden Umſtänden und einen gewiſſen Gaßman 
ſchuldig des Ausgebens falſcher Münzen unter ſehr mildernden Um— 
ſtänden. Im Januar (14.) 1845 wurde ein Angeſchuldigter wegen 
Verwundung ſchuldig unter mildernden Umſtänden, und ein Anderer 
wegen Tödtung unter ſehr mildernden Umſtänden ſchuldig erkannt. 


§. XII. 


Fortbildung der mündlichen öffentlichen Strafrechtspflege in 
Italien. 


Einer vorzüglichen Beachtung würdig iſt die Entwickelung 
des Strafprozeſſes in Italien. In jenem Lande hatte zuerſt 
ſchon im Mittelalter das Strafrecht eine hohe wiſſenſchaftliche 
Ausbildung erlangt. Die Autorität der italiäniſchen Schriftſteller 
wirkte auch auf die übrigen Länder. Im vorigen Jahrhunderte 
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waren es wieder Italiäner, welche (Cremani, Renazzi, Filan— 
gieri u. A.) im Strafrechte und im Strafprozeſſe die Bahn 
brachen. Die neue Geſetzgebung Leopolds in Toskana hatte 
auch aus dem Strafprozeſſe manche Härten und Mißbräuche ver— 
bannt,? und in Neapel“ hatten die Arbeiten Filangieris, und 
die Beſtrebungen eines großen Miniſters die Umgeſtaltung des 
Strafprozeſſes bewirkt. Beccarias Feuergeiſt hatte insbeſondere 
für das Strafverfahren die Verbannung alter Einrichtungen ver— 
anlaßt, neue Forſchungen erweckt und die Nothwendigkeit neuer 
Grundlagen gezeigt. Die politiſche Umwälzung in Folge der 
franzöſiſchen Revolution wirkte in Italien auch auf den Straf— 
prozeß erſchütternd. In manchen Theilen Italiens wurden die 
franzöſiſchen Geſetzbücher eingeführt; nur war für das italiäniſche 
Strafverfahren ein Umſtand bedeutend; der: daß Napoleon ſelbſt 
ſeine Landsleute nicht für geeignet hielt, daß bei ihnen das Ge— 
ſchwornengericht eingeführt werden könnte. Die leidenſchaftliche 
Aufregung, der ſo leicht überall ſich einſchleichende Partheigeiſt, 
vorzüglich die vielfach noch in Italien wirkende Familienbefehdung, 
und die Rache, machten nach den Anſichten Napoleons die Ein— 
führung von Geſchwornen in Italien bedenklich.“ Es mußte daher 


ı Ulloa delle vicissitudini e dei progressi del diritto penale in Italia, 
del risorgimento delle lettere sin oggi di. terza edizione. Palermo 1842. 

2 Ueber die Geſetzgebung Leopolds. Forti libri due delle istituzioni 
civili. Firenze 1841, p. 338 — 43. 

Eine gedrängte Rechtsgeſchichte Neapels in Briganti pratica cri- 
minale raccolta dal dottor Briganti nuova ediz dal D. Demarco, Napoli 
1842, vol. I, p. 17 — 42, und p. 84, und in Niccolini procedura penale, 
vol. I, p. 5, über die Geſetze von 1738 und 1789. 

Napoleon erklärte ſich darüber 1805 am 7. Juni gegen die Mit: 
glieder des geſetzgebenden Körpers, indem er ausſprach, daß er ſeinem 
Volke die Vortheile von Collegialgerichten, öffentlichen Verhandlungen, 
einer in der Verhandlung zwiſchen Ankläger und Angeklagten ſtatt finden— 
den Vertheidigung, und Urtheilsfällung durch Richter gewähren wolle, 
welche bei allen Verhandlungen gegenwärtig waren. „Ich habe nicht ge— 
glaubt (fuhr Napoleon fort) daß die beſtehenden Umftände Italiens mir 
geftatteten an die Einführung der Geſchwornengerichte zu denken; allein die 
Richter ſollen als Geſchworne nach ihrer Ueberzeugung und ihrem Gewiſſen 
ſprechen, ohne durch ein Syſtem geſetzlicher Beweiſe gebunden zu ſeyn.“ 


84 


ein anderes Strafverfahren, das zwar auf Anklageprinzip in der 
Anwendung durch die Staatsanwaltſchaft, auf Mündlichkeit und 
Oeffentlichkeit gebaut war, aber die Urtheilsfällung durch angeſtellte 
rechtsgelehrte Richter vorausſetzte, eingeführt werden. Die merk— 
würdigſte Erſcheinung in dieſer Beziehung iſt das im Königreich 
Italien, zur Zeit als Eugen Vicekönig war, eingeführte (am 8. Sep— 
tember 1807) Strafprozeßgeſetzbuch. Der Hauptverfaſſer deſſelben 
iſt Romagnoſi, jener ſeltene, umfaſſend gebildete, durch Feinheit 
des Geiſtes und Fülle des Wiſſens ebenſo, wie durch Charakter— 
feſtigkeit ausgezeichnete Mann. Es kam darauf an, ein münd— 
liches öffentliches Anklageverfahren zu ſchaffen, in welchem keine 
Geſchwornen urtheilten. Der Verfaſſer fühlte die Nothwendigkeit 
genauere Vorſchriften und Inſtruktionen im Geſetzbuche zu geben; 
als der franzöſiſche Code ſie enthielt. Man kann zwar dem 
Geſetzbuche den Vorwurf machen, daß es oft zu wiſſenſchaftliche 
Begriffe und allgemeine Grundſätze, und überhaupt zu viel 
Detail enthält (das Geſetzbuch beſteht aus §. 800); allein es 
erklärt ſich dies daraus, daß der Verf. es für wichtig hielt, den 
Beamten, welche keine Vorſtellung von dem neuen Verfahren hatten, 
eine genaue Vorſtellung zu geben und eine geordnete Procedur zu 
erzielen. In der ſogenannten Vorunterſuchung unterſcheidet das 
Geſetzbuch (Art. 26 — 30) die vorläufige Information und die 
regelmäßige und verbreitende Inſtruktion. Der Umfang der Hand— 
lungen beider wird bezeichnet. Bei jedem Beamten, der in der 
Unterſuchung thätig zu ſeyn hat, iſt vorgeſchrieben was er thun 
darf; auch eine Thätigkeit von Amts wegen iſt den Beamten 
der gerichtlichen Polizei vorgeſchrieben (Art. 70), allein nur zum 
Zwecke der Information. Die eigentliche Unterſuchung wird nur 
von dem Unterſuchungsrichter, unter Mitwirkung des Staats— 
prokurators, und unter Aufſicht des correctionellen Gerichts ge— 
führt, das über die Zweifelsfragen entſcheidet. Für die Art 
der Vorname der einzelnen prozeſſualiſchen Handlungen, z. B. 
Augenſchein, Vernehmungen der Zeugen, vorzüglich Verhör der 
Angeſchuldigten, das nur der Unterſuchungsrichter ohne Gegen— 
wart des Staatsprokurators vornehmen darf (Art. 197 — 210), 
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über Rekognition der Perſonen (Art. 211— 222) find genauere 
Regeln gegeben. Am Ende der Vorunterſuchung muß die Anklage— 
kammer über Zuläßigkeit der Anklage entſcheiden (das Gericht beſteht 
aus vier Mitgliedern), bei Stimmengleichheit entſcheidet die dem 
Angeſchuldigten günſtigſte Meinung (394). Der Anklageakt, auf 
deſſen Annahme der Staatsprokurator anträgt, muß ſchon dem 
Anklagegericht vorgelegt werden (395). ° 

In der öffentlichen mündlichen Sitzung des Criminalgerichts 
müſſen acht Richter gegenwärtig ſeyn. Die in der Vorunter— 
ſuchung ſchriftlich aufgenommene Ausſage eines Zeugen wird in 
der öffentlichen Sitzung nicht vorgeleſen, ausgenommen in den 
Fällen, in welchen gewiſſe privilegirte Perſonen (nach Art. 638), 
hohe Beamte, hohe Geiſtliche außer ihrem Wohnſitz vernommen 
werden ſollen (Art. 466). Der Gang des Verfahrens iſt im 
weſentlichen der des franzöſiſchen Prozeſſes; auch das pouvoir 
discretionnaire des Präſidenten iſt zugelaſſen (485). Der Gerichts— 
hof entſcheidet zuerſt über die That-, dann über die Rechtsfragen. 
Wenn der Hof entſcheidet: es iſt nicht hinreichend die Schuld 
des Angeklagten hergeſtellt, ſo kann er entweder proviſoriſche Frei— 
laſſung oder Stellung unter Polizeiaufſicht, oder Confination des 
Angeſchuldigten auf einen beſtimmten Ort, während ſechs Mo— 
naten, oder wegen dringenden Verdachtsgründen Fortdauer der 
Haft auf ſechs Monate verordnen, damit eine neue Unter— 
ſuchung eingeleitet wird (Art. 500). Gegen das Urtheil des 
Gerichtshofs findet Appellation an den Appellhof ſtatt, und 
zwar wenn auf Todesſtrafe erkannt iſt, kann der Verurtheilte 
und der Staatsanwalt, der auf geringere Strafe antrug, in 
andern Fällen wenn der Staatsprokurator auf Todesſtrafe an— 
getragen hatte und geringere Strafe erkannt war, der Staats— 
prokurator Appellation ergreifen. Es findet dort wieder öffent— 
liches mündliches Verfahren ſtatt. Auch Zeugen können in der 


> Diefe Form, welche mit der engliſchen tibereinftimmt, worin das 
indictment vorgelegt wird, iſt ſehr wichtig und wird, wie wir unten nach— 
weiſen werden, von den italiäniſchen Praktikern als ein großer Vorzug 
vor der franzöſiſchen Einrichtung angeſehen. 
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Sitzung vorgeladen werden (§. 509 — 512). Außerdem findet 
Caſſation ſtatt. 

In Bezug auf den Werth dieſes Geſetzbuchs äußert ſich im 
Koͤnigreich Italien die Stimme der Praktiker günſtig. Als die 
vorher zu Oeſterreich gehörigen Staaten nach der politiſchen Um— 
geſtaltung wieder mit Oeſterreich vereinigt wurden, wurde dies 
Geſetzbuch durch das öſterreichiſche Strafgeſetzbuch außer Wirk— 
ſamkeit geſetzt. Es iſt nicht ſchwierig zu bemerken, daß aber der 
im Königreich Italien geltende Prozeßcoder den Bearbeitern der 
Strafgeſetzbücher für andere italiäniſche Staaten vorſchwebte; ins— 
beſondere zeigt ſich dies leicht bei dem Geſetzbuche des Königreichs 
Neapel und bei dem für Parma. In Neapel wurde die Gerichts— 
verfaſſung durch Geſetz vom 7. Juni 1819 und viele nachfolgende 
Verordnungen geordnet.“ Ueber alle Polizeiübertretungen und 
correktionelle Vergehen entſcheiden die Bezirksrichter (giudici di 
eircondario), ähnlich den franzöſiſchen Friedensrichtern, jedoch 
findet die Appellation gegen ihre Urtheile an das Criminalgericht 
ſtatt (gran corti criminali). Dieſe Criminalgerichte bilden theils 
die Anklagskammern, theils die Gerichte welche über Verbrechen 
zu entſcheiden haben. In dieſen Fällen urtheilen ſie in der Zahl 
von ſechs Richtern. Außerdem gibt es in Neapel noch in der 
Zahl von acht Richtern urtheilende Specialcriminalgerichtshöfe 
(competent für die Entſcheidung über gewiſſe öffentliche Verbrechen), ’ 
und noch oberſte Commiſſionen zur Entſcheidung über Verbrechen 
gegen den Staat (beſtehend aus ſechs Richtern, vier angeſtellten 
Richtern und zwei Militärperſonen). In Neapel beſteht der 
Caſſationshof. 

Das jetzt geltende Strafprozeßgeſetzbuch iſt am 26. März 
1819 verkündet. ° Die Vorunterſuchung wird im Königreich 


° Die vollftändigfte Darſtellung der ganzen Organiſation in Form 
eines Geſetzbuchs (in Art. 853) wurde herausgegeben unter dem Titel: 
Codice della organizzazione e competenza de poteri giudiziarii per 
lo Regno delle due Sicilie, Napoli 1840. 

Codice delle organizzazione, Art. 374. 

5 Einen Comentar dazu liefert T. Canofari Commentario sul Codice 
di procedura penale, Napoli 1830, in 4 Bänden. Der Verf. war ſelbſt 
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Neapel durch den Unterſuchungsrichter geführt, welcher jedoch 
mit einzelnen Handlungen auch den giudice di circondario be— 
auftragen kann. Eine Eigenthümlichkeit der neapolitaniſchen 
Vorunterſuchung iſt die ſtrenge Scheidung der Herſtellung des 
Thatbeſtandes (pruova generica) von der gegen den Verdächtigen 
gerichteten Unterſuchung (Codice Art. 54).“ Dieſe Ausmittelung 
des Thatbeſtandes wird in Neapel mit einer großen Aengſtlichkeit 
vorgenommen; nicht ſelten hört man Klagen über die dadurch 
herbeigeführte Verzögerung der Unterſuchungen.“ Wenn gegen 
eine Perſon ein Verwahrungsbefehl erlaſſen iſt, ſo muß das Cri— 
minalgericht in den nächſten 24 Stunden in den Stand geſetzt 
werden, über die Beſtätigung des Befehls und überhaupt über 
Fortſetzung der Unterſuchung zu entſcheiden (114). Der Ange— 
ſchuldigte kann zur Antwort in dem Verhöre nicht gezwungen 
werden. u Das Geſetz geſtattet manche Mittel, um die Flucht 
des Angeſchuldigten zu verhindern, ohne daß Verhaftung noth— 
wendig wird (Art. 115. 117). Am Schluſſe der Vorunter— 
ſuchung wird über die Zuläſſigkeit der Verſetzung in den Anklage— 
ſtand entſchieden. Der Generalprokurator, wenn er auf dieſe 
Verſetzung anträgt, entwirft die Anklagsakte“ (Art. 138). Das 


der Hauptbearbeiter des Entwurfs. — Eine ſyſtematiſche Darſtellung ver— 
dankt man Hrn. Niccolini, jetzigen Miniſter, in ſeinem Werke: procedura 
penale, Napoli 1828, VI. vol. 

Man unterſcheidet die Fälle des delicti facti permanentis (wo man 
von ingenere principale ſpricht) von del. facti transeuntis (ingenere sup- 
pletorio Art. 56), für beide Arten gibt das Gefeß genaue Anweiſungen. 

10 Ueber die Rekognition der Perſonen ſchreibt das Geſetzbuch (Art. 
94 — 97) genaue Beſtimmungen vor, um jedem Irrthum vorzubeugen. 

1 Canofari Commentar. sul Codice di procedura, vol. I, p. 193. 

42 Z. B. das Criminalgericht kann ein Mandato per la residenza 
erlaſſen, bei welchem der Angeſchuldigte nur den Ort wo das Criminal— 
gericht ſeinen Sitz hat, nicht verlaſſen darf und ſchuldig iſt, ſich jeden 
Tag in dem Gerichtshofe zu zeigen. Um die Garantie zu verſtärken, kann 
Bürgſchaft aufgelegt werden. 

13 Dieſe (von der franzoͤſiſchen Einrichtung abweichende) Einrichtung 
wird von den Praktikern Neapels ſehr gebilligt, da auf dieſe Art der 
Gerichtshof auch die Faſſung der Anklagsakte prüft, und ſo jene Leiden— 
ſchaftlichkeit und Einſeitigkeit, die ſo leicht bei franzöſiſchen Anklagsakten 
vorkömmt, vermieden wird. Canofari Comment. I, p. 267. 


88 


Criminalgericht entſcheidet nach Anhörung eines Berichterſtatters 
darüber, ob der Angeſchuldigte in Freiheit geſetzt oder an ein 
anderes Gericht verwieſen, oder ob erſt die Unterſuchung fort— 
geſetzt werden ſoll.“ Wenn das Verbrechen wahrſcheinlich iſt, 
hinreichende Verdachtsgründe vorhanden ſind, ſo ſpricht der Ge— 
richtshof die Verſetzung in den Anklageſtand aus; er kann auch 
die Anklagsakte rektificiren (Art. 156), um Geſichtspunkte oder 
Stellen, die der Gerichtshof für unpaſſend hält, wegzulaſſen oder 
zu modificiren. Wenn auf Anklage erkannt iſt, jo kann noch der 
Angeſchuldigte darauf antragen, daß ein Augenſchein an dem 
Orte des Verbrechens vorgenommen werde. Hiezu wird dann ein 


Gerichtsmitglied abgeordnet, der Vertheidiger des Angeklagten (der 


letzte kann nicht gegenwärtig ſeyn) wird vorgeladen; der Richter 
kann Zeugen und Sachverſtändige beiziehen und an Ort und 
Stelle vernehmen; in wichtigen Fällen kann der Gerichtshof ſelbſt 
bei dem Augenſchein gegenwärtig ſeyn“ (Art. 186 - 193). 

Die mündliche und öffentliche Verhandlung“ ift im Weſent— 
lichen wie die franzöſiſche. Eigenthümlich iſt, daß (Art. 238) 
die Vernehmungen, die in der Vorunterſuchung mit dem An— 
geſchuldigten abgehalten wurden, vorgeleſen werden. Das Recht, 
die Ausſagen bereits vernommener, aber in der Sitzung nicht 
erſcheinender Zeugen abzuleſen, iſt beſchränkt (246). Merkwürdig 
iſt, daß während der Vertheidigung ſowohl der Präſident und 
jeder Richter als auch der Generalprokurator den Vertheidiger 
auf Lücken in ſeinem Vortrage aufmerkſam machen, Zweifel gegen 
ſeine Behauptungen vorbringen, ihn auf entgegenſtehende Aeuße— 
rungen in den Akten oder in den Verhandlungen hinweiſen kön— 
nen. So ſehr dieſe Sitte für den, welcher das Erſtemal einer 


1 Das Geſetzbuch Art. 152 beſtimmt, wie lange dieſer Zuſtand 
dauern darf. 

15 Dies Mittel wird häufig als ein ſehr zweckmäßiges, zur Auf— 
klärung der Richter erkannt. 

16 Nach Art. 219 kann geheimes Verfahren von dem Gerichte ange— 
ordnet werden, wenn die öffentliche Verhandlung die ſittliche Schicklichkeit 
verletzte, oder Aergerniß oder große Nachtheile veranlaſſen koͤnnte; auch 
der Juſtizminiſter kann aus dieſen Gründen geheimes Verfahren anordnen. 
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Verhandlung in Neapel anwohnt, verletzend iſt, weil ſie die Ver— 
theidigung unterbricht und den Vertheidiger in Verlegenheit bringen 
kann, ſo ſehr überzeugt man ſich doch bald von der Zweckmäßig— 
keit der Einrichtung, mit welcher die neapolitaniſchen Advokaten 
ſehr zufrieden ſind. Sie erklären, daß ſie dadurch gleichſam in 
das Innere der Berathung der Richter verſetzt werden und im 
Stande ſind, jeden Zweifel, den noch ein Richter an der Wahr— 
heit des Vorbringens des Vertheidigers haben könnte, zu be— 
ſeitigen; es iſt nämlich Sitte, daß der Präſident und der Richter 
Alles, was ihnen gegen den Angeklagten zu ſprechen ſcheint und 
von dem Vertheidiger übergangen iſt, oder nicht gehörig wider— 
legt wird, hervorheben, um dadurch dem Vertheidiger Gelegen— 
heit zu geben, ſich darüber zu erklären. Der Verfaſſer hat ſich 
ſelbſt in Fällen, wo es auf Indicienbeweis ankam, überzeugt, 
daß durch dieſe Sitte die einzelnen Indicien, ſowohl in Bezug 
auf den Beweis der Thatſachen, als die Schlüſſigkeit derſelben, 
von dem Vertheidiger mit einer Gründlichkeit und Klarheit zer— 
gliedert wurden, daß dadurch die Prüfung der Wahrheit weſentlich 
gewann. — Der Gerichtshof muß auf der Stelle nach geſchloſſenen 
Verhandlungen berathen, und die Formeln, durch welche er die 
Thatfragen entſcheidet, ſind: 1) es iſt gewiß, daß der Angeklagte 
das bezeichnete Verbrechen nicht verübte; 2) oder es iſt gewiß, 
daß er es verübte; 3) oder es iſt nicht gewiß (Art. 277). Im 
letztern Falle kann der Hof proviſoriſche Freilaſſung oder weitere 
Unterſuchung anordnen, die binnen zwei Jahren beendigt ſeyn muß, 
ſo daß das Gericht wieder entſcheiden kann. Bei der erſten und 
zweiten Entſcheidung kann nur Verurtheilung oder abſolute Frei— 
laffung erkannt werden.“ Nach Art. 292 haben alle Richter die 
Thatfragen nach ihrem criterio morale zu entſcheiden.“ Gegen 
die Entſcheidung der Gerichte iſt keine Appellation zuläſſig; die 
Caſſation findet Statt. Hier bemerkt man aber wieder nach der 
Praxis der neapolitaniſchen Gerichtshöfe eine größere Ausdehnung 

17 Codice, art. 280 — 82. Canofari, Commentario, vol. II, p. 232 — 43. 


15 Was dies bedeutet Canofari p. 267, und vorzüglich Niccolini in 
den quistioni di diritto, vol. V, p. 287. 
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der Caſſation, als fie in andern Ländern ſich findet. Die bloße 
ſchlechte Motivirung des Urtheils iſt zwar kein Caſſationsgrund,“ 
allein das Gericht muß auch die Entſcheidung über die Thatfrage 
motiviren, und die neapolitanifchen Richter, gewohnt, ſehr ſorg— 
fältig in ihrer Berathung alle Beweiſe zu prüfen und zu zer— 
gliedern,“ thun dies auch häufig ſehr ausführlich. Nach Art. 293 
des Geſetzbuchs iſt das Urtheil nichtig, wenn die Thatſachen, 
aus welchen das Gericht die Entſcheidung der Fragen ableitet, 
nicht angegeben, oder Thatſachen angegeben werden, welche in 
der öffentlichen Sitzung nicht verhandelt wurden. Wenn ferner 
Beweiſe, die das Geſetz nicht zuläßt, doch angenommen wurden, 
oder wenn die Thatſachen unvollſtändig oder widerſprechend an— 
gegeben wurden, fo iſt dies Grund der Caſſation.“ Auf dieſe 
Art kommen häufig Caſſationsgeſuche wegen ungehöriger oder 
geſetzwidriger Motivirung an den oberſten Gerichtshof,? welcher 
auch ſtrenge prüft, und wenn er auch nicht das Urtheil caſſirt, 
doch eine Mißbilligung der ſchlechten Motivirung ausſpricht, was 
die Folge hat, daß die neapolitaniſchen Richter gewohnt ſind, 
die Beweiſe genau zu prüfen, und durch ihre Entſcheidungsgründe 
eine Rechenſchaft für ihre Ueberzeugung zu geben. Ueber die 
Wirkungen der mündlichen öffentlichen Procedur von Neapel äußert 
ſich im Ganzen die öffentliche Stimme günſtig. Der jetzige Miniſter 
und langjährige Generaladvokat Niccolini in Neapel! hebt die 
großen Vortheile des Verfahrens, vorzüglich in Beziehung auf 
die dadurch bewirkten vollſtändigern Materialien, welche den 
Richtern Urtheilsfällung möglich machen, und in Bezug auf 
Verſtärkung des Eindrucks der Strafjuſtiz bei dem Volke, hervor. 
Auch der geiſtreiche Geſchichtſchreiber Coletta“ bezeugt dieſe Vor— 
theile. Das Publikum iſt während der Aſſiſe ſehr aufmerkſam; 
zwar iſt in dem Juſtizpalaſt oft ein ſtörender Lärmen, weil der 

10 Codice della organizzazione, p. 110. 

20 Niccolini, quistioni di diritto, vol. V, p. 291. 

Canofari, Comment. II, p. 270. 

22 Niccolini, quistioni, vol. V, p. 301 — 376. 


Niccolini in den quistioni di diritto, vol. III, p. 17 — 20. 
Coletta, Storia di Napoli, vol. III, p. 48. 
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Raum zu enge iſt und auf den Gängen Alles ſich zudrängt; 
allein in dem Aſſiſenſaale iſt Ruhe. Darüber, daß die Straf— 
juſtiz durch das neue Verfahren mehr Energie bekommen hat, ſind 
alle Stimmen einig. Die Klagen beziehen ſich nur darauf, daß 
in den correktionellen Fällen die Einzelnrichter zu leicht verur— 
theilen, daß man ihnen überhaupt nicht eine ſo große Competenz 
hatte einräumen ſollen, daß in manchen Fällen, z. B. wegen der 
Erforſchung des Thatbeſtandes, die Unterſuchungen zu lange dauern. 
Man beklagt es, daß zuviel Verbrechen den ordentlichen Gerichten 
entzogen ſind, und im Staatsverbrechen das Verfahren und die 
Anordnung der Commiſſion zur Aburtheilung kein Vertrauen be— 
gründen. In Bezug auf die Wirkung der öffentlichen Verhand— 
lung auf die Zeugen hat die ſorgfältige Erkundigung ergeben, 
daß weit ſeltener als man nach dem heftigen Charakter der 
Neapolitaner glauben ſollte, die Zeugen wegen ihrer Ausſagen 
der Rache der Verwandten und Freunde des Angeklagten aus— 
geſetzt find; deſto mehr klagt man aber,” daß fo viele Ver— 
brechen, theils wegen Nachläſſigkeit oder ſträflicher Begünſtigung 
von Seiten der unteren Beamten, theils aus einem tadelns— 
werthen Mitleiden des Volks, wohl auch wegen Drohungen, 
durch welche die Beſchädigten oder Zeugen eingeſchüchtert werden, 
unangezeigt und viele Verbrecher nicht verfolgt oder nicht beſtraft 
werden. Ueber das Verhältniß der Losſprechungen zu den Ver— 
urtheilungen im Königreiche Neapel geben die Straftabellen den 
Aufſchluß,? daß verhältnißmäßig nicht ſehr viele Verurtheilungen 
vorkommen. Die oben angeführte Urſache, daß die Zeugen ihre 
Antworten gerne auf Schrauben ſtellen und die Angeklagten 
ſchonen, ſowie die bei den Richtern Italiens bemerkbare Schonung 
der Angeſchuldigten und die Strenge, mit welcher ſie die Beweiſe 
prüfen, erklären die Erſcheinung. 
In Parma wurde ein Strafprozeßgeſetzbuch am 13. Decbr. 


25 Beweiſe haben wir in der Schrift: Italieniſche Zuſtände, S. 120 ff. 
geliefert. 

26 Auszüge habe ich mitgetheilt in meiner Schrift: Italieniſche Zu: 
ftande, S. 119 — 136. 
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1820 eingeführt.“ Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen iſt darin 
ausgeſprochen (Art. 12); nur wenn die Sache Aergerniß oder 
ſonſt große Störung zu veranlaffen beſorgen läßt, kann das Ge— 
richt geheime Verhandlung anordnen. Das Verhältniß der Be— 
amten in der Vorunterſuchung iſt ähnlich dem in Frankreich 
geſtaltet. Bei jedem Tribunal erſter Inſtanz iſt ein Unterſuchungs— 
richter (Art. 79), der ebenſo, wie der Staatsprokurator in Fällen 
des llagrant delit die Anzeigen aufnimmt und die erſten Infor— 
mationshandlungen vornimmt, aber nach Vornahme derſelben die 
Akten dem Staatsprokurator mittheilt und abwartet, welche An— 
träge der letztere ſtellt (82), ſo daß eine Inſtruktion von Amts— 
wegen nicht eintreten kann. Der Unterſuchungsrichter vernimmt 
die Zeugen, den Angeſchuldigten (in Bezug auf Vernehmung des 
letztern enthält das Geſetz [159] mehrere Verbote des Gebrauchs, 
gefährlicher Mittel, z. B. Vorſpieglungen). Wenn der en 
ſuchungsrichter und der Staatsprokurator über Fortſetzung der 
Unterſuchung verſchiedener Anſicht ſind und der letztere Oppoſition 
ergreift, ſo entſcheidet das Tribunal (205). Am Ende der Vor— 


unterſuchung entſcheidet die Anklagskammer, welche aus dem Prä⸗ 


ſidenten, den zwei Unterſuchungsrichtern und einem Richter der 
Civilſektion beſteht, über die Zuläſſigkeit der Anklage (307). Der 
Anklagsakt wird erſt, wenn die Anklage zugelaſſen ift, von dem Staats— 
prokurator bearbeitet (328). Die öffentliche Verhandlung wird von 
dem Präſidenten auf ähnliche Weiſe wie in Frankreich geleitet. Die 
Richter des Criminalgerichts entſcheiden die That- und Rechtsfragen 
nach ihrer Ueberzeugung. Eine Urtheilsformel, die bei fortdauerndem 
Verdacht eine Art von absolutio ab instantia begründet, kennt das 
Geſetzbuch von Parma nicht. Eine Appellation findet gegen alle 
correktionellen, nicht aber gegen die Urtheile des Criminalgerichts 
Statt (Art. 238, 432). Die Reviſton (eigentlich Caſſation) 
kann an den oberſten Gerichtshof wegen Verletzungen der Geſetze 


27 Codice di processura criminale per gli stati di Parma, Piacenza. 
Parma 1820. Ueber die Fortbildung und Anwendung des Geſetzbuchs gibt das 
Werk: La Giurisprudenza civile e criminale del tribunale supremo di revi- 
sione, dei ducati di Parma, dall’avvoc. Baballia, Parma 1841, guten Aufſchluß. 
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ergriffen werden; von Seite des Staatsanwalts findet nur Re; 
viſton im Intereſſe des Geſetzes Statt (433). 

Unter den Praktikern von Parma iſt nur eine Stimme, 
daß die neue Prozeßform ſehr gut wirkte, bei dem Volke eine 
heilſame Scheu hervorbringt und zur Vermehrung der Verur— 
theilung Schuldiger beiträgt. Die Zahl der Verbrechen hat in 
Parma nicht zugenommen. Viele Praktiker des benachbarten lom— 
bardiſchen Königreichs erkennen, daß die in Parma geltende Prozeß— 
form weit wohlthätiger als die in der Lombardei geltende wirkt. 

In dem Großherzogthum Toskana hatte die leopoldiniſche 
Geſetzgebung von 1786 zwar manche Verbeſſerungen auch in Be— 
zug auf den Strafprozeß hervorgebracht,? z. B. durch Aufhebung 
der Folter (die in Toskana fchon feit längerer Zeit außer Uebung 
war), durch Verbannung der außerordentlichen Strafen und durch 
genauere Vorſchriften, um der Willkür der Inquirenten vorzu— 
beugen und dem Angeſchuldigten die Vertheidigung möglich zu 
machen; allein Leopold behielt den Inquiſitionsprozeß bei, ſo daß 
eine General- und Spezialinquiſition unterſchieden wurden. Nach 
Beendigung dieſes Verfahrens, welches processo informativo hieß 
und in welchem nach beendigter Generalinquiſition ein von dem 
Inquirenten bearbeitetes Anklagslibell dem Angeſchuldigten vor— 
gelegt wurde, begann bei der ruota (als dem urtheilenden Ge— 
richte) eine Art von feierlichem Verfahren, in welchem der 
Angeſchuldigte gegenwärtig ſeyn konnte, und wo auf den Grund 
einer Relation und der darauf folgenden Begründung der Anklage 
durch den avvocato fiscale und nach eingereichter Vertheidigung 
des Angeklagten die Richter nach geſetzlichen Beweistheorieen 
urtheilten. Von 1808 galt in Toskana der franzöſiſche Straf⸗ 
prozeß, jedoch ohne Geſchwornengerichte. Nach der Rückkehr des 
Großherzogs 1814 wurde dies Verfahren außer Wirkſamkeit ge— 
ſetzt, die leopoldiniſche Reform wurde wieder hergeſtellt; allein 
das franzöſiſche Verfahren hatte in Toskana insbeſondere auch 


2s Eine Geſchichte des Strafprozeſſes in Toskana und Darſtellung des 
Prozeſſes von Leopold an bis 1814 findet ſich in Ademollo, il giudizio 
criminale in Toscana. Firenze 1840, p. 2— 56. 
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unter den Juriſten fo viele Anhänger gefunden, daß der Geſetz— 
geber zu einer Transaction zwiſchen dem leopoldiniſchen Ver— 
fahren und dem franzöſiſchen Prozeſſe ſich bewegen ließ. Er behielt 
in Bezug auf das Vorverfahren das Inquiſitionsprinzip bei, 
ordnete aber einen Direktor des Prozeſſes (Art von Unterſuchungs— 
richter) an, der ex officio inquirirte, führte zur Nachahmung der 
Anklagskammer ein Gericht ein, welches (beſtehend aus dem ge— 
nannten Direktor, der begreiflich befangen war, und zwei Rich— 
tern) über die Zuläſſigkeit der Spezialinquiſition entſchied. War 
dieſe ausgeſprochen, ſo erhielt das Reviſionsgericht die Akten, 
prüfte, ob der Prozeß förmlich geführt und ob er nicht zu er— 
gänzen iſt; und nun gelangten die Akten an das Fiskalamt und 
dann an das urtheilende Gericht. Bei dieſem begann eine öffent— 
liche mündliche Verhandlung, in welcher ein Referent aus den 
Akten die Relation vortrug und nach den Vorträgen des Fiskals 
und des Vertheidigers entſchieden wurde.“ Mit dieſer Form war 
Niemand zufrieden. In einer von dem Großherzoge niedergeſetzten 
Geſetzgebungscommiſſion (in welcher auch zwei als Schriftſteller 
gefeierte Juriſten, Cremani und Poggi, ſich befanden) waren die 
Stimmen getheilt. Erſt 1838 kam die jetzt geltende Geſetzgebung 
zu Stande, an welcher der ehrwürdige Präſident der real con- 
sulta, Hr. Puccini, einen vorzüglichen Antheil hatte. Das neue 
Geſetz vom 2. Auguſt 1838 (aus $$. 288 beftehend und durch 
eine Verordnung [dichiarazioni ed istruzioni] erläutert) war 
eigentlich ein Code der Gerichtsorganiſation, enthielt aber zugleich 
viele Beſtimmungen über das Civil- und Criminalverfahren. Es 
wurden als Einzelnrichter vicari regi und giudizi direttori degli atti 
eriminali ernannt (in Strafſachen competent), zur Entſcheidung 
über einfache Diebſtähle, Beſchädigungen von Sachen, wo der 
Schaden nicht über 10 Lire beträgt, über leichte Verletzungen und 
über Injurien, die nicht über 8 Tage Gefängnißſtrafe nach ſich 
ziehen. Die Gerichtshöfe erſter Inſtanz ſollten über höhere Ver— 
brechen entſcheiden, die aber nicht eine die Verweiſung überſteigende 


29 Eine Darſtellung jenes Prozeſſes lieferte Carmignani in der Zeit— 
ſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, V. Bd. ©. 403 — 11. 
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Criminalſtrafe nach ſich ziehen; der königliche Gerichtshof ent— 
ſcheidet über die Verbrechen, die mit höherer Strafe bedroht 

find, Außerdem wurde ein Caſſationshof eingeführt. Das In— 
i ſtitut der Staatsbehörde wurde im Weſentlichen wie in Frankreich 
organiſirt.“ In der Vorunterſuchung üben die Verrichtungen eines 
Unterſuchungsrichters die königl. vicari und die direttori degli 
atti aus. Die inquiſitoriſche Thätigkeit tritt nach dem Geſetze 
von 1838, das nur Vorläufer eines vollſtändigen Strafprozeß— 
geſetzbuchs ſeyn ſoll, noch mehr ein, als nach den andern 
italieniſchen Geſetzgebungen; in den Fällen des flagrant delit (der 
Begriff iſt dem franzöſiſchen nachgebildet“) haben ohnehin alle 
Beamte der gerichtlichen Polizei ausgedehnte Befugniſſe des vor— 
läufigen Einſchreitens,“ allein da das Geſetz von 1838 auf die 
Fortdauer der älteren Geſetze und Reglements, ſo weit ſie nicht 
aufgehoben ſind, verweist, ſo wird in Toskana auch die Fort— 
dauer des inquiſitoriſchen Einſchreitens anerkannt;“ da jedoch der 
Staatsbehörde immer alle Verhandlungen mitgetheilt werden müſſen, 
und nur auf ihr Betreiben die Anſchuldigungen vor die Anklags— 
kammer gelangen und ein Angeſchuldigter vor Gericht geſtellt werden 
kann, ſo werden die Nachtheile des Inquiſitionsprozeſſes dadurch 
vermieden, und der Sache nach iſt das Anklageprinzip wirkſam. 
Während der Vorunterſuchung entſcheidet das Gericht erſter In— 
ſtanz, ebenſo wie in Frankreich, über Fortſetzung der Unterſuchung 
und über vorkommende wichtige Fragen. Bei dem königl. Gerichts— 
hofe beſtehen drei Abtheilungen, eine Anklagskammer (aus drei 
Mitgliedern), die zur Aburtheilung der durch die Anklagskammer 
an ſie gewieſenen Verbrechen vorhandene Abtheilung (aus fünf 
Mitgliedern und einem Präſidenten) und einer außerordentlichen 
Abtheilung, um über die Fälle zu urtheilen, welche durch den 
Caſſationshof, nachdem das erſte Urtheil caſſirt wurde, an ſie 
gewieſen werden (Geſetz vom 2. Auguſt 1838, Art. 229 ff.). Die 


0 Geſetz vom 2. Auguſt 1838, Art. 163 - 171. 

5 Ademollo, il giudizio crim. p. 142. 

2 Prontuario delle sovrane disposizione, art. 288. 
3 Ademollo, p. 139. 
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Anklagekammer entſcheidet nach den Formen, wie die franzöſiſche. 
Nach den Vorbereitungen zur öffentlichen Sitzung (dichiarazioni. 
art. 398 — 417) entwirft der Generalprokurator, nachdem die 
Anklage zugelaſſen iſt, die Anklageakte. Die Oeffentlichkeit 
der Sitzung kann der Präſident dann aufheben, wenn er glaubt, 
daß die Schamhaftigkeit und der Anſtand durch die öffentlichen 
Verhandlungen leiden könnte; aber auch in dieſen Fällen kann 
die Theilnahme an der Sitzung den Verwandten des Angeklagten, 
den eingeſchriebenen Advokaten und denjenigen Perſonen nicht 
verweigert werden, bei welchen die oben bemerkten Motive, welche 
die Ausnahme rechtfertigen, nicht eintreten (dichiarazioni, art. 429). 
Die Verhandlung hat im Weſentlichen den nämlichen Gang wie 
in Frankreich.“ Die Richter haben nach Art. 222 des Geſetzes 
nur nach ihrer moraliſchen Ueberzeugung über die Thatfragen zu 
entſcheiden, ohne Entſcheidungsgründe anzugeben; allein die Ju— 
riſten in Toskana ſind darüber einig, daß durch den vom Geſetz— 
geber (ſchwerlich gut) gewählten Ausdruck: convinzione morale 
nicht jene Ueberzeugung gemeint iſt, welche für Geſchworne ge— 
nügt, ſondern daß die Richter auch nach den vernünftigen Regeln 
der Herſtellung der Gewißheit ſich richten müſſen. Zur Er— 
kennung der Todesſtrafe gehört in Toskana Stimmeneinhelligkeit. 
Gegen den Ausſpruch des Criminalgerichts gibt es keine Appel— 
lation, ſondern nur Caſſation. Ueber die Wirkungen des neuen 
Geſetzes iſt in Toskana nur eine Stimme, welche die großen 
Vorzüge der Mündlichkeit im Intereſſe der Entdeckung der Wahrheit 
anerkennt, daher auch die Richter dies neue Verfahren rühmen, 
weil es weit mehr, als das frühere, den Richtern die Materialien 
zur Urtheilsfällung liefert und die Zweifel beſeitigt, welche bei 
dem ſchriftlichen Verfahren faſt regelmäßig zurückbleiben. Auf 
Rechnung dieſes Vortheils iſt auch zu ſetzen, daß ſeit dem neuen 


3 Die Feierlichkeit der Eidesleiſtung der Zeugen wird dadurch erhöht, 
daß die Zeugen knieend vor dem Kruzifix, nachdem ſie gehoͤrig belehrt 


worden ſind, ſchwoͤren. 5 
35 Daher enthält Ademollo p. 435 — 65 eine weitläufige Anweiſung 


zur Abwägung der Beweiſe. 


97 


Geſetze weit mehr Schuldige die bei dem frühern Verfahren ſtraf— 
los geblieben wären, verurtheilt werden konnten.“ Auch die 
Oeffentlichkeit wird von hochgeſtellten Staatsmännern und Richtern 
Toskana's“ als ein Mittel anerkannt, eine größere Wirkſamkeit 
der Strafjuſtiz und den Eindruck bei dem Volk hervorzubringen, 
daß die ſchlaue Zurückhaltung der Zeugen, ebenſo wie das Läugnen 
der Angeklagten nichts nützt, wenn der Richter, ſowie der Ge— 
neralprokurator und der Präſident durch zweckmäßige Fragen, 
durch ununterbrochene Confrontationen die Schlauheit der Zurück— 
haltung der Ausſagenden vereiteln. Der Tadel des Geſetzes be— 
zieht ſich nur auf die Vorunterſuchung, in welcher das Verhältniß 
der Staatsbehörde und des unterſuchenden Beamten nicht genug 
feſtgeſtellt iſt, und wegen dieſes Mangels theils Reibungen, theils 
Klagen über die Ausdehnung des Inguiſitionsprozeſſes, dem der 
Geſetzgeber noch einen zu großen Einfluß beilegte, entſtehen; 
ferner kommen ungünſtige Urtheile vor wegen der ungenügenden 
Beſetzung des Anklageſenats mit drei Richtern, und vorzüglich 
wegen der Gefahr, nach welcher fünf Richter, ohne Rechenſchaft 
geben zu müſſen, blos nach einer moraliſchen Ueberzeugung, 
deren Bedeutung höchſt ſchwankend iſt, inappellabel die ſchwerſten 
Strafen erkennen dürfen.“ Eine andere Entwickelung erhielt der 
Strafprozeß in den päpſtlichen Staaten durch das Geſetzbuch 
vom 5. November 1831. Die Anhänglichkeit der mit den Geſetz— 
gebungsarbeiten in Rom Beauftragten an den Inquiſitionsprozeß“ 
bewirkte, daß man auch in dem neuen Strafverfahren das Ein— 
ſchreiten ex officio und die Führung der ganzen Unterſuchung 
dem Unterſuchungsrichter überließ, der ganz wie ein deutſcher 
Inquirent verfährt (Geſetzbuch, Art. 53) und in der Unterſuchung 


36 Ueber die Ergebniffe der Criminalſtatiſtik von Toskana meine 
Schrift: Italieniſche Zuſtände, S. 138 — 148. 

7 Auch die von den Behörden an die Staatsregierung deßwegen er— 
ſtatteten Berichte lauten nur günſtig. 

8 Eine Sammlung merkwürdiger toskaniſcher Criminalfälle liefert 
Carmignani, cause celebri discusse, Pisa 1843. 

59 Ueber feine Vorzüge ſ. Giuliani istituzioni di diritto criminale, 
2 edizione. Macerata 1840, I. vol. p. 480. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. J 7 
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(inquisizione fiscale in Art. 132 genannt) nicht an die Anträge 
der Staatsbehörde gebunden iſt. Zwar beſteht bei jedem Tribu— 
nale (in Rom iſt ein Generalprokurator angeſtellt) ein procuratore 
tiscale (Art. 134), der aber nicht wie die franzöſiſche Staats— 
behörde beſtimmt, ob eine Unterſuchung eingeleitet werden ſoll, 
ſondern nur die Aufſicht über die geſetzmaͤßige Führung der Straf— 
prozeſſe hat, alle Nachrichten zur Entdeckung der Wahrheit auf— 
ſucht, und ſie dem Inquirenten mittheilt, aber bei den Verhand— 
lungen und Vernehmungen der Unterſuchung nicht gegenwärtig 
ſeyn kann.“ Einen beſondern Akt bildet (Geſetzbuch, Art. 369) 
die contestazione del delitto, * nämlich die dem läugnenden 
Angeſchuldigten von dem Inquirenten vorgehaltene Auseinander— 
ſetzung aller ſowohl auf den Thatbeſtand als die Schuld des 
Inquiſiten bezüglichen, in den bisherigen Unterſuchungen vor— 
gekommenen Beweiſe, damit der Angeſchuldigte ſich vollſtändig über 
jeden Umſtand erklären kann. Erſt nach geſchloſſener Unterſuchung 
beginnt ein neuer Abſchnitt, der der publicazione del processo 
(Geſetzbuch, Art. 384), welcher den Zweck der ſogenannten Legiti— 
mation des Verfahrens hat,“ damit die Richter, welche zu 
urtheilen haben, erkennen, ob die bisherigen Verhandlungen ge— 
ſetzlich vorgegangen ſind, und damit der Angeſchuldigte ſeine 
vollſtändige Vertheidigung vor ſeinen Richtern vortragen kann. 
Zu dieſem Behufe wird nun ein Vertheidiger (in Rom und in 
den Hauptſitzen der Gerichte iſt ein defensore dei rei ex officio 
aufgeſtellt) beſtellt, der ſich mit dem Angeſchuldigten benehmen 
und die Akten ſtudiren kann. Der procuratore fiscale erhält gleich— 
falls die Akten, bildet die Lifte der vorzuladenden Zeugen, ſowie 
auch der Angeſchuldigte Zeugen vorſchlagen kann. In der Sitzung 
des urtheilenden Gerichts (das Geſetzbuch ſpricht nicht von 
Oeffentlichkeit, verbietet ſie aber auch nicht, daher es für Per— 
ſonen, denen man z. B. als Juriſten zutraut, daß nicht bloße 
Neugierde ſie in die Sitzung treibt, nicht ſchwierig iſt, von dem 


40 Giuliani, istituzioni, vol. I, p. 536. 
44 Giuliani, I, p. 507, 538. 
42 Giuliani, I. c. p. 538. 
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Präſidenten die Erlaubniß zur Gegenwart bei ſolchen Sitzungen 
zu erhalten), erſcheinen der procuratore fiscale, der Angeſchuldigte, 
ſeine Vertheidiger, und die vorgeladenen Zeugen. Der Präſident 
eröffnet mit einer kurzen Darſtellung des bisherigen Prozeſſes die 
Sitzung, vernimmt den Angeſchuldigten (Geſetzb. Art. 411) und 
die Zeugen, welche in der Sitzung wiederholt beeidigt werden.“ 


Auch der procuratore ſiscale und jeder Richter kann Fragen an 


ſie ebenſo wie der Vertheidiger ſtellen. Am Schluſſe folgt die 
mündliche Auseinanderſetzung der Anſchuldigung von Seite des 
procuratore fiscale und hierauf die Vertheidigungsrede. Die 
Richter ziehen ſich dann zurück und berathen, und zwar nach 
Art. 442 „nach der innerſten Ueberzeugung des Gewiſſens, nach 
dem durch die vorgekommenen Beweiſe und Indicien auf ihre 
Vernunft bewirkten Eindruck, ſo daß von der Vereinigung der 
im ſchriftlichen Verfahren und in der mündlichen Verhandlung 
vorgekommenen Beweiſe und Indicien die Vollſtändigkeit und 
Kraft der moraliſchen Gewißheit abhängen ſoll, welche aus dem 
Gemüthe des Richters jeden vernünftigen Zweifel entfernt.“ — 
Mit Unrecht würde man dieſen Worten die Deutung geben, daß 
die Richter gleichſam wie Geſchworne zu urtheilen hätten. Es 
ſteht unter den Richtern in Rom feſt, daß der Geſetzgeber dabei 
vorausſetzte“ daß die Richter auf die vernünftigen Beweisregeln 
(deren Aufſtellung für die Abwägung des Indicienbeweiſes der 
Geſetzgeber für unmöglich hielt) Rückſicht nehmen und durch ſie ſich 
beſtimmen laſſen, über die Gründe ihrer Ueberzeugung aber durch 
genaue Motive Rechenſchaft (Geſetzbuch Art. 432. 465) geben ſoll— 
ten. Es wird daher auf die gewiſſenhafteſte Berathung der Richter 
über die einzelnen Beweiſe gerechnet und vorausgeſetzt, daß ſie da, 
wo erhebliche Zweifel an der Schuld aufſteigen, losſprechen.“ 


5 Die Praktiker in Rom tadeln ſehr die Vorſchrift, daß der Zeuge 
zuerſt von dem Inquirenten und dann wieder in der Sitzung beeidigt 
werde. Giuliani istituzioni vol. I. p. 518. Wir werden unten ihre Er: 
fahrungen angeben. 

4 S. auch Giuliani I. p. 542 — 44. 

Ala crimin. juris et praxeos institula usui forens accomodat. 
Romae 1839, 2 vol. p. 253 — 64. 
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Gegen die Urtheile in kleinen Vergehen (weil darüber in 
erſter Inſtanz nur ein Einzelnrichter entſcheidet) und gegen Todes— 
urtheile geſtattet das päpftliche Geſetzbuch die Appellation an die 
höhere Inſtanz (Art. 454), gegen die übrigen Urtheile findet 
nur die Nichtigkeitsbeſchwerde ftatt. 

In dem Herzogthum Lukka galt die franzöſiſche Strafprozeß— 
ordnung, jedoch ohne Geſchwornengerichte. Durch die Geſetze 
vom 10. Januar 1818 ift dies Verfahren in fo ferne beibehalten, 
als die Verhandlungen der Gerichte zwar mündlich und öffent— 
lich ſind, aber die geringe Ausdehnung des Landes eine Spar— 
ſamkeit bei der Gerichtsorganiſation gebot, welche der Erreichung 
der Zwecke der Strafjuftiz hinderlich iſt. Die Beſetzung der Ge— 
richte iſt insbeſondere ſehr ungenügend. Nur drei Richter bilden 
die ruota criminale (das Criminalgericht) in Lukka, vier Richter 
bilden den oberſten Gerichtshof, daher ein edler Lukkeſer Marcheſe 
Mazzaroſa,“ indem er die franzöſiſche Procedur rühmt, nur be— 
klagt, daß ſie durch die Praxis verdorben wurde. 

In dem Königreiche Sardinien hat ein (mehr als provi— 
ſoriſches) geltendes Geſetz, vom 11. Januar 1840, den Straf— 
prozeß geändert. Im Ganzen gilt in dem Königreiche, ſeit der 
Zeit als das Land an die vorige Dynaſtie fiel, das inquiſitoriſche 
Verfahren; zwar iſt eine Staatsbehörde eingerichtet, Fiskale und 
Generaladvokaten ſind angeſtellt; allein die Thätigkeit der Erſten 
bezieht ſich mehr auf die Aufſicht über die Inſtruktionsrichter, 
und wird erſt wirkſam wenn die Unterſuchung geſchloſſen iſt, 
und dem Criminalgerichte die Ergebniſſe der Unterſuchung vor— 
gelegt werden. Der Fiskal ſtellt hier ſeine Anträge. Schon vor 
dem Geſetze von 1840 fand eine Art von öffentlicher Verhandlung 
ſtatt, inſofern in den Senaten in Gegenwart des Publikums der 
Referent eine ſchriftliche Relation aus den Akten vortrug, dann 


46 Auf die bisher angegebenen Grundlagen iſt auch das neue Militär: 
ſtrafgeſetzbuch für die päpſtlichen Truppen, vom 1. April 1842, gebaut, 
ſ. darüber Giuliani in der Zeitſchrift für ausländ. Geſetzgebung, Bd. XV, 
Nro. 12. j 

7 Marchese Mazzarosa opere. Lucca, 1841, vol. II. p. 248. 
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der Fiskal die Anträge begründete, und der Vertheidiger feine 
Vertheidigungsſchrift ablas. Der Verfaſſer dieſer Schrift hat ſich 
oft ſelbſt überzeugt, wie wenig dies Verfahren genügte. Als das 
neue Strafgeſetzbuch eingeführt war, wurde das Geſetz vom 
11. Januar 1840 erlaſſen, um durch einige (proviſoriſch geltende, 
da nächſtens die neue Strafprozeßordnung erſcheinen wird) Vor— 
ſchriften zur Entdeckung der Verbrechen beizutragen und (wie der 
Eingang des Geſetzes ſagt) der Vertheidigung der Angeklagten 
ein weiteres Feld zu eröffnen, und die Gewiſſen der Richter zu 
beruhigen, indem ihnen vollſtändigere Materialien für ihre Ur— 
theilsfällung verſchafft werden. Nach jenem Geſetze von 1840 
haben nun die Criminalgerichte (bei der Beurtheilung der ge— 
ringeren Vergehen findet das alte Verfahren ſtatt) die Befugniß, 
auf das Geſuch des Angeklagten eine mündliche Verhandlung 
anzuordnen und bereits abgehörte Zeugen zur nochmaligen Ver— 
nehmung in der Sitzung vorzuladen; auch der Fiskal kann auf 
die Vorladung von Zeugen im Intereſſe der Anklage antragen. 
Das Gericht entſcheidet über dieſe Anträge und verfügt (ebenfalls 
ex officio) welche Zeugen vorgeladen werden ſollen. In der 
Sitzung werden bei verſchloſſenen Thüren, aber in Gegenwart 
des Fiskalen, des Angeklagten und ſeines Vertheidigers die Zeugen 
vernommen, und der Präſident oder der Referent und jedes Ge— 
richtsmitglied ſtellt Fragen. Der Angeklagte oder Vertheidiger 
kann es nur, wenn er von dem Präſidenten hierzu die Erlaubniß 
erhielt. Hierauf erſt beginnt die öffentliche Sitzung, in welcher 
die Relation, die Concluſion des Staatsanwalts und die Ver— 
theidigung vorgetragen werden. Nach Art. 17 kann aber auch 
in allen Fällen, in denen keine Zeugen in der Sitzung abgehört 
werden, der Angeklagte fordern, daß er in der Sitzung erſcheinen 
dürfe; aber auch der Fiskal kann es, und das Gericht kann es 
von Amtswegen verfügen. Nach Art. 21 entfcheidet das Gericht 
nach den durch die ſchriftliche Unterſuchung ſowohl, als durch 


die Ausſagen der Zeugen und die Antworten des Angeklagten, 


in der Sitzung erhobenen Beweiſen; die Richter geben keine Ent— 
ſcheidungsgründe über die Thatfragen an. In Bezug auf die 
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Wirkungen des Geſetzes find wir im Stande, theils aus eigenen 
Wahrnehmungen, theils nach den Zeugniſſen hochgeftellter Perſonen 
nachſtehende Erfahrungen anzugeben. Die ſardiniſchen Richter 
ſind allgemein überzeugt, daß ſelbſt durch die ſehr beſchränkte 
Mündlichkeit, die Möglichkeit gründlichere Urtheile zu fällen und 
Schuldige zu verurtheilen, ſehr gewonnen hat. Im Volke da— 
gegen iſt eine eigenthümliche Furcht vor dem mündlichen Ver— 
fahren; ein hochgeftellter Staatsmann in Turin, Graf Betitti ® 
gibt ſelbſt an, daß die Angeklagten nach der Erſcheinung des 
Geſetzes von 1840 die Vorladung der Zeugen und die mündliche 
Verhandlung verlangten; allein in neuerer Zeit wird dies Ver— 
langen immer ſeltener, weil die Angeklagten glauben, daß regel— 
mäßig die Folge dieſer mündlichen Verhandlung die Verurtheilung 
iſt. Nach ſorgfältigen Erkundigungen bei Perſonen aus ver— 
ſchiedenen Ständen, insbeſondere aus den untern Volksklaſſen, 
und nach den Zeugniſſen der Advokaten, iſt bei dem Volke die 
Ueberzeugung begründet daß durch die mündliche Vernehmung der 
Zeugen, in der Sitzung, die Ausſagen weit ungünſtiger gegen 
den Angeſchuldigten lauten, und daß die von allen Seiten an 
die Angeklagten geſtellten Fragen ſie zuletzt ſo verwirren, daß weit 
mehr als ſonſt die Richter die Materialien finden, die Schuld 
anzunehmen. Auch die Richter Sardiniens erklären dies. Man 
zweifelt in Sardinien nicht, daß die neue Strafprozeßordnung 
die mündliche Verhandlung in allen Fällen als nothwendig vor— 
ſchreiben wird. Wenig Beifall findet die Vorſchrift, daß die 
Richter nur ihr Urtheil ohne Entſcheidungsgründe fällen, weil 
dadurch die Beſorgniß entſteht, daß dadurch die Richter zu leicht 
zu einer durch klar gedachte vollſtändig geprüfte Beweiſe nicht 
geleiteten, ſogenannten innern Ueberzeugung beſtimmt werden. 


In den Annali di Statistica. Milano 1843, dicembre, p. 272, in not. 
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§. XIII. 


Württembergiſche Strafprozeßordnung. Preußiſcher Entwurf 
von 1841. 


Als ein Schritt zur Einführung der Mündlichkeit und Oeffent— 
keit mit Beibehaltung der Grundlagen des bisherigen deutſchen 
Verfahrens, erſcheint die k. württembergiſche Strafprozeßordnung 
vom 22. Juni 1843. Nicht blos in ſo ferne jeder legislative 
Verſuch, der einen Uebergang zu einer anderen Prozeßform in 
das Leben führen will, Beachtung verdient, ſondern auch um zu 
erkennen welche Erfahrungen über das neue Geſetzbuch die Praxis 
in Württemberg machen wird, und weil in den Verhandlungen 
die großen Fragen des Tages, in Bezug auf die Umgeſtaltung 
des Strafprozeſſes verhandelt, und die Gründe für und wider 
angegeben wurden, iſt es Pflicht, das württembergiſche Geſetz— 
buch, die Verhandlungen darüber und die gemachten Erfahrungen 
näher zu prüfen, um ſo mehr als die Strafprozeßordnung eine 
proviſoriſch eingeführte iſt, und nach ſechs Jahren das künftige 
Strafverfahren Württembergs auf das neue Gegenſtand der ſtän— 
diſchen Berathung ſeyn wird. Nachdem ſchon 1830 und 1834 
Entwürfe der Strafprozeßordnung in Württemberg bearbeitet 
worden waren, wurde 1839 der Entwurf, welcher die Grundlage 
des jetzigen Geſetzbuchs bildet, dem ſtändiſchen Ausſchuſſe vor— 
gelegt. Die Anſichten in den Kammern über die Annahme des 
Entwurfs waren ſehr getheilt; die zweite Kammer forderte auf 
jeden Fall eine größere Ausdehnung des mündlichen öffentlichen 
Verfahrens; die Beſchlüſſe der Kammer der Standesherrn wichen 
vielfach von denen der zweiten Kammer ab; die Staatsregierung 
brachte nun 1842 eine Erklärung ein, worin ſie ausſprach, daß 
ſie in die Ausdehnung der Vorſchriften über das öffentliche 
Schlußverfahren auf geringere Straffälle, nicht willigen könne, 
jedoch eine neue Redaktion vorlegte und den Vorſchlag machte, 
den Entwurf wenigſtens proviſoriſch anzunehmen. Die zweite 
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Kammer neigte ſich nun dahin, in die proviſoriſche Annahme des 
Entwurfs zu willigen, wenn die Beſtimmungen über den Staats— 
rekurs und das Standrecht wegfallen würden. Die Kammer der 
Standesherrn ſtimmte dem in dem erwähnten Sinn gefaßten Be— 
ſchluſſe der zweiten Kammer bei, die Regierung ertheilte ihre 
Genehmigung und der Entwurf erhielt Geſetzeskraft. Schon in 
der Commiſſion der zweiten Kammer waren die Anſichten ver— 
ſchieden. Man bemerkt leicht, daß über manche neue Einrich— 
tungen die Vorſtellungen vieler Mitglieder der Kammer unklar 
waren, und ſie das Inſtitut nicht aus dem Leben ſelbſt kannten. 
Dies zeigte ſich z. B. bei dem Inſtitute der Staatsanwaltſchaft.!“ 
Der Entwurf hatte eine ſehr beſchränkte Stellung dem Staats— 
anwalte gegeben (nämlich in den zum öffentlichen Schlußver— 
fahren gehörigen Straffällen die Anklagsakte zu entwerfen, als 
Organ der Staatsregierung Rekurs zu ergreifen, Nichtigkeits— 
beſchwerden zu erheben). Ein Theil der Mitglieder der Vor— 
berathungscommiſſion hatte ſich ſchon gegen das Inſtitut in dieſer 
Stellung erklärt, weil man in dieſem Beamten einen von der 
Regierung ganz abhängigen, die Unabhängigkeit der Richter leicht 
gefährdenden Mann erblickt. In der Kammer der Abgeordneten 
wurde die Anſicht geltend gemacht, und von der Mehrheit ange— 
nommen, daß wenn auch die Schlußverhandlung angenommen 
wird, hiezu ein befonderer Beamter nicht nöthig ſey!? Man 
wollte zur Durchführung der Anklage nun einen vom Miniſterium 
nicht abhängigen Mann aufſtellen, und zwar aus der Zahl der 
öffentlichen Rechtsanwälte des Kreiſes ernennen; allein ſowohl 
die Kammer der Standesherrn als die Regierung erklärten ſich 
gegen dieſen Vorſchlag. In der Zwiſchenzeit war durch den Gang 
der Verhandlungen die urſprüngliche Stellung des Staatsan- 
walts von ſelbſt geändert; das Staatsrekursrecht, das Recht des 


Eine Ueberſicht der Verhandlungen darüber in Holzinger, Com: 
mentar über die Strafprozeßordnung für das Königreich Württemberg, 
S. 60 - 79. 

Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten, V. Bd., 5Sftes 
Protokoll, S. 89. 
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Staatsanwalts auf Standrecht anzutragen, waren verworfen, und 
fo war der Kreis feiner Gefchäfte klein. Die Regierung ſchlug 
nun vor, die Funktion des öffentlichen Anklägers als Nebenamt 
einem Mitgliede des Civilſenats des betreffenden Kreisgerichts, 
oder einem Bezirksrichter zu übertragen, und dieſe Anſicht wurde 
von den Kammern angenommen, und ſie liegt dem Art. 264 der 
Strafprozeßordnung zum Grunde. — Da auf dieſe Art die 
Stellung des öffentlichen Anklägers eine ſehr beſchränkte war, ſo 
konnten auch die Anträge auf Einführung des Anklageprozeſſes 
keinen günſtigen Erfolg haben, um ſo weniger als in den Ver— 
handlungen überall eine Unklarheit der Anſichten über das 
Weſen des Anklage- und Unterſuchungsprozeſſes ſich ergibt. Der 
Abgeordnete (Duvernoy) welcher den Antrag ſtellte, den Straf— 
prozeß auf den Anklageprozeß zu bauen, hatte richtig das Weſen 
dieſer Form aufgefaßt; allein es wurde? fein Antrag mit 58 
Stimmen gegen 23 verworfen und nun war für alle Anträge, 
die das Anklageprinzip einführen wollten, keine günſtige Ausſicht 
mehr. — Auch der Grundſatz der Schriftlichkeit war von der 
Staatsregierung und von der Mehrheit der Kammer der Abge— 
ordneten als weſentliche Grundlage des Entwurfs vertheidigt; 
vorzüglich hatte die Regierung gegen die Mündlichkeit geltend 
gemacht, daß bei dieſer Prozeßform auf das Geſtändniß des 
Angeſchuldigten wenig zu rechnen iſt,“ daß die unmittelbare 
Anſchauung dem erkennenden Richter die Aufgabe, Trug von 
Wahrheit zu unterſcheiden erſchwert, und die Geſtattung von 
Rechtsmitteln mit der Mündlichkeit nicht verträglich iſt. Nach 
dem Willen der Staatsregierung ſollte nur in den wichtigeren 
Straffällen eine Schlußverhandlung eintreten, in welcher der 
Angeſchuldigte Gelegenheit erhält, ſeine Einwendungen gegen den 


» Sitzung der zweiten Kammer vom 23. November 1841, S. 52. 

Es iſt merkwürdig daß man dieſen Grund ohne alle Erfahrungs: 
beweiſe aufſtellt, während doch die Erfahrung lehrt, daß ſelbſt bei dem 
ſchlauen Italiener die mündliche Form dem Geſtändniſſe nicht entgegen 
ſteht, und daß nach dem Zugeſtändniſſe aller Praktiker mehr Schuldige 
bei der mündlichen öffentlichen Form verurtheilt werden können, als dies 
bei der geheimen Procedur der Fall iſt. 
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Inhalt der Akten perfönlich vorzutragen. Darnach ſollte in den 
geringeren Vergehen (welche mit geringerer Strafe, als Kreisge— 
fängniß beſtraft find) der Unterſuchungsrichter, am Schluſſe der 
Unterſuchung, das Ergebniß derſelben dem Angeſchuldigten zu— 
ſammenſtellen, und ihm zur Vertheidigung Gelegenheit geben 
(dies iſt auch im Geſetzbuche Art. 255 angenommen). In den 
höheren bezirksgerichtlichen Straffällen (die mit Kreisgefängniß 
oder Entziehung bürgerlicher Ehren- und Dienſtrechte bedroht find) 
ſoll der Unterſuchungsrichter am Schluſſe der Unterſuchung die 
gedrängte ſchriftliche Darſtellung des Ergebniſſes der Unterſuchung 
dem Angeſchuldigten und ſeinem Vertheidiger mittheilen, einen 
Schlußtermin anordnen, worin die Vertheidigung vorgetragen 
werden kann GGeſetzbuch Art. 256). In den Strafſachen, deren 
Entſcheidung an die Kreisgerichtshöfe gehörte, unterſchied man 
wieder höhere (worauf Zuchthaus oder höhere Strafe ſteht) und 
niedere Strafſachen (worauf geringere Strafe als Zuchthaus fteht). 
Bei den Straffällen der zweiten Art ſoll das Schlußverfahren 


bei dem Unterſuchungsrichter ebenſo wie in den höheren bezirks- 


gerichtlichen Straffällen vorgenommen werden (260), in den 
höheren Straffällen wird aber das Schlußverfahren vor dem er— 
kennenden Gerichte vorgenommen, ſo daß nach geſchloſſener Unter— 
ſuchung die Akten dem Staatsanwalte mitgetheilt werden, und 
wenn dieſer die Beweiſe als hinreichend zur Verurtheilung oder 
Entbindung von der Inſtanz erkennt, eine Anklagsakte entworfen, 
und dem Vertheidiger, der die Kenntniß aller Akten erhält, mög— 
lich gemacht wird, ſeine Anträge auf Ergänzung zu ſtellen. 
Hierauf wird in dem anzuſetzenden Schlußtermin der einleitende 
Vortrag des Vorſtands, die Anklageakte, Vertheidigungsſchrift 
vorgetragen, der Angeklagte wird befragt was er vorzubringen 
hat, und dem Staatsanwalte und dem Vertheidiger die mündliche 
Ausführung geftattet (dies Verfahren iſt in dem Geſetzbuche Art. 
262 und 277 angenommen). Die Verhandlungen der Kammern 
bezogen ſich nun theils auf die Ausdehnung dieſer Schlußverhand— 
lung, auch auf geringere Straffälle, theils auf die Erweiterung 
dieſer Verhandlung in der Art, daß auch Zeugen in die Sitzung 
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geladen werden könnten. Der Antrag mehrerer Mitglieder z. B. 
von Duvernoy, die Vorladung der Zeugen auszuſprechen, wurde 
leider mit 61 gegen 15 Stimmen verworfen. Man bemerkt leicht 
daß viele Abgeordnete, theils durch die Furcht vor den großen 
Koſten und der völligen Reform des Criminalgerichts von der 
Annahme dieſer auf größere Mündlichkeit gerichteten Anträge 
abgehalten, theils durch die Anhänglichkeit an die bisher gewöhnte 
Form, und durch die Rückſicht geleitet wurden, daß die Schluß— 
verhandlung nur eine weitere Controle des ſchriftlichen Ver— 
fahrens enthalte, und ein ferneres Mittel für den Angeſchuldigten 
ſey, ſeine Einwendungen gegen die Unterſuchung vorzubringen. 
Die Kammer der Abgeordneten wollte wenigſtens die Schlußver— 
handlung, welche der Entwurf bei ſchweren Straffällen vorſchlägt, 
auch in den bezirksgerichtlichen Straffällen, wenn auf entehrende 
Strafe zu erkennen iſt, ferner auf Antrag des Angeſchuldigten 
angewendet wiſſen; allein die Staatsregierung erklärte ſich ent— 
ſchieden gegen jede Ausdehnung,? und die zweite Kammer gab 
endlich nach. Nach Art. 278 kann, wenn das Gericht die Ver— 
nehmung eines bereits abgehörten Zeugen zur Ermittlung der 
Wahrheit für nothwendig erachtet, und hierüber von Amts wegen 
oder auf Antrag des Angeſchuldigten oder des Staatsanwalts 
beſchließt, ein Zeuge in der Sitzung vernommen werden. Die 
Oeffentlichkeit für das Publikum iſt nach Art. 279 des Geſetz— 
buchs darauf beſchränkt, daß in der Schlußverhandlung in 
ſchweren Straffällen nur ehrbaren Männern der Zutritt geſtattet 
werden ſoll.“ Auf dieſe Art iſt im Weſentlichen der württem— 
bergiſche Strafprozeß auf den bisherigen deutſchen Prozeß und auf 
das verſuchsweiſe aufgenommene Inſtitut der Schlußverhand— 
lung in den ſchweren Straffällen gebaut. In den Verhandlungen 


Ihre Gründe in Holzingers Commentar, I, S. 54. 

6 Ausnahmen treten ein, wenn bei der That Mitſchuldige zugegen 
waren, welche noch nicht ausgemittelt oder abweſend ſind, oder wenn die 
Unterſuchung Verbrechen der Unzucht betrifft, oder wenn in beſonderen 
Fällen Gefaͤhrdung des Staats oder der öffentlichen Sicherheit zu be— 
ſorgen iſt, worüber das Kreisgericht an das Juſtizminiſterium zu berichten 
und deſſen Entſchließung zu erwarten hat. 
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kommen manche bedeutende Bemerkungen über Verbeſſerung des 
deutſchen Verfahrens vor, ſowie auch das Strafprozeßgeſetzbuch 
manche Beſtimmungen enthält, die entſchieden entweder bisher vor— 
gekommene Streitfragen abſchneiden (z. B. bei Aufnahme der Be— 
weiſe) oder ſchützende Formen enthalten (3. B. bei der Verhaftung 
Art. 149 — 181, und in Bezug auf die geforderte größere Stimmen— 
mehrheit Art. 350) oder eine genauere Anweiſung den Richtern 
geben (3. B. bei dem Beweiſe). Es iſt zu beklagen, daß man auf 
manche wohlbegründete, vorzüglich in der zweiten Kammer geſtellte 
Anträge (insbeſondere auch des Abg. Knapp), die das Verfahren 
noch mehr verbeſſert haben würden, ohne die Energie der Staats— 
gewalt und die Forderungen der öffentlichen Sicherheit zu gefähr— 
den, nicht beſſer Rückſicht genommen hat, z. B. in Bezug auf 
die Verhaftung wegen Colluſion, und das Recht gegen Caution 
von der Haft freizulaſſen, in Bezug auf die Ungehorſamsſtrafen, 
die noch immer in zu großer Ausdehnung zugelaſſen ſind (Straf— 
prozeßordnung §. 142 — 148) und in Bezug auf die absolutio 
ab instantia, welche durch große Mehrheit der Stimmen in der 
zweiten Kammer aus dem Geſetzbuche entfernt, aber wieder auf— 
genommen wurde, als die Staatsregierung beſtimmt erklärte, 
daß fie auf der Beibehaltung dieſes Mittels beharre. — Das 
Geſetzbuch iſt auf das Daſeyn gewiſſer Beweisvorſchriften gebaut, 
die jedoch nur negativer Natur ſind und den Richter nicht ver— 
binden, eine gewiſſe Thatſache wegen des Daſeyns beſtimmter 
Beweiſe als gewiß anzunehmen, vielmehr nur ausſprechen, daß 
der Richter nicht verurtheilen darf, wenn das geſetzliche Beweis— 
minimum nicht vorhanden iſt. Aus der Berathung der Kammern 
über die einzelnen Vorſchriften ergibt ſich auch, daß das Er— 
meſſen der württembergiſchen Richter weit genug iſt und eigent— 
lich, z. B. bei dem Indicienbeweiſe Alles von dem Daſeyn der 
Ueberzeugung der Richter abhängig gemacht wird. 

Die neue Strafprozeßordnung iſt in das Leben übergegangen, 
und die Erfahrungen, die man, wenn auch nur während kurzer 
Zeit, in Württemberg über die Wirkungen des neuen Geſetzbuchs 
zu machen Gelegenheit hatte, können für Niem anden, welcher für 
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die Fortſchritte der Strafgeſetzgebung Intereſſe hat, gleichgültig 
ſeyn. Nach den ſorgfältigſten Erkundigungen äußert auch ſelbſt 
die ſehr beſchränkte Oeffentlichkeit des Schlußverfahrens einen 
wohlthätigen Einfluß, in ſo ferne der Eindruck der Verhandlungen 
auf das Volk die Kraft der Strafjuſtiz vermehrt. Die bisher 
überall bewieſene Theilnahme des Publikums an den Verhand— 
lungen beweist das Intereſſe, welches das Volk nimmt, und das 
Benehmen der Zuhörer deutet, nach dem Zeugniſſe wohlgeſinnter 
und ſcharfbeobachtender Perſonen darauf, daß das Zuſtrömen zu 
den Verhandlungen mehr als bloßer Ausfluß der Neugierde bei 
der Mehrzahl der Zuhörer iſt. Wenn auch die in dem Geſetz— 
buche enthaltene Beſchränkung der Theilnahme zwar nur Wenigen 
die Möglichkeit gewährt, unmittelbar an den öffentlichen Sitzungen 
Theil zu nehmen, ſo iſt doch auch in dieſer Geſtalt die Geſtat— 
tung der Theilnahme für Einige ein wichtiges Mittel der Ver— 
öffentlichung, da ſowohl die Zeitungen Mittheilungen von den 
Verhandlungen machen, als auch das Publikum durch die Er— 
zählungen der Zuhörer Kenntniß von dem Ergebniſſe der Ver— 
handlungen erhält. Dieſe Schlußverhandlungen aber find das 
ſicherſte Mittel, bald die conſequente Durchführung der Prinzipien 
der Mündlichkeit und Oeffentlichkeit zu bewirken. Es kann nicht 
fehlen, daß bei der Betrachtung der in Württemberg geltenden 
Schlußverhandlungen die Fragen ſich aufdringen, warum das 
Geſetz nur in der Beſchränkung, wie ſie beſteht, das neue Ver— 
fahren gewährt, und zwar, warum die Schlußverhandlung nicht 
auf geringere Fälle ausgedehnt iſt, und warum nicht die Zeugen 
in die Sitzung geladen werden. Die öffentliche Stimme fand 
es inconſequent, ein Mittel, das man von Seite des Ge— 
ſetzgebers wenigſtens als eine weitere Garantie der 
Entdeckung der Wahrheit erkennt, bei der Aburtheilung 
der Mehrzahl der Straffälle nicht zu geſtatten. Nimmt man an, 
daß durch die geftattete Schlußverhandlung der Angeſchuldigte in 
den Stand geſetzt wird, ſeine Einwendungen gegen die Ergebniſſe 
der Unterſuchung zu machen, daß dadurch ein größeres Vertrauen 
zur Gerechtigkeit der Strafurtheile und eine größere Beruhigung 
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für den Staat begründet wird, fo iſt nicht einzuſehen, warum 
nicht auch in den Fallen, in welchen Arbeitshausſtrafe erkannt 
wird, das Mittel gewährt wird. Man frägt, ob der Staat 
gleichgültiger dazu iſt, wenn in der Mehrzahl der Straffälle eine 
weniger gerechte oder wenigſtens eine nicht ſo Vertrauen erweckende 
Strafe erkannt wird? 

Nach den eingezogenen Erkundigungen ſpricht das Gefühl, 
daß das, was das württembergiſche Geſetzbuch gewährt, eine 
vielfach ſelbſt ſchädliche Halbheit iſt, mit jedem Tage ſtärker bei 
den Juriſten, wie bei den Nichtjuriſten ſich aus. Selbſt die ge— 


waͤhrte Oeffentlichkeit wird bei der Halbheit, in der ſie vorkommt, 


bedenklich, und in Bezug auf einen neuerlich vorgekommenen Fall, 
in welchem eine Giftmörderin vor Gericht ſtand, wurde in Würt— 
temberg das Gefühl doppelt ſtark, daß nur ein untreues Bild von 
dem wahren Zuſammenhang des Verbrechens und von der In— 
dividualität der Verbrecherin gewährt wurde, während eine voll— 
ſtändige mündliche öffentliche Verhandlung ein treues vollſtändiges 
Bild gegeben und ſelbſt vortheilhaft auf das Urtheil des Publi— 
kums, das durch die öffentliche Verhandlung nur einige aus dem 
Zuſammenhange geriſſene und vielleicht einſeitig dargeſtellte Züge 
erfuhr, gewirkt haben würde. Daß aber die in dem Strafgeſetzbuche 
gewährte Mündlichkeit nicht die Vortheile gibt, welche das conſequent 
durchgeführte mündliche Verfahren zu gewähren im Stande iſt,“ wird 
allgemein eingeſehen, während man in Württemberg erkennt, daß 
ſchon in der beſchränkten Form die wohlthätige Wirkung der Münd— 
lichkeit ſich geltend macht; die Richter fühlen, daß ſie dadurch den 
Angeſchuldigten ſelbſt ſehen, ſeine eigenen Erklärungen erfahren, 
Fragen an ihn ſtellen können, nicht ſelten beſſere Materialien der Ur— 
theilsfällung, z. B. wenn es auf Zurechnungsfähigkeit ankömmt, er— 
halten; aber dies Gefühl vermehrt die Erkenntniß, daß dies noch 
viel herrlicher ſich bewähren würde, wenn vollſtändig die ganze 
Verhandlung vor den urtheilenden Richtern vorgegangen wäre. Es 

? Gegen diefe Art der Mündlichkeit ſ. meine Einwendungen im Archiv 


des Criminalrechts 1842, S. 278, und in Foͤlix Schrift: über Mündlichkeit 
und Oeffentlichkeit des Gerichtsverfahrens, S. 26. 
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drängt ſich den Richtern wie dem Publikum die Ueberzeugung 
auf, daß das Ableſen der zwei Schriftſätze (der Anklageakte 
und der Schutzſchrift) weder geeignet iſt, die Aufmerkſamkeit 
der Zuhörer zu feſſeln, noch eine genügende Kenntniß des Falles 
zu geben. Man bemerkt vielmehr, daß eben die Einſeitigkeit der 
beiden Vorträge, bei welchen der Ankläger Alles ſo vorträgt, wie 
es ſeinem Zwecke am günſtigſten iſt, und der Vertheidiger auf 
gleiche Art nach ſeinem Standpunkte es thut, leicht eine irrige 
Anſicht begründet werden kann. Zur Berichtigung derſelben fehlen 
aber dem Richter die Materialien, da er die Zeugen nicht ſelbſt 
ſieht und hört und keine Gelegenheit hat, durch Fragen die Zweifel 
zu beſeitigen. 

Die Erfahrung in Württemberg macht noch auf einen andern 
bedeutenden Punkt aufmerkſam. Als nachtheilig zeigt ſich die 
Vorſchrift, daß die Anklageakte und die Vertheidigung ſchriftlich 
vor der mündlichen Verhandlung zu den Akten kommen ſoll. 
Gibt nämlich der Vertheidiger alle ſeine Gründe vollſtändig in der 
Vertheidigungsſchrift an, ſo hat der Staatsanwalt eine günſtige 
Stellung bei der mündlichen Verhandlung, da er nun Alles an— 
wenden kann, die ihm bekannten Gründe des Vertheidigers zu 
zerſtören. Wenn aber, wie dies vorkam, der kluge Vertheidiger 
mit den Vertheidigungsgründen in der Schrift zurückhält und ſich 
die Hauptſache auf die mündliche Verhandlung aufſpart, ſo tritt 
der Nachtheil ein, daß nichts vorbereitet iſt, daß neue Verhand— 
lungen und Ergänzungen nothwendig werden. 

Die nach Art. 277 der Strafprozeßordnung eintretende 
Berichtigung aktenwidriger Behauptungen gewährt keine klare 
Ueberſicht von dem Falle, erzeugt leicht eine Verwirrung und 
veranlaßt ſtörende Verhältniſſe da, wo der Vertheidiger darauf 
beharrt, daß ſeine Angabe die richtige, und die aktenmäßige Auf— 
zeichnung irrig iſt. Das Geſetz gibt keine genügenden Mittel, 
um ſolche Zweifel zu heben. Ueber die Treue der Aufzeichnung 
in der Vorunterſuchung erhält der Angeſchuldigte keine Gewiß— 
heit; das nach der Erfahrung aller Länder, in welchen Mündlich— 
keit beſteht, höchſt wohlthätige Mittel, durch Fragen an die 
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Zeugen ihre Zeugniſſe zu berichtigen und zu vervollftändigen, 
mangelt in den meiſten Fällen; das im Art. 278 gegebene Mittel 
iſt ungenügend. Ehrenwerthe Männer beklagen es, daß durch die 
Schlußverhandlung des württembergiſchen Geſetzes leicht eine irrige 
Anſicht über den Werth der Mündlichkeit bei denjenigen begründet 
werden kann, welche das conſequent durchgeführte mündliche Ver— 
fahren nicht ſelbſt kennen. Man bemerkt auch, daß durch die 
Schlußverhandlung des württembergiſchen Geſetzes eine Verlän— 
gerung des Prozeſſes eintritt, da der ganze Ingquiſitionsprozeß, 
wie er ſonſt nach deutſchem Rechte geführt wird, vollſtändig 
durchgeführt wird, und ebenſo die Aufſtellung eines Referenten 
eintritt (Strafprozeßordnung, §. 345) und zwiſchen den Schluß 
der Unterſuchung und die Beſtellung des Referenten noch die 
Schlußverhandlung eingeſchoben wird, deren Vorbereitung und 
Veranſtaltung Zeit fordert. 

Auch eine andere Einrichtung des württembergiſchen Geſetz⸗ 
buchs hat große Bedenken erweckt. Nach Art. 263 und 266 
bis 267 erkennt das Gericht auch in den ſchweren Straffällen, 
in welchen eine öffentliche Schlußverhandlung eintreten muß, nur 
geheim, und ohne dieſe Schlußverhandlung, wenn es ein frei— 
ſprechendes Erkenntniß für begründet hält. Mit Recht bezweifelt 
man die Zweckmäßigkeit dieſer Einrichtung, weil es nicht gut iſt, 
wenn das Publikum die Gerichte nur als verurtheilende oder von 
der Inſtanz entbindende Stelle kennen lernt und allmählig an 
die Vorſtellung ſich gewöhnt, welche der Wirkſamkeit und der 
Autorität der Gerichte nicht günſtig iſt. Man beklagt es auch, 
daß in Fällen, in denen vielleicht nach vielen Monaten ein An— 
geſchuldigter im Gefängniſſe ſich befand und der geheimen Unter— 
ſuchung unterworfen war, der Unſchuldige des oft höchſt wichtigen 
Mittels beraubt iſt, daß das Publikum den wahren Zuſammenhang 
der Thatſachen oder die völlige Grundloſigkeit der Anſchuldigungs— 
und Verdachtsgründe kennen lernt, und ſich überzeugt, daß der 
Angeſchuldigte wahrhaft unſchuldig iſt. 

Bedeutungsvolle Worte über die württembergiſche Straf— 
prozeßordnung und manche andere neue Geſetzgebungsverſuche hat 
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neuerlich uoch Hepp“ geſprochen. Man kann nicht verkennen, 
daß in den neuen deutſchen Geſetzgebungen die Anhänglichkeit an 
das Abſchreckungsprinzip noch zu ſehr ſpuckt, und im Straf— 
prozeſſe in dem Feſthalten an dem Ingquiſitionsprozeſſe mit der 
verderblichen, leicht einſeitigen, die Unterſuchung verlängernden und 
die Angriffswaffen vermehrenden Richtung ſich ausſpricht. Es 
läßt ſich auch nicht die Beſorgniß unterdrücken, daß, wenn der 
Inquiſitionsprozeß beibehalten wird und dazu der Staatsanwalt 
kommt, die Staatsgewalt ihre Angriffsmittel von dem Anklage— 
prozeſſe entlehnt, um immer ſicherer ihr Ziel zu erreichen, ohne 
gerechter Weiſe die Vertheidigungsmittel in das nothwendige Ver— 
hältniß mit den Angriffsmitteln zu ſtellen. Nicht weniger muß man 
mit Bedauern geſtehen, daß in den neuen Geſetzbüchern häufig 
die Aengſtlichkeit der Geſetzgeber, irgend etwas zuzugeben, was 
durch die neuen Forderungen und Prinzipien geboten wird, zu 
ſo vielen Ausnahmen von dem ſcheinbar freiſinnigen an die Spitze 
geſtellten Grundſatze führt, daß zuletzt die Regel durch die Aus— 
nahme aufgezehrt wird. Eine Vergleichung der Kapitel über das 
Verhaftungsrecht, über die Hausſuchung u. A. zeigt dies klar. 

Ein eigenthümliches Gefühl erweckt die Inconſequenz, mit 
welcher auch die württembergiſche Strafprozeßordnung in Bezug 
auf die ſogenannte geſetzliche Beweistheorie durch die Vorſchriften 
den Richtern ein freies Ermeſſen gibt, welches ſie den Ge— 
ſchwornen ähnlich macht, während man auf der andern Seite 
möglichſt die Richter in Bezug auf die Anwendung des Straf— 
geſetzes feſſelt, vor dem richterlichen Milderungsrechte Angſt hat 
und in den Ständeverhandlungen darüber marktet, daß das 
Minimum der Strafe ja nicht tief herabgeſetzt werde. Man will 
den Richtern nicht das Recht geben, zwiſchen entehrenden und 
nicht entehrenden Strafen zu wählen, oder unter das Minimum 
der Strafe herabzugehen, während man bei der Entſcheidung der 
Thatfrage die Richter zu Geſchwornen macht und die ſogenannten 
Beweisvorſchriften, z. B. über den Indicienbeweis, ſo weit gefaßt 

° In feiner Schrift: Darſtellung und Beurtheilung der deutſchen 
Strafrechtsſyſteme, 2. Abtheilung, S. 383. 
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aufſtellt, daß eigentlich nur den Richtern überlaffen wird, ob fie 
Jemand ſchuldig finden wollen. Verläßt man das Syſtem, welches 
in der Carolina noch galt, wo der Art. 22 ff. auf Indicien zu 
ſtrafen verbot, erweitert man das Ermeſſen der Richter in Bezug 
auf den Beweis, ſo ſollte man auch in Anſehung der Strafe das 
Nämliche thun, und durch andere Garantieen, z. B. erweiterte 
Rekuſationsrechte und größere Stimmenzahl, die zur Verurtheilung 
gefordert wird, die Bürger, welche man durch das große Ermeſſen 
der Richter erſchreckt, wieder beruhigen. 

Am meiſten kann mit der württembergiſchen Strafprozeß— 
ordnung der fönigl. preußiſche Entwurf von 1841 verglichen werden. 
Darnach ſoll das Verfahren, wie bisher, geheim inquifitorifch 
ſchriftlich ſeyn; allein nach dem Schluſſe der Berathung über den 
Vortrag des Referenten vor der Abſtimmung ſoll eine mündliche 
Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte eintreten, wenn ent— 
weder dem Gerichte eine nochmalige Vernehmung des Angeſchuldig— 
ten, der Zeugen oder anderer Perſonen nothwendig oder zweckmäßig 
erſcheint, oder Bedenken über Schuld oder Unſchuld vorhanden 
find, oder der Angeſchuldigte oder fein Vertheidiger auf eine ſolche 
mündliche Verhandlung anträgt. Das erkennende Gericht ſetzt 
dann einen Termin zur Verhandlung an und verordnet Vor— 
ladung der Angeſchuldigten oder auch der Zeugen. Nach Art. 318 
des Entwurfs beginnt dieſe Verhandlung mit der Ableſung der in 
der Relation enthaltenen Geſchichtserzählung. Der Angeſchuldigte 
kann darüber Bemerkungen vorbringen. Es ſollen dann durch 
die mündliche Verhandlung, bei welcher die Richter ſowohl als 
der Angeſchuldigte und der Vertheidiger Fragen an die vernom— 
menen Zeugen ſtellen können, ebenſo aber auch der Angeſchuldigte 
von den Richtern befragt werden kann, alle Zweifel und Be— 
denken, welche die Richter haben, entfernt werden. Auch in dieſem 
Vorſchlage liegt das Geſtändniß,“ daß die Richter in manchen 
Fällen durch die mündliche Vernehmung der Angeſchuldigten und 
Zeugen erſt die nöthige Aufklärung erhalten. Es kann aber kein 
Zweifel ſeyn, daß die Art, wie der preußiſche Entwurf von dem 

Wie dies auch die Motive S. 127 ausſprechen. 
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Mittel Gebrauch macht, auf keine Weiſe befriedigt.“ Daß da— 
durch eine Verzögerung entſtehen würde, iſt klar, da erſt nach dem 
zeitraubenden Vortrage des Referenten das neue mündliche Ver— 
fahren eintreten ſoll. Die Richter erhalten dann durch den Vor— 
trag des Referenten die Kenntniß der Akten nach der Auffaſſung 
des Referenten, und werden häufig nicht in der Lage ſeyn zu 
beurtheilen, ob von der mündlichen Verhandlung Gebrauch ge— 
macht werden ſoll. Vielfache Gründe werden ſelbſt die Richter 
davon abhalten. Im Falle eines vorliegenden Geſtändniſſes des 
Angeſchuldigten wird das Gericht ſelten ſich veranlaßt ſehen, die 
mündliche Verhandlung anzuordnen, welche dennoch häufig höchſt 
wichtig ſeyn würde, um die gründliche Beurtheilung des Falles 
möglich zu machen. Insbeſondere wird es kaum möglich ſeyn, 
richtig zu würdigen, ob die Vernehmung neuer Zeugen und 
welcher derſelben nothwendig iſt. Wir haben an einem anderen 
Orte nachgewiefen, “ wie wenig davon zu erwarten iſt, daß der 
Entwurf das Eintreten der mündlichen Verhandlung von dem 
Antrage des Angeſchuldigten abhängig macht, und wie viele Ver— 
wickelungen und Verzögerungen eintreten würden, wenn jene ver— 
ſpätete Mündlichkeit des Entwurfs neue Verhandlungen veranlaßt. 

Daß der 1841 vorgelegte Entwurf der revidirten Straf— 
prozeßordnung auf keine Weiſe den Forderungen entſprechen würde, 
welche an die Strafgeſetzgebung geſtellt werden können, wird auch 
von tüchtigen preußiſchen Praktikern anerkannt.“ — Dagegen fehlt 
es nicht an manchen Erſcheinungen in Preußen, welche darauf 
deuten, daß auch in dieſem Lande das Bedürfniß einer auf 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit zu bauenden Strafprozeßordnung 
erkannt wird. Wir wiſſen aus dem Generalberichte des Juſtiz— 
miniſters über die preußiſche Juſtizverwaltung im J. 1839, daß 
auch in Preußen die Zahl der Stimmen für die Mündlichkeit 


10 Meine Bemerkungen in den Archive des Criminalrechts, 1842, S. 294. 

Archiv des Criminalrechts, 1842, S. 296. 

12 Temme, in v. Jagemann's und Nöllner's Zeitſchrift für das Straf: 
verfahren. Neue Folge, I. Bd. S. 311. 

5 Abgedruckt im Hefte 114 der Jahrbücher, S. 375. 
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des Verfahrens, ſo daß die urtheilenden Richter den Angeſchul— 
digten und die Zeugen ſelbſt ſehen und hören, immer mehr wächst, 
und der Juſtizminiſter ſelbſt dies Verfahren als ein Mittel der 
Abkürzung und der Befeſtigung des Vertrauens des Publikums 
zur Strafjuſtiz anerkennt. Noch wichtiger iſt es, daß durch die 
Kabinetsordre von 1841 (24. März) das bei dem Stadtgerichte 
in Berlin eingeführte Verfahren, nach welchem bei geringen Ver— 
gehen das Erkenntniß erſter Inſtanz auf mündlichen Vortrag des 
Inquirenten von einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Abthei— 
lung des Gerichts gefällt werden ſoll, für alle collegialiſch orga— 
niſirte Gerichte in Preußen vorgeſchrieben iſt. Nach dem General— 
berichte des Juſtizminiſters über die Juſtizverwaltung in den Jahren 
1840 und 1841“ bewährt ſich dieſe Einrichtung als zweckmäßig. 
In den Fällen, in welchen Angeſchuldigte und Zeugen an dem 
nämlichen Orte wohnen, erfolgt nach den Zeugniſſen der Gerichts— 
vorſtände die Unterſuchung in drei Tagen. Bei einigen Gerichts— 
höfen erfolgt die Schlußverhandlung vor der zur Abfaſſung des 
Erkenntniſſes zuſammengetretenen Deputation, ſo daß der Ange— 
ſchuldigte vor ſeinem Richter ſich ſelbſt vertheidigen kann. Nach 
dem Zeugniſſe eines Gerichtsdirektors iſt die neue Anordnung ein 
Mittel der Beförderung größerer Gründlichkeit und Sicherheit der 
Entſcheidung; ſie erzeugt ein größeres Vertrauen des Angeſchul— 
digten zu ſeinen Richtern, und hat bereits, wie die Gerichte 
bezeugen, die Verminderung der Rechtsmittel gegen das erſte 
Urtheil zur Folge gehabt. Wer mag zweifeln, daß nach ſolchen 
Erfahrungen der Geſetzgebung die Wichtigkeit einer Einrichtung, 
die bei geringen Vergehen ſich gut bewährt, auch von dem Geſetz— 
geber Preußens bei der Entſcheidung über ſchwere Verbrechen 
anerkannt werden wird? 


1 Abgedruckt in den Jahrbüchern, Heft 22, S. 241. 


147 


$. XIV. 


Entwurf einer Strafprozeßordnung für das Königreich Sachſen. 
Gang der Verhandlungen darüber. 


Im Jahr 1842 legte die k. ſächſiſche Staatsregierung den 
Kammern den Entwurf einer Strafprozeßordnung vor, welche 
die Veranlaſſung zu bedeutungsvollen für ganz Deutſchland in— 
tereſſanten Verhandlungen über die Umgeſtaltung des Strafver— 
fahrens geworden iſt. Schon im Jahr 1838 erging im Königreich 
Sachſen ein Geſetz vom 30. März, wodurch in dem Unterſuchungs— 
verfahren einige Punkte abgeändert und zwar die außerordentliche 
Strafe abgeſchafft, die Anwendung des Reinigungseides vermindert 
und die Beweistheorie nach feſten geſetzlich beſtimmten Regeln ſo 
modificirt wurde, daß eigentlich die Richter nur von ihrem Er— 
meſſen abhängen, aber Entſcheidungsgründe geben und daß Appel— 
lation zuläſſig iſt. Der 1842 vorgelegte Entwurf behielt nun 
die Grundſätze des bisherigen deutſchen Verfahrens bei und be— 
zweckte nur eine Verbeſſerung deſſelben durch Beſeitigung einzelner 
Mißbräuche, durch genaue auf den Schutz der Unſchuld berechnete 
Regeln und Formvorſchriften herbeizuführen. Vorzüglich bedeutend 
ſind die ausführlichen Motive zu dem Entwurfe, in welchem die 
Grundlagen des neuen vielfach geforderten Verfahrens, Anklage— 
prozeß, Mündlichkeit, Oeffentlichkeit und Geſchwornengericht ge— 
prüft und mit den Prinzipien des deutſchen Verfahrens verglichen 
werden. Ueberall gelangen die Motive zu dem Reſultate, daß 
die bezeichneten Grundlagen ſo vielen Einwendungen unterliegen, 
daß die Regierung keinen Grund finden konnte, von dem bis— 
herigen die bürgerliche Geſellſchaft und die Angeſchuldigten ſichern— 
den Verfahren abzuweichen. Wenn man auch den Anſichten des 
Verfaſſers der Motive nicht zuſtimmen kann, ſo muß man doch 
geſtehen, daß mit großer Umſicht und Gewandtheit die Gründe 
dargeſtellt ſind, und daß die k. ſächſiſche Regierung wenigſtens 
ſorgfältig prüfte, ehe ſie ſich entſchied. 
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Der Fehler“ liegt nur in der Einſeitigkeit der Auffaſſung, 
mit der man nur das franzöſiſche Verfahren vor Augen hatte, 
einzelne, in jeder Geſetzgebung vorkommende Gebrechen und Fälle, 
in denen das franzöſiſche Verfahren ſich nicht gut bewährte, als 
Beweiſe gegen dies Verfahren betrachtete, den wahren Vortheil 
des mündlich öffentlichen Verfahrens nicht genug würdigte, den 
übertriebenen Darſtellungen einzelner Männer in Frankreich zu 
viel Glauben ſchenkte, und das deutſche Verfahren in einer 
Idealiſirung, wie es nicht vorkömmt, und unter Vorausſetzungen, 
die nach der Erfahrung nicht angenommen werden dürfen, auf— 
faßte. Als der Entwurf in der Deputation der Kammer zur 
Berathung kam, zeigte ſich bald, daß die Mitglieder der Depu— 
tation der zweiten Kammer das deutſche Strafverfahren von 
einer ganz anderen Seite auffaßten und Nachtheile hervorhoben, 
welche durch einzelne verbeſſernde Vorſchriften nicht beſeitigt wer— 
den können. Der Commiſſionsbericht? geht davon aus, daß die 
Mündlichkeit weſentlich zur Erreichung der Zwecke der Strafjuſtiz 
iſt, und die Oeffentlichkeit ebenſo durch die Forderungen der 
Strafgerechtigkeit, wie durch Rückſichten der Criminalpolitik ge— 
boten werde; die Commiſſion erklärt ebenſo daß ſie die meiſten 
gegen das Geſchwornengericht vorgebrachten Gründe nicht für 
entſcheidend anſehen könne, aber doch ihre Anträge auf Beibe— 
haltung der Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter ſtellt, 
weil die Zeit für dies Inſtitut noch nicht gekommen iſt, und ſie 
die legislatoriſche Vorſicht nicht tadeln könne, welche dem orga— 
niſchen Entwickelungsgange neuer Inſtitutionen vorzugreifen Be— 
denken trägt.“ Die Deputation hält dagegen für nothwendig, 
den Strafprozeß auf das Anklageprinzip im Zuſammenhang mit 
der Staatsanwaltſchaft zu bauen. Darnach trägt die Deputation 
darauf an, den vorgelegten Geſetzesentwurf nicht anzunehmen, 
und ſchlägt vor, den künftigen Strafprozeß auf die Grundlage 


1 Meine Bemerkungen in v. Jagemann und Noͤllner, Zeitſchrift für 
das Strafverfahren, III. Band, Nro. 14. 

Erſtattet von dem Abgeordneten Braun. 

Deputationsbericht der zweiten Kammer, S. 38. 
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der Mündlichkeit und Anklage in der Art zu bauen, daß die 
Vorunterſuchung bei dem Bezirksgerichte auf Antrag des Staats— 
anwalts geführt, von einem andern Gerichte über Verſetzung in 
Anklageſtand geurtheilt, und wenn dieſe zugelaſſen iſt, mündlich 
und öffentlich von dem Criminalgerichte verhandelt werde. Das 
Gericht ſoll auch in Bezug auf das Urtheilen über die Thatfrage 
Entſcheidungsgründe geben; es ſoll auch Appellation an die zweite 
Inſtanz geſtattet werden. Die Deputation gieng ungeachtet dieſer 
Anträge in die Prüfung der einzelnen Paragraphen des vorgelegten 
Entwurfs ein; manche ihrer Bemerkungen und Vorſchläge verdie— 
nen, da ſie die Verbeſſerung des deutſchen Strafprozeſſes bezwecken, 
Beachtung.“ Wichtig iſt beſonders die Erklärung der Deputation 
in Bezug auf die geſetzliche Beweistheorie.“ Sie zeigt, daß fie 
die Maaßregel, ſtändige Richter nur nach innerer Ueberzeugung, 
ſowie Geſchworne urtheilen zu laſſen, nie billigen könne, und 
eine Beweistheorie als zweckmäßig anerkenne, welche die Vor— 
ausſetzung angibt, unter welcher der Richter eine Thatſache für 
erwieſen annehmen kann, ohne die Pflicht, dies zu müſſen, 
dem Richter aufzulegen. 

Die Deputation der erſten Kammer erklärte, daß ſie zwar 
nicht verkenne, daß ſich Manches (?) für Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit ſagen laſſe, daß ſie aber doch für Beibehaltung des 
deutſchen Strafverfahrens ſich ausſpreche, mit Anerkennung der 


Wenn der Deputationsbericht S. 95 ſich gegen den Vorſchlag des 
Entwurfs erklärte, daß zu dem Protokoll immer neben dem Inguirenten 
ein beſonderer Protokollant gehören ſoll, und daß Gerichtszeugen beizu— 
ziehen ſind, ſo kann der Verf. dieſer Anſicht nicht beiſtimmen. Nach dem 
Berichte ſoll dadurch die nöthige Unabhängigkeit von dem Richter nicht verbuͤrgt 
werden, die Maaßregel würde dem Staate und den Patrimonialgerichts— 
herrn große Koſten aufbürden; wir geben zu daß häufig ein junger Aktuar 
nicht kräftig dem Inquirenten entgegen treten wird; allein gewiß iſt es 
und durch Erfahrungen anderer Länder verbürgt, daß in vielen Fallen 
die Beiziehung des Aktuars gut wirkt, daß auch in der franzöfifchen 
Vorunterſuchung dies nothwendig wird, daß man ſelbſt dem auf zweck— 
mäßige Befragung nachſinnenden geiſtig ernſt beſchäftigten Inquirenten 
nicht das mechanifche Schreiben zumuiden kann. Bemerkenswerth find 
die Separatvota zu dem Berichte der erſten Kammer über dieſen Punkt. 

5 Bericht, S. 135. 
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Richtigkeit der, von der Regierung angegebenen Gründe. Bei 
der Prüfung der im Entwurfe vorgeſchlagenen Neuerungen fand 
ſie aber Manches, insbeſondere auch daß ein beſonderer Proto— 
Follant beigezogen werde, für ſehr drückend für die Patrimonial— 
herrn, und glaubte daß auf jeden Fall die Wirkſamkeit des neuen 
Geſetzes ſo lange vertagt werden müſſe bis die Regierung die 
Aufhebung der Criminalpatrimonialgerichtsbarkeit (gegen Ent— 
ſchaͤdigung) bewirkt haben würde. Die Deputation mußte in 
der Conſequenz der aufgeſtellten Grundanſicht, in die Prüfung des 
Details des Entwurfs eingehen; manche ſehr beachtungswürdige 
Bemerkungen“ finden ſich darin. In Bezug auf die geſetzliche 
Beweistheorie ſtimmt die Mehrheit der Deputation? für die Weg— 
laſſung aller Beweisvorſchriften aus dem Geſetze, indem ſie zu— 
gleich das Zeugniß ausſpricht, daß das Geſetz von 1838 ſich 
durch die Gründlichkeit mit welcher die Gerichte der Beurtheilung 
der Thatfrage ſich unterzogen haben, ausreichend bewährt habe. 
Die Minorität hielt Beweisvorſchriften im Geſetze für zweckmäßig. 

In der erſten Kammer begann die Berathung des Entwurfs, 
im November 1842, und hatte den Erfolg daß die Mehrheit mit 
23 Stimmen gegen 18 entſchied, dem von der Regierung vorgelegten 
Geſetzesentwurf mit dem Inquiſitionsprinzipe und mit Ausſchluß 
der Mündlichkeit und des Anklageprozeſſes beizutreten. Da der 
Domherr Günther den Antrag geſtellt hatte, die Regierung zu 
bitten, den Kammern einen Plan zu einer neuen Organiſation 
der Criminalgerichte in der Art vorlegen zu laſſen, daß die Cri— 
minalgerichte in erſter Inſtanz wirkliche Richtercollegien bilden, 
und unter Wegfall der Aktenverſendung ſelbſt entſcheiden möch— 
ten, daß ferner die Regierung auf die Aufhebung der Criminal— 
patrimonialgerichtsbarkeit wirken möge, fo wurde auch darüber 
in der erſten Kammer verhandelt. Dieſer Antrag wurde mit 
33 Stimmen gegen 8 angenommen. — In der Berathung erklärte 
ſich S. H. der Prinz Johann, daß er zwar manche Vortheile 


Dahin gehört auch was der Bericht S. 39 — 43 gegen die Strafen 
der verweigerten Antwort und gegen Lügenſtrafe bemerkt. 
Bericht, S. 53. 
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der Mündlichkeit und Oeffentlichkeit zugebe, aber die Hauptein— 
wendung dagegen fihon darin finde, daß fie mit Entſcheidungs— 
gründen und mit der zweiten Inſtanz nicht vereinbar ſey. Dieſe 
Anſicht ſcheint auch diejenige geweſen zu ſeyn, welche am meiſten 
in der erſten Kammer die Stimmen derjenigen für ſich gewann, 
welche die Gründlichkeit der Urtheilsfällung beabſichtigten. Es 
ſchien den meiſten Rednern die Hauptſchwierigkeit darin zu lie— 
gen, daß in der mündlichen Verhandlung eine Aufzeichnung des 
Vorgekommenen und ohne dieſe eine Rekursinſtanz nicht möglich 
ſey. Da auf jeden Fall ein Zweifel obwalte was die beſſere 
Form ſey, ſo müßte man, wie die Mitglieder glaubten, lieber 
beim Beſtehenden bleiben. ö 

Mit großer Klarheit und praftifchem Sinne hatten die Bür— 
germeiſter Wehner, Hübler, die Mitglieder Schick, Großmann, 
v. Zedtwitz, Cruſius, Graf Hohenthal u. A. die Mängel des 
beſtehenden Strafverfahrens zugeſtanden, und erklärt daß ſie Ab— 
hülfe nur in der Einführung des mündlichen öffentlichen Ver— 
fahrens fänden. Erfreulich war es den Oberhofprediger v. Ammon? 
die großen moraliſchen Wirkungen der öffentlichen Strafjuſtiz 
ſchildern zu hören; die Bemerkungen des v. Zedtwitz, der zunächſt 
Mündlichkeit und Anklageprozeß für weſentlich hält, und die aus 
Erfahrung über die Bedeutung der Sprucheollegien auf Univer— 
ſitäten geſchöpften Bemerkungen des Abgeordneten v. Günther ſind 
beachtungswürdig. Der Herr Miniſter v. Könneritz, welcher erklärte, 
daß er das mündliche Verfahren nur durch einzelne Gerichtsſitzungen, 
denen er beiwohnte, durch genaue Verfolgung der in öffentlichen 
Blättern mitgetheilten Strafprozeſſe Frankreichs und durch das 
Studium aller erſchienenen Schriften kennen gelernt habe, ver— 
theidigte den Entwurf. Seine Hauptgründe redueiren ſich auf 
die Nachweiſungen, daß das beſtehende Verfahren nicht ſo fehler— 
haft ſey, wie man es ſchildere, auf den Verſuch der Widerlegung 
der von den Vertheidigern des mündlichen Verfahrens vorgebrachten 
glaͤnzenden Schilderungen.“ Die Vergleichung ſeiner Rede ſo wie 


Mittheilungen über die Verhandlungen des Landtags, S. 55. 
Der Hr. Miniſter ſucht vorzüglich auch die von dem Verf. des 
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derjenigen, welche gegen die Mündlichkeit und Oeffentlichkeit ſtimm— 
ten, macht überall den Eindruck, daß die Männer, welche das 
bisherige Verfahren beibehalten wollten, vorzüglich durch die 
Ueberzeugung geleitet wurden, daß die nothwendige Gründlichkeit 
durch die Mündlichkeit leide und die wichtigen Garantieen der 
Entſcheidungsgründe und der Geftattung des Rekurſes nicht mit 
dem mündlichen Verfahren verträglich ſeyen. Aus den Aeußerungen 
mancher Redner bemerkt man, daß ſie den Gang und die Wirkungen 
des mündlichen öffentlichen Verfahrens nur aus Büchern oder 
höchſtens aus einer flüchtigen Theilnahme an Sitzungen kannten.“ 

Eine Reihe der wichtigſten Verhandlungen über die großen 
Fragen der Umgeftaltung des Strafprozeſſes liefert die Berathung 
der zweiten Kammer.“ Sie ſind um ſo bedeutender, als an den 
Verhandlungen mehrere mit dem beſtehenden Verfahren durch lang— 
jährige Praxis genau vertraute Männer Theil nahmen, von denen 
manche (z. B. der ehrwürdige gründliche Eiſenſtuck) auch das 
engliſche und franzöſiſche Verfahren auf ihren Reiſen durch Selbſt— 
anſchauung kennen gelernt hatten, während mehrere Perſonen 
aus dem Bürgerſtande, die durch große Geſchäftskenntniß und 
Reiſen Erfahrungen ſammelten, auf eine klare Weiſe gute Be— 
merkungen über die Vortheile des mündlichen Verfahrens machten. 
Da nach dem gefaßten Beſchluſſe der erſten Kammer der Entwurf 
an die zweite Kammer gelangen mußte, ſo erſtattete die De— 
putation am 31. Dezember 1842 einen nachträglichen Bericht, 
worin ſie vorzüglich die in der erſten Kammer ſo vielfach geltend 
gemachten Anſichten, daß Entſcheidungsgründe und zweite Inſtanz 


gegenwärtigen Werkes aufgeſtellten Behauptungen, daß das mündliche 
Verfahren kürzer daure, zu widerlegen. Wir werden unten die Richtig— 
keit unſerer Behauptungen durch Berechnungen nachweiſen. 

10 Man kann nicht genug Alle, welche auf den Grund ihres Beſuchs von 
Gerichtsſitzungen ihr Urtheil über den Werth der mündlichen Strafrechtspflege 
bauen, vor dem voreiligen Urtheile warnen. Es hängt bei dem mündlichen 
Verfahren viel von der Perſönlichkeit des Prafidenten und des Staatsprokura— 
tors ab. Wer das Unglück hat, in einem Falle, wo die genannten Männer nicht 
die noͤthigen Erforderniſſe beſitzen, zuzuhören, kann leicht irre geleitet werden. 

1 Abgedruckt in den Mittheilungen über die Verhandlungen des 
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Landtags, II. Kammer, S. 248 — 505. 
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mit Mündlichkeit unverträglich ſeyen, ftegreich, wie wir glauben, 
widerlegte.“ 

In den Verhandlungen in der zweiten Kammer ergänzen ſich 
eigentlich die verſchiedenen Vorträge der Redner. Nur wenige 
Mitglieder (bei der Abſtimmung hatten ſich 71 Stimmen für die 
Anträge der Commiſſion, alſo für die Mündlichkeit und Oeffentlich— 
keit, und nur vier dagegen ausgeſprochen) vertheidigten den bis— 
herigen deutſchen Prozeß, weil ſie die großen Mängel deſſelben 
nicht zugaben, und beſorgten, daß das neue Verfahren nicht die 
nöthigen Garantieen der Gruͤndlichkeit gewährte. Für die von 
der Commiſſion in Antrag gebrachten Grundlagen hatten vor— 
züglich Eiſenſtuck aus der Fülle ſeiner Erfahrungen mit der ihm 
eigenthümlichen Klarheit und Einfachheit, die ohne Deklamation 
ſchnell überall das Bedürfniß erfaßt, der feingebildete wiſſenſchaft— 
liche v. Mayer, der feurige Todt, der gewandt zergliedernde klare 
v. Thielau und Braun, der mit großer Gewiſſenhaftigkeit alle 
Materialien über den Gegenſtand geſammelt und mit großer Ge— 
wandtheit ſie zum trefflichen Ganzen verarbeitet hatte, ſich er— 
klärt. Das Geſchwornengericht fand nur wenige Vertheidiger; 
Eiſenſtuck erklärte ſich offen dahin, daß man zwar nicht vorher— 
beſtimmen könne, was die Zukunft bringen würde, daß er aber 
gegen die Jury ſich erkläre, weil er nicht glaube, daß man ein 
relatives Strafmaaß bei dem Schwurgericht würde einführen 
können.“ Schumann dagegen fand in der Einführung der 
Geſchwornengerichte das einzig ſichere Mittel, die Criminaljuſtiz 
volksthümlich zu machen. Todt ſprach die Ueberzeugung aus, 
daß auch in Sachſen noch die Jury werde eingeführt werden, 
und Georgi prophezeite, daß, wenn die Regierung ſich ſchroff 
den jetzt vorgeſchlagenen Reformen entgegenſetze, die Zeit nicht 
ferne ſeyn würde, in welcher ſie durch die Macht der Meinung 


> Mit Recht erklärt der Bericht: „Wer behaupten will, daß bei 
der mündlichen Hauptverhandlung keine Entſcheidungsgründe über eine 
Thatfrage gegeben werden können, muß behaupten, daß gar keine Ent— 
ſcheidung möglich ſey.“ 

1s Mittheilungen, S. 297. 
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(der Redner erinnerte an die Gefchichte der ſybilliniſchen Bücher) 
gezwungen ſeyn würde, auch die Jury einzuführen. . 

Unter den Rednern für das mündliche öffentliche Verfahren 
waren mehrere, welche ſelbſt lange Zeit Inquirenten waren, und 
bezeugten, daß die Vereinigung der verſchiedenen Rollen in der 
Perſon des Inquirenten nicht wohl durchzuführen ſey, und der 
Inquiſitionsprozeß große Mängel habe.“ Ein gewichtiges Wort 
hatte in dieſer Beziehung auch der erfahrungsreiche Eifenftud 
geſprochen, wenn er darauf hinwies, daß nach dem jetzigen Ver— 
fahren ſo viele Geſtändniſſe widerrufen würden, was darauf 
deute, daß in der Unterſuchung viele Unregelmäßigkeiten und Irr— 
thümer vorkämen. In würdiger Weiſe hatten mehrere Redner 
auf die große ſociale und politiſche Umgeſtaltung, ſowie auf die 
geänderte Anſicht von dem Strafrechte, insbeſondere wegen des 
jetzt immer mehr geforderten weiten Ermeſſens der Richter in der 
Strafausmeſſung und auf die wachſende Bedeutung des Indicien— 
beweiſes hingewieſen und gezeigt, daß durch alle dieſe Verhältniffe 
auch ein anderes Strafverfahren dringend gefordert werde. Sehr 
gut hatten noch mehrere Redner“ nachgewieſen, daß nicht wegen 
der ſogenannten Volkscontrole die Oeffentlichkeit verlangt werde, 
daß die Forderung vielmehr aus dem tiefſten Rechtsgefühle und 
aus der Nothwendigkeit hervorgehe, die Kraft der Strafe zu ver— 
ſtärken und derſelben eine größere Bedeutung zu geben. Von 
Seite der Regierungscommiſſion wurden mit großer Gewandtheit 
die Gründe wieder geltend gemacht, welche ſchon in der erſten 
Kammer für den Geſetzesentwurf angegeben wurden; es wurden 
einzelne, in Frankreich vorgekommene Prozeſſe hervorgehoben, um 
entweder die Trüglichkeit der franzöſiſchen Entſcheidungen oder 
Nachtheile des mündlichen Verfahrens zu zeigen. Am meiſten 
wurde auch hier wieder entwickelt, daß Entſcheidungsgründe und 
eine zweite Inſtanz bei dem mündlichen Verfahren nicht ein— 
geführt werden könnten.“ Manche gegen die Oeffentlichkeit 


1 S. die Reden Schröder's (Mittheil. S. 311), Jani's (daſ. S. 416). 
15 Z. B. v. Thielau, Mittheilungen, S. 304. 
Der Herr Miniſter hatte beſonders auch zu zeigen geſucht 
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vorgebrachten Gründe, z. B. wegen der nachtheiligen Wirkung auf 
die Wahrhaftigkeit der Zeugen, wurden mit großem Scharfſinn“ 
durchgeführt. Eine mit Würde und Gründlichkeit entwickelte 
Prüfung der von den Hrn. Regierungscommiſſären angegebenen 
Gründe enthält die Rede des Berichterſtatters Braun. 

Das Ergebniß der Abſtimmung iſt bereits bekannt. Die 
Staatsregierung fand ſich nicht bewogen, auf die Anträge der 
Kammer einzugehen. Der Entwurf wurde zurückgezogen und eine 
ſpezielle Berathung fand daher nicht Statt. Auf dieſe Art hat 
zwar der letzte Landtag dem Lande keine neue Strafprozeßordnung 
gebracht; die Verhandlungen der Kammern aber werden dennoch 
mehr Früchte tragen. Mit dem lebhafteſten Intereſſe hat das Volk 
den Verhandlungen der Kammern gefolgt, und die öffentliche 
Stimme hat ſich entſchieden dahin ausgeſprochen, daß ſie die 
Anſicht der zweiten Kammer billige. Eine Regierung, die ſo wie 
die ſächſiſche durch keine andere Rückſicht als die, daß das neue 
Verfahren die Gründlichkeit und Gerechtigkeit leicht gefährde, von 
dem Vorſchlage des mündlichen öffentlichen Verfahrens abgehalten 
wurde, wird wiederholt die Fragen prüfen und in der heilig zu 
achtenden Stimme des Volks und der mit jedem Tage wachſenden 
Zahl der Stimmen, die für das neue Verfahren ſich ausſprechen, 
insbeſondere auch in den gewichtigen Gründen, mit welchen auch 
die erſte Kammer in Baden die Vortheile der Mündlichkeit an— 
erkannte, nur dringende Aufforderung finden, das bisherige Ver- 
fahren, das des Vertrauens entbehrt, aufzugeben. 


(Mittheilungen, S. 474), daß eine Protokollirung der Ausſagen in der münd— 
lichen Verhandlung nicht möglich ſeyn würde. Wir werden unten zeigen, 
daß über dieſen Punkt manche Mißverſtandniſſe obwalten. 

Die in den Mittheilungen, S. 477, von dem Hrn. Miniſter 
angegebenen Erfahrungen können nicht in Abrede geſtellt werden; aus 
ihnen folgt allerdings, daß der Geſetzgeber gewiſſe Vorſichtsmaßregeln 
einführen muß. 
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S. XV. 
Fortſchritte des mündlichen öffentlichen Verfahrens im Königreiche 
Bayern. 

Wenn auch das noch jetzt beſtehende Strafprozeßgeſetzbuch 
Bayerns auf den Grundlagen des inquiſitoriſchen ſchriftlichen, 
nicht öffentlichen Prozeſſes beruht, ſo iſt doch die Anſicht, daß 
das Verfahren einer Umgeſtaltung bedürfe, und in Zukunft auf 
Mündlichkeit, Oeffentlichkeit und Anklageprinzip gebaut ſeyn 
müſſe, keine der Geſetzgebung Bayerns fremde. Schon 1828 wurde 
von dem Miniſterialrathe v. Schmidtlein der Entwurf eines auf 
die eben bezeichneten Grundlagen gebauten Prozeßgeſetzbuchs be— 
arbeitet. Eine 1830 von dem Könige niedergeſetzte Commiſſion 
prüfte dieſen Entwurf, verließ ihn aber auf den Vortrag des 
Hrn. v. Grandauer und bearbeitete einen neuen Entwurf, welcher 
1831 den Kammern vorgelegt wurde. Darin iſt (§. 1) der Grund— 
ſatz ausgeſprochen, daß Niemand zu einer Strafe verurtheilt werden 
kann, als nach vorhergehender öffentlicher Anklage, angehörter 
Vertheidigung und der ſowohl auf die Anklage als Vertheidigung 
ſich beziehenden Beweisausführung vor dem zuſtändigen Gerichte. 
Dem Staatsanwalte ſollte die Vorbereitung und Führung der 
Anklage zuſtehen. Ihm ſollten alle Anzeigen, alle von den Einzeln— 
richtern erhobene Nachrichten über begangene Verbrechen mitge— 
theilt (S. 23), von ihm ſollte Alles zur Vorbereitung der Anklage 
angeordnet oder veranlaßt werden; Handlungen aber, worauf der 
Staatsanwalt ſeine Anklage ſtützen will, z. B. Vernehmungen, 
können nur von den Gerichten vorgenommen werden auf Antrag 
des Staatsanwalts (26). Zu Handlungen des Gerichts ſollen 
zwei Urkundsperſonen beigezogen werden (33). In der Vorunter— 
ſuchung werden die Zeugen geeignet verwarnt, aber in der Regel 
nicht beeidigt (56). Die Verſetzung in den Anklageſtand muß, 
wenn auf mehr als ſechsjährige Freiheitsſtrafe angetragen wird, 
bei dem Obergerichte, ſonſt bei dem Untergericht in Antrag ge— 
bracht werden (93). Das Gericht (aus 5 Mitgliedern beſtehend) 
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vernimmt den Angeſchuldigten (104). Das Verfahren vor dem 
urtheilenden Gerichte iſt mündlich öffentlich. Es iſt mit neun 
Richtern beſetzt, wovon fünf die That- und vier die Rechtsfragen 
entſcheiden (139). Alle Zeugen müſſen in der Audienz erſcheinen; 
Ausſagen ſolcher Zeugen, die weder erſcheinen, noch beeidigt werden 
konnten, dürfen nur abgeleſen werden, wenn ſowohl der Ange— 
klagte als der Staatsanwalt dazu einwilligen (153). Zuerſt wird 
über die Thatfragen, dann über Rechtsfragen abgeſtimmt, und 
zwar ſind die Richter nur an ihr Gewiſſen und ihre Ueberzeugung 
gebunden; jedoch können ſie das Schuldig weder auf ein nicht 
feierlich in der Audienz abgelegtes und durch andere Beweismittel 
nicht unterſtütztes Geſtändniß, noch auf die von anderen Erweis— 
mitteln nicht unterſtützte Ausſage eines einzigen Zeugen gründen 
(168). Gegen das Erkenntniß über die Thatfrage findet keine 
Berufung, ſondern nur Nichtigkeitsbeſchwerde Statt (179). Ueber 
die Frevel (die mit geringerer Strafe als 1 Monat bedroht ſind) 
ſollen nach Art. 231 unter dem Vorſitze des Einzelnrichters fünf 
Geſchworne entſcheiden. 

Dieſer Entwurf gelangte an die zweite Kammer, wurde aber 
nur von dem Ausſchuſſe, nicht aber von der Kammer ſelbſt geprüft. 
Als Berichterſtatter wurde v. Rudhart Gener Staatsmann, der 
ſeltene Talente vereinigte und in einer bewunderungswürdigen Weiſe 
wiſſenſchaftliche gründliche Bildung, einen Reichthum von Ideen und 
einen feinen praktiſchen Verſtand beſaß) gewählt. Ihm verdankt man 
eine Arbeit, wie ſie vielleicht in keiner Ständeverſammlung noch in 
Bezug auf die Strafprozeßordnung geliefert wurde. Leider wurde 
der Bericht nur in wenig Exemplaren für die Mitglieder des 
Ausſchuſſes durch Steindruck vervielfältigt und gelangte nie zur 
Berathung in die Kammer. Der Bericht enthält eine ſcharfe, in 
das genaueſte Detail gehende Prüfung des deutſchen Verfahrens 
und eine Zergliederung der Prinzipien der Mündlichkeit, Oeffent— 
lichkeit, des Anklagsprinzips u. A. Merkwürdig wird die Arbeit 
durch die ſtrenge Prüfung der franzöſiſchen Vorſchriften, bei denen 
der Verf. häufig zeigt, daß ſie nur ungenügend die richtigen 
Ideen durchführen. Ueberall findet man eine Fülle der wichtigſten 
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legislativen Bemerkungen. Der Verfaſſer erklärt ſich als Feind 
aller Halbheit und ſucht zu zeigen, daß Mündlichkeit, Oeffentlich— 
keit des Verfahrens, Anklageprozeß und ſubjektive Beweistheorieen 
in unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen, daß aber die Aner— 
kennung der Grundloſigkeit des Verſuchs der geſetzlichen Beweis— 
theorieen nothwendig zum Geſchwornengerichte führe; daher ſtimmt 
der Verf. gegen den vorgelegten Geſetzesentwurf, welchem er Schritt 
vor Schritt folgt und ihn in ſeinem Sinne verbeſſert. Die Tren— 
nung fünf rechtsgelehrter Richter, die über Thatfragen entſcheiden 
ſollen, von vier andern Richtern, die über Rechtsfragen urtheilen, 
ſcheint dem Verf. (wohl mit Recht) ein unpaſſendes Auskunft— 
mittel. Der Verf. erkennt die gefährliche Stellung des Staats— 
anwalts, den er daher weit mehr einſchränkt, als dies in Frank— 
reich geſchieht. Als weſentlich erſcheint dem Verf. die Einführung 
des Geſchwornengerichts, aber nicht wie es in Frankreich beſteht; 
er ſchlägt Anklagsgeſchworne vor, und zwar will er vor dieſen 
in öffentlicher Sitzung den Angeſchuldigten und alle Zeugen ver— 
nommen wiſſen; zwölf Geſchworne müſſen für die Anklage 
geſtimmt haben, wenn ſie zuläſſig ſeyn ſoll. Bei den Urtheils— 
geſchwornen fordert er zur Gültigkeit ihres Ausſpruchs wenigſtens 
eine Mehrheit von acht Stimmen, und wenn Todesſtrafe erkannt 
werden ſoll, muß Stimmeneinhelligkeit der Richter vorhanden ſeyn. 
Gegen den Wahrſpruch der Jury geſtattet der Verf. Nichtigkeits— 
beſchwerde in 18 Fällen. Wir werden auf manche Vorſchläge 
des Verf. unten bei der Prüfung der einzelnen Prinzipien zurück— 
kommen. Nur tief beklagen kann man es, daß damals auf dem 
Landtage von 1831 der Bericht nicht vorgelegt und bekannt ge— 
worden iſt, und noch mehr, daß der Entwurf nicht in den 
Kammern berathen wurde. Auf jeden Fall würden dadurch die 
wichtigſten Vorarbeiten für die Strafgeſetzgebung geliefert worden 
ſeyn. Mit Recht hatte v. Rudhart in feinem Berichte erklärt, 
daß, wenn Geſchwornengerichte eingeführt würden, auch das 
Strafgeſetzbuch geändert werden müßte. Auch der dem Landtage 


ı Im gleichen Sinne habe ich im Archiv des Criminalrechts, 
Bd. XIII, S. 125 — 131 gegen den Vorſchlag des Entwurfs mich erklart. 


von 1831 vorgelegte Geſetzesentwurf über Preßvergehen, worin 
Urtheilsfällung durch Geſchworne vorgeſchlagen war, kam damals 
nicht zu Stande. 

Seit dem J. 1831 ruhte in Bayern die legislative Thätig— 
keit in Bezug auf den Strafprozeß. Erſt auf dem Landtage von 
1842 — 43 erhielt fie eine neue Veranlaſſung durch den Antrag 
des Abgeordneten v. Wening auf Gewährung einer vollſtändigen 
Geſetzgebung. In der zweiten Kammer wurde dadurch das Be— 
dürfniß, daß auch die Strafprozeßordnung revidirt werden ſollte, 
zur Sprache gebracht. Vielfach ſprachen ſich die Wünſche aus, 
daß das künftige Geſetzbuch auf Mündlichkeit und Oeffentlichkeit 
gebaut werde.? Der Beſchluß der Kammer ging dahin, Se. Maj. 
den König zu bitten, ein Geſetzbuch über den Strafprozeß, 
bei welchem die Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des 
Verfahrens ins Auge zu faſſen wäre, den Kammern vor— 
legen zu laſſen. Der Referent in der Kammer der Reichsräthe? 
erklärte, daß er nie in dem Glauben wankte, daß nur durch 
zweckmäßige Oeffentlichkeit und Mündlichkeit dem materiellen und 
formellen Rechte Sicherheit gewährt und dem verderblichen Gerichts— 
ſchlendrian, ja ſelbſt der Geſchäftsüberladung entgegengewirkt werde, 
wenn nur nicht dieſe Oeffentlichkeit durch theatraliſche Herabwür— 
digung und den geſtatteten Zutritt von Müßiggängern und Vor— 
witzigen entſtellt werde. In der Berathung in der Kammer der 
Reichsräthe hatte ein Reichsrath“ ausgeſprochen, daß der Staat 
das mündliche Verfahren dreifach dem Angeklagten ſchulde, deſſen 
Lage wahrhaft an Verzweiflung gränzt, wenn er oft in langer 
Haft einem Urtheile über Ehre und Leben entgegenſehe, ohne 
auch nur des natürlichſten aller Rechte ſich zu erfreuen, ohne ſein 
Herz vor ſeinem Richter ausſchütten und an dieſen perſönlich 
auch nur ein Wort der Vertheidigung bringen zu können, ohne 
von dieſem anders als in jenem Bilde gekannt zu ſeyn, welches 


Verhandlungen der zweiten Kammer, 4. Bd. S. 5 — 248. 

Verhandlungen der Kammer der Reichsräthe in Bayern 18¼/z;, 
III. Beilagenband, S. 77. 

Verhandlungen der Kammer der Reichsräthe, J. Bd. S. 329. 

Mittermater, über Mündlichkeit zc. 9 
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das oft unwillkürlich bewußtlos gereizte Innerſte des Inquirenten 
in das Referat übergehen laſſen kann. In Bezug auf Oeffentlichkeit 
verlangte der Redner dieſe in der Art, daß neben den naͤchſten 
Verwandten des Angeklagten noch zehn bis zwölf unbefcholtene 
Staatsbürger zum Schlußverfahren zu laden ſeyen. Die Kammer 
beſchloß nun dem Beſchluſſe der zweiten Kammer beizutreten und 
nur die Mündlichkeit der Oeffentlichkeit in dem Antrage voran— 
zuſtellen, und das Wort: bemeſſene vor dem Worte Oeffentlich— 
keit einzuſchalten. 

Seit dem Schluſſe des Landtags hat der Wille des Königs 
eine Geſetzgebungscommiſſion in das Leben gerufen, welche mit 
Bearbeitung neuer Geſetzbücher beauftragt iſt. Ihre Beſchlüſſe 
ſind zwar nicht bekannt; aber die Hoffnungen Bayerns, daß aus 
den Berathungen jener Commiſſion der Entwurf einer auf Münd— 
lichkeit und Oeffentlichkeit gebauten Strafprozeßordnung hervor— 
gehen, und daß der nächſten Kammer ein ſolcher Entwurf vor— 
gelegt werden wird, ſind mit Recht auf die Ueberzeugung gebaut, 
daß eine Regierung, welche wie die königl. bayriſche ſchon 1830 
den oben geſchilderten Entwurf ihrer Kammer vorlegte, keine 
Gründe haben kann, 14 Jahre ſpäter von den Grundlagen ab— 
zuweichen, die ſie ſelbſt als die beſten 1830 erkannte, und welche 
ein großes Gewicht durch den mit jedem Jahre immer mehr 
entſchiedenen Sieg der Anſichten erhalten, daß im wohlverſtan— 
denen Intereſſe der Staatsregierung, im Intereſſe der Verſtärkung 
ihrer Macht, daß gegen Schuldige die verdienten Strafen ange— 
wendet werden, im Intereſſe der Beſeitigung der Nachtheile des 
wachſenden, die geiſtige Kraft der Richter erdrückenden Geſchäfts— 
dranges, im Intereſſe der Erhöhung des Vertrauens zur Straf— 
juſtiz eine Strafprozeßordnung eingeführt werde, welche auf den 
Grundlagen beruht, die von den beiden Kammern des Reichs als 
diejenigen bezeichnet ſind, die einem Geſetzesentwurfe die Ausſicht 
verbürgen, daß er die landſtändiſche Genehmigung finden wird. 
Vorzüglich wird dieſe Hoffnung durch die Ueberzeugung erhöht, 
daß die Staatsregierung Bayerns, wo bereits in einem Theile 
des Landes, in der Pfalz, die auf den franzöſiſchen Strafprozeß 
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gebauten Inſtitutionen beſtehen, am beſten Gelegenheit hat, durch 
Erfahrung ſich zu überzeugen, daß jener Prozeß in dem Lande 
das höchſte Vertrauen findet, daß die Zahl der Verbrecher in der 
Pfalz nicht zunimmt, daß die Koſten der Juſtiz in dieſem Landes— 
theile geringer als in den übrigen Theilen, und die Klagen über 
den Geſchäftsdrang und Rückſtände unbekannt find. 


§. XVI. 


Strafprozeßordnung für das Großherzogthum Baden. 
Verhandlungen in den Kammern. 


In keinem deutſchen Lande wurde die Frage: wie der Straf— 
prozeß auf die Grundlagen des Anklageprinzips, der Mündlichkeit 
und Oeffentlichkeit gebaut werden könne, jedoch mit Beibehaltung 
des Grundſatzes, daß rechtsgelehrte Richter und nicht Geſchworne 
das Urtheil fällten, einer mehr umfänglichen Berathung unter— 
worfen, als im Großherzogthum Baden. Die Commiſſion, 
welcher im J. 1834 die Bearbeitung des Entwurfs übertragen 
war, hatte für die Durchführung der zuerſt angeführten Grund— 
lagen in den in andern Ländern geltenden Geſetzgebungen treffliche 
Vorbilder; allein da die Vorſchriften der letztern auf Urtheils— 
fällung durch Geſchworne berechnet ſind, ſo mußten nothwendig 
auch die in jenen’ Geſetzgebungen vorkommenden Beſtimmungen 


> Einen ſehr beachtungswürdigen Aufſatz über die Rechtspflege der 
Pfalz liefert Hr. Generalprokurator v. Molitor in Seufferts Blättern für 
Rechtsanwendung zunächſt in Bayern 1845, Nr. 1 u. 2. 

»Sie beſtand aus dem Staatsrathe Nebenius (als dem Vorftande 
der Commiſſion), dem Geheimenrathe v. Weiler, Geh. Rath Duttlinger, 
Geh. Rath Ziegler, Hofgerichtspräſidenten Stößer, dem jetzigen Vicekanzler 
des Oberhofgerichts, Bekk, und aus dem Verfaſſer der vorliegenden Schrift. 
Der letztere war mit Bearbeitung des Entwurfs, der die Grundlage der 
Berathung der Commiſſion bildete, beauftragt. Duttlinger arbeitete die 
Schlußredaktion. Der Vortrag an das Staatsminiſterium über die Grund: 
lagen des Entwurfs iſt das Werk des Vorftandes der Commiſſion. 
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über das Verfahren auf eine andere Art ſich geftalten, um der 
Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter angepaßt zu werden. 
Eine Vergleichung des 1835 von der Geſetzgebungscommiſſion in 
Baden der Staatsregierung vorgelegten Entwurfs mit der fran— 
zoͤſiſchen Strafprozeßordnung lehrt bald, daß jener Entwurf keine 
bloße Nachahmung der franzöſiſchen, ſondern eine ſelbſtſtändige 
Geſetzarbeit war, bei welcher die Verfaſſer überall klar die noth— 
wendigen Folgerungen aus dem Anklageprinzipe, aus der Münd— 
lichkeit und Oeffentlichkeit des Verfahrens ſich gedacht, dabei zwar 
auch die Vorſchriften anderer Geſetzbücher beachtet, vorzüglich auch 
die Erfahrungen, die Stimmen der praktiſchen und theoretiſchen 
Juriſten jener Länder zu Rathe gezogen und den Verſuch gemacht 
hatten, das mündliche öffentliche Anklageverfahren mit der Urtheils— 
fällung durch rechtsgelehrte Richter in Einklang zu bringen. Ueber 
die Schwierigkeit der Durchführung konnte ſich die Commiſſion 
nicht täuſchen. Da, wo Geſchwornengerichte entſcheiden, liefert 
ihnen das mündliche Verfahren alle Materialien, welche ſie für 
ihre Urtheilsfällung bedürfen; eine ſchriftliche Aufzeichnung iſt 
unnöthig, da mit dem Grundſatze der Jury die Berufung an eine 
höhere Inſtanz gegen die Ausſprüche der Geſchwornen unverträglich 
iſt. Wo aber rechtsgelehrte angeſtellte Richter urtheilen, ſchien die 
Garantie, welche das bisherige Verfahren durch Geſtattung der 
Rechtsmittel auch gegen den Ausſpruch über die Thatfragen ge— 
währte, nicht entbehrt werden zu können; allein ſobald man die 
Appellation wie bisher geſtattete, ſchien man einer ſchriftlichen 
Firirung der Verhandlungen erſter Inſtanz zu bedürfen, damit die 
höheren Richter im Falle der ergriffenen Berufung über die Gerechtig— 
keit des erſten Urtheils entſcheiden konnten. Man fand in dem nach 
dem franzöſiſchen Prozeſſe zuläſſigen Verfahren vor den correk— 
tionellen Gerichten, gegen deren Urtheile das Geſetz dem Verur— 
theilten wie dem Staatsanwalte Berufung geſtattet, ein Vorbild. 
Eine Schwierigkeit erhob ſich da, wo im Falle der Geſtattung 
der Berufung gegen die Urtheile erſter Inſtanz vor den Berufungs— 
richtern eine neue mündliche Verhandlung Statt finden ſollte. 


Mehrere Mitglieder der Commiſſion ſchreckten zurück vor den 
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großen Koſten eines ſolchen wiederholten Verfahrens, vor den 
Beſchwerlichkeiten, wenn die Angeklagten und Zeugen aus ent— 
fernten Theilen des Landes vor dem oberſten Gerichte als dem 
Gerichte zweiter Inſtanz erſcheinen ſollten. Die Frage über die 
zweckmäßigſte Durchführung der Grundlagen der neuen Straf— 
prozeßordnung führte zur Berathung einer anderen wichtigen 
Vorfrage, nämlich der beſten Organiſation der Gerichte, deren 
Vorausſetzung die Wirkſamkeit der neuen Vorſchriften über das 
Verfahren bedingt. Die Anſichten über die Gerichtsverfaſſung waren 
unter den Mitgliedern der Commiſſion ſelbſt getheilt. Mehrere 
Mitglieder erkannten die Nothwendigkeit, daß in erſter Inſtanz 
Collegialgerichte organiſirt wurden, neben welchen überall für die 
kleineren Bezirke (ähnlich wie in Frankreich die Friedensrichter) 
Einzelnrichter angeſtellt werden ſollten. Die Collegialgerichte 
erſter Inſtanz (Bezirksgerichte) ſollten theils die ordentlichen Gerichte 
erſter Inſtanz in Civilſachen, die den Unterſuchungsrichter con— 
trolirenden Gerichte in Strafſachen, die Gerichte erſter Inſtanz 
über die den franzöſiſchen delits ähnlichen Straffälle, und die 
Berufungsgerichte in Straffällen ſeyn, über welche in erſter In— 
ſtanz die Einzelnrichter entſcheiden. Als Gerichte zweiter Inſtanz 
(ähnlich den franzöſiſchen Appellationsgerichten) ſollten die Hof— 
gerichte (Appellationsgerichte in Strafſachen) diejenigen Gerichte 
ſeyn, welche über die von den Bezirksgerichten in erſter Inſtanz 
abgeurtheilten Straffälle als Gerichte zweiter Inſtanz zu ent— 
ſcheiden hätten und in Bezug auf die Verbrechen theils die An— 
klageſenate, welche über die Verſetzung in den Anklageſtand 
urtheilten, theils die Criminalgerichte über Verbrechen bildeten. 
Nach dieſer Anſicht wären am Schluſſe der Vorunterſuchung die 
Akten an eine Abtheilung des Appellationsgerichts als Anklage— 
ſenat geſendet worden, um zu erkennen, ob der Angeſchuldigte 
in den Stand der Anklage verſetzt werden ſollte; die Hauptver— 
handlung hätte dann vor einer andern Abtheilung des Appellations— 
gerichts Statt finden müſſen, ſo daß immer andere Richter über 
die Schuld geurtheilt hätten, als diejenigen, welche über Ver— 
ſetzung in den Anklageſtand urtheilten. Gegen dieſen Vorſchlag 
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aber wurde eingewendet, daß auf dieſe Art die Koſten der 
Strafjuſtiz und die Belaͤſtigung für die Bürger ſehr vermehrt 
und der Strafprozeß verlängert würde, wenn alle Akten der Vor— 
unterſuchung an das entfernte Appellationsgericht geſendet und 
zur Aburtheilung alle Angeklagten, alle Zeugen an dem entfernten 
Sitze des Appellationsgerichts erſcheinen und ſo viele Räthe bei 
dem Appellationsgerichte angeſtellt werden müßten, daß durch fie 
genügend der Anklageſenat und das Criminalgericht beſetzt werden 
könnten. Die Commiſſion vereinigte ſich nun in ihrer Mehr— 
heit, daß über die Verſetzung in den Anklageſtand auch das 
Bezirksgericht, bei welchem die Vorunterſuchung geführt wurde, 
entſcheiden ſollte. Das Criminalgericht ſollte (Entwurf, $. 329 
bis 342) alle Vierteljahre, und wenn es nöthig iſt, auch öfter 
am Sitze des Bezirksgerichts ſich verſammeln, um über die Per— 
ſonen zu richten, gegen welche von dem letzteren die Verſetzung in 
den Anklageſtand erkannt iſt. Das Criminalgericht ſollte aus einem 
Präſidenten (der aus der Zahl der Appellationsräthe von dem Juſtiz— 
miniſterium ernannt wird), ſechs Richtern und fünf Ergänzungs— 
richtern gebildet werden. Die Richter ſollten beſtehen: 1) aus 
zwei Appellationsräthen, 2) aus dem Präſidenten und den übrigen 
Mitgliedern des Bezirksgerichts, bei welchem die Unterſuchung 
geführt wurde, mit Ausnahme des Unterſuchungsrichters, 3) aus 
den von dem Großherzoge zu ſtändigen Ergänzungsrichtern des Be— 
zirks ernannten Rechtsgelehrten,? 4) aus den Amtsrichtern des 
Orts, wo die Sitzung des Criminalgerichts gehalten wird. Bei 
der Bearbeitung des Entwurfs leitete noch die Rückſicht, daß die 
Vorunterſuchung gründlicher und vollſtändiger geführt werden 
müßte, als dies in Frankreich der Fall iſt, daß daher auch in 
dem Geſetzbuche ſehr umſtändliche, das Detail des Verfahrens 
ordnende Vorſchriften vorkommen, die Formen der einzelnen 


2 Man ſetzte voraus, daß in den Hauptorten des Großherzogthums, 
an welchen die Bezirksgerichte (10 oder 12 an der Zahl) ihren Sitz haben, 
es nie an Rechtsgelehrten fehlen würde (3. B. an den Univerfitätsftädten 
würden die juriſtiſchen Profeſſoren berufen werden), um als Ergänzungs— 
richter verwendet zu werden. 
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prozeſſualiſchen Handlungen genau beſtimmt und der Gebrauch 
gewiſſer Handlungen oder Mittel dem Inquirenten verboten werden 
müßte, weil die Erfahrung lehrt, daß die Vorunterſuchungen in 
Frankreich, wo der Code Alles nur dem Ermeſſen des Unter— 
ſuchungsrichters überläßt, oft ſehr lückenhaft geführt werden, und 
die Richter Manches ſich erlauben, was man nicht billigen konnte; 
daraus erklärt ſich die große Zahl von Vorſchriften (von welchen 
manche freilich mehr nur Inſtruktionen ſind) über die Vornahme 
des Augenſcheins und Beiziehung von Sachverſtändigen (Entwurf, 
§. 120 - 156), über Hausſuchung, Brieferbrechung (§. 157 ff.), 
über Vorladung und Verhaftung des Angeſchuldigten (S. 204 ff.) 
und über Vernehmung deſſelben (§S. 260 — 277). Auf dieſe Art 
liegen dem Entwurfe von 1835 nachſtehende Hauptbeſtimmungen 
zum Grunde: 1) der Unterſuchungsrichter führt die Vorunter— 
ſuchung, und zwar ſo, daß er in der Regel nur dann eine Unter— 
ſuchung einleiten kann, wenn der Staatsanwalt darauf anträgt 
(§. 82), jedoch in einigen Fällen er auch ohne dieſen Antrag ab— 
zuwarten, Unterſuchungshandlungen vornehmen kann (8.79 — 80). 
Ferner kann er (S. 85) die Führung einzelner Unterſuchungen 
dem Einzelnrichter (Amtsrichter) übertragen. Dieſer Amtsrichter, 
an welchen die Anzeigen verübter Verbrechen gelangen können, 
kann auch in gewiſſen Fällen (S. 80) ſogleich den Angeſchuldigten 
feſtnehmen laſſen und Unterſuchungshandlungen vornehmen, bei 
welchen Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt Cs. 94, 98, 99), muß 
aber unverweilt alle Protokolle dem Unterſuchungsrichter mit— 
theilen. Der letzte erſtattet (S. 88) über den Stand der bei ihm 
anhängigen Unterſuchungen wöchentlich einmal Vortrag dem Be— 
zirksgericht, welches auch immer zu entſcheiden hat, wenn der 
Unterſuchungsrichter Bedenken trägt, einem Antrage des Staats— 
anwalts beizutreten ($. 89), oder wenn der Staatsanwalt auf 
Fortſetzung des Verfahrens beharrt (S. 91), oder wenn der Anz 
geſchuldigte verhaftet wurde und es darauf ankommt, ob die 
Verhaftung fortdauern ſoll (§. 215). 2) Nach geſchloſſener Vor— 
unterſuchung hat das Bezirksgericht (da aus den oben angegebenen 
Gründen die Mehrheit der Stimmen der Commiſſion nicht dem 
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Anklageſenate bei dem Appellationsgerichte dieſe Entſcheidung 
übertragen wollte) über die Verſetzung in den Anklageſtand, oder 
etwa nöthige Ergänzungen, über die Verweiſung des Falles an 
andere Gerichte ꝛc. zu entſcheiden (Entwurf, §. 282). 3) Das 
Schlußverfahren findet vor den Criminalgerichten Statt, über 
deren Beſetzung oben geſprochen wurde. Das nöthige Verfahren, 
um die Schlußverhandlung einzuleiten und vorzubereiten, war auf 
ähnliche Weiſe wie in Frankreich vorgeſchrieben. 4) In Bezug 
auf die in die Sitzung vorzuladenden Zeugen waren die Anſichten 
der Commiſſionsmitglieder getheilt; mehrere wollten möglichſt die 
Vorladung beſchränken, weil in vielen Fällen in Frankreich Zeu— 
gen, die ganz unbedeutend ſind, vorgeladen würden, und durch 
Vorleſung der in der Vorunterſuchung aufgenommenen Protokolle 
in der öffentlichen Sitzung ebenfalls geholfen werden könne. Der 
Staatsanwalt ſollte nach dem Entwurf . 293 bei feinen An— 
trägen über Verſetzung in Anklageſtand die Zeugen bezeichnen, 
deren perſönliche Vorladung er verlangt, ferner auch diejenigen 
angeben, deren Vorladung er nur für den Fall des Widerrufs 
des Geſtändniſſes fordert, und diejenigen Zeugen anzeigen, deren 
Ausſagen zur Erſparung der Vorladung in der öffentlichen Sitzung 
nur vorgeleſen werden ſollten. Nach 8. 300 bezeichnet das Ge— 
richt, welche Zeugen vorgeladen werden ſollen, und zwar die von 


dem Staatsanwalte, von dem Angeklagten vorgeſchlagenen und 


andere, deren Vernehmung das Gericht von Amtswegen verlangt. 
5) Um das höchſte Vertrauen zur Unpartheilichkeit der Richter zu 
begründen, geſtattete der Entwurf, $. 356 und 357 dem Ange— 
klagten die drei Richter, welche bei dem Urtheile über Verſetzung 
in den Anklageſtand mitgeſtimmt haben und außerdem zwei von 
den übrigen Richtern ohne Angabe eines Grundes abzulehnen. 
6) Die Sitzungen ſollten öffentlich feyn,? wenn nicht das Gericht 


3 Ueber die Geſtattung der Oeffentlichkeit waren die Stimmen in der 
Commiſſion getheilt, indem eine Stimme nur gewiſſe Perſonen, z. B. 
Bürgermeiſter, Gemeinderäthe, Advokaten, Deputirte, öffentliche Beamte 
u. A. zulaſſen wollte, ein anderes Mitglied die Oeffentlichkeit beſchränken 
ließ, ſo oft der Angeklagte geheimes Verfahren wünſche, oder das Gericht 
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nach Anhörung des Staatsanwalts, indem es annimmt, daß aus 
der Oeffentlichkeit Aergerniß oder Verletzung der ſittlichen Schick— 
lichkeit entſtehen würde, geheimes Verfahren anordnet ($. 364). 
7) Zur Verurtheilung forderte der Entwurf §. 426 eine Mehr— 
heit von fünf gegen zwei Stimmen. 8) Der Entwurf ſchreibt 
eine geſetzliche Beweistheorie in der Art vor (§. 445 — 67), daß 
bei den einzelnen Beweismitteln gewiſſe Bedingungen angegeben 
werden, bei deren Daſeyn allein das Criminalgericht verurtheilen 
darf, ſo daß die Ueberzeugung der Richter nicht gebunden und 
die Richter nicht ſchuldig ſeyn ſollten bei dem Daſeyn gewiſſer 
Beweiſe zu verurtheilen, ſondern nur zum Schutze der Unſchuld 
Schranken aufgeſtellt wären. Nach §. 438 follten jedem ver— 
urtheilenden Erkenntniſſe Entſcheidungsgründe mit der Richtung 
beigefügt werden, daß eine Rechenſchaft gegeben wäre, warum 
die Richter die Anfchuldigungsthatfachen als gewiß annahmen. 
9) In Bezug auf die Ergreifung der Rechtsmittel hatte man ſich, 
nachdem der Antrag auf Geſtattung der Berufung über die That— 
fragen verworfen war, dahin vereinigt (Entwurf $. 469), daß dem 
Verurtheilten die Appellation zuſtehen ſollte, wenn die That, wegen 
welcher er verurtheilt wurde, durch kein Strafgeſetz verboten iſt, oder 
wenn die That im Widerſpruch mit dem Geſetze als ſchwereres Ver— 
brechen erkannt, oder wenn in Bezug auf Strafe das Geſetz verletzt 
war, oder wenn es an den geſetzlichen Vorausſetzungen fehlt, durch 
deren Daſeyn die Gewißheit der Thatſachen bedingt iſt. Dem 
Staatsanwalte und dem Verurtheilten war die Appellation geſtattet, 
wenn das unzuſtändige oder nicht gehörig beſetzte Gericht urtheilte, 
odet wenn weſentliche Vorſchriften des Verfahrens verletzt waren 
(§. 474 bezeichnete was als weſentlich gelten ſollte). 

Der von der Commiſſion damals bearbeitete Entwurf wurde 
zwar gedruckt, aber nie den Kammern vorgelegt, ungeachtet auf 
jedem Landtage dringend Anträge deßwegen geſtellt waren. Im 
Jahr 1842 beauftragte die Regierung das Juſtizminiſterium mit 
der Bearbeitung eines Entwurfs der Strafprozeßordnung. Zur 


Gründe hat, anzunehmen, daß bei der Verhandlung die Ruhe und Ord— 
nung und der öffentliche Frieden geftört werden dürfte. 
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Commiſſion wurden noch Mitglieder der Kammern und anderer 
Miniſterien berufen. Der Entwurf von 1835 ſchwebte der neuen 
Commiſſion überall vor; die Mündlichkeit, Oeffentlichkeit, Ur— 
theilsfällung durch rechtsgelehrte Richter, welchen eine gewiſſe 
geſetzliche Beweistheorie vorgeſchrieben werden ſollte, waren auch 
die Grundlagen des neuen Entwurfs. Die Anordnung in dem 
letzten iſt im Weſentlichen die nämliche wie im Entwurf von 1835; 
der neue Entwurf iſt kürzer, weil einige allgemeine Sätze und 
manche in das Detail der Inſtruktion eingehenden §§. des Ent— 
wurfs von 1835 weggelaſſen wurden. Eine weſentliche Ab— 
weichung von dem letzten Entwurfe wurde aber dadurch begründet, 
daß die neue Commiſſion in Bezug auf die Gerichtsverfaſſung 
von einigen anderen Vorausſetzungen ausging, als man bei der 
Berathung 1835 angenommen hatte. Während 1835 voraus— 
geſetzt wurde, daß Collegialgerichte in erſter Inſtanz organiſirt 
werden ſollten, übertrug der Entwurf von 1843 den Einzeln— 
richtern wie bisher das Richteramt. Das Bezirksſtrafgericht ſollte 
von drei Einzelnrichtern deſſelben Amtsgerichts gebildet werden. 
Ihr Bezirk ſollte eine Mehrzahl von Amtsgerichtsbezirken um— 
faſſen. Die Unterſuchungen ſollten von einem Mitgliede des 
Bezirksſtrafgerichts geführt werden. Die Hofgerichte ſollten in 
erſter Inſtanz über Strafſachen (über die mit peinlicher Strafe 
bedrohten Verbrechen und einige im Geſetze ausdrücklich dahin 
gewieſenen Verbrechen) urtheilen. Bezirksſtrafgerichte ſollen über 
die Straffälle entſcheiden, welche die Competenz der Bezirksgerichte 
überſteigen und nicht zur Competenz der Hofgerichte gehören. — 
In Bezug auf dies Strafverfahren nimmt der Entwurf von 1843 
wie der von 1835 an, daß bei jedem Bezirksſtrafgericht ein Staats— 
anwalt thätig iſt; der neue Entwurf (S. 37) dehnt aber die Be— 
fugniſſe des Staatsanwalts weiter aus, indem er nicht blos ihm 
das Recht gibt, in Abweſenheit des Unterſuchungsrichters und 
des Amtsrichters Hausſuchung und andere Unterſuchungshand— 
lungen, durch deren Verzögerung Beweismittel verloren gehen, 
ſelbſt vorzunehmen, zur Aufklärung Perſonen zu verhören, ſon— 
dern auch (S. 41) den Angeſchuldigten feſtnehmen zu laſſen, 
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wenn er auf frifcher That betreten oder unmittelbar nach der 
That als des Verbrechens verdächtig durch Nacheile bezeichnet 
wird, wenn er auf der Flucht begriffen iſt u. ſ. f., ſelbſt wenn 
bei ſchweren Verbrechen zu befürchten ſteht, daß der Verdächtige 
die Spuren des Verbrechens vertilgen werde. 2) Das Verhält— 
niß des Unterſuchungsrichters zum Staatsanwalte iſt im neuen 
Entwurf eigenthümlich beſtimmt. Während der Entwurf von 
1835 (§. 82) den Grundſatz aufſtellte, daß außer gewiſſen im Ent— 
wurf bezeichneten Fällen, wo auch der franzöſiſche Unterſuchungs— 
richter ohne weiteres einſchreitet, der Unterſuchungsrichter kein 
Verfahren einleiten darf, bevor nicht der Staatsanwalt auf Unter— 
ſuchung angetragen hat (ein Satz, der allein dem Anklageprinzip 
entfpricht) enthält der neue Entwurf dieſen Grundſatz nicht mehr, 
und erklärt daß der Unterſuchungsrichter die Unterſuchung in den 
Strafſachen führe, welche das Bezirksſtrafgericht oder Hofgericht 
abzuurtheilen hat. 3) Das Bezirksſtrafgericht entſcheidet über 
die von dem Unterſuchungsrichter ihm vorgetragenen Fragen 
(Entwurf S. 54) bei Meinungsverſchiedenheit des Unterſuchungs— 
richters und Staatsanwalts. 4) Auch am Schluſſe der Vor— 
unterſuchung entſcheidet das Bezirksſtrafgericht (§S. 188) ob Grund 
zur weiteren gerichtlichen Verfolgung vorhanden ſey oder nicht. 
5) Die in dem Entwurf von 1835 geſtattete Befugniß zwei Ge— 
richtsmitglieder ohne Angabe von Gründen abzulehnen, enthält 
der neue Entwurf nicht mehr. 6) Statt die Zeugen oder Einzelne 
derſelben vorzuladen, kann nach §. 193 des Entwurfs, nament— 
lich in geringeren Strafſachen auch beſchloſſen werden, daß 
ihre bei der Unterſuchung erhobenen Ausſagen, wenn ſie ſich nur 
auf Nebenumſtände beziehen oder wegen des Geſtändniſſes des 
Angeſchuldigten für die Urtheilsfällung minder wichtig werden, 
in der Tagfahrt vorgeleſen werden ſollen. 7) Die Oeffentlichkeit 
ſoll nach Entwurf §. 206 ſtatt finden für erwachſene Perſonen 
männlichen Geſchlechts; das Gericht kann ausnahmsweiſe geheime 
Sitzungen anordnen, wenn es ermißt, daß aus der Oeffentlichkeit 
der Verhandlung Aergerniß oder Verletzung der Sittlichkeit ent— 
ſtehen würde, oder wenn in beſonderen Fällen der Staatsanwalt, 
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mit Ermächtigung des Juſtizminiſteriums darauf anträgt, weil 
Gefaͤhrdung des Staats oder der öffentlichen Sicherheit zu be— 
ſorgen iſt. 8) Der Entwurf enthält auf ähnliche Weiſe wie der 
von 1835 eine geſetzliche Beweistheorie (§. 229 — 50), in fo ferne 
gewiſſe Bedingungen und Vorausſetzungen angegeben ſind, bei 
deren Daſeyn allein das Gericht Anſchuldigungsthatſachen als 
rechtlich gewiß annehmen kann. Nach F. 249 ſollen aber die Richter 
auch bei dem Daſeyn der geſetzlichen Vorausſetzungen die An— 
ſchuldigungsthatſache nur dann als wahr annehmen, wenn die 
Richter die vollkommene Ueberzeugung von der Wahrheit der 
Thatſache erlangt haben. 9) Der Rekurs gegen Urtheile des 
Bezirksſtraf- und des Hofgerichts iſt ſowohl dem Staatsanwalte 
als dem Verurtheilten geftattet ($. 252). In der Sitzung worin 
über das Rechtsmittel in zweiter Inſtanz verhandelt wird, kann 
der Angeklagte und ſein Vertheidiger erſcheinen. In der Sitzung 
erſtattet ein Gerichtsmitglied aus den Verhandlungen der erſten 
Inſtanz einen Vortrag (§. 260) worauf die Ausführungen des 
Rekurrenten und des Gegners gehört werden. Das Rekursgericht 
gibt das Erkenntniß ſogleich, wenn es ſich nur um die Frage 
handelt, ob die That unter ein Strafgeſetz falle und unter welches, 
oder wenn ſich die Beſchwerde nur auf die richterliche Strafaus- 
meſſung innerhalb der geſetzlichen Schranken bezieht oder wenn 
die Richter erſter Inſtanz Anſchuldigungsthatſachen für wahr 
angenommen haben, hinſichtlich welcher es an einer oder an der 
anderen Vorausſetzung fehlt deren Daſeyn ihre rechtliche Gewißheit 
bedingt (S. 263). Bezieht ſich die Beſchwerde auf Entſchuldigungs— 
thatſachen oder auf ſolche Anſchuldigungsthatſachen, hinſichtlich 
welcher die Bedingungen rechtlicher Gewißheit vorhanden ſind, ſo 
wird nur dann, wenn die Beſchwerde als unbegründet erſcheint, 
ſofort erkannt, im entgegengeſetzten Falle wird eine zweite Tag— 
fahrt angeordnet, zu welcher nebſt dem Angeſchuldigten Zeugen 
und Sachverſtändige, durch welche die beſtrittenen Thatſachen 
erwieſen oder widerlegt werden ſollen, zugezogen werden. 

In der Commiſſion der zweiten Kammer waren die Anſichten 
über die Gerichtsverfaſſung getheilt. Manche Stimmen glaubten 
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das alte deutſche Inſtitut der Schöffen wieder beleben zu müſſen; 
die Mehrheit der Commiſſion hatte ſich für die Errichtung der 
ſtändigen Collegialgerichte ausgefprochen.* Man forderte (gewiß 
mit vollem Rechte) daß der Unterſuchungsrichter bei allen Urtheilen 
und Verfügungen in Fällen nicht mitwirken darf, in welchen er 
die Unterſuchung führt. Die Minorität der Commiſſion wünſchte 
die Beſchränkung der Competenz der Einzelnrichter auf Gefäng— 
nißſtrafe von drei, höchſtens acht Tagen und auf geringe Geldſtrafe 
und ſchlug die Beiziehung bürgerlicher Beiſitzer zur Urtheilsfällung 
der Einzelnrichter vor. Bei der Berathung des Entwurfs der 
Strafprozeßordnung in der Commiſſion der zweiten Kammer wur— 
den die Grundlagen, auf welchen der Entwurf gebaut iſt, ge— 
billigt; allein gegen die Art der Durchführung erhoben ſich vielfach 
Stimmen, und die geſtellten Anträge der Commiſſion bezweckten, 
die Grundſätze noch conſequenter als es der Entwurf gethan 
hatte, durchzuführen. Bei den Berathungen der zweiten Kammer 
trat die Verſchiedenheit von zwei Grundanſichten der Abgeordneten 
hervor. Ein Theil der Mitglieder, vielleicht durch den an ſich lobens— 
werthen Wunſch, auch mit Verzicht auf größere Verbeſſerungen den 
vorliegenden Entwurf durch Uebereinſtimmung durchzuſetzen, und in 
der Ueberzeugung, daß auf jeden Fall der Entwurf auch in der 
von der Regierung vorgelegten Geſtalt weſentliche Verbeſſerungen 
des beſtehenden Zuſtandes enthalte, ſuchte den Entwurf der Re— 
gierung gegen die Anträge der Gegner aufrecht zu halten. Es 
iſt nicht ſchwierig bei der Prüfung der einzelnen Abſtimmungen 
zu erkennen, daß Manche, welche den mündlichen öffentlichen 
Strafprozeß aus Erfahrung nicht kannten, die neuen Erperi— 
mente, welche der Entwurf bietet, und das künftige Strafver— 
fahren Badens in einer anderen Geſtalt ſich vorſtellten als es 
wahrſcheinlich in der Wirklichkeit ſich bilden wird. Manche Ab— 
geordnete, die kein klares Bild von dem wirklichen Gange des 
mündlichen Verfahrens hatten, waren durch eine oft unbewußt 
in ihnen wirkende Anhänglichkeit an die deutſche Schriftlichkeit 


Commiſſionsbericht des Abgeordneten Böhme, S. 104. 
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und an den Inquifitionsprozeß in ihren Abſtimmungen geleitet. 
Ein anderer Theil der Abgeordneten erklärte ſich entſchieden für 
eine conſequentere Durchführung der neuen Prinzipien und wollte 
lieber auf die dargebotenen Vortheile verzichten, in der Hoffnung 
daß die unwiderſtehliche Macht der Fortſchritte ſpäter eine den 
wahren Bedürfniſſen entſprechende Strafprozeßordnung bringen 
wird, und in der Ueberzeugung daß die Annahme eines unvoll— 
kommenen Verfahrens leicht für längere Zeit ein Hinderniß der 
Einführung einer beſſeren Geſetzgebung wird, und bei der Unzu— 
friedenheit des Volkes mit den neuen geſetzlichen Experimenten 
leicht eine nachtheilige üble Stimmung in Bezug auf die neuen 
Grundlagen überhaupt ſich bilden kann. In der zweiten Kammer 
hatte der Abgeordnete v. Itzſtein eine Motion auf Einführung 
der Geſchwornengerichte geſtellt. Wenn auch die Motion ſelbſt 
in der Kammer noch nicht berathen war, fo hatten doch fchon 
bei Gelegenheit der Begründung der Motion ſich mehrere Mit— 
glieder der Kammer für die Jury ausgeſprochen; es war be— 
greiflich daß dieſe Abgeordneten mit dem Entwurfe, der kein 
Geſchwornengericht bot, nicht zufrieden ſeyn konnten. Dennoch 
hatte ein richtiger Sinn die Meiſten, welche zwar noch ausge— 
dehntere Garantieen forderten, dazu gebracht, nicht ſtarrſinnig 
deßwegen den ganzen Entwurf zu verwerfen, ſondern das darge— 
botene Gute anzunehmen und nur auf die möglichſte Verbeſſerung 
des auf Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter gebauten 
Verfahrens hinzuwirken. Die Frage über Einführung der Colle— 
gialgerichte in erſter Inſtanz war ein Hauptgegenſtand der Be— 
rathungen der Kammer.“ Man mußte dieſe Frage im Zuſammen— 
hange mit dem Civilverfahren und mit dem vorgeſchlagenen 
Strafverfahren betrachten, vorzüglich nach der Rückſicht, ob das 
in der Vorunterſuchung als Controle des Unterſuchungsrichters 
und als das über Verſetzung in den Anklageſtand entſcheidende, 
aus drei Amtsrichtern zuſammengeſetzte Bezirksſtrafgericht als ein 
wahres Collegialgericht betrachtet werden dürfte. Dies wurde 


5 Vorzüglich in der Töften Sitzung vom 29. Mai 1844 (Verband: 
lungen der badiſchen Stände, Nro. 213 ꝛ1c.). 
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ſelbſt von ehrenwerthen Abgeordneten, welche ſonſt häufig die 
Regierungsvorſchläge vertheidigten, mit Recht bezweifelt.“ Mit 
großer Majorität wurde zuletzt der Antrag auf Einführung von 
Collegialgerichten angenommen. In Bezug auf das Verfahren 
hatte 1) die Commiſſion den Antrag geſtellt, daß dem Ange— 
ſchuldigten geſtattet werde, einige Richter ohne Angabe von 
Gründen abzulehnen. Gegen dieſen Vorſchlag erhoben ſich viele 
Stimmen.” Mehrere Mitglieder der Gerichtshöfe wollten ſich 
mit jenem Vorſchlage nicht befreunden, man ſchilderte mit leb— 
haften Farben die Gefahren, welche bei Geſtattung eines ſolchen 
Rechts dadurch entſtehen würden, daß oft eben die ausgezeich— 
netſten Mitglieder, vielleicht weil der Angeſchuldigte ihrer poli— 
tiſchen Anſicht mißtraute, abgelehnt würden. Der häufig wieder— 
holte Hauptgrund war noch der, daß das bei Geſchwornen ſtatt 
findende Ablehnungsrecht ohne Gründe nicht bei angeſtellten Rich— 
tern paſſe. Die Vertheidiger des Commiſſionsantrags hatten wohl 
mit Recht als die entſcheidende Rückſicht die hervorgehoben, daß 
das höchſte Vertrauen zur Unbefangenheit der Richter herrſchen 
müſſe. Bei der Abſtimmung wurde der Vorſchlag der Commiſſion 
mit 30 gegen 28 Stimmen angenommen. 2) Gegen die im 
badiſchen Entwurfe ſehr ausgedehnten Rechte des Staatsanwalts 
wurden ebenfalls mit Recht Einwendungen erhoben.“ Der Ne 
gierungsentwurf §. 55 gab ſogar dem Staatsanwalte das Recht, 
wenn der Unterſuchungsrichter den Antrag auf Fortſetzung des 
Verfahrens verworfen und das Bezirksſtrafgericht dieſen Beſchluß 
beſtätigt hat, dagegen Rekurs an das Hofgericht zu ergreifen. Die 
Hälfte der Commiſſion verwarf dieſe Vorſchrift. Die Kammer ge— 
ſtattet dies Recht nicht, ausgenommen wenn der Staatsanwalt eine 
Nichtigkeitsbeſchwerde ſtellt, in ſo weit das Erkenntniß darauf beruht, 


6 Verhandlungen S. 844, f. zwar S. 848 eine entgegengeſetzte An— 
ſicht. Auf die engliſchen Quartalſitzungen der Friedensrichter berief man 
ſich wohl mit Unrecht. 

Verhandlungen der Stände, Nro. 157. 8. 

s Auch hier hatten Männer, welche nicht der Oppoſition angehörten, 
mit Recht die große Macht des Staatsanwalts angegriffen. Verhand— 
lungen der Stände, S. 622. 
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daß die den Angeſchuldigten zur Laſt fallende Handlung kein Ver— 
brechen oder Vergehen ſey.“ 3) Ueber den Umfang der Befug— 
niſſe des Unterſuchungsrichters zum Gebrauche von Mitteln, welche 
in ihrer Anwendung leicht ſehr drückend werden, und auch den 
Unſchuldigen gefaͤhrden können, z. B. Hausſuchung, Briefer— 
brechung, enthalt der Entwurf viele ſchützende Beſtimmungen, die 
jedoch freilich noch viele Gewalt in die Hände des Inqulrenten 
legen. Die Commiſſion und mehrere andere Mitglieder der Kam— 
mer hatten mit Recht Einwendungen dagegen gemacht.“ Eine 
Garantie gegen Willkür ſollte die Nothwendigkeit des Beſchluſſes 
des Bezirksſtrafgerichts bieten.“ 4) Die Frage: ob man die 
Zeugen auch in der Vorunterſuchung beeidigen ſollte, rief eine 
längere Debatte in der Kammer hervor.“ Man hatte die Er— 
fahrungen Frankreichs zu wenig berückſichtigt, und zu viel Werth 
auf die in der mündlichen Verhandlung etwa nothwendige Vor— 
leſung der Ausſagen gelegt. Die Kammer nahm die Vorſchrift 
der Beeidigung in der Vorunterſuchung Cs. 135) an.“ 5) Bei 
der wichtigen Frage über Verſetzung in den Anklageſtand hatte 
die Commiſſion und die Kammer zu wenig die Nachtheile der 
im Entwurfe vorgeſchlagenen Einrichtung, daß das Bezirks— 
ftrafgericht auch die Verſetzung ausſpreche, beachtet. Mit Recht 
hatten ſich aber mehrere Stimmen“ gegen den Vorſchlag des 
§. 193 erhoben, nach welchem das Bezirksſtrafgericht auch be— 
ſtimmen kann, daß die Ausſagen einiger Zeugen in der münd— 
lichen Sitzung nur vorgeleſen werden ſollten. Daß durch dieſe 


»Ein vorzügliches Verdienſt hatte ſich der Präſident Bekk (eines der 
thätigſten Mitglieder der Commiſſion die den Entwurf bearbeitete) dadurch 
erworben, daß er als Abgeordneter den Entwurf vertheidigte und weſent— 
lich bewirkte, daß das Geſetzbuch zu Stande kam. 

10 Commiſſionsbericht (Welkers), S. 10 — 14. 

11 Alles koͤmmt darauf an, ob die Art der Beſetzung deſſelben das 
nöthige Vertrauen bietet. 

12 Verhandlungen, S. 638. 

15 Nach $. 213 des Entwurfs werden die Zeugen in der mündlichen 
Hauptverhandlung von dem Präſidenten beeidigt, fo ferne es nicht ſchon in 
der Vorunterſuchung geſchehen, andernfalls an den abgelegten Eid erinnert. 

1 Verhandlungen, S. 660. 
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Vorleſung das Prinzip der Mündlichkeit empfindlich verlegt wird, 
erkennen alle franzöſiſchen Praktiker an.“ 6) Die in dem Ent— 
wurfe §. 206 vorgeſchlagene Beſchränkung der Oeffentlichkeit fand 
in den Kammern lebhaften Widerſpruch,“ ſowohl wegen der 
Ausſchließung der Frauen“ als wegen der Ausnahmen, die der 
§. 207 geſtattet; bei der Abſtimmung wurde mit 29 gegen 27 
Stimmen das Prinzip abſoluter Oeffentlichkeit (jedoch mit Bei— 
behaltung des §. 207) angenommen. 7) Gegen den Art. 227, 
welcher dem Gerichte das Recht gibt auch über die Anträge des 
Staatsanwalts hinauszugehen, hatte die Commiſſion mit Recht 
ſich erklärt,“ es wurde auch auf den Antrag des Abgeordneten 
Bekk weſentlich dieſe Befugniß beſchränkt und das Prinzip der 
Anklage conſequenter durchgeführt.“ 8) Bei der Berathung der 
geſetzlichen Beweistheorie hatten mehrere Mitglieder ihre Ab— 
neigung gegen eine ſolche, und ihre Anſicht ausgeſprochen, daß 
eigentlich die Richter als Geſchworne entſcheiden,“ und die Be— 
weistheorie nur des Anſtands wegen gegeben ſey. Ueber den 
Sinn und die Faſſung der darauf bezüglichen §§. erhoben ſich 
in der Kammer manche Streitigkeiten. Beſonders wichtig war 
die Frage: ob nach §. 234 des Entwurfs auch das in der Vor— 
unterſuchung abgelegte Geſtändniß, wenn es in der Hauptver— 
handlung widerrufen wird, die beweiſende Kraft behält, wenn 
der Angeſchuldigte nicht die Unwahrheit des Eingeſtandenen oder 
doch ſoviel wahrſcheinlich macht, daß dem Geſtändniſſe Zwang, 
Irrthum zum Grunde liege, und ob 8. 248 beizubehalten ſey, 


> Wir werden unten in g. XXII prüfen, wie weit durch die Vor: 
ſchriften des badiſchen Geſetzes, insbeſondere durch Art. 195 den Bedenk— 
lichkeiten vorgebeugt iſt. 

0 Verhandlungen, S. 662. 

17 Wir werden unten aus der Erfahrung Beiſpiele nachweiſen, welche 
zeigen, daß die Geſtattung der Theilnahme für Frauen nothwendig wer— 
den kann. 

s Bericht, S. 43. 

10 Daß auch die jetzige Faſſung des Art. 227 vielen Beſorgniſſen Raum 
gibt, werden wir unten nachweiſen. 

20 Daß dieſe Auffaſſungsweiſe ſehr bedenklich iſt, habe ich nachge— 
wieſen in dem Archive des Criminalrechts, 1844, S. 444. 

Mittermaier, über Mündlichkeit 1c. 10 


nach welchem man auch unter Umſtänden den Ausſagen von 
Perſonen, die nach ihrer Beeidigung, aber vor der Haupt— 
unterſuchung ſtarben, einige Beweiskraft beilegte. Gegen beide 
Sätze erhob ſich die Mehrheit der Commiſſion.“ Manche Ver— 
theidiger des Entwurfs! konnten wohl von der Anhänglichkeit 
an das Prinzip der Schriftlichkeit ſich nicht losmachen; die 
Kammer nahm den Vorſchlag der Regierung an. 9) In Bezug 
auf das Syſtem der Rechtsmittel waren mehrere Fragen Gegenſtand 
der Berathung, insbeſondere ob man überhaupt bei Annahme des 
Prinzips der Mündlichkeit eine Appellation in Bezug auf die 
Thatfrage zulaſſen ſollte, ob man mit der im $. 263 vorge— 
ſchlagenen Sitzung (ohne Vorrufung von Zeugen) ſich begnügen 
wollte, und vorzüglich ob auch dem Staatsanwalt das Recht 
des Rekurſes wegen der Thatfragen einzuräumen wäre. Bei der 
letzten Frage ſchied ſich die Commiſſion in zwei Hälften.“ Die 
Mehrheit der Kammer geſtattete (zu §. 251 a) dem Staats⸗ 
anwalte den Rekurs nur in Fällen, wo Nichtigkeit geltend ge— 
macht wird, oder wo die Beſchwerde darin beſteht, daß das 
Gericht in den von ihm ſelbſt als wahr angenommenen That— 
ſachen kein Verbrechen erkannt oder daſſelbe unrichtig bezeichnet, 
oder nicht das entſprechende Geſetz angewendet habe. — Eine viel— 
fache Umgeſtaltung drohte dem Entwurfe in der erſten Kammer. 
Einige Mitglieder waren den im Entwurfe angenommenen Prin— 
zipien der Mündlichkeit und der Oeffentlichkeit nicht günſtig, und 
ſahen mit Beſorgniß den neuen Experimenten und Veränderungen 
des bisherigen Rechtszuſtandes entgegen, Andere wollten wenig— 
ſtens bei einzelnen Beſtimmungen möglichſt die bisherigen Ein— 
richtungen mit den neuen in Verbindung bringen, während 
andere Mitglieder der erſten Kammer den Entwurf deßwegen miß— 
billigten, weil ſie ihn einer gewiſſen Halbheit in der Durch— 
führung der Prinzipien beſchuldigten. Am meiſten waren es die 
Oeffentlichkeit und die Geſtattung des Rekursrechts gegen Urtheile, 


21 Bericht, S. 51. 
22 Verhandlungen, S. 677. 
25 Commiſſionsbericht, S. 64. 
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welche Diskuſſionen veranlaßten. In dem Commiſſionsberichte 
wurde am entſchiedenſten dem Prinzipe der Mündlichkeit gehuldigt. 
Die Vortheile der Oeffentlichkeit wurden zwar zugeſtanden, allein 
man ging davon aus, daß ein gerechter Richterſpruch nicht dadurch 
bedingt wird, ob der Richter aus einem öffentlichen oder nicht 
öffentlichen Verfahren ſeine Anſicht entnommen hat, daß daher 
die Oeffentlichkeit nicht ſo weſentlich wie die Mündlichkeit ſey. 
Zugeſtanden wird von der Commiſſion,“ daß nun einmal die 
Anſchauungsweiſe aus den heutigen Verhältniſſen ſich heraus— 
gebildet habe, daß das geheime Verfahren nicht genüge, und daß 
die Oeffentlichkeit als ein Mittel erſcheint, das bedrohte Ver— 
trauen in das Richteramt wieder zu befeſtigen. Die Commiſſion 
glaubt aber nicht, daß die Oeffentlichkeit eine unbeſchränkte ſeyn 
müſſe, und trägt darauf an, Weiber auszuſchließen.“ Auch geht 
der Antrag dahin (gegen den Beſchluß der zweiten Kammer) die 
Fälle, in welchen nach dem Regierungsentwurf die Oeffentlichkeit 
ausgeſchloſſen werden darf (z. B. wegen Gefährdung des Staats) 
wieder aufzunehmen. Dem Angeklagten will die Commiſſion das 
Recht einräumen, in Sachen die vor dem Bezirksgericht verhandelt 
werden (alſo in der größten Mehrzahl der Fälle) und in ſolchen, 
welche wegen des befreiten Gerichtsſtandes der Angefchuldigten * 
in erſter Inſtanz an das Hofgericht gelangen, geheime Sitzung 
zu verlangen, welche eintreten ſoll, wenn das Gericht die Gründe 
erheblich findet. Iſt ein Weib angeklagt, ſo darf ſie nach dem 
Commiſſionsberichte Freundinnen oder weibliche Verwandte in die 
Sitzung mit ſich nehmen. Die Hauptabänderungen, welche die 
Commiſſion an dem Entwurfe und den Beſchlüſſen der zweiten 

2“ Commiſſionsbericht, S. 41. 

25 Es wird bemerkt: die deutſche Hausfrau gehört nicht in den Ge: 
richtsſaal; ihr iſt ein beſſeres Feld der Thätigkeit angewieſen. Der Ge— 
ſetzgeber muß doch wohl die Begriffe von häuslicher Zucht und Ehrbarkeit 
aufrecht erhalten. — Uns ſcheinen dieſer Anſicht mehrere irrige Voraus— 
ſetzungen zum Grunde zu liegen; wir werden unten zeigen, daß man die 
wahren Gründe für die Oeffentlichkeit nicht genug beachtet hat. 

26 Man berückſichtigte dabei Angeklagte aus dem adeligen Stande. 


Begünſtigungen dieſer Art in der Verwaltung der Juſtiz würden nicht ge— 
eignet ſeyn, das Vertrauen zur Rechtspflege zu begründen. 
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Kammer in Antrag brachte, beziehen ſich 1) auf das peremtorifche 
Rekuſationsrecht ($. 35 a). Die Commiſſion glaubte, daß dieſer 
Vorſchlag ſchon deßwegen verworfen werden müßte, weil ſich ſeiner 
Ausführung unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenſtellen wür— 
den; 2) auf den §. 55 über das Verhältniß des Unterſuchungs— 
richters und Staatsanwalts (die Anſichten der Commiſſion waren 
getheilt);“ 3) auf das Recht (Entwurf $. 138) einer als Zeugen 
vorgeladenen Perſon, das Zeugniß zu verweigern, wenn ſie zu 
ihrem Nachtheil oder ihrer Schande, oder zum Nachtheile der 
nächſten Angehörigen ausſagen müßte (der Paragraph ſollte nach 
dem Commiſſionsantrage weggelaſſen werden); 4) auf das Recht 
des Staatsanwalts, gegen das Erkenntniß daß kein Grund zur 
gerichtlichen Verhandlung vorhanden ſey, Rekurs zu ergreifen (Ent— 
wurf S. 191); 5) auf die Vorſchrift, daß die auch ſchon in der 
Vorunterſuchung beeidigten Zeugen, nach dem Beſchluſſe der 
zweiten Kammer (Entwurf §. 213), noch einmal beeidigt werden 
jollten.® Die Commiſſion erklärt ſich gegen dieſe wiederholte 
Beeidigung. 6) In Bezug auf die Aufſtellung einer geſetzlichen 
Beweistheorie im Entwurfe erklärt die Commiffion ? ſich dahin 
einverſtanden, daß die Hinweiſung auf den geſunden Menſchen— 
verſtand nicht den Bedürfniſſen entſpreche, daß der Entwurf mit 
Recht die rechtliche Gewißheit weder unbedingt von der ſubjek— 
tiven Ueberzeugung des Richters noch von beſtimmten poſitiven 
Beweisregeln abhängig mache, und der Entwurf durch Aufſtellung 
negativer Regeln die Vorausſetzungen bezeichne, unter welchen der 
Richter eine Thatſache als wahr annehmen dürfe. Die Anträge 
der Commiſſion beziehen ſich auf klarere Faſſung der einzelnen 

27 Commiſſionsbericht, S. 23. 

28 Man bemerkt leicht, daß manche deutſche Juriſten bei den Geſetzes— 
vorſchlägen ſich noch nicht von der Anſicht losmachen können, daß die 
Vorunterſuchung auch in dem Verfahren, das auf dem Prinzip der Münd— 
lichkeit beruht, ein Theil des Hauptprozeſſes ſey, und daß man auf die 
Akten der Vorunterſuchung verurtheilen könne. Alle franzöfifchen Prak— 
tiker wiſſen, wie wichtig es iſt, erſt in der öffentlichen Sitzung Zeugen 
zu beeidigen, und daß häufig erſt in dieſer Sitzung der Zeuge eine von 


der vorigen abweichende Ausſage ablegt. 
> Commiſſionsbericht, S. 49. 
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Vorſchriften, insbeſondere bei dem künſtlichen Beweiſe (hier ift 
manche von der Regierung und der zweiten Kammer vorgeſchlagene 
Faſſung verbeſſert). 7) Am meiſten wichen die Anſichten von 
einander in Bezug auf die Rechtsmittel ab; die Hälfte der Com— 
miſſion glaubte, daß die Geſtattung eines Rechtsmittels über 
die Thatfragen mit dem Prinzipe der Mündlichkeit unvereinbar, 
die Wiederholung der mündlichen Verhandlung höchſt ſchwierig 
und doch nicht ſichernd ſey, und daß die Berufung auf das Bei— 
ſpiel Frankreichs nichts entſcheiden könne; daher man nur den 
Rekurs gegen Urtheile der Collegialgerichte in Bezug auf Rechts— 
fragen zulaſſen wollte. Die andere Hälfte der Commiſſion wollte. 
den Rekurs geſtatten. 8) In Bezug auf den Rekurs des Staats— 
anwalts war die Commiſſion (gegen den Beſchluß der zweiten 
Kammer) der Anſicht, daß das Prinzip des Anklageprozeſſes 
fordere, daß auch dem Staatsanwalt das Rekursrecht einzu— 
räumen ſey. 

Die Berathungen der erſten Kammer über den Entwurf 
enthalten viele höchſt intereſſante Verhandlungen, weil man oft 
noch tiefer, als es in der zweiten Kammer geſchah, die leitenden 
Prinzipien der Strafprozeßordnung zergliederte, und den Entwurf 
wegen des Mangels der Conſequenz, mit welcher er die Grundſätze 
durchführte, angriff. In der allgemeinen Diskuſſion hatte ins— 
beſondere Staatsrath Nebenius (der Präſident der Geſetzgebungs— 
commiſſion, welche den Entwurf von 1835 bearbeitete) ſich gegen 


0 Der Commiſſionsbericht, S. 61, beruft ſich darauf, daß ja die 
franzöſiſchen Praktiker die erheblichſten Einwendungen gegen die Art der 
Durchführung dieſer Appellation machen, und daher die deutſche Gründ— 
lichkeit aus dieſer ſelbſt als oberflächlich geſchilderten Aburtheilung in 
geringeren Sachen kein Beiſpiel für die Entſcheidung der wichtigſten 
Criminalfälle in Deutſchland nehmen könne; allein wir glauben, daß 
der Bericht hier den Geſichtspunkt verwechſelt. Alle franzöſiſchen, italieni— 
ſchen, hollandifchen, belgiſchen und rheiniſchen Praktiker, mit denen der 
Verf. dieſer Schrift ſprach, beklagen freilich, daß manche Gerichte höchſt 
oberflächlich hier verhandeln; allein alle glauben, daß dennoch dieſe Appel— 
lation nothwendig und wohlthätig ſey, und das Verfahren leicht ſo ver— 
beſſert werden könne, daß man in Deutſchland, wenn man keine Jury 
wolle, Appellation gegen alle Strafurtheile zulaſſen könne. 
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die im Entwurfe vorkommende, dem richterlichen Ermeſſen überlaſſene 
Verkümmerung der mündlichen Verhandlungen, gegen die Ver— 
letzungen des Anklageprinzips, gegen die Art der Durchführung des 
Inſtituts der Staatsanwaltſchaft auf eine geiſtreiche Weiſe erklärt. 
Der Redner wollte keine Appellation in Bezug auf die Thatfrage ge— 
ſtatten, dafür aber mehr Garantieen, als der Entwurf gewährt, 
durch Ausdehnung des Rekuſationsrechts und durch die Forderung 
einer größern Stimmenzahl zur Verurtheilung verlangen. Baron 
v. Andlau tadelte eine gewiſſe eingeriſſene Experimentirſucht und 
findet in dem Entwurfe nur einen neuen, durch Erfahrung 
anderer Länder noch nicht erprobten Verſuch, ohne die von den 
Anhängern des Syſtems als unerläßlich betrachtete“ Ergänzung 
des Geſchwornengerichts. Der Redner zeigt, daß die Annahme 
des Entwurfs mit den Prinzipien der Mündlichkeit, Oeffentlich— 
keit ꝛc. bald auch zur Annahme des Geſchwornengerichts drängen 
wird. Die Mündlichkeit ohne Geſchwornengericht, wie ſie der 
Entwurf bietet, ſcheint dem Redner nicht die nöthige Garantie 
zu gewähren; auf jeden Fall ſcheint ihm ein ausgedehnteres Re— 
kuſationsrecht nothwendig. Die Geſtattung des Rekurſes in Bezug 
auf Thatfragen aber ſcheint ihm unvereinbar mit der Mündlich— 
keit. Von der Oeffentlichkeit gibt der Redner ein Bild, nach 
welchem dieſe nicht wünſchenswerth erſcheint, und kommt zuletzt 
dazu, gegen den Entwurf zu ſtimmen. Baron v. Marſchall er— 
klärte ſich dahin, daß er zwar die Oeffentlichkeit nicht als weſentlich 
für die Rechtspflege anſehe, jedoch dagegen nicht ſtimme, aber 
wünſchte, daß man wie in Württemberg damit begonnen hätte, 
nur für die ſchwereren Fälle die öffentliche Verhandlung einzu— 
führen. Die Mündlichkeit billigt der Redner, obwohl er auch 


51 Dies läßt ſich nicht zugeben. Eine große Zahl von Juriſten, welche 
eifrig für Mündlichkeit, Oeffentlichkeit, Anklageprozeß ſich erklären, er: 
kennen doch, daß Geſchwornengerichte nicht weſentlich ſeyen. Napoleon 
ſelbſt erklärte ſich darüber beſtimmt genug in Bezug auf Italien, und 
die jetzige Anſicht ausgezeichneter Praktiker jener Staaten Italiens, in 
welchen das mündliche öffentliche Verfahren gilt, erkennt die entſchiedenen 
Vortheile des mündlichen Verfahrens, wenn auch keine Geſchwornen— 
gerichte beſtehen. 
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manche Schattenfeite derſelben hervorhebt und Gefahren für die 
Gründlichkeit und ruhige Abwägung befürchtet. Er glaubt nicht, 
daß durch die Annahme des Entwurfs der Ruf nach weiteren 
Aenderungen des Verfahrens verſtummen werde. — Nach der 
Verſicherung eines Regierungscommiſſärs? ſoll der Entwurf nur 
auf dem Unterſuchungsprinzip beruhen, wenigſtens in Bezug 
auf Vorunterſuchung, die überhaupt der Redner abweichend?“ 
von der franzöſiſchen Vorunterſuchung betrachtet, mit der Be— 
merkung, daß nach dem Syſtem des Entwurfs der Zweck der 
Schlußverhandlung kein anderer ſey, als die geſchloſſene Unter— 
ſuchung vor den Augen des erkennenden Richters zu repro— 
duciren.“ Wir werden unten zeigen, daß man nicht ſelten die 
verſchiedenen Merkmale des Inquiſitions- und Anklageprozeſſes 
verwechſelte, woraus die Sprachverwirrung ſtammte. 

In den Verhandlungen der erſten Kammer war vorzüglich 
der $. 35 a wegen des peremtoriſchen Rekuſationsrechts des Anz 
geſchuldigten Gegenſtand vieler Erörterungen. Mehrere Redner 
(B. v. Andlau, Nebenius, Prälat Hüffell) vertheidigten dies Recht 
vorzüglich wegen der Gefahren, die bei einem aufgeregten öffent— 
lichen Leben die Verſchiedenheit politiſcher Anſichten mehr oder 
minder leicht auf die Richter ausüben kann, und daß insbeſondere 
die Garantieen dann geſchwächt würden, wenn man keinen Re— 
kurs in Bezug auf die Thatfragen geſtatte; allein die Rückſichten, 
daß die Geſtattung dieſes Ablehnungsrechts vielfache Störungen 
herbeiführen und nicht leicht durchgeführt werden könnten, ent— 
ſchieden und die Mehrheit verwarf den §. 35 à. Ueber die Stellung 


2 Verhandlungen der badiſchen Stände, Nr. 345, S. 1369. 

35 Wenn man von der Oberflächlichkeit der franzöfifchen Vorunter— 
ſuchung ſo viel ſpricht, ſo ſollte man nicht vergeſſen, daß der Grund, 
warum manche ſolcher Unterſuchungen ſo mangelhaft ſind, in den Per— 
ſonen liegt, nicht in dem Syſtem oder dem Geſetze. Wir ſind bereit, 
Vorunterſuchungsakten aus den deutſchen Rheinprovinzen vorzulegen, die 
meiſterhaft nach dem franzöſiſchen Geſetze geführt find. 

Mit dieſer Anſicht iſt das Prinzip der Mündlichkeit nicht wohl 
verträglich. Mit Recht erklärte ſich Nebenius (Verhandlungen, ©. 1371) 
gegen die Anſicht des Redners. 


152 


des Staatsanwalts entſpann ſich eine längere Diskuſſion,“ bei 
welcher mit Recht von einem Redner (B. v. Marfchall) geltend 
gemacht wurde, daß dies mit der Vorfrage zuſammenhaͤnge, ob 
der Entwurf auf dem Anklage- oder Unterſuchungsprinzip beruhe. 
Der Redner erklaͤrte gewiß mit Recht, daß das Erſte der Fall 
ſey, daß aber auch die Funktionen des Staatsanwalts und des 
Unterſuchungsrichters beſſer getrennt werden müßten, als dies 
im Entwurfe geſchehen iſt. Bei der Berathung kamen wieder manche 
Anſichten zur Sprache, die man ſchwerlich billigen kann, z. B. 
über das Unterſuchungsprinzip, welches angeblich dem Entwurfe 
zum Grunde liege. Der Vortheil der Berathung war, daß wenig— 
ſtens die einſchlägigen Paragraphen noch einmal von der Com— 
miſſion geprüft wurden. Die hierauf beſchloſſene Redaktion gibt 
zwar die Stellung des Staatsanwalts beſſer als zuvor an,” 
allein es iſt ſehr zu beſorgen, daß in der Anwendung des Geſetzes 
bei dem Verhältniſſe des Staatsanwalts und Unterſuchungsrichters 
Störungen entſtehen werden. In Bezug auf das Recht des Ge— 
richts, zu entſcheiden, welche Zeugen in die Sitzung geladen 
werden ſollten, hatte Staatsrath Nebenius? mit Recht die Be— 
merkung gemacht, daß der Entwurf auf die Ausſage des Zeugen 
in der öffentlichen Sitzung zu wenig Werth lege. In Anſehung 
der Oeffentlichkeit erhoben ſich große Streitigkeiten; auch hier 
machte Nebenius aufmerkſam, daß die Gründe der Einführung 
der Oeffentlichkeit auch die Zulaſſung der Frauenzimmer fordern; 
allein die meiſten Stimmen (der Prälat Hüffell erklärte ſelbſt die 
Oeffentlichkeit als gefährdend für Religion und Moral) fanden, 


35 Verhandlungen 1844, Nr. 352, S. 1398. 

56 Nach F. 37 ſoll der Staatsanwalt alle zur Aburtheilung an das 
Bezirks- oder Hofgericht gehörige Verbrechen verfolgen. Der F. 44, nach 
welchem die Anklage des Staatsanwalts nur in den Fallen für nöthig 
erklärt wurde, in welchen das Geſetz es ausdrücklich beſtimmt, wurde mit 
Recht weggelaſſen. Nach F. 486 hat der Unterſuchungsrichter, wenn der 
Staatsanwalt keinen Antrag auf Unterſuchung ſtellt, wenn der Unter— 
ſuchungsrichter aber das Begehen für begründet hält, auf den Antrag 
eines Betheiligten hievon dem Bezirksgericht Anzeige zu machen. 

57 Verhandlungen, S. 1428. 

Verhandlungen, S. 1432. 
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daß auf jeden Fall für junge Leute und Frauenzimmer Oeffent— 
lichkeit nicht paſſe; man ſtritt über zuläſſige Ausnahmen und kam 
zuletzt durch Mehrheit zum Beſchluſſe, Frauenzimmer dann zu— 
zulaſſen, wenn die Angeſchuldigte eine Frauensperſon iſt und 
Zuziehung von Frauen verlangt; ferner ſollte in Sachen, die vor 
das Bezirksſtrafgericht gehören, öffentliche Verhandlung nur Statt 
finden, wenn der Angeſchuldigte darauf anträgt und kein ſon— 
ſtiger Ausnahmsfall eintritt. Ueber einen von B. v. Andlau in 
Anregung gebrachten Punkt wegen der Art der Abſtimmung und 
wegen der nöthigen Stimmenzahl war die Kammer zu ſchnell hin— 
weggegangen. Auch hätte das Kapitel über den Beweis wohl 
eine genauere Prüfung verdient. Am meiſten beſchäftigte die 
Frage: ob Rechtsmittel zugelaſſen werden ſollten, die Kammer.“ 
Hier hatten viele Redner aus den widerſprechendſten Gründen 
gegen das Syſtem des Entwurfs ſich erklärt. Man machte die 
Unverträglichkeit des Rekurſes mit dem Prinzip der Mündlichkeit 
geltend; ein Regierungscommiſſär“ erklärte, daß nur der Total— 
eindruck, welchen die Perſönlichkeit des Redenden auf die Richter 
macht, und das Bleibende ſeiner Behauptungen die Grundlage 
der richterlichen Entſcheidungen bilde. Nebenius ſprach ſich dahin 
aus, daß, wenn man das peremtoriſche Rekuſationsrecht gewähren 
und größere Stimmenzahl fordern würde, es an Garantieen nicht 
fehlen würde, welche dann den Rekurs unnöthig machten; zuletzt aber 
erklärte er ſich,“ da die bezeichneten Garantieen verworfen ſeyen, für 
die Geſtattung des Rekurſes, allein fo, daß die durch die voran- 
gegangene mündliche Verhandlung geprüfte und vervollſtändigte 
Schriftlichkeit die Grundlage des Urtheils in oberer Inſtanz ſeyn 
ſoll. Es ſcheint, daß dieſer Vermittelungsvorſchlag mehreren Mit— 
gliedern ein willkommener Ausweg ſchien, aus dem Meinungs— 
ſtreite loszukommen.“ Es kam der Beſchluß zu Stande, daß der 
Staatsanwalt keinen Rekurs aus dem Grunde einlegen kann, 


Verhandlungen, S. 1460. 
Verhandlungen, S. 1462. 
Verhandlungen, S. 1468. 
„S. über den neuen Commiſſionsbericht Verhandlungen, S. 1473. 
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weil eine Entſchuldigungsthatſache als wahr, oder eine Anſchul— 
digungsthatſache als rechtlich nicht gewiß angenommen wurde. 
Die Entſcheidung des Rekursgerichts auf eingelegten Rekurs des 
Angeklagten ſollte regelmäßig auf den Grund der Verhandlungen 
der erſten Inſtanz erfolgen und die Reproduktion des erſten Ver— 
fahrens nur ausnahmsweiſe eintreten, nämlich wenn das 
Obergericht findet, daß ein Beſchwerdepunkt nur durch die un— 
mittelbare Vernehmung des Angeſchuldigten oder eines oder des 
anderen Zeugen gehörig aufgeklärt werden kann. 

Auf dieſe Art wurde der Entwurf mit einer kleinen Mehr— 
heit von der erſten Kammer angenommen. Als der Entwurf an 
die zweite Kammer wieder gebracht wurde, zeigte ſich überall der 
Kampf des begreiflichen Wunſches, dahin zu wirken, daß der 
durch vielfache Verbeſſerungen des beſtehenden Zuſtandes aus— 
gezeichnete Entwurf zu Stande kommen möchte, mit der Ueber— 
zeugung vieler Abgeordneten, daß durch die abweichenden Beſchlüſſe 
der erſten Kammer in das Verfahren eine Halbheit gebracht war, 
welchen die Annahme des Entwurfs minder wünſchenswerth machte. 
Es bildete ſich daher ſchon in der Commiſſion der zweiten Kam— 
mer eine Mehrheit und eine Minderheit. Dies zeigte ſich vor— 
züglich bei der Frage über das peremtoriſche Rekuſationsrecht; 
die Mehrheit trug darauf an, der Anſicht der erſten Kammer 
beizuſtimmen. Ueber das Verhältniß des Staatsanwalts geſtand 
die Commiſſion,“ daß durch die von der erſten Kammer dieſem 
Beamten gegebene Stellung ſeine Macht (daß dieſe leicht miß— 
braucht werden kann, erklärte die Commiſſion mit Recht,) ſehr 
erweitert würde, bemerkte aber auch, daß man dann die Para— 
graphen, wodurch dem Staatsanwalte manche richterliche Funk— 
tionen eingeräumt werden, hätte beſeitigen ſollen; im Intereſſe 
der Vermittelung zwiſchen beiden Kammern, und weil die Ab— 
änderungen der erſten Kammer mehr dem Anklageprinzip ent— 
ſprechen, trug aber die Commiſſion auf Zuſtimmung zu jenen 
Abänderungen an. In Bezug auf das Recht des Staatsanwalts 
(§. 55 des Entwurfs), von dem Verfahren abzuſtehen, ftimmte 

Commiſſionsbericht, ©. 75. 
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die Mehrheit dem Beſchluſſe der erſten Kammer bei.“ In Bezug 
auf den Beſchluß der zweiten Kammer, gegen die Verfügung des 
Gerichts, wodurch die Verſetzung in Anklageſtand nicht erkannt 
wird, dem Staatsanwalte ein Rekursrecht nicht zu geben, trägt 
die Majorität der Commiſſion auf Zuſtimmung zum Beſchluſſe 
der erſten Kammer an, welcher den Rekurs geſtattet. In An— 
ſehung der Beſchlüſſe der erſten Kammer wegen Oeffentlichkeit 
trug die Mehrheit der Commiſſion auf Wiederherſtellung des 
Regierungsentwurfs, die Minderheit auf Wiederherſtellung der 
Beſchlüſſe der zweiten Kammer an. Bei der wiederholten Be— 
rathung der zweiten Kammer wurde die Frage umſtändlich ver— 
handelt, ob der §. 35 a, über das peremtoriſche Rekuſationsrecht, 
wieder hergeſtellt werden ſollte. Es hatten zwar mehrere Mit— 
glieder die Wichtigkeit der Beſtimmung hervorgehoben; allein der 
Wunſch, das Zuſtandekommen des Geſetzbuchs zu bewirken, bewog 
manche Abgeordnete, die früher für den $. 35 a geſtimmt hatten, 
jetzt der erſten Kammer zuzuſtimmen, ſo daß mit 28 Stimmen 
gegen 26 der letzte Beſchluß angenommen wurde. In Bezug auf 
die Stellung des Staatsanwalts ergab ſich die auffallende Er— 
ſcheinung,“ daß manche vorzügliche Redner es beklagten, daß der 
Unterſuchungsrichter nicht von Amtswegen einſchreiten dürfe, und 
Andere dagegen aus der Stellung des Staatsanwalts die Ausbil— 
dung einer neuen, den Angeſchuldigten gefährlichen Macht beſorgten. 
Am Schluſſe aber nahm doch die Kammer die Paragraphen nach den 
Vorſchlägen der erſten Kammer an. In Bezug auf die Oeffentlichkeit 
hatten ſich mehrere Redner entſchieden gegen den von der erſten 
Kammer gefaßten Beſchluß erklärt, von dem Willen des Ange— 
ſchuldigten bei bezirksſtrafgerichtlichen Straffällen (alſo bei der 


an Nach dem Beſchluſſe der erſten Kammer zu $. 55 kann der Unter: 
ſuchungsrichter mit Zuſtimmung des Staatsanwalts das Verfahren ein— 
ſtellen. Auf den Antrag des Staatsanwalts iſt das Verfahren einzu— 
ſtellen. Wenn jedoch bereits eine beſtimmte Perſon als Angeſchuldigter 
vernommen iſt, oder der Beſchädigte ſich dem eingeleiteten Verfahren 
angeſchloſſen hat, ſo muß, wenn der Unterſuchungsrichter entgegengeſetzter 
Meinung iſt, die Entſcheidung des Bezirksgerichts eingeholt werden. 

Verhandlungen, S. 1478. 
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Mehrzahl der Fälle) das Eintreten der Oeffentlichkeit abhängen 
zu laſſen. Der Wunſch, durch einen Vergleich den Entwurf zu 
Stande zu bringen, bewog andere Abgeordnete zur Nachgiebigkeit. 
An Gründen für und wider fehlte es nicht. Die Mehrheit beſchloß 
zuletzt, den von der erſten Kammer vorgeſchlagenen Paragraphen 
zu ſtreichen. Die Beſchlüſſe der erſten Kammer in Bezug auf den 
Rekurs wurden nach einer kurzen Diskuſſion angenommen. 

Bei der Berathung des Entwurfs der Gerichtsverfaſſung iſt 
vorzüglich die Frage über Errichtung von Collegialgerichten in erſter 
Inſtanz hervorzuheben. Während die zweite Kammer in ihrer Mehr— 
heit ſolche Gerichte forderte, gab zwar die Commiſſion der erſten 
Kammer die Vortheile der Collegialverfaſſung zu, erklärte aber, 
daß durch dieſe Einrichtung die Koſten ſo vermehrt und der Stand 
der Rechtſuchenden erſchwert würde, daß vorerſt die Klugheit 
rathe, den Verſuch der Verbeſſerung der Einzelnrichter zu machen. 
In der Berathung in der erſten Kammer hatte ein Mitglied 
(v. Marſchall) mit Recht nachgewieſen,“ daß die aus drei Amts— 
richtern zuſammengeſetzten Bezirksſtrafgerichte nach dem großen Um— 
fange der Geſchäfte, die ihnen die neuen Entwürfe zuweiſen, nicht ſo 
geeignet ſind, den gerechten Forderungen zu entſprechen, als dies bei 
wahren Collegialgerichten der Fall ſeyn würde; nur die Rückſicht, 
daß es räthlicher für die Civiljuſtiz in erſter Inſtanz ſey, nur 
Einzelnrichter zu beſtellen, bewog ihn, von der Forderung der 
Einführung der Collegialgerichte abzuſtehen. Die Kammer trat 
nun dem Regierungsentwurfe bei. Die Commiſſion der zweiten 
Kammer erkannte die eigenthümliche Lage, daß man entweder, 
wenn die Kammer auf Collegialgerichten beſtehe, die Einführung 
des neuen Strafprozeſſes vereitelt oder auf unbeſtimmte Zeit ver— 
ſchoben ſehen müßte, oder zu einer zwar als mangelhaft erkannten 
Gerichtsverfaſſung die Zuſtimmung geben ſollte. Die Commiſſion 
erklärt, daß ſie, obwohl mit innerem Widerſtreben, den 
Vorſchlag mache, die Bezirksſtrafgerichte, ſowie ſie geboten wer— 
den, anzunehmen; nur ſollte, um Mißverſtändniſſe zu vermeiden, 
der Geſetzentwurf anders gefaßt werden.“ Bei der Berathung 

Verhandlungen, S. 1505. 
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des Entwurfs in der Kammer hatte ein Mitglied (Welker) einen 
von anderen Abgeordneten, die ſonſt verſchiedene politiſche Anſichten 
ausſprachen, unterſtützten Antrag geſtellt, der noch umſtändlicher 
hätte geprüft werden ſollen. Darnach wären ſtatt vier Hofgerichten 
(Gerichte zweiter Inſtanz) zehn oder zwölf zu errichten, ſo daß 
ſtatt der verſchiedenen Senate, welche bei einem Hofgerichte be— 
ſtehen, an verſchiedenen Orten im Lande Hofgerichte mit einer 
kleineren Richterzahl (ſieben) errichtet werden. Man würde da— 
durch insbeſondere für die nach dem Entwurfe an die Bezirksſtraf— 
gerichte gewieſenen Fälle beſſer beſetzte Gerichte erhalten haben.“ 
Bei der Abſtimmung trat die Mehrheit der Kammer den Be— 
ſchlüſſen der erſten Kammer mit der von der Commiſſion vorge— 
ſchlagenen Faſſung bei. 

Als der Entwurf der Strafprozeßordnung wieder in die erſte 
Kammer gebracht wurde, ſtimmte dieſe mehrfach den Veränderungen 
bei, welche die zweite Kammer beſchloſſen hatte; in Bezug auf die 
Oeffentlichkeit hatte die erſte Kammer beſchloſſen den Regierungs— 
entwurf wieder herzuſtellen; die Oeffentlichkeit war dadurch als 
Regel anerkannt; die Commiſſion der zweiten Kammer ſchlug vor 
den Beſchlüſſen der erſten Kammer beizutreten, und nach einer 
längeren Debatte fand dies die Billigung der Mehrheit. Bei der 
Schlußabſtimmung wurde der Entwurf mit 53 Stimmen gegen 
6 von der zweiten Kammer angenommen, und ſo lag zur höchſten 
Sanktion der von der Regierung vorgelegte von beiden Kammern 
angenommene Entwurf einer Strafprozeßordnung vor, die als 


7 Es ſoll nach dem Vorſchlage der Commiſſion heißen: Die Bezirks— 
ſtrafgerichte urtheilen in Verſammlungen von drei Mitgliedern. Der 
Bezirk eines ſolchen umfaßt mehrere Amtsgerichtsbezirke. Ein Mitglied 
des Bezirksſtrafgerichts wird als Unterſuchungsrichter aufgeſtellt. Den 
einzelnen Mitgliedern dieſes Gerichts koͤnnen auch die Geſchäfte des Amts— 
gerichts, welches an dem nämlichen Orte ſeinen Sitz hat, übertragen werden. 

"5 Die Bemerkungen über dieſen Vorſchlag (insbeſondere die des Ab: 
geordneten Böhme) verdienen Beachtung, Verhandlungen S. 1509. Der 
Antrag Welkers wurde an die Commiſſion gewieſen und Bekk trug darüber 
vor (Verhandlungen S. 1513). Die Schwierigkeiten der Ausführung des 
Welker'ſchen Vorſchlags ſind in dieſem Bericht und in den Verhandlungen 
der Kammer entwickelt. (Verhandlungen S. 1513 — 18.) 
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das erſte aus Berathungen der Kammer hervorgehende Strafprozeß— 
geſetzbuch erſcheint, in welchem die Grundlage der Mündlichkeit, 
Oeffentlichkeit und des Anklageprinzips, mit Beibehaltung der Ur— 
theilsfallung rechtsgelehrter Richter, mit einer negativen Beweis— 
theorie“ und einem Rekursrechte in Bezug auf Thatfragen durch— 
geführt ſind. Allerdings iſt gegen die Conſequenz der Durchführung 
wegen ſo vieler Beſtimmungen, durch welche man oft unwillkürlich 
das alte Syſtem hereinzog, Vieles einzuwenden; dennoch begrüßt 
jeder Freund des Fortſchritts die Erſcheinung freudig. Die Zeit wird 
ihre Kraft auch in dieſem Geſetzbuche bewähren, und Verbeſſerungen 
herbeiführen. Nachdem bereits der Entwurf angenommen war, 
wurde über die oben ſchon bemerkte Motion v. Itzſteins auf Ein— 
führung der Geſchwornengerichte der Bericht der Commiſſion er— 
ſtattet, deren Mehrheit auf Einführung dieſer Gerichte nach dem 
Muſter von Frankreich und England antrug. Es iſt zu 
bedauern, daß der Bericht auf das Detail der Schwierigkeiten, 
welche bei Anordnung der Geſchwornengerichte vorkommen, ins— 
beſondere auch auf den Zuſammenhang der Geſchwornenverfaſſung 
mit dem Charakter des Strafgeſetzbuchs und auf die Eigenthüm— 
lichkeiten des engliſchen Geſchwornengerichts nicht genugſam auf— 
merkſam gemacht hatte. Bei der, wegen des nahen Endes des 
Landtags ſehr kurzen Berathung des Berichts in der Kammer 
wurden keine neuen Gründe vorgebracht. Der darauf geſtellte 
Antrag, welcher auf Niederlegung des Wunſches, daß dem 
nächſten Landtage ein Geſetz über Einführung der Gefchwornen- 
gerichte vorgelegt werden möchte, wurde mit 37 Stimmen gegen 
13 angenommen. Durch Verfügung vom 6. März 1845 iſt 
nun der aus den bisher angeführten Berathungen hervorge— 
gangene Entwurf von dem Großherzuge als Geſetz verkündet wor— 
den. Das Großherzogthum Baden iſt darnach der erſte deutſche 
Staat, welcher ſelbſtſtändig eine auf Mündlichkeit, Oeffentlichkeit, 
Anklageprinzip, Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte an gewiſſe 
geſetzliche Beweisminima gebundene Richter, gegen deren Urtheile 


9 Ueber die Beweistheorie des badiſchen Entwurfs, ſ. Annalen der 
badiſchen Gerichtshoͤfe, 1845, Nro. 1 und 2. 
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auch Rechtsmittel in Bezug auf die Thatfrage zugelaſſen werden, 
gebaute Strafprozeßordnung in das Leben gerufen hat. Dies 
Geſetzbuch, das auf jeden Fall den Grundſätzen huldigt, welche 
die Fortſchritte der Geſetzgebung fordern, wird feine wohlthätigen 
Früchte tragen. Es wird die Grundlage neuer bedeutender Er— 
fahrungen werden, und als erſter Verſuch erſcheinen, das münd— 
liche öffentliche, durch eine ſorgfältige Vorunterſuchung begründete 
Anklageverfahren vor rechtsgelehrten Richtern, mit der in Deutſch— 
land bisher geforderten Geſtattung der Rechtsmittel, auch in Bezug 
auf die Thatfrage zu verbinden. 


F. XVII. 
Entwurf eines Strafprozeßgeſetzbuchs für das Königreich Ungarn. 


Die lebhafte Regſamkeit des ungariſchen Reichstags, dem 
Vaterlande Geſetze zu geben, welche den Fortſchritten der Zeit ent— 
ſprechen, führte ſchon ſeit mehreren Jahren zu dem Wunſche, 
die Strafprozeßgeſetzgebung umzugeſtalten. Nach der Verfaſſung 
Ungarns ſind die Geſetzesentwürfe von einer Deputation, deren 
Mitglieder der Reichstag wählt, bearbeitet. Im Jahr 1843 
wurde von einer ſolchen Deputation, die wieder zur Hauptarbeit 
einen Ausſchuß wählte, der Entwurf bearbeitet, nachdem man 
zuvor über gewiſſe Grundlagen des Entwurfs ſich verſtändigt 
hatte. Insbeſondere war beſchloſſen, daß der bürgerliche Stand 
der Angeſchuldigten in Zukunft keine Verſchiedenheit der Ge— 

richtscompetenz begründen ſollte; dem Angeſchuldigten ſollte die 


Er beſtand aus Männern, die durch umfaſſende Kenntniſſe (mehrere 
haben durch große Reiſen im Auslande fremde Gerichtseinrichtungen 
gründlich kennen gelernt) und praktiſche Bildung ſich auszeichnen, L. Deak, 
G. A. Deſſewffy, Lotvös, Klauzäl, Pulzky, Zarka; Graf Teleki war ihr 
Präſident. S. Nachrichten in der Zeitſchrift für ausländ. Geſetzgebung, 
XVII, S. 196. 
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Vertheidigung hinſichtlich der Verſetzung in den Anklageſtand ges 
ſtattet werden. Ueber dieſe Verſetzung ſollte nicht die allgemeine 
Verſammlung der Stände,? fondern eine eigene Behörde urtheilen, 
der nicht das Urtheil über die Strafſache obliegt. Dem accuſa— 
torifchen Verfahren wurde entſchieden“ der Vorzug gegeben. Eine 
ſtarke Minorität ſtimmte für die Einführung der Geſchwornen— 
gerichte. Nach dreitägigen heftigen Debatten entſchied ſich die 
Reichsdeputation mit Stimmenmehrheit gegen die Jury; der 
Stimmführer der Minorität, der geiſtreiche Deak behielt ſich vor, 
dem Reichstag ein votum separatum vorzulegen. Auf eine be— 
deutungsvolle Weiſe hatten der Präſident Graf Teleki (jetziger 
Gouverneur von Siebenbürgen) und Graf Deſſewffy gegen den 
Vorſchlag, daß man den Zutritt nur Gebildeten geſtatten ſollte, 
geltend gemacht, daß man nicht näher beſtimmen könne, wer zu 
den Gebildeten gehöre oder nicht, und daß wenn es auch einzelne 
Verworfene geben ſollte, welche in dem öffentlichen Strafverfahren 
Stoff für ihre Schlechtigkeit finden könnten, die Mehrzahl durch 
den Anblick der Ueberwachung der bürgerlichen Freiheit und der 
Beſtrafung des Verbrechens, in ſittlicher Hinſicht nur gewinnen 
würde. Entſchieden wurde auch, daß das mündliche Verfahren 
ſo organiſirt werden müßte, daß Appellation und zwar ebenſo 
in Bezug auf die Thatfragen möglich wäre. 

Dieſen Beſchlüſſen gemäß wurde der Entwurf von einer 
Commiffion * bearbeitet und dem Reichstag vorgelegt. Die Grund— 
züge dieſes vielfach mit dem 1835 bearbeiteten badiſchen Ent— 
wurfe zuſammenſtimmenden Entwurfs (er beſteht aus §. 454) 
ſind folgende: 1) Die Strafanklage kann nur durch den öffent— 
lichen Ankläger geſtellt werden ($. 3). 2) Eigene Inſtruktions— 
richter (verſchieden nach den einzelnen Bezirken) werden von einer 
Wahlkörperſchaft (in anderen von der allgemeinen Ständever— 
ſammlung) gewählt (S. 10 — 28). 3) Der öffentliche Ankläger 


2 Dies beſteht bisher in einigen Comitaten. 

> Schon der bisherige ungariſche Strafprozeß iſt accuſatoriſch. 

»Beſtehend aus den Abgeordneten Andraſſy, Beöthy, Graf Deſſewffy, 
Goͤnczy, Klobucharich, Kulmer, Pazmandy, Szuchchich, Zoltan und Zſedény. 
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wird (gleichfalls verſchieden nach einzelnen Bezirken) gewählt 
(29 - 38). 4) Ueber Verſetzung in den Anklageſtand entſcheiden 
bei gewiſſen Verbrechen (Hoch- und Landesverrath, Falſchmünzerei) 
dreizehn Beiſitzer des königl. höchſten Gerichtshofs, über andere 
Verbrechen der Anklageſtuhl, der ebenfalls aus dreizehn Mit— 
gliedern (dieſe werden gewählt) beſteht; zur Fallung des Er— 
kenntniſſes iſt die Anweſenheit von ſieben Mitgliedern genügend. 
5) Als urtheilende Gerichte entſcheiden die königliche Gerichts— 
tafel (aus neunzehn Mitgliedern) in erſter Inſtanz über Hoch— 
und Landesverrath, Falſchmünzen, Beleidigung des Königs; über 
andere Verbrechen ein Gerichtsſtuhl aus zwölf Beiſitzern (ſieben 
genügen zur Fällung eines Urtheils, S. 53). 6) Der Entwurf 
bezeichnet die Unfähigkeitsgründe der Richter (97) und Gründe 
der Ablehnung (S. 81). Außerdem geſtattet der Entwurf (§. 286) 
dem Angeklagten, ohne Angabe der Gründe in Fällen des Hoch— 
und Landesverraths ꝛc. fünfzehn, bei anderen Verbrechen drei 
Mitglieder des Gerichtsſtuhls abzulehnen. 7) Die Strafunter— 
ſuchung wird auf Klage oder Anzeige von dem Inſtruktionsrichter 
eingeleitet, jedoch ſo, daß auch andere (näher bezeichnete) Beamte 
Klagen oder Anzeigen wegen Verbrechen aufnehmen und Amts— 
handlungen, die ohne Gefahr nicht aufgeſchoben werden können, 
vornehmen ſollen (94 — 97). Der Inſtruktionsrichter unterſucht 
auf ähnliche Weiſe wie im deutſchen Prozeſſe. Der Entwurf be— 
zeichnet genau die Art der Vornahme der einzelnen Handlungen, 
z. B. Augenſchein, Zeugenvernehmung (S. 101). 8) Der öffent⸗ 
liche Ankläger hat während der Vorunterſuchung keine Gerichts— 
handlungen vorzunehmen; er wird nur von Zeit zu Zeit (wenig— 
ſtens binnen ſieben Tagen) durch den Unterſuchungsrichter von 
dem Gange der Unterſuchung in Kenntniß geſetzt (239), der 
Ankläger kann Zeugen angeben, welche vernommen werden ſollen 
(151), er kann gegen Beſchlüſſe des Gerichtsſtuhls, wenn dem 
durch ihn beantragten Verhaftsbefehl nicht Statt gegeben wird, 
appelliren (212). 9) Ungehorſamsſtrafen gegen den Angeſchul— 
digten, der gar nicht oder nicht auf beftimmte Fragen antworten 
will, finden nicht Statt (234). 10) Nach dem Schluſſe der 


Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 11 


mar er 
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Unterſuchung hat der öffentliche Anklaͤger feinen Antrag wegen 
Verſetzung in Anklageſtand zu ſtellen, der Anklageſtuhl entſcheidet 
darüber in der nächſten Sitzung (249). 11) Der Angeſchuldigte 
kann zur Abwendung dieſer Verſetzung eine Vertheidigung (auch 
durch einen frei zu wählenden Vertheidiger, der die Akten ein— 
ſehen darf) einreichen (250). 12) Die Anklageakte wird von dem 
öffentlichen Anklaͤger, wenn die Anklage zugelaſſen iſt, bearbeitet 
(266). Dieſer bezeichnet die vorzuladenden Zeugen (auch ſolche, 
deren Ausſagen er nur vorleſen zu laſſen wünſcht). Die An— 
klageakte und Zeugenliſte werden dem Angeſchuldigten mitgetheilt. 
13) Das Prozeßverfahren vor dem urtheilenden Gerichte iſt öffent— 
lich. Das Gericht kann aber, wenn aus der Oeffentlichkeit ein 
allgemeines Skandal entſtehen könnte, oder durch ſolche die ſitt— 
liche Schicklichkeit verletzt würde, verordnen, daß die Sache oder 
einzelne Theile nicht öffentlich verhandelt werden, jedoch können 


auch in dieſen Fällen die eingetragenen Advokaten und einige 


Verwandte und Freunde des Angeſchuldigten (deren Zahl der 
Vorſtand beſtimmt) nicht ausgeſchloſſen werden ($. 294. 295). 
Die Verhandlungen werden im Weſentlichen ſo geleitet, wie in 
dem franzöſiſchen Hauptverfahren. Die Zeugen werden von dem 
Vorſtande befragt. Nach Beendigung der Ausſage des Zeugen 
ſteht dem Angeſchuldigten oder ſeinem Vertheidiger das Recht zu, 
Fragen an die Zeugen zu richten (320). Auch dem öffentlichen 
Ankläger ſteht dieſe Befugniß zu (S. 321). Nach §. 335 werden die 
in das Unterſuchungsprotokoll verzeichneten Zeugenausſagen nur 
auf das Verlangen des öffentlichen Anklägers oder des Ange— 
ſchuldigten und nur dann vorgeleſen, wenn die Vernehmung der 
Zeugen vor dem Gerichtſtuhl wegen ihres in der Zwiſchenzeit 
eingetretenen Todes oder wegen anderer Ereigniſſe unmöglich ge— 
worden, oder wenn von ſolchen Ausſagen die Rede iſt, deren 
Vorleſung ohne Vorladung der Zeugen, der öffentliche Ankläger 
oder der Angeklagte für genügend erachtet und die andere Seite 
das perſönliche Erſcheinen nicht gefordert hat. Der Entwurf 
enthält (Hauptſtück XIV) ausführliche Vorſchriften über den Be— 
weis und nimmt an, daß Anſchuldigungsthatſachen nur unter 
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den Bedingungen und Vorausſetzungen, welche in dem Geſetze 
angegeben ſind, für rechtlich gewiß angenommen werden können. 
Der Entwurf hält die Mitte zwiſchen jenen Geſetzbüchern, welche 
durch genaue in das Detail eingehende Vorſchriften das Ermeſſen 
der Richter in der Art binden, daß bei jedem Beweismittel eine 
Reihe von Erforderniſſen der Beweiskraft angegeben und alle 
Combinationen durch geſetzliche Vorſchriften beſtimmt werden, und 
zwiſchen jenen Geſetzen welche eigentlich nur mit Umſchreibungen 
ausſprechen, daß die Richter verurtheilen dürfen, wenn ſie über— 
zeugt find.” Der Entwurf geftattet auf den ſogenannten zuſammen— 
geſetzten Beweis (S. 400) eine Verurtheilung zu bauen, und gibt 
in Bezug auf den Indicienbeweis vier Bedingungen an, bei 
deren Daſeyn auf den Grund bloßer Anzeigungen die rechtliche 
Gewißheit angenommen werden kann, daß der läugnende Ange— 
ſchuldigte das Verbrechen verübt habe.“ Nach §. 370 müſſen 
jedem verurtheilenden Erkenntniſſe genaue Entſcheidungsgründe 
beigefügt werden, welche die Ueberzeugung des Gerichts von der 
Schuld rechtfertigen. Gegen jedes Urtheil geſtattet der Entwurf 
(S. 404) Appellation, entweder wegen Verletzung der weſentlichen 
Form des Verfahrens oder in Bezug auf die Sache ſelbſt. Nach 
$. 403 kann auch der öffentliche Ankläger appelliren und nach 

5 Z. B. in Bezug auf Zeugenbeweis verordnet $. 388: Auf den Grund 
von Zeugenausſagen allein kann eine Anſchuldigungsthatſache für rechtlich 
gewiß angenommen werden, wenn wenigſtens zwei beeidigte vollgültige 
Zeugen vor dem Gerichte in ihren auf eigene unmittelbare Wahrnehmungen 
geſtützten Angaben hinſichtlich der Thatſachen und der weſentlichen Um: 
ſtände derſelben übereinſtimmen. 

Nach Art. 399 muß 1) der Thatbeſtand durch andere direkte Be— 
weismittel und zwar durch dieſe allein oder in Verbindung mit andern 
übereinſtimmenden Anzeigungen als rechtlich gewiß hergeſtellt ſeyn. 2) Es 
müſſen mehrere Anzeigungen, deren jeder eine beſondere Thatſache zum 
Grunde liegt, gegen den Angeſchuldigten zuſammentreffen. 3) Zu dieſen 
Anzeigungen muß noch hinzukommen, daß von dem Angeſchuldigten nach 
feinem früheren Lebenswandel oder feinen perfünlichen Eigenſchaften oder 
ſeinen beſonderen Beweggründen zur Verübung des Verbrechens die That 
vorausgeſetzt werden kann. 4) Die Thatſachen, welche den einzelnen An— 
zeigungen zum Grunde liegen, müſſen nicht ſelbſt auf Anzeigungen be— 
ruhen, ſondern durch andere direkte Beweismittel und zwar allein oder 
in Verbindung mit Anzeigungen für rechtlich gewiß anerkannt ſeyn. 
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§. 406 iſt er in gewiſſen Fallen (z. B. wenn feine Anträge auf 
fünfjähriges Gefaͤngniß oder noch größere Strafe lauteten, und 
der Angeſchuldigte losgeſprochen oder zur geringeren Strafe ver 
urtheilt wurde) zu appelliren verpflichtet. Nach §. 407 wird 
angegeben, was als Verletzung weſentlicher Formen anzuſehen 
iſt. In der Appellationsinſtanz werden die Verhandlungen vor 
dem Gerichte umſtändlich geführt; auf den Grund derſelben 
wird entſchieden. Nach §. 434 kann gegen ein losſprechendes 
Urtheil wegen des nämlichen Verbrechens auf Antrag des öffent— 
lichen Anklägers das Strafverfahren nur aufgenommen werden, 
wenn in der Folge durch gerichtliches Strafurtheil dargethan 
wird, daß eine der Urkunden worauf Losſprechung erfolgte, falſch, 
oder einer der Zeugen meineidig oder beſtochen, oder einer der 
urtheilenden Richter beſtochen war, oder ein Freigeſprochener ſpäter 
ſein Verbrechen gerichtlich oder außergerichtlich“ eingeſtanden hat, 
oder wenn wegen des nämlichen Verbrechens in der Folge andere 
Perſonen verurtheilt wurden und in dem Verfahren ſich Beweis— 
mittel ergeben, von welchen mit Grund zu erwarten iſt, daß ſie 
die Ueberweiſung des Losgeſprochenen als Mitſchuldigen dieſer 
Perſonen erwarten laſſen. 

Wir haben bereits oben angeführt, daß bei der Berathung 
des Strafverfahrens in der Deputation die Minorität, welche für 
die Jury ſich erklärte, ein Separatvotum bearbeitete, das durch 
Geiſt, Logik, Klarheit ein Meiſterwerk genannt werden kann. 
Als auf dem Reichstage in der zweiten Kammer der Entwurf 
der Strafprozeßordnung zur Berathung kam, wurde als eine 
Vorfrage die geltend gemacht: ob ſtändige Richter oder Geſchworne 
entſcheiden ſollten. Die Minorität vertheidigte mit allen Waffen 
des Geiſtes das Geſchwornengericht, auf der andern Seite hatte 
vorzüglich Zſedenyi, ein mit Recht wegen ſeines Geiſtes, ſeines 


Auf jeden Fall iſt dieſe Faſſung ſehr bedenklich. Wie leicht kann 
die Bosheit oder die Voreiligkeit von Perſonen welche ſich darauf berufen, 
daß vor ihnen ein Freigeſprochener ſein Verbrechen eingeſtanden habe, die 
Veranlaſſung zu einem neuen ſehr drückenden Verfahren gegen den Los— 
geſprochenen geben! 
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praftifchen Sinnes und feiner Beredtſamkeit hochgeachteter Mann, 
das Geſchwornengericht angegriffen.“ Nach langen Kämpfen ſprach 
ſich eine gleiche Stimmenzahl für und die nämliche gegen die 
Jury aus. Am 26. Januar kam die Frage wieder zur Berathung; 
diesmal aber wendete ſich die Sache anders und eine Mehrheit 
von 28 Stimmen erklärte ſich für das Geſchwornengericht. 
Zſedenyi hatte vorzüglich von dem Geſichtspunkte aus, daß die 
Jury nicht dem Zwecke der Strafrechtspflege entſpreche, und daß 
man die Juſtiz nicht als Mittel zu politiſchen Zwecken miß— 
brauchen dürfe, die Jury angegriffen und zu zeigen geſucht, daß 
in Ungarn an die Einführung der Geſchwornengerichte nicht ge— 
dacht werden könne, insbeſondere ſo lange die Standesunter— 
ſchiede und das Verhältniß der Grundherrn und Unterthanen 
beſtehe. Gegen dieſe Anſicht traten geiſtreiche Redner auf und 
ſuchten entweder zu zeigen, daß alle Verſuche, geſetzliche Beweis— 
theorien in einem Geſetzbuche zum Grunde zu legen, ſcheitern 
müßten, oder ſie bezogen die Frage mehr auf Ungarn und be— 
wieſen, daß die politiſchen Verhältniſſe jenes Landes nicht der 
Jury entgegenſtänden, daß die Unterthanen kräftig genug wären, 
um ſich nicht durch ihre Herren einſchüchtern zu laſſen. Ein 
Hauptgrund für die Jury wurde von der Vergleichung der Ge— 
ſchwornen mit ſtändigen Richtern in Bezug auf die Unabhängig— 
keit entlehnt. Waͤhrend die Redner die Richter als Männer ſchil— 
derten, welche beſtändig großen Verſuchungen ihrer Pflicht untreu 
zu werden ausgeſetzt, und insbeſondere auch der Beſtechung zu— 
gänglich ſeyen, ſuchten ſie zu zeigen, daß die Geſchwornen weit 
mehr Garantieen darböten. Ein Theil der Gründe für und wider 
drehte ſich um die Eigenſchaften eines tüchtigen Geſchwornen, 
und darum, ob man den Ungarn nach den beſtehenden Verhält— 
niſſen den Beſitz dieſer Eigenſchaften zutrauen könne. Ein Redner 
(der große Reiſen durch Europa machte und dort Gerichtsein— 
richtungen ſtudirte) Hr. Szemere, Oberſtuhlrichter in Borſod be— 
zeugte, daß nach ſeiner Erfahrung oft die durch jährliche Wahl 


| ° Die Augsburger Allgemeine Zeitung 1843, Nro. 356, gibt die 
Hauptgründe von Zſedenyi an. 


166 


der Gemeindeglieder gewählten Dorfvorſteher einfache und gerechte 
Urtheile fällten, und bewieſen, daß man wohl zu dem Volke Ver— 
trauen haben dürfte. Nach den Anträgen der Minorität ſollte 
eine Anklage- und eine Urtheilsjury beſtehen. In den Comitaten 
ſollten zum Zwecke der Bildung des Geſchwornengerichts, die 
Comitatsbehörden alle ohne Unterſchied der Geburt und des 
Standes aufzeichnen laſſen, die ihr 24ſtes Jahr erreichten, im 
Comitat wohnhaft find und mindeſtens 100 Gulden jährliche 
Renten beſitzen. Staatsbeamte, Geiſtliche, Militärs, Diener von 
Privaten, Taglöhner und des Leſens und Schreibens Unkundige 
ſollten nicht auf die Liſte geſetzt werden. Aus den auf die Urliſte 
geſetzten Perſonen ſollte dann die Comitatscongregation die Ge— 
ſchwornen wählen, zur Anklagejury in jedem Comitate 48 Per— 
ſonen; zu Mitgliedern der Urtheilsjury 160. Die Gewählten 
ſollten in vier Sektionen zerfallen und jedes Vierteljahr ſollte 
abwechſelnd eine Sektion das Geſchwornengericht bilden. Man 
bemerkt, daß nach dem Vorſchlage des Reichstags die Wahl noch 
bei der Jury, wie überall in Ungarn bei Beſetzung der Stellen, 
entſcheiden ſollte. Dies Prinzip der Wahl war von manchen 
Rednern hart angegriffen worden. Zur Verurtheilung ſollte die 
Mehrheit von acht Stimmen genügen.“ 

Die Wirkung der Abſtimmung in der zweiten Kammer, nach 
welcher das Geſchwornengericht zum Grunde gelegt werden ſollte, 
war, daß der auf das Prinzip der Urtheilsfällung durch ſtändige 
Richter gebaute Entwurf kein Gegenſtand der Berathung werden 
konnte. Es wurde daher der Entwurf zur Umarbeitung nach 
dem angenommenen Prinzip der Jury zurückgewieſen. Der Schluß 
des Reichstags bewirkte, daß der neue Entwurf nicht mehr zur 
Berathung kommen konnte. Die laut gewordenen Stimmen in 
Ungarn vermehrten ſich in der letzten Zeit bedeutend fur die Ein— 
führung der Jury. 

Die Augsburger Allgemeine Zeitung, 1844, März, Nro. 49, 30, 
gab von den Vorſchlägen und Verhandlungen gute Nachrichten. 
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§. XVIII. 


Ausbildung der Strafprozeßgeſetzgebung in der Schweiz. 
Statiſtiſche Nachrichten über ihre Anwendung. 


Ein eigenthümlicher Entwicklungsgang des Strafprozeſſes iſt 
in den Geſetzgebungen der Schweizer Kantone bemerkbar. Da mehrere 
Kantone längere Zeit in nächſter Beziehung mit Frankreich ſtanden, 
ſo mußten mehr oder minder franzöſiſche Rechtsanſichten und 
Einrichtungen auch in der Geſetzgebung der Schweiz Eingang 
finden. Im Kanton Genf galt längere Zeit das franzöftfche 
Geſetzbuch; ſeit 1815, als die politiſchen Verhältniſſe ſich um— 
geſtalteten, wurde auch in dieſem Kanton die Frage über Ein— 
führung der Jury Gegenſtand lebhafter, oft angeregter Berathungen; 
wie überhaupt in der Schweiz, fo blieben auch in Genf die 
Stimmen über den Werth der Geſchwornengerichte getheilt; erſt 
1844 ſiegte, wie wir oben (F. XD nachgewieſen haben, die Mehrheit, 
welche Jury verlangte, und ſeit 1844 im Juli beſteht in Genf 
das Geſchwornengericht. Während im Weſentlichen der fran— 
zöſiſche Code d'instruction in Genf gilt, wurden durch das Geſetz 
vom 5. December 1832 proviſoriſch einige Punkte des Verfahrens 
geordnet, z. B. daß das Bezirksgericht, welches über die Fort— 
ſetzung der Unterſuchung entſcheidet, auch als Anklagekammer zu 
entſcheiden hat. Die Oeffentlichkeit wurde beſchränkt, ſo daß 
Frauenzimmern und Kindern, vorbehaltlich der beſonderen Er— 
laubniß des Präſidenten, der Eintritt verſagt wurde. 

Im Waadtlande bewirkten die Anhänger der Geſchwornen— 
gerichte 1819, daß der Staatsrath durch einen öffentlichen Aufruf 
Gelehrte und Praktiker aller Länder aufforderte, über gewiſſe Haupt— 
fragen des Strafprozeſſes und insbeſondere über die Vorzüge der 
Jury ſich zu erklären. Vier Preisſchriften wurden eingereicht; 
der erſte Preis wurde derjenigen zuerkannt, welche gegen die Jury 
ſich ausſprach. Der Streit ruhte bis 1826, wo, nachdem der 
Staatsrath einen Geſetzentwurf über Einrichtung der Criminal— 
gerichte vorgelegt hatte, die Stimmenmehrheit gegen die Jury ſich 
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ausſprach. Die Freunde der Letzten ruhten nicht, erneuerten ihre 
Anträge; allein 1829 wurde ein Geſetz angenommen, welches 
ſtändige Gerichte organiſirte und auf ſehr mangelhafte Weiſe 
einige Hauptpunkte des Strafprozeſſes ordnete. Niemand war 
zufrieden, da man nicht einmal die Oeffentlichkeit und Mündlich— 
keit einführte, dennoch aber die Richter anwies, nach moraliſcher 
Ueberzeugung zu urtheilen. Im J. 1835 wurde der Geſetzesentwurf 
der jetzigen Straßprozeßordnung vorgelegt und am 28. Januar 
1836 als Geſetz verkündet. Nach dieſem Geſetze wurden In— 
ſtruktionsrichter angeſtellt, welche die Vorunterſuchung (enqu£te) 
führen, jedoch ſo, daß die Friedensrichter die Handlungen, wobei 
Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt, ſogleich vornehmen können, 
aber dem Unterſuchungsrichter ungeſäumt das Ergebniß mit— 
theilen müſſen (Code, art. 37). Die Beamten der Staatsbehörde 


haben eine andere Stellung als in Frankreich; fie können zunächſt 


nur Anträge wegen Einleitung eines Verfahrens ſtellen (Art. 22), 
während der Unterſuchung die Akten einſehen, auf Vervollſtän— 
digung antragen, aber keine prozeſſualiſche Handlung ſelbſt vor— 
nehmen; der Unterſuchungsrichter ſchreitet entweder auf ihre 
Anträge, oder auf erhaltene Anzeige oder Klage, oder auch von 
Amtswegen ein (Art. 57). Er handelt unter der beſtändigen 
Aufſicht des Anklagetribunals, an welches ſich der Kläger wenden 
kann, wenn der Unterſuchungsrichter die Einleitung einer Unter— 
ſuchung abſchlägt (72). Dies Gericht entſcheidet über Beſchwerden 
des Angeſchuldigten,“ und am Ende der Vorunterſuchung (Art. 193) 
über die Vollſtändigkeit derſelben, und wenn dieſe als vorhanden 
erkannt iſt, nach Vernehmung des Generalprokurators über die 
Verſetzung in den Anklageſtand (199). Gegen die Mitglieder 
dieſes Tribunals findet aus beſtimmten Gründen (Art. 254) ſo— 
wohl von Seite der Staatsbehörde als des Angeklagten Rekuſation 
Statt. Wenn die Anklage zugelaſſen iſt, ſo trifft der directeur 
des débats die nöthigen Anſtalten zur Einleitung der öffentlichen 


ueber den Schutz der Freiheit des Angeſchuldigten enthalt das 
Geſetzbuch, Art. 131 141 und 172 (über proviſoriſche Freilaſſung) viele 
Vorſchriften. 


— 
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mündlichen Sitzung. Das zur Aburtheilung der Criminalſachen 
beſtimmte Gericht wird nach dem Geſetze vom 25. Mai 1837 in 
der Art gebildet, daß drei Mitglieder, die der große Rath auf 
ſechs Jahre ernennt, die erſte Kategorie, drei Präſidenten der 
Diſtriktsgerichte die zweite Kategorie, und ſechs Richter, welche 
aus den Mitgliedern der Diſtriktsgerichte genommen ſind, die 
dritte Kategorie bilden. Der Angeklagte hat nun das Recht, 
peremtoriſch (ohne Angabe von Gründen) einen Richter aus der 
erſten, einen aus der zweiten und zwei aus der dritten Kategorie 
zu refufiren (Art. 249). Außerdem kann der Angeklagte und die 
Staatsbehörde aus beſtimmten, in Art. 251 angegebenen Gründen 
Richter rekuſiren. Die öffentliche? Sitzung wird auf ähnliche 
Weiſe wie in Frankreich geführt. Die Vertheidigung hat aus— 
gedehnte Befugniſſe. Nach geſchloſſenen Verhandlungen entſcheidet 
das Gericht geheim nach moraliſcher Ueberzeugung der Richter 
(Art. 347) und nach den von dem Präſidenten vorgelegten Fragen 
(Art. 348), ſo daß zur Verurtheilung über die Hauptfragen eine 
Mehrheit von neun Stimmen, und zur Fällung eines Todes— 
urtheils Stimmeneinhelligkeit (355) gehört. Gegen den Aus— 
ſpruch des Criminalgerichts findet keine Appellation, wohl aber 
Caſſation (466) von Seite der Staatsbehörde und des Verurtheilten 
Statt. Die im Geſetze (467, 8) angegebenen Gründe der Caſ— 
ſation ſind beſchränkt. Wir ſind im Stande, über die in Bezug 
auf das neue Geſetzbuch gemachten Erfahrungen im Waadtlande 
genaue Nachrichten anzugeben. Schon bald nach dem Erſcheinen 
des neuen Geſetzbuchs hatten die Anhänger des Geſchwornen— 
gerichts ihre Unzufriedenheit mit dem neuen Verfahren ausge— 
ſprochen, die Petitionen auf Einführung der Jury kehrten wieder. 
Vorzüglich veranlaßten mehrere Petitionen dieſer Art im J. 1842 
den großen Rath, eine Commiſſion zur Prüfung der Beſchwerden 
zu ernennen. Die Petitionen tadelten die Anſtellung von Unter— 
ſuchungsrichtern, die Befreiung der Richter von der Verbindlichkeit, 
Entſcheidungsgründe ihrer Urtheile anzugeben, das ungenügende 


2 Nach Art. 279 kann das Gericht ex officio oder auf Antrag der 
Staatsbehörde geheimes Verfahren anordnen. 
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Syſtem der Rekuſation und der Caſſation. Man verlangte Ein— 
führung der Jury und Oeffentlichkeit der Berathungen. Die 
Commiſſion legte 1842 ihren Bericht vor; die Minorität forderte 
Geſchworne, die Majorität ſprach ſich dagegen aus; unter ihren 
Gründen verdient vorzüglich Beachtung der Grund, daß mit dem 
jetzt überall dringend geforderten Syſteme der großen Erweiterung 
des richterlichen Ermeſſens im Strafgeſetzbuche die Jury unver— 
träglich ſey, daher auch der franzöſiſche Code dies Ermeſſen ſehr 
beſchränkt, weil ſonſt die Richter des Rechts der Sache nach 
doch Richter der That würden. Man muß, wie die Commiſſion 
meint, entweder das Syſtem des harten franzöſiſchen Code bei— 
behalten, oder, indem man das Urtheil durch Geſchworne und 
daneben das der Richter des Rechts annimmt, vielfache Wider— 
ſprüche und Verwickelungen herbeiführen, die um ſo größer wer— 
den, je mehr die oft behauptete Trennung der That- und der 
Rechtsfrage auf einer Täuſchung beruht.? Die Commiſſion ſucht 
zu zeigen, daß in einer Republik bei den beſtehenden politiſchen 
Einrichtungen, ohnehin die Furcht vor dem Einfluſſe abhängiger 
Richter nicht ſo vorkomme, wie in Monarchieen, und daß das 
neue Strafprozeßgeſetzbuch ohnehin die nöthigen Garantieen gebe. 
Die Minorität zeigt vorzüglich, daß das im Geſetzbuche ange— 
nommene Syſtem des Urtheils nach conviction morale zu ſtän— 
digen Richtern nicht paſſe, und nicht geeignet ſey, Vertrauen zu 
begründen. Wo man dies Syſtem aufſtelle, müſſe man andere 
Garantieen gewähren, die nur die Geſchwornen geben könnten, 
für deren Einführung die Rückſichten ſprechen, daß zur Urtheils— 
fällung über Thatfragen Eigenſchaften gehören, welche die Ge— 
ſchwornen weit beſſer als die ſtändigen Richter beſitzen. Die 
Minorität legte einen Geſetzesentwurf vor, in welchem die Ur— 
theilsfällung durch Geſchworne zum Grunde gelegt iſt. Nach dem 
Vorſchlage kommen alle Bürger, welche politiſche Wahlrechte haben, 
auch auf die Urliſte der Geſchwornen; eine aus allen Friedens— 
richtern des Bezirks beſtehende Commiſſion wählt daraus 250 
Geſchworne. Die Staatsbehörde darf zwölf Geſchworne rekuſiren, 


Rapport de la commission, p. 36—41. 
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und hierauf der Angeklagte ebenſo zwölf. Zur Verurtheilung ſoll 
eine Mehrheit von zwölf Stimmen gehören. Alle Mitglieder der 
Commiſſion vereinigten ſich dahin, in der jetzt beſtehenden Ein— 
richtung zwei Fehler anzuerkennen, nämlich die Vorſchrift, daß 
die Frageſtellung im Geheimen durch den Präſidenten geſchieht, 
was nach der Erfahrung dieſen Beamten eine zu große Macht 
gewähre; ferner das Syſtem der Caſſation, indem zu wenige 
Caſſationsgründe zum Vortheile der Verurtheilten aufgeſtellt wären, 
und die Staatsbehörde durch ihre Befugniß, wegen falſcher Ge— 
ſetzesanwendung Caſſation zu ergreifen, das Schickſal des Ange— 
klagten ſehr verſchlimmern könne. Die Verhandlungen des großen 
Raths über die Frage“! enthalten viel Belehrendes. Auch die 
freiſinnigſten Mitglieder geſtanden, daß die Urtheilsfällung auf 
den Grund mündlicher Verhandlungen ſchwieriger iſt, als auf 
den Grund vorgelegter Akten, daß dazu mehr gehöre, als die 
Geſchwornen in der Regel bieten könnten; die meiſten Stimmen 
erklärten ſich gegen den Vorſchlag, die Liſte der Geſchwornen 
durch Friedensrichter bilden zu laffen.? Der Urtheilsfällung durch 
die jetzt beſtehenden Criminalgerichte gab man im Ganzen ein 
gutes Zeugniß; allein die Bildung dieſes Gerichts aus drei Ka— 
tegorieen mit verſchiedenen Elementen, wo insbeſondere die Mit— 
glieder der zweiten Kategorie ſchlechter als in der erſten beſoldet 
ſind, und die der dritten Kategorie nicht die nöthigen Garantieen 
geben, wurde getadelt.“ Ueber den Werth der conviction morale, 
ohne Angabe von Entſcheidungsgründen, waren die Stimmen 
getheilt. Die Vertheidiger der Jury nahmen einen Hauptgrund 
aus dem beſtehenden Syſteme der Rekuſation, das ſich als unge— 
nügend bewähre. ” Ein Hauptgegenſtand der Berathung war 


* Bulletin des séances du grand conseil du Canton de Vaud. 
Printems 1842, p. 230. 

5 Bulletin, p. 238, 255. 

6 Bulletin, p. 238, 244. 

7 Bulletin, p. 247. Ein Mitglied erklärte, daß die e Richter, 
wenn ſie peremtoriſch rekuſirt werden, es ſehr übel nehmen, und daß 
ſolche Rekuſationen ſelbſt einen nachtheiligen Einfluß für die Angeſchul— 
digten haben können, wegen der Stimmung des Tribunals. Ein anderes 
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begreiflich die Möglichkeit, die That- und die Rechtsfrage gut 
zu trennen.“ Waͤhrend manche Mitglieder zeigten,“ daß, wo 
Jury beſteht, eigentlich zweierlei convietions morales vorkommen, 
die auf das Haupturtheil wirkten, ſuchten Andere zu zeigen, daß 
eben dies Zuſammenwirken die gehörige Garantie gebe. Eine 
merkwürdige Prophezeiung enthielt der Ausruf eines Mitglieds: 
la convietion morale tuera les tribunaux permanens pour y sub- 
stituer le jury!“ Bei der Abſtimmung hatte die überwiegende 
Majorität (nur 26 verlangten, daß man die Petitionen an das 
conseil d’etat weiſe) ſich gegen die Jury ausgeſprochen; dagegen 
hatte die Mehrheit darauf angetragen, den Staatsrath einzuladen, 
über die Abänderung des jetzigen Syſtems der Frageſtellung und 
der Caſſation zu berathen. In neueſter Zeit haben wieder Peti— 
tionen (für welche jetzt ein großes Gewicht in der in der Zwiſchenzeit 
erfolgten Einführung der Geſchwornengerichte im Nachbarftaate 
Genf liegt) auf die Jury angetragen. In der Herbſtſitzung von 
1844 gelangten neue Petitionen um Einführung der Geſchwornen— 
gerichte an den großen Rath. Die zur Prüfung niedergeſetzte 
Commiſſion geſtand, daß die (oben geſchilderte) Beſetzung der 
Criminalgerichte durch Richter aus drei Kategorieen die öffentliche 
Stimme nicht für ſich haben; die Stimmen in der Commiſſion 
über Einführung der Jury waren getheilt; die Mehrheit erklärt 
ſich dagegen, weil ſie behauptet, daß kein Bedürfniß ihrer Ein— 
führung ſich zeige. Die Verweiſung der Petitionen an den 
Staatsrath zur Rückſichtsnahme wurde beſchloſſen. 

Ueber die Wirkungen des waadtländiſchen Geſetzbuchs ver— 
dienen die Ergebniſſe der Criminalſtatiſtik zu Rathe gezogen zu 
werden. 

Im J. 1841 wurden im Kanton 496 Vorunterſuchungen 
eingeleitet (308 durch die Unterſuchungs-, 188 durch die Friedens— 
Mitglied (Bulletin, p. 265) zeigt, daß das jetzige Syſtem der Rekuſation 
nichts taugt, da es nur ein Recht gewährt, von drei, die vielleicht nichts 
taugen, die ſchlechteſten herauszuwählen und zu rekuſiren. 

8 Bulletin, p. 249. 


Bulletin, p. 253. 
1 Bulletin, p. 259. 


richter); 462 davon wurden dem tribunal d’accusation vorgelegt. 
In 236 Fällen ergingen arréts de non lieu (daß keine Unter- 
ſuchung einzuleiten ſey); 65 von dieſen waren von der Art, daß 
zwar das Verbrechen als verübt angeſehen war, aber kein drin— 
gend Verdächtiger gefunden wurde. 17 Fälle wurden an die 
Polizeigerichte, 55 an die Criminalgerichte, 144 an die correk— 
tionellen Gerichte gewieſen. Von 234 Urtheilen, die von den 
Criminal- und correktionellen Gerichten ergingen, waren 206 ver— 
urtheilende und nur 28 freiſprechende; merkwürdig iſt, daß das 
Criminalgericht 44 verurtheilte und nur 4 losſprach. In 4 Fällen 
wurden gegen Criminalurtheile Caſſation ergriffen (3 von den 
Verurtheilten, 1 von der Staatsbehörde), 3 (die von den Ver— 
urtheilten ergriffenen) wurden verworfen. | 
Ueber die Dauer der Unterſuchungen und der Verhaftungen 
liefert die Tabelle das Ergebniß, daß die Durchſchnittsſumme in 
Bezug auf Angeſchuldigte, die nachher verurtheilt wurden, 45 
Tage waren Cin 2 Fällen dauerte fie über 90, in 11 über 45, 
in 30 Fällen über 30 Tage). 73 Angeſchuldigte wurden gegen 
Caution ihrer Haft entlaſſen. In Bezug auf diejenigen, gegen 
welche das tribunal d’accusation ein arrèt de non lieu ſprach, 


dauerte die Verhaftung bei 11 über 10 bis 14 Tage, bei 4 


über 15. 

Nach dem Berichte über das Jahr 1843 wurden 581 Vor— 
unterſuchungen eingeleitet (450 durch Unterſuchungsrichter), 556 
wurden davon dem tribunal d'accusation vorgelegt, welches in 
304 Fällen ein arrét de non lieu fällte (darunter waren 135 
Fälle, in denen zwar das Verbrechen conſtatirt, aber die Thäter 
unbekannt waren). In 52 Fällen wurden die Angeklagten an 
das Criminalgericht, in 161 an die correktionellen Gerichte ver— 
wieſen. Unter den Fällen, in denen die Thäter unbekannt blieben, 
während das Verbrechen conſtatirt war, befanden ſich 92 Dieb— 
ſtähle und 13 Brandſtiftungen. Von 556 Vorunterſuchungen, 
die an den Generalprokurator gelangten, waren 66 von Amts— 
wegen, 351 auf Klagen der Verletzten, 139 auf Denunciationen 
eingeleitet. In den 52 Fällen, über welche die Criminalgerichte 
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urtheilten, wurden 43 verurtheilt und 9 losgeſprochen; in 189 
correftionellen Fällen erfolgten 136 Verurtheilungen und 17 208: 
ſprechungen. Caſſationsgeſuche wurden eingelegt 24; von 12, 
welche die Staatsbehörde einlegte, wurden nur 2 verworfen; in 
9 Fällen wurde caffirt, und zwar in 8 Fällen wurde die Strafe 
verſchaͤrft; von 12 von Verurtheilten eingelegten Caſſations— 
geſuchen wurden 9 verworfen, nur 3 wurden angenommen und 
bewirkten Verminderung der Strafen. Die Dauer der Verhaftung 
in der Vorunterſuchung für die Verurtheilten betrug durchſchnitt— 
lich 41 Tage; für diejenigen, gegen welche ſpäter arréts de 
non lieu erfolgten, war der Durchſchnitt 21 Tage. — Vieles 
wird für die Verbeſſerung der Strafjuſtiz (deren Koſten 1843 
84,627 Schweizerfranken betrugen, alſo um 7227 mehr als 1842) 
von der Einführung des neuen Code penal erwartet. 

Die Formen des waadtländiſchen Strafprozeſſes werden gut 
erkennbar aus einer in Lauſanne erſcheinenden Zeitſchrift,“ die 
außer vielen guten Abhandlungen auch eine ausführliche Dar— 
ſtellung der wichtigſten vorgekommenen Strafprozeſſe enthält, Man 
bemerkt daraus auch, daß häufig Stimmeneinhelligkeit der Richter 
vorhanden iſt, wo es auf die Frage ankommt, ob der Angeklagte 
ſchuldig iſt. Nur in Bezug auf das Daſeyn der Schärfungs— 
gründe iſt gewöhnlich eine Majorität von 9 gegen 3 Stimmen. 

Vergleicht man den Zuſtand der Strafgeſetzgebung in den 
übrigen Kantonen der Schweiz, ſo bemerkt man insbeſondere ſeit 
den Jahren 1830 überall den Einfluß der auf Umgeſtaltung des 
Strafverfahrens gerichteten Beſtrebungen, insbeſondere durch Ein— 
führung, der Oeffentlichkeit, Mündlichkeit und Staatsanwaltſchaft; 
in den deutſchen Kantonen ſprach ſich dagegen weit ſeltener auch 
der Wunſch der Einführung der Geſchwornengerichte aus; nur 
in dem Kanton Bern! kam insbeſondere bei Gelegenheit von 


1 Journal de jurisprudence et des tribunaux Vaudois. Lau- 
sanne 1844. 

12 Eine gute Schilderung der geſchichtlichen Ausbildung der Gerichts: 
verfaſſung des Kantons Bern aus Urkunden ſ. von Stettler in der 
Schweizer Vierteljahrſchrift 1842, 4. Heft, S. 275 — 389. 
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Petitionen aus den Juragemeinden der Wunſch dieſer Einführung 
zur Sprache; in einem Gutachten der Geſetzgebungscommiſſion in 
Bern von 1838 ſpricht ſich aber dieſe Behörde ebenſo gegen die 
Geſchwornengerichte, als gegen den Vorſchlag aus, den ſtändi— 
ſchen Gerichten zu überlaſſen, nach innigſter Ueberzeugung das 
Urtheil zu fällen, und ſchlägt vor, eine gehörig erweiterte, zweck— 
mäßige, geſetzliche Beweistheorie, an welche die ſtändigen Richter 
gebunden ſind, einzuführen. Dieſe Anſicht war jedoch nicht die 
allgemeine unter den berniſchen Juriſten; in einer geiſtreichen 
Schrift eines Hrn. Oberſteg wurde die Unzulänglichkeit der ge— 
jeglichen Beweistheorie nachgewieſen und nur in der Einführung 
des Geſchwornengerichts Heil geſucht.“ Eine vollſtändige Straf— 
prozeßordnung wurde für den Kanton Bern nicht bearbeitet; 
einzelne proviſoriſche Geſetze vom 17. März und 15. December 
1834 ordneten einige Beſtimmungen über das Verfahren mit 
Trennung der General- und Spezialunterſuchung an; das Ver— 
fahren iſt das inquiſitoriſche, geheime, wie in Deutſchland. Ein 
Staatsanwalt iſt zwar aufgeſtellt; allein das Verfahren bleibt 
dabei doch inquiſitoriſch. Das Obergericht, an welches die Akten 
eingeſendet werden, übergibt ſie dem Staatsanwalte zur Erklärung 
über die Vollſtändigkeit. Der Staatsanwalt bringt ſeine An— 
klageſchrift, der Vertheidiger ſeine Vertheidigungsſchrift ein, und 
das Obergericht entſcheidet darauf. Ein Hauptgeſetz iſt das vom 
30. November 1842 über den Beweis in Strafſachen. Die ge⸗ 
ſetzliche Beweistheorie wird darin ſanktionirt, daher das Geſetz 
die Bedingungen der Verurtheilung auf den Grund der einzelnen 
Beweismittel angibt; allein nach §. 2 ſoll neben den geſetzlichen 
Beweismitteln auch die Ueberzeugung der Richter von der Schuld 
des Angeklagten nöthig ſeyn, ſo daß der Richter nicht ſchuldig 
iſt, zu verurtheilen, wenn er nicht überzeugt iſt. Es iſt 


is Abgedruckt in der Zeitſchrift für vaterländiſches Recht. Bern 1838. 
II. Band, S. 115. 

4 Abgedruckt in der Zeitſchrift für vaterl. Recht, III. Bd. S. 281. 

> Ein Verzeichniß aller auf den berniſchen Strafprozeß bezüglichen 
Geſetze in der Zeitſchrift, V. Bd. S. 23. 
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geftattet, auf Indicien zu verurtheilen; es gehört aber dazu eine 
Mehrheit von mindeſtens zwei Drittel der Stimmen. Nach 8.24 
ſoll jeder Angeklagte dem Amtsgerichte in der Sitzung, in welcher 
dieſes das Urtheil über ihn fällt, vorgeſtellt werden; vor dem 
Obergerichte aber ſoll er dann perſönlich erſcheinen, wenn dies 
entweder von dem Unterſuchungsrichter als zweckmäßig empfohlen, 
oder durch den Staatsanwalt oder den Criminalreferenten oder 
den Vertheidiger des Angeklagten verlangt worden iſt. Der Brä- 
ſident kann dann Fragen ſtellen. 

Im Kanton Zürich beſteht zwar keine vollſtändige Straf— 
prozeßordnung; allein ein Geſetz vom 10. Juni 1831 ordnet 
wenigſtens einige Punkte des Verfahrens.“ Die Folter wurde 
aufgehoben, Ungehorſamsſtrafen wurden aber erlaubt; die In— 
formativunterſuchung geht von den Verwaltungsbehörden aus; 
wenn ein zur Competenz der Criminalgerichte gehöriges Vergehen 
vorliegt, werden die Akten dem Staatsanwalt vorgelegt, der 
ebenfalls wegen der zu ſeiner Kenntniß gekommenen Verbrechen 
eine Unterſuchung einleiten darf (Geſetz, Art. 21, 22). Das 
Criminalgericht ſpricht zuerſt aus, ob Grund zur gerichtlichen 
Unterſuchung da iſt; im bejahenden Falle unterſucht das Verhör— 
richteramt. Ueber die Verſetzung in den Anklageſtand wird be— 
ſonders entſchieden; der Staatsanwalt kann Vervollſtändigung 
der Akten fordern. Hierauf wird in der öffentlichen Verhandlung 
der Staatsanwalt, der Angeklagte und der Vertheidiger verhört, 
und die Richter entſcheiden nach geſetzlicher Beweistheorie, ver— 
urtheilen jedoch nur, wenn ſie auch von der Schuld überzeugt 
ſind. In dieſem Geiſte ſind die meiſten neueren Strafprozeß— 
ordnungen der Schweiz abgefaßt, z. B. das thurgauiſche Geſetz 
vom 19. Juni 1834,” das luzerniſche vom 17. Juni 1836,“ 
das freiburger vom 27. Mai 1839.“ Der Unterſchied liegt nur 
in der größeren oder geringeren Ausdehnung der Rechte des 


16 Meine Darſtellung im Archiv des Criminalrechts, 1837, S. 195. 
17 Archiv des Criminalrechts, 1837, S. 197. 

18 Archiv J. c. S. 188. 

19 Archiv des Criminalrechts, 1842, S. 87. 
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Staatsanwalts, und in dem Umfange, welchen die öffentliche münd— 
liche Schlußverhandlung hat. Der Staatsanwalt iſt nicht wie der 
franzöſiſche zu betrachten; denn gewöhnlich iſt er nur einer der 
Beamten, welche auch Vorunterſuchung führen können, daher ſeine 
Gewalt ſehr ausgedehnt iſt. Auf Verſetzung in den Anklageſtand 
wird erkannt. Ungehorſamsſtrafen ſind faſt überall zuläſſig (Lu— 
zerner Geſetz, $. 63, 157, Thurgauiſches, §. 21). Eine geſetzliche 
Beweistheorie bindet die Richter; auf Indicien zu verurtheilen 
iſt geſtattet. Die mündliche Schlußverhandlung (Luzerner Geſetz, 
§. 250, Thurgauer, S. 28 — 30) kann nicht der franzöſiſchen 
Hauptverhandlung gleichgeſtellt werden, da die ganze Unterſuchung, 
wie nach deutſchem Verfahren, ſchon beendigt iſt, wenn es zum 
Schlußverhör kommen ſoll, und da immer nur einige Zeugen, die 
der Staatsanwalt oder der Angeklagte vorladen laſſen wollen, zur 
Verhandlung vorgeladen werden, und die Richter auf den Grund 
der ſchriftlichen Ausſagen verurtheilen. Ueberall äußert ſich in 
dem Strafverfahren der einzelnen Kantone eine gewiſſe Halbheit, 
indem man liberale Einrichtungen einführen will, um den For— 
derungen der öffentlichen Stimme nachzugeben, während man die 
Prinzipien nicht conſequent durchführt, und mit Formen ſich be— 
gnügt, die keine wahren Garantieen gewähren. Am meiſten klagt 
man in Bezug auf die Vorunterſuchungen,“ daß am Anfang der 
Unterſuchung zu viel Zeit verloren geht, weil die Ueberweiſungen 
der Sache und der Correſpondenzen zwiſchen dem Statthalteramt, 
dem Staatsanwalt und wieder zwiſchen dem letztern und dem 
Criminalgericht und dem Verhöramt Zeit raubt, und durch Com— 
petenzſtreitigkeiten der verſchiedenen Behörden über ihre Befugniſſe 
oft wichtige Unterſuchungshandlungen nicht vorgenommen werden. 
Die Beamten, welchen die Vorunterſuchungshandlungen anver— 
traut' werden, find häufig nicht energiſch oder nicht juriftifch 
gebildet genug, um das Zweckmäßigſte zu verfügen. Die Ent— 
ſcheidung über Verſetzung in den Anklageſtand iſt nicht hin— 
reichend geſichert, und den urtheilenden Richtern fehlt es an 

20 S. a. den 13. Rechenſchaftsbericht des Obergerichts von Zürich, 
1844, S. 15. 


Mittermaier, über Mündlichkeit x. 12 
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Materialien, da die Art der mündlichen Schlußverhandlung nicht 
genug Mittel gibt, Ueberweiſung zu bewirken. Auch über die 
Vorſchriften in Bezug auf die geſetzliche Beweistheorie wird viel— 
fach geklagt. Einer beſonderen Beachtung iſt der Umſtand wür— 
dig, daß in der Schweiz vorzüglich in der erſten Inſtanz die 
Richter nicht eigentlich gebildete Juriſten, ſondern aus der Mitte 
des Volkes gewählt ſind, und ſo die Idee der Schöffen verwirk— 
lichen, deren Trefflichkeit neuerlich wieder oft gerühmt worden iſt. 
Nach ſorgfältigen Erkundigungen wird bei dieſen häufig ſehr 
ehrenwerthen und tüchtigen Männern eine Härte der Anſichten 
bemerkbar, welche diejenigen, welche mit den beſten Abſichten 
Schöffengerichte vorſchlagen, nicht erwarten. Da die Schweizer 
Geſetzbücher häufig wörtliche Nachahmungen der deutſchen theo— 
retiſchen, auf Anwendung durch rechtsgelehrte Richter berechneten 
Strafgeſetzbücher ſind, ſo zeigt ſich in der Schweiz oft eine 
große Schwierigkeit in der Anwendung, z. B. wenn von den 
Artikeln die Rede iſt, die ſich auf das Zuſammentreffen des dolus 
und der culpa beziehen. Auch wird bemerkt, daß bei der Straf— 
ausmeſſung die nicht ſtreng juriſtiſch gebildeten Richter ſehr ge— 
neigt ſind, das Maximum der Strafe anzuwenden. Vergleicht 
man die Zahlen, die auf das Verhältniß der Verurtheilung und 
der Losſprechung ſich beziehen, in den Tabellen der Schweizer— 
fantone mit denen der deutſchen Länder, in welchen rechtsgelehrte 
Richter urtheilen, ſo bemerkt man wieder, daß die Schweizer 
Richter weit weniger losſprechen. Von den Ergebniſſen der Straf— 
juſtiz im Waadtlande haben wir bereits oben geſprochen. Wir 
wollen aus den Tabellen einiger anderer Schweizerkantone unſeren 
Leſern Beiſpiele mittheilen. 

Im Kanton Zürich wurden 1841 von dem Criminalgerichte 
248 Proceduren durch Urtheile erledigt gegen 421 Perſonen. Von 
dieſen wurden 283 als ſchuldig befunden, 85 von der Inſtanz 
entlaſſen, 53 freigeſprochen. Appellirt wurde gegen 98 Urtheile, 
theils von dem Staatsanwalt Cin 31 Fällen), theils von den 
Verurtheilten. In 47 Fällen beſtätigte das Obergericht, in 23 
Fällen erfolgte Abänderung. Von 1498 durch die Bezirksgerichte 
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gefällten Urtheilen wurden 200 durch Appellation angegriffen. Im 
Jahr 1841 hatte das Obergericht über 380 Appellationen (weil 
manche von dem Jahr 1840 nicht erledigt waren) zu richten (in 
199 hatte der Staatsanwalt appellirt). Von 200 Appellationen 
der Angeſchuldigten wurden 110 begründet, 90 unbegründet be— 
funden.“ Im Jahr 1842 wurden von den Criminalgerichten in 
240 Urtheilen gegen 370 Angeſchuldigte erkannt, von welchen 
263 für ſchuldig erklärt, 69 von der Inſtanz entlaſſen, nur 38 
freigefprochen wurden.“ In 84 Fällen wurde an das Ober— 
gericht appellirt. Von 196 Appellationen, die in Strafſachen 
1842 an das Obergericht eingelegt wurden, erkannte das Gericht 
81 für begründet, 115 als unbegründet. In 46 Fällen erfolgte 
Herabſetzung der Strafe. ö 

Im Jahr 1843 wurden von dem Criminalgerichte in 228 
Proceduren gegen 350 Perſonen Urtheile gefällt; davon wurden 
267 verurtheilt, 54 von der Inſtanz entlaſſen und nur 29 losge— 
ſprochen. In 74 Fällen erkannte das Obergericht auf eingelegte 
Appellation (in 32 war der Staatsanwalt Appellant). In 40 
Fällen wurden die Urtheile beſtätigt. 

Im Kanton Thurgau wurden 1842 von dem Criminal— 
gericht erſter Inſtanz 61 Straffälle (in 40 Sitzungen) abgeurtheilt, 
gegen 115 Individuen, wovon 102 zur Strafe verurtheilt, drei 
von der Inſtanz entlaſſen, acht freigeſprochen wurden (bei zwei 
wurde der Arreſt zur Strafe angerechnet). Bei der Juſtizcom— 
miſſion waren 341 Strafproceduren anhängig. In 85 Fällen 
wurde wegen Geringfügigkeit der eingeklagten Vergehen oder 
wegen Mangels hinreichender Indicien der Vorunterſuchung keine 
Folge gegeben. In 68 Fällen wurde die Sache an das Cri— 
minalgericht gewieſen, in 133 an die Bezirks und in 31 an die 
Kreisgerichte. 


A Die Unterſuchungshaft dauerte bei 77 Perſonen 2 bis 4 Monate, 
bei 31 länger als drei Monate, bei einem 483 Tage. 0 

22 Im Unterſuchungsverhafte befanden ſich 1842 511 Perſonen. Bei 
404 dauerte die Verhaftung 1 Tag bis 2 Monat, bei 45 2 Monat bis 4, 
bei 17 länger als 4 Monat. 
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Im Jahr 1843 wurden von dem Criminalgerichte (feit 1843 
gilt das neue dem badiſchen Entwurfe zum großen Theile nach— 
gebildete Strafgeſetzbuch) in 41 Sitzungen, 71 Proceduren gegen 
134 Perſonen abgeurtheilt. 126 wurden als ſchuldig erklärt, 3 von 
der Inſtanz losgeſprochen, 5 freigeſprochen. In 19 Fällen wurde 
appellirt, in 12 erfolgte Abänderung des Urtheils. Die Juſtiz— 
commiſſion hatte in 74 Fällen der geführten Vorunterſuchung 
feine weitere Folge gegeben. 

Im Kanton Bern wurden 1841 von den Obergerichten 
269 Straffälle abgeurtheilt. 413 Angeklagte waren betheiligt; 
321 davon wurden zu Strafen verurtheilt, 49 nur zu den 
Koften, 34 ohne Koſtenauflegung und 9 mit Entſchädigung frei— 
geſprochen. 

Im Jahr 1842 wurden 333 Criminalunterſuchungen und 
483 Angeſchuldigte beurtheilt. Davon wurden 389 zu Strafen, 
47 nur zu Koſten verurtheilt, ohne Koſtenauflegung 35, mit 
Entſchädigung 12 freigeſprochen. 

Im Kanton St. Gallen wurden bei allen Gerichten in 
dem Jahr 1842 wegen correktionellen Vergehen 1475 Perſonen 
abgeurtheilt, davon wurden 1124 zu Geld und 102 zu andern 
Strafen verurtheilt, 111 wurden unter Koſtenauflagen, 38 mit 
Unſchuldserklärung freigefprochen. Ueber den Gang der Criminal— 
juſtiz geben die Tabellen den Aufſchluß, daß 1842 171 Vorunter- 
ſuchungen Statt fanden, wovon die Oberbehörde 39 nicht zur 
Fortſetzung geeignet fand. Gegen 114 Perſonen wurde Spezial— 
unterſuchung ausgefprochen. ? Von dem Criminalgerichte wurden 
1842 75 zu Strafen verurtheilt, 1 unſchuldig erklärt, 5 als nicht 
ſchuldig, 2 mit Verdacht, 1 wegen Mangels an Beweis losge— 
ſprochen.“ Von dem Kantonsgerichte, an welches 32 Fälle durch 


25 Nach den Tabellen dauerte in 14 Fällen die Procedur einen halben 

Monat, in 27 Fällen 1 Monat, in 14 1½, in 15 2 Monat, in 11 Fallen 
½, in 10 4 Monate, in 1 Falle 5'%. 

2 Im Jahr 1841 betrug die Zahl der Geſtraften 42, im Jahr 1840 

59, 1839 35. Als vollkommen unſchuldig wurde in jedem dieſer Jahre 

Einer erklärt, als nicht ſchuldig 1841 5, 1840 1, 1839 2, mit Verdacht 
1841 3, 1840 3, 1839 1 losgeſprochen. 
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Appellation (1842) gelangten, wurden 15 Urtheile betätigt, 17 
abgeändert. 

Im Jahr 1843 wurden 1568 Correktionalurtheile gefällt. 
In 206 Fällen wurde entweder Losſprechung oder Vertagung 
oder Rückweiſung ausgeſprochen. Von Criminalfällen lagen gegen 
201 Individuen Vorunterſuchungen vor, in 45 Fällen wurde be— 
ſchloſſen, die Unterſuchung nicht fortzuſetzen. Gegen 114 wurde 
Spezialunterſuchung erkannt. Gegen 88 Angeklagte wurde ein 
Urtheil gefällt.“ Strafurtheile ergingen in 66, Unſchuldser— 
klärungen in 1, Erklärungen der Nichtſchuld in 5, Losſprechungen 
mit Verdacht in 7 Fällen. 

Im Kanton Solothurn wurden im Jahr 18 bei dem 
Criminalgericht erſter Inſtanz über 32 Proceduren entſchieden, 
gegen 42 Individuen. Nur 5 wurden freigeſprochen, 4 mit Ver— 
dacht entlaſſen, 24 zu Criminalſtrafen verurtheilt, 7 an die Polizei- 
richter gewieſen. In der Appellationsinſtanz wurden 13 Urtheile 
beſtätigt, 5 gemildert, 1 geſchärft. 

Im Jahr 18% wurde eine Criminalprocedur gegen 50 
Individuen eingeleitet, von welchen 29 verurtheilt, nur 6 frei— 
geſprochen, die übrigen an die Polizeigerichte gewieſen wurden. 
In der Appellationsinſtanz wurden 10 Urtheile beſtätigt, 2 ge— 
ſchärft, 2 gemildert. Im Jahr 18% wurden von 100 Individuen 
die vor das Criminalgericht geſtellt wurden, 84 an die Polizei— 
richter gewieſen, 17 eriminalvechtlich beſtraft, 2 freigeſprochen, 
2 mit Verdacht entlaſſen. In der Appellationsinſtanz wurden 
5 Urtheile beſtätigt, 4 gemildert. 


25 Die Procedureu erreichten 1843 ihr Ende in 1 Monate in 50, 
in 2 Monaten in 18, in 3 in 14, in 4 Monaten in 10 Fällen. 

26 Die Erledigung der Procedur bei dem Criminalgerichte erfolgte 
durchſchnittlich in 17 Tagen. 

3 Die jährlichen Rechenſchaftsberichte der einzelnen Kantone ent: 
halten gute Bemerkungen über gemachte Erfahrungen; insbeſondere zeich— 
neten ſich die St. Galler und Züricher Berichte dadurch aus. 
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$. XIX. 


Verhandlungen und Anträge in Bezug auf Umgeſtaltung des Straf 
verfahrens in Hamburg und in Holſtein und Schleswig. 


Eine bedeutungsvolle Stimme für die Nothwendigkeit des 
öffentlichen mündlichen Verfahrens erhob ſich in Hamburg ſchon 
im Jahr 1835. Hudtwalker, einer der ausgezeichnetſten Ju— 
riſten und gewandteſten Praktiker, hatte in einer kleinen Schrift! 
nachgewieſen, daß wenigſtens der Angeklagte vor dem urtheilen— 
den Gerichte, ehe daſſelbe entſcheidet, gehört werde. Trefflich ſind 
die Worte, durch welche die Nothwendigkeit der Oeffentlichkeit be— 
gründet wird, wenn es heißt: „Unſchätzbar ſcheint dem Einſender 
vor allem die Oeffentlichkeit, nicht als huldigte er ausländiſchen 
Inſtitutionen, ſondern eben weil ſie bei uns hier einheimiſch und 
althergebracht, weil ſie die beſte Garantie vor Unrecht und vor 
Unterlafjungsfünden, und weil fie ein fo wichtiges Mittel der 
Volksbildung iſt. Sollte es denn gleichgültig ſeyn, ob das Ur— 
theil des Volks über die Strafbarkeit verbrecheriſcher Handlungen 
abgeſtumpft oder rege erhalten wird? Kann das Volk die Geſetze 
ſtudiren, zumal wenn es ſo gut wie gar keine gibt? Fühlt man 
denn gar nicht mehr, welche moraliſche Macht der Obrigkeit mit 
dem Schwerte in der Hand gegeben wird, wenn ſie es offen vor 
aller Welt führt, nachdem jedermann ſich davon hat überzeugen 
können, daß Alles ordentlich und ehrlich zuging? Unſere materielle 
Zeit will es nur nicht wiſſen, aber es gibt unſichtbare Potenzen, 
die den Regierungen eine ganz andere Gewalt verleihen, als 
alle Schergen und Kriegsknechte.“ 

Noch umfaſſender wurde 1843 in Hamburg die Frage über 
die Umgeſtaltung des Strafverfahrens verhandelt. Der unheil— 
volle Brand, welcher einen großen Theil der blühenden Stadt 


Ueber die wichtigſten Mangel unſrer Polizeiverfaſſung und unſeres 
bisherigen Criminalverfahrens, nebſt Vorſchlägen. Hamburg, 1835. Sie 
wurde 1841 wieder in einem Hamburger Blatte abgedruckt. 
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1842 zerſtörte, gab die Veranlaſſung, daß eine bedeutende Zahl 
ehrenwerther Männer ſich vereinigte, die ihre Vaterſtadt liebten, 
aber deßwegen auch die Nothwendigkeit der Fortſchritte erkannten, 
und die Gelegenheit benützten, in welcher die Stadt als ſolche 
aus ihren Ruinen neu erſtehen ſollte, wo daher Bauplane viel— 
fach verhandelt wurden, und es nahe lag, auch die geiſtige Um— 
geſtaltung Hamburgs und ihrer Einrichtungen einer gründlichen 
Berathung zu unterwerfen. Eine am 8. Juni 1842 mit 500 
Unterſchriften verſehene Petition bezeichnete dem Senate die wich— 
tigſten Punkte, welche der Verbeſſerung bedurften. Da der Senat 
eine ungenügende Antwort gab, ſo wurde zum Behufe eines neuen 
Geſuchs eine Commiſſion niedergeſetzt, welche ihre Aufgabe gut 
löste und eine Reihe beachtungswürdiger Arbeiten lieferte. Ein 
Haupttheil derſelben bezog ſich auf die Juſtiz und Polizei.“ Daß 
der beſtehende Zuſtand ein unerfreulicher iſt, wird mit Sachkennt— 
niß nachgewieſen. Die Verfaſſer des Berichts erklären jede ge— 
ſetzliche Beweistheorie für verwerflich, fordern aber als weſentlich 
die Einführung des öffentlich mündlichen Anklageverfahrens. Ob 
ein Geſchwornengericht eingeführt werden ſoll, wird umſtändlich 
geprüft; die Gommiffion ? findet keine Gründe für die Einführung 


in Hamburg, da keine von dem Volke getrennte Beamtenkaſte 


in Hamburg vorkömmt, vielmehr die Mitglieder der hamburgiſchen 
Gerichte durch das Vertrauen ihrer Mitbürger berufen wurden, 
das ausgedehnte Rekuſationsrecht für den Angeklagten nach den 
lokalen Verhältniſſen von geringem Intereſſe ſey, der politiſche 
Grund durch die Jury die Idee des Rechts im Volke lebendig 
zu erhalten, in Hamburg wegfalle, da es nach dem Verhältniſſe 
eines Freiſtaats an dem Sinne für öffentliche Angelegenheiten 
in Hamburg nicht fehle. Die Vorunterſuchung ſoll nach den 
Vorſchlägen der Commiſſion nur die wirklich nothwendige Vor— 
bereitung auf die Hauptverhandlung enthalten und ſoll von dem 


Commiſſionsberichte an die Unterzeichner der Petition vom 8. Juni 
1842. Hamburg 1843, S. 153 — 309 find die Berichte über Juſtiz und 
Polizei abgedruckt. 

> Berichte, S. 270. 
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Staatsanwalte und einem Inſtruktionsrichter geführt werden. 
Eine im Jahr 1844 von dem Senate niedergeſetzte Commiſſion, 
die aus tüchtigen Juriſten beſteht, bereitet Entwürfe neuer Ge— 
ſetzbücher vor. Einer vorzüglichen Beachtung find die in Schles— 
wig und Holſtein geführten Verhandlungen über die Ver— 
beſſerung der Strafrechtspflege würdig. Schon früher erhoben 
ſich in jenen Ländern achtungswürdige Stimmen, insbeſondere 
die von Schirach,“ für die Nothwendigkeit des öffentlichen münd— 
lichen Verfahrens. Im Jahr 1842 wurde die Frage über die 
Umgeſtaltung des Strafverfahrens ein Gegenſtand der Berathung 
der Ständeverſammlung in Holſtein. Die Art der Verhandlung 
iſt um ſo wichtiger, als größtentheils Praktiker, Männer, die 
ſelbſt als Richter in höheren Stellen wirkten, für die Nothwendig— 
keit des mündlichen Verfahrens, viele aber auch für die Ein— 
führung von Geſchwornengerichten ſich ausſprachen.“ Insbe— 
ſondere fand die Jury unter dieſen Juriſten viele entſchiedene 
Vertheidiger. Die Petition, welche Oeffentlichkeit und Mündlich— 
keit forderte, wurde mit 35 gegen 2 Stimmen angenommen. Auf 
der ſchleswigiſchen Ständeverſammlung 1842 fand zwar das 
Prinzip der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit allgemein Beifall, 
gegen das Geſchwornengericht erhoben ſich aber dort mehr Stim— 
men.“ Die Fragen waren auf dieſe Art einmal in dieſem Lande 
angeregt, und die lebhafte Theilnahme, welche die Praktiker daran 
zeigten, veranlaßte bald mehrere Schriften. v. Schirach, der 
unermüdliche und beſonnene Kämpfer für Fortſchritte, machte in 
einer Schrift? vorzüglich die Bedeutung des Indicienbeweiſes als 
einen Hauptgrund für die Nothwendigkeit der völligen Umge— 
ſtaltung des Verfahrens geltend, da die Erfahrung lehre, daß 


In dem neuen ſtaatsbürgerlichen Magazin III, S. 363, und in 
Schleswig-Holſteiniſchen Anzeigen, 1840, S. 39. 

5 Die Verhandlungen finden ſich in der Holſteiniſchen Standezeitung 
von 1842, S. 81 ıc., und der Bericht des Ausſchuſſes in dem Beilage— 
heft, S. 284. 

» Schleswigiſche Ständezeitung, S. 142, 2tes Beilagenheft, S. 475. 

Ueber die von den holſteiniſchen Ständen beantragte Reform des 
Strafverfahrens, von v. Schirach, Kiel 1843. 
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aller verſuchten Beweisregeln ungeachtet zuletzt doch immer nur 
die ſubjective Ueberzeugung des Richters entſcheide, und es nun 
darauf ankomme Garantieen für die Gerechtigkeit der Urtheils— 
fällung zu gewähren. v. Schirach ſchlägt die Einführung von 
Diſtriktsgerichten, Staatsanwaltſchaft, die Führung der Vor— 
unterſuchung durch den Inſtruktionsrichter und Staatsanwalt, 
Entſcheidung des Diſtriktsgerichts über Verſetzung in den An— 
klageſtand, öffentliches mündliches Verfahren vor dem Criminal— 
gerichte vor. Dies Gericht ſollte aus 12 Mitgliedern (einem 
Präſidenten, aus 2 Mitgliedern des Obercriminalgerichts, aus 
drei Mitgliedern der Diſtriktsgerichte und aus 6 Mitgliedern aus 
der Liſte derjenigen, welche als Beiſitzer bei der Unterſuchung 
zugezogen werden können) beſtehen. Der Verfaſſer geſtattet ein 
ausgedehntes Rekuſationsrecht, fordert zur Verurtheilung eine 
Majorität von acht Stimmen und Angabe von Entſcheidungs— 
gründen; den Geſchwornen geftattet er in Bezug auf die That— 
frage ein ſpezielles Verdikt wie in England zu geben. Ein bald 
darauf erſcheinender Aufſatz des gelehrten, gründlichen Falk über 
Geſchwornengerichte? erklärt ſich entſchieden für die Einführung 
des öffentlich mündlichen Verfahrens, aber gegen die Jury, weil 
die politiſchen Gründe, die man für ſie anführe, in Holſtein 
und Schleswig dies Gericht nicht forderten, in ſtrafrechtlicher 
Beziehung aber anerkannt werden müſſe, daß die Geſchwornen 
nicht beſſer als rechtsgelehrte Richter urtheilen könnten, die Ver— 
urtheilung auf Indicienbeweis ebenſowohl rechtsgelehrten Richtern 
überlaſſen werden könne, und das Wegfallen der Appellation 
gegen Urtheile der Geſchwornen ein bedeutender Grund gegen 
die Jury wäre. Vorzüglich legt Falk Werth darauf, daß mit 
dem jetzt allgemein geforderten Syſteme der unbeſtimmten Strafen 
die Geſchwornengerichte unverträglich ſeyen, weil man entweder 
von den Geſchwornen auch die Rechtsfrage entſcheiden laſſen 
oder anerkennen müſſe, daß die Wirkſamkeit der Geſchwornen eine 
ſehr befchränfte ſey, indem die Richter die näheren Umſtände des 


»Abgedruckt in den neuen Kieler Blättern, herausgegeben von Car— 
ſtens, 1843, III. Heft, S. 75. 
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Verbrechens ermitteln müßten, um die angemeſſene Strafe zu er— 
kennen. Die Schrift Falks veranlaßte bald mehrere Gegenſchriften. 
In einer holſteiniſchen Zeitſchrift“ wurde befonders die in den 
Rheingegenden ausgeſprochene begeiſterte Anhänglichkeit an das 
Geſchwornengericht hervorgehoben. Nach einer Mittheilung der 
Verhandlungen des ſchleswig-holſteiniſchen Advokatenvereins!“ 
hatte der Verein einſtimmig auf die Bitte um Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit im Strafprozeſſe angetragen, und den Antrag auf 
Einführung von Schwurgerichten mit 14 gegen 11 Stimmen 
angenommen. Ein geiſtvoller Aufſatz von Clauſſen !“ wurde 
zur Widerlegung der Anſichten von Falk beſtimmt. Der Verfaſſer 
zeigt, daß man auf die franzoöſiſchen Schriftſteller, welche man 
in Deutſchland oft als Gegner der Jury anführt, ſich nicht be— 
rufen dürfe, da fie nur die Mängel des franzöſiſchen Geſchwornen— 
gerichts angreifen. Der Verfaſſer geht in das Detail der Jury— 
verfaſſung ein. 

Er will als wählbar alle Perſonen erklären, welche Abge— 
ordnete wählen dürfen, und außerdem alle die zur Intelligenz 
des Landes gehören, z. B. Beamte, Doktoren, Aerzte. Eine 
Auswahl aus den Gemeindevorſtehern könnte das Collegium bilden, 
welches aus der Urliſte die Geſchwornen zu wählen hätte. Auf 
eine geiſtreiche Weiſe, deren Folgerichtigkeit wir unten näher zu 
prüfen haben,“ widerlegt dann der Verfaſſer die Gründe Falks, 
vorzüglich ſucht er die Fähigkeit der Geſchwornen zur Entſchei— 
dung über Thatfragen nachzuweiſen, und findet darin, daß die 
rechtsgelehrten Richter, wenn fie die Verurtheilung durch die Ge— 
ſchwornen als unrichtig erkennen, an ein anderes Geſchwornen— 
gericht die Sache verweiſen können, eine Einrichtung welche ſo 


» Correſpondenzblatt, 1843, Nro. 54. 
v Correſpondeuzblatt, 1843, Nro. 68. 
I Correſpondenzblatt, Nro. 85 — 88. 

12 Der Verfaſſer legt großen Werth auf die Totalanſchauung, und 
glaubt, daß der zerſetzende Verſtand, der die in den Akten zerſtreuten 
Indicien mühſam zuſammenliest, nicht ſo gut den Fall würdigt, als der 
gemeine Menſchenverſtand. Wir glauben, daß der Verfaſſer hier zu viel 
idealiſirt. 
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gut wie das Syſtem der Rechtsmittel zwei Inſtanzen einführt. 
Eine große Wirkung brachte in Holſtein eine Schrift des Ober— 
appellationsgerichtsraths Brinkmann hervor.“ Ausgerüſtet 
mit gründlicher wiſſenſchaftlicher Bildung, langjähriger deutſcher 
Richter, aber auch im vormaligen Königreiche Weſtphalen als 
Vertheidiger, Richter und als Stellvertreter des Generalproku— 
rators bei Aſſiſenhöfen, in welchen Geſchwornenrichter thätig, 
mußte Brinkmann die Sache der Jury ſehr fördern, als er erklärte 
daß nach ſeiner Erfahrung die Geſchwornen ſich in jedem Kreiſe 
ſeiner Beobachtung vollkommen bewährt hätten, daß er keinen 
Fall angeben könne, in welchem ein Unſchuldiger verurtheilt wor— 
den, daß jedoch in einem oder anderen Falle vielleicht die Ver— 
urtheilung hätte erfolgen ſollen, daß endlich ſeine Erfahrung für 
die Fähigkeit der Geſchwornen ſpreche, die Thatſachen richtig zu 
würdigen. Während die Freunde des Geſchwornengerichts die 
gewichtigen Geſtändniſſe Brinkmanns mit Freude annahmen, gab 
der übrige Theil der Erklärung des Verfaſſers dem Gegner eine 
deſto bedeutendere Waffe gegen die Jury in die Hand; denn dieſer 
unpartheiiſche Mann ſprach die Ueberzeugung aus, daß es zwar 
der Einführung des öffentlichen mündlichen Verfahrens, nicht 
aber der Geſchwornengerichte, in Holſtein und Schleswig bedürfe, 
weil der jetzige Zuſtand des Criminalweſens in dieſen Ländern 
kein Bedürfniß einer ſolchen gänzlichen Umgeſtaltung herbeiführe, 
weil auch die Koſten durch die einzuführende neue Gerichtsver— 
faſſung ſehr beträchtlich ſeyn würden, und die Jury ſchwere Opfer 
von denjenigen Bürgern fordere, die als Geſchworne urtheilen 
ſollten, und leicht vor den Koſten, dem Zeitverluſte, den Müh— 
ſeligkeiten und den vorausſichtlichen öffentlichen Angriffen ſich 
ſcheuen würden. Brinkmann widerlegt am Schluſſe das Vorurtheil, 
daß durch Geſchwornengerichte die Prozeſſe beſchleunigt würden 
und erklärt ſich entſchieden“ gegen den Vorſchlag, die politiſchen 
Verbrechen den Geſchwornen zu überweiſen. In einem mit 

Ueber Schwurgerichte in Straffachen und deren Einführung in 


Holſtein und Schleswig, Kiel 1843. 
S. 21 der Schrift. 
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Freimüthigkeit und praftifchem Verſtand geſchriebenen Aufſatze 
hatte Profeſſor Herrmann in Kiel! feine Ueberzeugung aus— 
geſprochen, daß eine beſſere Gerichtsverfaſſung unabweisliches Be— 
dürfniß und jede Hoffnung der Verbeſſerung des Strafprozeſſes 
vergeblich ſey, ſo lange man die beſtehende Untergerichtsverfaſſung 
beibehalte. Mit Kraft greift er das Vorurtheil an, daß durch 
unſere Gerichte doch keine Ungerechtigkeit geſchehen ſey, und er— 
klärt ſich für Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, aber gegen Ge— 
ſchwornengerichte. In einer eigenthümlichen Richtung trat ein 
geachteter als Schriftſteller bekannter Praktiker zu Graba für 
die neuen Prozeßeinrichtungen auf.“ Nachdem er die Anhänger 
der Jury in vier Klaſſen geſetzt, einen großen Theil derſelben 
als Ultraliberale bezeichnet und erklärt hat, daß er früher Gegner 
der Geſchwornengerichte geweſen ſey, ſpricht er aus daß er jetzt 
ihnen das Wort rede, nicht weil es Mode geworden ſey, nicht 
weil er alles Heil von ihnen erwarte, ſondern weil die veränderte 
Richtung der Anſichten über Oeffentlichkeit und Mündlichkeit ihre 
Einführung fordere.“ Der Verfaſſer erklärt, daß der Zeitgeiſt 
in ſeiner Sentimentalität es ſich zur Aufgabe geſetzt, den Aus— 
wurf der bürgerlichen Geſellſchaft, die Verbrecher, liebend in ſeine 
Arme zu ſchließen,“ daß ein allgemeines Mißtrauen, eine allge— 
meine Unzufriedenheit mit unſrer Rechtspflege herrſche, und daß 
wenn der Zeitgeiſt Schwurgerichte fordert, der Staat ſie auch 
dem Volke geben müſſe. Als Gründe für die Geſchwornengerichte 
erkennt der Verfaſſer ihren Zuſammenhang mit der Oeffentlich— 
keit und Mündlichkeit, den Umſtand daß die Geſchwornen mehr 
Schuldige verurtheilen, nicht durch Regeln über Auffindung der 
Wahrheit gebunden, am beſten im Stande find, die Individualität 


15 Neue Kieler Blätter, Heft VI, S. 209. 

16 Neue Kieler Blätter, Nro. VII, S. 253. 

17 Der Verfaſſer ſagt S. 262: „Widerſtrebe wer da will und kann 
dem Zeitgeiſte, er muß ihm doch zuletzt folgen oder er wird von ihm 
hingeriſſen.“ 

is Wir werden unten auf dieſen neuerlich aus einer irrigen Beur— 
theilung der Verhältniſſe oft von ehrenwerthen Praktikern gemachten Vor— 
wurf antworten. 
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des Angeklagten aufzufaffen und Vertrauen für ihre Urtheile zu 
gewinnen. Merkwürdig ſind die Worte des Verfaſſers über dies 
für die Regierung ſelbſt nothwendige Vertrauen.“ 

Ein hochgeachteter Schriftſteller und Praktiker, der Etatsrath 
Esmarch! erklärt auf gleiche Art ſich für die Nothwendigkeit 
der Einführung des öffentlichen mündlichen Anklageverfahrens, 
nicht aber jetzt ſchon für die Geſchwornengerichte, weil es erſt 
einer genaueren Prüfung der bisherigen Reſultate bedürfe. Der 
jetzige Zuſtand des Verfahrens wird als ungenügend, und jede 
Verbeſſerung deſſelben als vergeblich geſchildert, wenn nicht die 
Gerichtsverfaſſung verbeſſert wird. Collegialiſch organiſirte Di— 
ſtriktsgerichte, die auf den Grund des öffentlichen mündlichen 
Verfahrens in pleno über Verbrechen entſcheiden, werden als 
nothwendig erklärt. In einem ausführlichen Aufſatze werden die 
Reformfragen in einer ſchleswigiſchen Zeitſchrift von Carthäuſer 
geprüft.“ Der Verfaſſer iſt Gegner der Geſchwornengerichte nach 
franzöſiſchem Muſter, weil ſie weniger eine Rechts- als vielmehr 
eine politiſche Inſtitution und ein gefährliches Experiment, eben— 
ſo für die perſönliche Freiheit als für die Sicherheit des Staates 
ſeyen, allein er erkennt die großen Gebrechen des jetzigen Zu— 
ſtandes an, und findet die Heilmittel nur in der Form des öffent— 
lichen mündlichen Anklageverfahrens und in einer veränderten 
Gerichtsorganiſation, namentlich in einer volksthümlichen Zu— 
ſammenſetzung der Gerichte. In Bezug auf den erſten Punkt 
führt der Verfaſſer aus, daß ſich wegen der vielfach veränderten 
Verhältniſſe auf Geſtändniß nicht mehr ſicher rechnen laſſe, daß 

S. 264 ſagt er: „Es iſt gewiß daß der Staatsbürger ſtatt des jetzt 
herrſchenden Mißtrauens ein ſich fortwährend ſteigerndes Vertrauen in 
die Gerechtigkeitspflege faſſen, daß der einzelne Angeklagte unter dem 
Schutze der Oeffentlichkeit ſich weit ſicherer fühlen wird, daß der Ein— 
druck, welchen die vor den Augen Aller ausgeübte Gerechtigkeit hervor— 
bringt, weit tiefer und nachhaltiger ſeyn wird.“ 

20 Ueber die Reform der Gerichtsverfaſſung im Herzogthume Schles— 
wig, von Esmarch. Schleswig 1844. 

21 Juriſtiſche Zeitſchrift des ſchleswig-holſteiniſchen Advokatenvereins, 


herausgegeben von dem Vereine. Schleswig 1843. I. Jahrgang, 2. Heft, 
S. 269. 
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es nun darauf ankomme zur Ergänzung des unzulänglich be 
fundenen Confeſſionsprinzips und mit Beſtätigung der daraus 
ſich ergebenden Inconſequenzen der Ueberzeugung der urtheilenden 
Richter von der Schuld oder Unſchuld des Angeklagten aus 
eigener unmittelbarer Anſchauung und Vernehmung des letztern, 
ſowie der Zeugen und Sachverſtändigen einen neuen Grund zu 
legen und einen ſichern Halt zu verſchaffen. Er ſtimmt im 
Weſentlichen den Vorſchlägen des badiſchen Entwurfs zu, erklärt 
aber die Aufſtellung von Beweisregeln für den Richter für un— 
geeignet, fordert, daß die Richter Entſcheidungsgründe auch in 
Bezug auf die Thatfragen angeben müſſen, daß aber die Ab— 
ſtimmung ſorgfältiger als gewöhnlich geſchehe. In Bezug auf 
den zweiten Punkt (Beſetzung der Gerichte) prüft der Verf. die 
von Beſeler neuerlich zur Sprache gebrachte Idee der Volks— 
gerichte, und hält es für zweckmäßig, wenn zu dem gelehrten, 
durch die Richter repräſentirten Elemente noch das der gemeinen 
Lebenserfahrung bei Beurtheilung von Erfahrungsgegenſtänden 
hinzukomme, und zwar durch Zuſammenſetzung der Gerichte theils 
aus Rechtsgelehrten, theils und der Zahl nach überwiegend aus 
anderen verſtändigen und reiferen Männern. Auf dieſe Art for— 
dert der Verf. Schöffengerichte, und zwar eben ſo in der An— 
wendung auf die kleineren, wie auf die ſchweren Verbrechen.? 
Der Amtsſekretär Höpfner hatte in feiner ſchon oben an— 
geführten, mit Geiſt und Sachkenntniß geſchriebenen Schrift!“ ſich 
entſchieden gegen die Geſchwornengerichte erklärt, aber auch das 
Anklageprinzip und die Staatsanwaltſchaft angegriffen und den 
deutſchen Unterſuchungsprozeß vertheidigt, obwohl er zugibt, daß 
dies Verfahren im Einzelnen Verbeſſerungen bedürfe. Auch ein 
geachteter Mann, der in Holſtein als Seelſorger mit dem Volke in 
beſtändigen Berührungen lebt, erklärte,“ daß in Holſtein und 


22 Auf die ſpeziellen Vorfchlage werden wir unten zurückkommen. 

25 Ueber den Anklageprozeß und das Geſchwornengericht, von Höpfner. 
Hamburg 1844. 

24 In einem Aufſatze: Gedanken über das Schwurgericht, eine Stimme 
aus dem Volke, im Kieler Correſpondenzblatt, 1844, S. 73. 
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Schleswig das Volk durchaus wünſche, daß die Rechtſprechung 
in die Hände von Geſchwornen gelegt werde. Falk? ſuchte 
wiederholt ſeine Anſicht über Geſchwornengerichte gegen Einwürfe 
zu vertheidigen, insbeſondere indem er den geſchichtlichen Irrthum 
angriff, nach welchem man oft die Jury für ein altdeutfches 
Inſtitut hält. Am meiſten hebt Falk hervor, daß die Jury, 
welche er ebenfalls als wichtig von dem politiſchen Standpunkt 
aus betrachtet, von den Engländern und Nordamerikanern nicht 
als das beſte Mittel der gerechten Rechtspflege, ſondern nur als 
eine politiſch bedeutende Einrichtung angeſehen wird. 

Bei der Zuſammenkunft der ſchleswigiſchen und holſteiniſchen 
Stände 1844 wurde die große Frage über Verbeſſerung des Straf— 
verfahrens wieder zur Sprache gebracht. Am 24. Auguſt erftattete 
die Commiſſion der ſchleswigiſchen Ständeverſammlung, die in eine 
Majorität und Minorität ſich ſpaltete, Bericht über den Antrag auf 
Einführung des Geſchwornengerichts. Die erſte ſtellt den Antrag 
auf Einführung des Schwurgerichts. Der Bericht enthält eine 
intereſſante Entwickelung über das Verhältniß der That- und Rechts— 
frage. Der Berichterſtatter zeigt, wie der Begriff der Thatfrage ſelbſt 
verſchieden aufgefaßt werden kann, und zwar indem die Thatfrage 
nur auf die bloße hiſtoriſche Beurtheilung der Handlung beſchränkt 
wird, oder auch die Beurtheilung der Frage enthält: ob die Handlung 
das fragliche Verbrechen involvire, oder ſelbſt auf die Schärfungs— 
und Milderungsgründe ausgedehnt wird. Die Commiſſion glaubt, 
daß, wo Schwurgerichte erſt neu eingeführt werden ſollen, und das 
Volk noch ungeübt in ſolchen Geſchäften iſt, die Thatfrage in dem 
zuerſt genannten beſchränkten Sinn genommen werden ſollte. Die 
geiſtreich ausgeführte Grundanſicht des Berichts der Majorität 
iſt, daß die Entſcheidung der Geſchwornen einen Vortheil ge— 
währe, welchen die Urtheilsfaͤllung durch rechtsgelehrte Richter 
nie gewähren können, indem die letzten von Theorieen und all— 
gemeinen Regeln geleitet werden und ſich zu ängſtlich an Akten 
halten, während die aus dem Volke hervorgegangenen, von 


> Im Archiv für Geſchichte und Statiſtik der Herzogthümer, Jahr— 
gang 1844, S. 482. 
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keinem Vorurtheil irregeführten Geſchwornen das Gewiſſen der 
ſocialen Gerechtigkeit repräſentiren, durch den Totaleindruck be— 
ſtimmt würden, daher auch der Indicienbeweis bei der Jury ganz 
anders zu beurtheilen wäre, als wenn rechtsgelehrte Richter ur— 
theilten. Die Minorität, indem ſie die Trüglichkeit der Urtheile 
durch Geſchworne hervorhob,? beſtritt die Vorausſetzungen der 
Majorität, forderte gründlichere Elemente für die Urtheilsfällung, 
als ſie die Geſchwornen gewähren könnten, und widerlegte den 
Irrthum, daß Mündlichkeit und Oeffentlichkeit nothwendig Ge— 
ſchwornengerichte fordern. — In der holſteiniſchen Ständever— 
ſammlung wurde 1844 (am 24. November) von der Commiſſion 
der 1842 geſtellte Antrag wegen Vorlagen einer auf Mündlichkeit 
und Oeffentlichkeit gebauten Strafprozeßordnung und wegen Ein— 
führung von Geſchwornengerichten wiederholt. Bei der Berathung 
des Antrags in der Ständeverfammlung ”” wurde von mehreren 
Mitgliedern die Nothwendigkeit hervorgehoben, daß, wenn Ge— 
ſchwornengerichte eingeführt würden, auch das Strafgeſetzbuch 
anders bearbeitet werden müßte. Da fchon früher die Gründe 
für und wider die Geſchwornengerichte in der Verſammlung er— 
örtert waren, ſo war eine Wiederholung nicht nöthig. Bei der 
Abſtimmung wurde der Antrag der Commiſſion von 32 Stimmen 
(gegen 4) angenommen. 


F. XX. 


Verhandlungen der braunſchweigiſchen Ständeverſammlung über 
die Nothwendigkeit der Umgeſtaltung des Strafverfahrens. 


Schon 1843 (29. November) war in der Ständeverſammlung 
von einem tüchtigen praktiſchen Juriſten, dem Appellationsrathe 


26 Ein ſehr merkwürdiger, im Berichte von der Minorität erzählter 
Fall, der in Hamburg vorkam und die Gefahren des Urtheils durch die 
Geſchwornen beweist, ſoll unten angeführt werden. 

27 Zeitung für die Verhandlungen der holſteiniſchen Ständeverſamm— 
lung, 1844, S. 967, 1062. 
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Mansfeldt der Antrag auf Einführung der Mündlichkeit und 
Oeffentlichkeit geſtellt worden. Es iſt wichtig, aus dem Munde 
eines erfahrenen Richters die Geſtändniſſe zu erhalten, daß der 
deutſche Strafprozeß den gerechten Forderungen nicht entſpreche, 
daß das Unterſuchungsprinzip den Richter in die Lage ſetze, eine 
maaßloſe Thätigkeit entwickeln zu müſſen, daß in dem deutſchen 
Strafprozeſſe die Vertheidigung leide und daß der urtheilende Richter 
die Materialien einer gründlichen Urtheilsfällung entbehre. Der 
Antragſteller forderte die Mündlichkeit und Oeffentlichkeit als Grund— 
lagen des künftigen Verfahrens; von Geſchwornengerichten wollte 
er nicht ſprechen, weil gegen ſie wegen der politiſchen Seite, die ſie 
berühren, Einwendungen denkbar ſeyen; er forderte aber, wenn 
rechtsgelehrte Richter urtheilen, Entſcheidungsgründe und In— 
ſtanzenzug. Ueber dieſen Antrag erſtattete im Namen der Com— 
miſſion Steinacker (der Präſident der Ständeverſammlung) einen 
durch die Klarheit, ruhige und praftifche Würdigung der beſtehenden 
Einrichtungen und richtige Auffaſſung der Mittel der Verbeſſe— 
rung ausgezeichneten Bericht. Die Einführung der Geſchwornen— 
gerichte wurde darin nicht berührt, weil die Commiſſion fühlte, 


daß durch die Forderung auch dieſes Elements die Hoffnung, die 


verbeſſerte Strafprozeßordnung zu erhalten, leicht ſcheitern würde, 
und weil die Mitglieder der Commiſſion überzeugt waren, daß 
die großen beabſichtigten Vortheile durch mündliches öffentliches 
Verfahren und das Anklageprinzip auch ohne Geſchwornengerichte 
erreicht werden können. Nach dem Berichte wird das mündliche 
öffentliche Verfahren bald von ſelbſt den ſicherſten Geſichtspunkt 
auch über die Frage gewähren, ob es angemeſſen ſey, zu Ge— 
ſchwornengerichten überzugehen. Die Commiſſion erklart die Münd— 
lichkeit als das einzige Mittel, den deutſchen Strafprozeß von 
einer Menge von Unzweckmäßigkeiten und Mängeln zu befreien, 
welche bei dem jetzigen Prinzipe untrennbar damit verbunden 
ſind. Die Oeffentlichkeit wird als nothwendig gefordert, weil 
das Vertrauen des Volkes zur Juſtiz nicht gefördert werden kann, 
wenn das Volk nichts von der Juſtiz ſieht, ſondern ſie nur als 


eine im Geheimen wirkende Macht kennt und fürchtet, wenn es 
Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 13 
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die Entſcheidungen der Gerichte nach den ihm zugegangenen un— 
zuverläffigen, unvollſtandigen Nachrichten und Gerüchten einer 
Kritik unterwirft. Sehr treffend wird der Zuſammenhang des 
Strafverfahrens mit dem Grundſatze der conſtitutionellen Mo— 


narchie geſchildert. Auch das Weſen des Anklageprozeſſes, der 


die einfachſte Zerlegung und praktiſche Darſtellung eines Streit— 
verhältniſſes in ſeinen natürlichen Elementen enthält, iſt ſehr 
gut aufgefaßt. „Wie ſehr man auch (ſagt der Berichterſtatter) 
durch Maximen, Grundſätze und Vorſchriften bei dem Inqui— 
fitionsverfahren das Recht und die Intereſſen des Angeſchuldigten 
dem Richter gegenüber ſicher zu ſtellen ſich bemühen mag, ſo wird 
es doch immer als eine im Verhältniſſe ſelbſt liegende Unmöglich— 
keit betrachtet werden müſſen, für die Thätigkeit des Richters ein 
anderes Streben zu gewinnen, als welches aus der ihm gegebenen 
Stellung unmittelbar und nothwendig hervorgeht.“ Die Staats— 
anwaltſchaft hält die Commiſſion nicht für eine an ſich noth— 
wendige Form für die Darſtellung des Anklageprinzips, ſondern 
für ein durch die Fortſchritte der Bildung und die Entwickelung 
in den ſocialen Verhältniſſen veranlaßtes Inſtitut, bei welchem 
der Staat die Nothwendigkeit ausſpricht, im öffentlichen In— 
tereſſe die criminelle Ahndung der ftrafbaren Handlungen durch 
eigene Organe zu veranlaſſen. Auch dies Inſtitut wird von 
der Commiſſion zur Einführung vorgeſchlagen. Nachdem der 
Bericht die Entwickelungen ſchildert, welche die formelle Beweis— 
theorie durchgemacht, und die Nothwendigkeit der Anerkennung 
des Indicienbeweiſes zu zeigen geſucht hat, kommt er zu einer 
Anſicht, deren Richtigkeit wir unten bekämpfen müſſen. Der 
Berichterſtatter erklärt, daß der formelle Beweis ein Sicherungs— 
mittel gegen den Unterſuchungsprozeß war, daß aber bei dem 
mündlichen öffentlichen Anklageprozeß dies Sicherungsmittel ent— 
behrlich ſey. „Durch die Entbindung von den Funktionen des 
Anklägers (heißt es im Berichte) wird der Richter in eine ſo 
unbefangene Stellung gebracht, daß kein Grund zur Beſorgniß 
übrigt, daß der Richter nicht jedes Beweismoment nach ſeinem 
wahren inneren Werthe würdigen werde; durch die Unmittelbarkeit 
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des mündlichen Verfahrens und die Vollftändigfeit der Beweis— 
entwicklung, durch das Selbſtſehen und Hören erhält er eine ſo 
vollſtändige Auffaſſung jener Momente, daß er auch deren wahre 
Bedeutung genügend kennen lernt.“ 

Der Bericht iſt um ſo bedeutender, als er aus Berathungen 
einer Commiſſion hervorging, in welcher ſechs langjährige Prak— 
tiker ſich befanden. Bei der Berathung in der Kammer wurde 
ebenfalls von den Rednern, welche Richter ſind, die Richtigkeit 
der Darſtellung der Mängel des deutſchen Prozeſſes anerkannt. 
Gegen einen Vorſchlag, das Anklageverfahren ohne Mündlichkeit 
und Oeffentlichkeit einzuführen, wurde mit Recht erinnert, daß 
dadurch der Angeſchuldigte zwiſchen zwei Feuer gebracht würde 
und in eine ſchlimmere Lage käme. Ein Redner (Mitglied des 
oberſten Gerichts) erklärte, daß er den Zuſtand des deutſchen 
Prozeſſes nicht für ſo verderblich anſehe, als er geſchildert wurde, 
daß er aber durch ſechsjährige Erfahrung ſich überzeugt habe, 
daß das von der Commiſſion empfohlene Verfahren ohne große 
Schwierigkeit ausgeführt werden könne und zweckmäßig ſey. Bei 
der Abſtimmung wurde der Antrag auf Vorlegung eines Ent— 
wurfs der Strafprozeßordnung, gebaut auf Oeffentlichkeit, Münd— 
lichkeit, Anklageprozeß und Staatsanwaltſchaft, von allen Stimmen 
(gegen A) angenommen. In der Entſchließung, welche das Staats— 
miniſterium am 24. Januar 1845 auf dieſen Antrag erließ, wird 
ausgeſprochen, daß die Landesregierung dem Gegenſtande fort— 
während ihre Aufmerkſamkeit gewidmet, dasjenige genau beachtet, 
was in dieſer Beziehung in anderen Ländern geſchehen iſt und 
geſchieht, um aus den dort gemachten Erfahrungen Nutzen zu 
ziehen, daß ſie aber ſich eine beſtimmte Anſicht noch nicht ge— 
bildet habe und dies erſt dann würde thun können, wenn eine 
ſo folgenreiche und umfaſſende Maaßregel bereits in ihren Einzeln— 
heiten vollſtändig geprüft wäre, daß ſie aber den wichtigen Gegen— 
ſtand nicht aus dem Auge verlieren werde. 
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$. XXI. 

Rückblick auf den gegenwärtigen Stand der Anſichten über Um— 
geſtaltung des Strafprozeſſes. — Verhältniß des engliſchen und 
franzöſiſchen Strafprozeſſes. — Hinderniſſe und Schwierigkeiten 


bei Abfaſſung neuer Strafprozeßgeſetzbücher. 


Vergleicht man die bisherige Darſtellung, ſo darf man als 
entſchieden annehmen, daß die überwiegende Zahl der Stimmen 
derjenigen, welche mit Geſetzgebungsarbeiten beſchäftigt ſind, von 
der Einſicht in die Nothwendigkeit der Einführung des münd— 
lichen Verfahrens in Strafſachen ausgeht, entweder unbedingt, 
indem man ein Strafverfahren fordert, wie es in England und 
Frankreich beſteht, oder doch eine Schlußverhandlung (ähnlich 
wie in Württemberg, in der Schweiz), oder eine mündliche Ver— 
handlung wenigſtens für einzelne Arten von Vergehen verlangt. 


Wir haben nachgewieſen, daß da, wo auch nur beſchränkt dieſe— 


Grundlage gegeben iſt, z. B. in Preußen bei der Urtheilsfällung 
über geringe Vergehen, und in Württemberg, wo bei ſchweren 
Verbrechen eine Schlußverhandlung eintritt, Richter und Anwälte 
die Vortheile des neuen Verfahrens rühmen.“ Die Zahl der— 
jenigen, welche Oeffentlichkeit fordern, wächst ebenfalls; allein 
man bemerkt, daß noch immer viele Stimmen, welche Mündlich— 
keit wollen, gegen Oeffentlichkeit des Verfahrens ſich erklären; 
insbeſondere überzeugt man ſich leicht durch Geſpräche mit hoch— 
geſtellten Perſonen in Deutſchland, daß die Beſorgniſſe vor den 
Nachtheilen der Oeffentlichkeit noch tiefgewurzelt ſind, und daß 
diejenigen, welche dies Verfahren geben wollen, daſſelbe aus 
übertriebener Aengſtlichkeit mit möglichſt vielen Beſchränkungen 
einzuführen beabſichtigen, während die Erfahrung auch in den 

1 Ein eben uns zukommender intereſſanter Aufſatz des Direktors 
v. Breitſchwert zu Tübingen über die öffentlichen Schlußverhandlungen 
in Württemberg (abgedruckt in Sarwey, Monatſchrift für die Juſtizpflege 
in Württemberg, X. Band, S. 138 — 157) ſpricht von den günftigen 


Wirkungen des neuen Verfahrens. Wir werden auf die wichtigen 
Nachweiſungen des Verf. zurückkommen. 


Landern, in welchen eine ſehr befchränfte Oeffentlichkeit der Schluß⸗ 
verhandlung gegeben wird, z. B. in Württemberg, lehrt,“ daß 
nicht blos eine bald erkaltende Neugierde die Menſchen in die 
öffentlichen Gerichtsſitzungen zieht, ſondern die Theilnahme des 
Publikums fortdauernd lebhaft ſich äußert. In Bezug auf den 
Anklageprozeß vermehrt ſich zwar gleichfalls die Zahl der Ver— 
theidiger deſſelben; die Ueberzeugung, daß der deutſche Unter— 
ſuchungsprozeß, wie er ſich ausgebildet hat, vielfache Nachtheile 
erzeugt, wird immer allgemeiner erkannt; allein überall zeigt ſich 
auch in den Verhandlungen über Geſetzgebungsfragen und bei den 
Vorſchlägen die Anhänglichkeit an die bisherige liebgewordene 
Form und die Unklarheit der Anſichten über das Verhältniß 
des Anklage- und Unterſuchungsverfahrens; daraus erklärt es 
ſich auch, warum die Vertheidiger der Unterſuchungsform, indem 
ſie aus dem Zuſammenhange einzelne Einrichtungen des fran— 
zöſiſchen Verfahrens reißen, ſich in der Behauptung gefallen, daß 
der franzöſiſche Strafprozeß in der Vorunterſuchung inquiſttoriſch 
ſey. Daß mit dem Anklageprinzip die Einrichtung der Staats— 
behörde zuſammenhängt, wird allgemein zugegeben; allein über 
das Verhältniß des Staatsanwalts ſind die Stimmen noch 
ſehr getheilt. Feinde zweifacher Art treten dem Inſtitute ent— 
gegen; während diejenigen, welche den Strafprozeß am meiſten 
im Intereſſe des Schutzes der bürgerlichen Freiheit gegen die 
durch das Strafverfahren leicht möglichen Bedrückungen umzu— 
geſtalten wünſchen, die Gefahren hervorheben, wodurch die Staats— 
regierung durch die von ihr völlig abhängigen Beamten der 
Staatsbehörde, durch die Uebermacht derſelben bei der Unter— 
ſuchung, durch die Befugniſſe des Staatsanwalts, ſelbſt gericht— 
liche Handlungen während der Vorunterſuchung vorzunehmen, die 
Freiheit der Bürger bedrohen und die Vertheidigung in ihrer 
freien Entwickelung vielfach ſtören können, finden Andere das 
Inſtitut der Staatsbehörde deßwegen bedenklich, weil dadurch die 
Koſten bedeutend vermehrt, durch die Colliſion des Staatsanwalts 


2 S. das Zeugniß des v. Breitſchwert in dem oben in Note 1 ange: 
führten Aufſatze, S. 156. 
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mit dem Unterſuchungsrichter Verzögerungen bewirkt und die 
Unterſuchungsrichter in ihrer nothwendigen freien Bewegung viel— 
fach geſtört würden. Noch getheilter ſind die Stimmen, wenn 
von der Feſtſtellung des Umfangs der Befugniſſe des Staats— 
anwalts die Rede iſt. Während nach den Vorſchlägen mancher 
Schriftſteller der Staatsanwalt erſt in der Hauptunterſuchung 
thätig ſeyn und als öffentlicher Ankläger die Anklage betreiben 
ſoll (auch hier wieder mit der Verſchiedenheit, ob er während der 
ganzen mündlichen Hauptverhandlung thätig iſt, oder z. B. wie 
in Württemberg erſt in einer Schlußverhandlung als Ankläger 
handelt), verlangen Andere, daß ſeine Stellung in dem künftigen 
Verfahren derjenigen gleiche, welche dem franzöſiſchen Staats— 
anwalte ſchon in der Vorunterſuchung eingeräumt iſt. — Am 
wenigſten Verſtändigung iſt in Bezug auf die Frage bemerkbar: 
ob in Zukunft Geſchworne oder rechtsgelehrte Richter das Urtheil 
fällen ſollen. Unverkennbar mehrt ſich die Zahl der Vertheidiger 
der Geſchwornengerichte; allein man erkennt leicht, daß unter 
ihnen ſelbſt die größte Verſchiedenheit der Anſichten herrſcht. 
Durchliest man die Schriften, welche die Vertheidigung der Ge— 
ſchwornenverfaſſung bezwecken, ſo weiß man nicht, ob den An— 
hängern des Inſtituts die engliſch-nordamerikaniſche oder die 
franzöſiſche, oder eine nach anderen Ideen einzurichtende Jury 
vorſchwebt. Sucht man in ihren Vorſchlägen Erörterungen über 
die Durchführung der einzelnen Fragen, von deren Beantwortung 
die Einrichtung und der Werth des Inſtituts abhängt, jo erhält 
man noch weniger Aufſchlüſſe, z. B. ob nur Urtheils- oder 
Anklagsjury eingeführt werden ſoll, wie die Jury gebildet wer— 
den, ob Stimmeneinhelligkeit oder Mehrheit, und zwar in welchem 
Umfange, gefordert werden ſoll. Unter den Männern, welche 
gegen die Geſchwornengerichte ſich erklären, ſind viele, welche das 
Inſtitut in ſeiner Wirkſamkeit nie ſelbſt beobachteten, und ſich 
dagegen erklären entweder aus Haß gegen alle fremden Einrich— 
tungen, oder aus Furcht vor der Anwendung bei politiſchen 
Verbrechen, oder aus dem Glauben, daß die Würdigung der 
Beweiſe nur eine Sache juriſtiſcher Kenntniſſe ſey, oder weil ſie 
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einzelne Fälle hervorheben, in welchen die Geſchwornen auf— 
fallende und insbeſondere für die bürgerliche Sicherheit gefährliche 
losſprechende Urtheile fällten. Uebrigens fehlt es nicht an ehren— 
werthen Männern, welche aus Ueberzeugung und aus der Er— 
kenntniß der Schwierigkeiten der gründlichen Urtheilsfällung, vor— 
züglich weil bei den Geſchwornen jene Garantieen wegfallen, 
welche bei der Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter wirkſam 
ſind, z. B. das Recht der Appellation, gegen Geſchwornengerichte 
ſich erklären. 

Eine nicht geringe Zahl bilden diejenigen, welche im Allge— 
meinen für Geſchwornengerichte ſtimmen, aber zur Zeit ſie nicht 
vorſchlagen; in ihren Gründen aber ſind ſie ſelbſt wieder getheilter 
Anſicht, indem manche den Zuſammenhang des Strafprozeſſes mit 
dem Charakter der Strafprozeßgeſetzgebung hervorheben, und in 
dem immer mehr geforderten weiten Ermeſſen „welches den Richtern 
gegeben werden ſoll, ein Hinderniß der Einführung der Geſchwornen— 
gerichte finden, Andere dagegen überzeugt ſind, daß erſt durch die 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit das Volk auf Geſchwornengerichte 
vorbereitet, insbeſondere auch die Theilnahme an den ſtrafgericht— 
lichen Verhandlungen geweckt werden müſſe, während Andere die 
Forderung der Einführung der Geſchwornengerichte nicht an der 
Zeit halten, weil vorausſichtlich auch die Erlangung der wich— 
tigſten Grundlagen des beſſeren Verfahrens, Mündlichkeit und 
Oeffentlichkeit, ſcheitern würden, wenn man jene Einrichtungen 
im unzertrennlichen Zuſammenhange mit der Geſchwornenverfaſſung 
darſtellte. 

Unter den Vertheidigern der Geſchwornen laſſen ſich leicht 
wieder zwei Klaſſen unterſcheiden, je nachdem Einige die politiſche 
Bedeutung der Jury hervorheben und das Inſtitut als eine der 
koſtbarſten Garantieen der Freiheit betrachten, Andere dagegen 
die Vortheile der Geſchwornengerichte als juriſtiſche Einrichtung 
und als das beſte Mittel, Wahrheit in gerichtlichen Fällen zu 
entdecken, berückſichtigen. 

Wenn nach dieſer Darſtellung angenommen werden darf, 
daß diejenigen, welche lebhaftes Intereſſe an der Umgeſtaltung 
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des Strafprozeſſes an den Tag legen, in ihren Anſichten wenig— 
ſtens ſoweit einander naher gekommen find, daß der künftige 
Strafprozeß auf Mündlichkeit, Oeffentlichkeit und Anklagever— 
fahren gebaut ſeyn, die Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter 
aber beibehalten werden ſoll, ſo tritt in Bezug auf die Ein— 
richtung des künftigen Verfahrens erſt ein neuer Widerſtreit her— 
vor. Während ein Theil die bisherige Gerichtsverfaſſung im 
Weſentlichen beibehält‘, und eine geſetzliche Beweistheorie, Rechen— 
Schaft der Richter durch Entſcheidungsgründe und Geſtattung der 
Rechtsmittel auch in Anſehung der Thatfrage fordert, verbreitet 
ſich immer mehr die Meinung, daß mit dem mündlichen öffent— 
lichen Verfahren die Angabe von Entſcheidungsgründen und 
Rechtsmittel mit Verhandlung des Falles in zweiter Inſtanz 
nicht verträglich ſeyen. Unter den Vertheidigern dieſer letztern 
Anſicht iſt wieder eine große Verſchiedenheit der Meinungen be— 
merkbar. Ein Theil derſelben fordert als Erſatz für die auf— 
gegebenen Garantieen andere Bürgſchaften, insbeſondere eine 
ſtärkere Beſetzung der Richtercollegien, ein ausgedehnteres Reku— 
ſationsrecht der Angeklagten und die Vorſchrift, daß eine Ver— 
urtheilung nur bei dem Daſeyn einer größeren Stimmenmehrheit 
(nach Umſtänden ſelbſt Stimmeneinhelligkeit) eintreten darf.“ 
Andere dagegen verzichten auf einen Theil der alten Einrichtun— 
gen, insbeſondere auf eine geſetzliche Beweistheorie, wollen aber, 
daß die Richter Entſcheidungsgründe abgeben, und gegen ihre 
Ausſprüche Rechtsmittel geſtattet werden, ſo wie in Frankreich 
bei den correktionellen Urtheilen dies der Fall iſt, wogegen Andere, 
überzeugt von den großen Vortheilen der Mündlichkeit und Oeffent⸗ 
lichkeit, Entſcheidungsgründe und Rechtsmittel aufgeben und die 
Richter nur anweiſen wollen, nach ihrer inneren Ueberzeugung 
das Urtheil zu fällen. Insbeſondere iſt es die geſetzliche Beweis— 
theorie, deren Möglichkeit und Zweckmäßigkeit vielfach die Ge— 
müther bewegt. Die Anhänger des Geſchwornengerichts ſprechen 
ſich begreiflich am meiſten gegen jede Beweistheorie aus, weil 
im Hintergrunde die Hoffnung ſchwebt, daß, wenn man einmal 
v. Molitor in v. Jagemanns Zeitſchrift, III. S. 39. 


die Beweistheorie befeitigt hat, von felbft die Geſchwornengerichte 
kommen werden, indem das Volk bald erkennen wird, daß, wenn 
man einmal die rechtsgelehrten Richter nur nach ihrer Ueber— 
zeugung richten läßt, für welche ſie keine Gründe anzugeben 
nöthig haben, ebenſowohl und ſelbſt noch beſſer, indem man dann 
auf eine größere Richterzahl, und auf den Einfluß der Volks— 
anſichten rechnen und die Juſtiz wohlfeiler einrichten kann, den 
Männern aus dem Volke, den Geſchwornen das Urtheil über— 
laſſen werden kann. Andere verzweifeln an der Möglichkeit der 
geſetzlichen Beweistheorie in Bezug auf den Indicienbeweis, und 
geben ſie daher entweder ganz auf, oder begnügen ſich mit einigen 
allgemeinen Hinweiſungen oder einigen negativen Regeln.“ Zu 
beklagen iſt dabei nur, daß diejenigen, welche auf ſolche Anſichten 
ihre Geſetzesvorſchläge bauen, auf die Erfahrungen der Länder, 
in welchen bereits die Einrichtung der Urtheilsfällung durch rechts— 
gelehrte Richter, ohne Geſtattung von Rechtsmitteln, aber mit 
eingeführter Mündlichkeit und Oeffentlichkeit beſteht, daher auf 
die Erfahrung der italieniſchen Staaten und des Kantons Waadt 
keine Rückſicht nehmen. Wer mag bei einem ſolchen Widerſtreite 
der Anſichten verkennen, daß wir noch weit in Deutſchland von 
der Verſtändigung über ſämmtliche Grundlagen des künftigen 
Strafprozeſſes entfernt ſind? Vergleicht man aber erſt den Gang 
der Verhandlungen in den Kammern, die Vorſchläge über das 
Detail der neuen Einrichtungen, prüft man die neuen Geſetzes— 
arbeiten in Deutſchland, ſo iſt die Hoffnung einer baldigen 
Gleichförmigkeit der Anſichten noch ſchwächer. 

Man bemerkt leicht, daß denjenigen, welche mit den neuen 
Geſetzesvorſchlägen ſich beſchäftigen, vorzugsweiſe der franzöſiſche 
Strafprozeß vorſchwebt, und von ihm ihre Vorſchläge, ihre Ein— 
wendungen und Gründe größtentheils entlehnt ſind. Hier liegt 
aber ein Hauptgrund vor, welcher die Unklarheit der Anſichten 
erklärt, und der folgerichtigen Durchführung der Grundſätze, 
welchen man huldigen will, im Wege ſteht. Dieſer Grund hängt 


i Meine Darſtellung der verſchiedenen Anſichten über den Indicien— 
beweis im Archiv des Criminalrechts, 1844, S. 279 ff. 
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mit den Vorſtellungen zuſammen, welche man über das Verhältniß 
des engliſchen und franzöſiſchen Strafverfahrens hat. Die Mehr— 
zahl unſerer Juriſten iſt gewohnt, beide Prozeßformen als die 
Ausflüſſe der nämlichen Grundideen zu betrachten, und den Gang 
des Verfahrens nach dem engliſchen und dem franzöſiſchen Ver— 
fahren als im Weſentlichen gleichförmig anzuſehen. Dennoch weiß 
der aufmerkſame Beobachter, daß dieſe Vorſtellung irrig iſt und 
daß beide Prozeßformen ſich weſentlich von einander unterſcheiden. 
Wer erinnert ſich nicht der Verhandlungen auf der ſchweizeriſchen 
Tagſatzung, als über die Einführung eines neuen Strafverfahrens 
für die ſchweizeriſchen Truppen berathen werden ſollte und die 
Partheien ſcharf ſich entgegenſtanden, die Vertheidiger des ſchrift— 
lichen Verfahrens, die des franzöſiſchen und die des engliſchen 
Prozeſſes? (Unter den letzten zeichnete ſich beſonders Keller von 
Zürich, jetzt in Halle, aus.)“ 

Eine richtige Auffaſſung der leitenden Grundideen des engliſchen 
Strafprozeſſes zeigt, wie derſelbe im Laufe der Jahrhunderte aus dem 
Kampfe des Volkes mit der Krone um Garantieen ſeiner Freiheit 
gegen Bedrückungen ſich entwickelte; daher hängt er auch überall mit 
politiſchen Einrichtungen und mit den verſchiedenen Entwickelungen 
politiſcher Zuſtände in England“ zuſammen, iſt ſelbſt vorzugsweiſe 
als politiſches Inſtitut aufgefaßt,“ und beruht auf einer Gerichts— 
verfaſſung, welche ſelbſt durch eine lange Reihe von Jahrhun— 
derten ausgebildet nicht aus einem Guſſe hervorging, und auf 
einer Stellung der Richter, wie kein anderes conſtitutionelles Land 
ſie kennt, ſowie auf einer Wirkſamkeit von Beamten, die jedem 
anderen Lande fremd iſt. Wir werden in Bezug auf die Stellung 
der Richter in dem nächſten $. XXII die Wichtigkeit hervorheben, 
daß die engliſchen Richter, da ſie nicht in das Parlament gewählt 

5 Seine Anſichten waren ausgeſprochen in dem dritten Berichte der 
zur Prüfung des Entwurfs des Verf. für die Schweizer Truppen nieder— 
geſetzten Commiſſion, S. 52. 

6 Intereſſante Andeutungen über dieſen Zuſammenhang ſ. in Lord 

Brougham's british Constitution. London 1844. 


Richtige Bemerkungen darüber in dem Aufſatze in der bibliotheque 
univers, de Geneve. 1844, Aoüt, p. 209. 


werden können, dem politifchen Treiben fremd bleiben, und theils 
durch ihre hohe Beſoldung, theils durch ihre Entfernung von 
der Politik eine Unabhängigkeit genießen, wie ſie in keinem Lande 
vorkömmt. Der für die Beſetzung der Jury ſo bedeutungsvolle 
Sheriff kann nicht einem hohen Verwaltungsbeamten irgend eines 
anderen Landes gleichgeſtellt werden. Die 15 Richter von Weſt— 
münſter und die Großbeamten der Krone ſchlagen drei Kandidaten 
vor, aus welchen die Königin den Sheriff wählt. Er fühlt (ge— 
wöhnlich iſt er ein ſehr reicher Mann) ſeine Stellung als Reprä— 
ſentant des Geſetzes, der für ſeine Handlungen dem Gerichte 
verantwortlich iſt. So iſt auch die Stellung des präſidirenden 
Richters in England eigenthümlich. Er erſcheint überall als 
das Organ des Geſetzes, der die Geſchwornen über die Rechts— 
punkte und insbeſondere die Beweisregeln belehrt, aber, da er an 
die Zeugen nicht Fragen ſtellt, eine Unpartheilichkeit behält, welche 
kaum bei dem Präſidenten eines anderen Landes ſo vorkommen 
kann. Die Vorunterſuchung ſelbſt trägt ein eigenthümliches Ge— 
präge an ſich. Sie iſt nicht als ein Theil der Unterſuchung 
betrachtet, auf deren Ergebniſſe die Geſchwornen verurtheilen 
können, ſondern iſt nur beſtimmt die Grundlage für die künftige 
Unterſuchung des Thatbeſtandes zu liefern, den Friedensrichter in 
den Stand zu ſetzen darüber zu erkennen, ob ein Angeſchuldigter 
gefänglich eingezogen oder zur Bürgſchaft zugelaſſen werden ſoll, 
dem Angeſchuldigten ſelbſt Gelegenheit zu geben, ſchnell ſich zu 
rechtfertigen und der Anklagsjury Materialien zu geben, um über 
die Zuläſſigkeit der Anklage zu entſcheiden. 

Die beſondere Richtung der Vorunterſuchung in England 
iſt ſelbſt verſchieden, je nachdem ſie durch die Friedensrichter oder 
die police magistrates geführt, oder durch das Verfahren vor 
dem coroners court begründet wird, oder in der ſogenannten 

s Daraus erklärt es ſich, warum häufig, wenn aus den in der Vor: 
unterſuchung vorgekommenen Ausſagen in dem Prozeſſe vor den Ge— 
ſchwornen ein Beweis gegen den Angeklagten abgeleitet werden ſoll, die 
Vertheidiger ſich dagegen erklären, und die Frage dann oft an die 15 


Richter zur Entſcheidung koͤmmt, ſ. Rechtsfall in der Zeitſchrift für aus— 
ländifche Geſetzgebung, XVII, S. 235. 
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information beſteht. Nach dem Grundſatze des englifchen Rechts kann 
dem Angeſchuldigten das, was ihn betrifft, ſchon in der Vorunter— 
ſuchung nicht geheim bleiben, und das Prinzip der Anklage bewirkt, 
daß jede Vernehmung der Zeugen nicht wie bei uns von dem Richter, 
ſondern von demjenigen ausgeht, welcher den Zeugen vorrufen läßt, 
daß aber die Gegenparthei ihre Intereſſen bei dieſer Vernehmung 
wahren kann; daher wird jeder Anſchuldigungszeuge in Gegen— 
wart des Angeſchuldigten“ vernommen.“ Die engliſchen Juriſten 
erkennen in dieſem Verfahren zwei große Vortheile, nämlich daß 
dadurch die Gefahr der einſeitigen oder untreuen Auffaſſung der 
Zeugenausſagen, und die bei dem deutſchen und franzöſiſchen Ver— 
fahren leicht begründete Beſorgniß tadelnswerther Einwirkungen 
des Richters auf den Zeugen entfernt und dem Angeſchuldigten 
die Vertheidigung leichter möglich gemacht wird, ferner daß da— 
durch die Protokolle über die in der Vorunterſuchung vernommenen 
Zeugen beſſer als in anderen Ländern in der Hauptverhandlung 
(z. B. wenn die Zeugen ſterben oder ſonſt nicht erſcheinen) be— 
nützt werden können, da der Angeſchuldigte bei der Vernehmung 
der Zeugen bereits mitgewirkt hatte. Von einem Verhör, das 
der Richter mit dem Angeſchuldigten abhält, wie dies in Deutſch— 
land, oder vor dem Unterſuchungsrichter in Frankreich eintritt, 
kommt in England nichts vor. Der Angeſchuldigte wird, nach— 
dem er in Kenntniß von der Anſchuldigung geſetzt iſt (oft nach— 
dem er die Ausſagen des prosecutor und der Zeugen gehört 
hat) wohl befragt, ob er ſchuldig oder nicht ſchuldig ant— 
worte, und nachdem einzelne Zeugen vernommen ſind, wird die 
Frage geſtellt, was er darauf zu erwiedern habe. Antwortet der 
Angeſchuldigte nicht,“ ſo denkt in England kein Richter daran, 


Es kann zwar oft der Zeuge allein vernommen werden (3. B. wenn 
Gefahr auf dem Verzuge iſt), allein er wird dann noch einmal vor dem 
Angeſchuldigten vernommen, welcher das Recht hat Gegenfragen an ihn 
zu ſtellen. 

10 In Schottland iſt dies nicht der Fall, da man die Gegenwart des 
Angeſchuldigten bei dem Zeugenverhör für nachtheilig in Bezug auf die 
Entdeckung der Wahrheit hält. Allison practice, p. 139. 

1 In Schottland muß der Beamte dem Angeſchuldigten erklären, 
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durch Vorhalte, Confrontationen u. A. den Angefchuldigten zum 
Geſtändniſſe zu vermögen.“ Daraus erklärt ſich auch die kurze 
Dauer der engliſchen Vorunterſuchungen, ſelbſt auch in den 
ſchwierigſten Fällen, und die ausgedehnte Befugniß, welche der 
Angeſchuldigte ſchon in der Vorunterſuchung zur Führung feines 
Vertheidigungsbeweiſes ausüben kann, der weſentlich dadurch er— 
leichtert wird, daß er alle Anſchuldigungsgründe ſchnell kennen 
lernt und des Raths eines Vertheidigers ſich jederzeit bedienen 
kann. Eigenthümlich iſt auch die Erſcheinung, welche wie die 
engliſchen Juriſten nachweiſen, weſentlich zur Abkürzung und 
Vereinfachung beiträgt, daß der Friedensrichter oder der Polizei— 
richter“ ſelbſt, wenn er bemerkt daß die Anklage nicht zu begrün— 
den iſt, den Angeſchuldigten entläßt oder den Ankläger durch 
gehörige Vorſtellungen ſelbſt abmahnt die Anklage fortzuſetzen, 
daß ferner in vielen Fällen der Polizeirichter oder Friedensrichter, 
entweder allein oder in Vereinigung mit anderen Friedensrichtern, 
ſummariſch über die Straffälle entſcheiden kann, die nicht vor die 
Geſchwornen gehören. Dazu kömmt das Recht des Friedens— 
richters, den Angeſchuldigten nur zu entlaſſen, nachdem er zuvor 
Bürgſchaft wegen Haltung des Friedens geſtellt hat, was vor— 
züglich dazu beiträgt, den Angeſchuldigten zu einem ordentlichen 
Betragen zu bewegen.“ Aus den über die Verwaltung der Polizei 


daß es ganz von ihm abhängt, ob er Antwort geben wolle oder nicht. 
Allison, p. 131. 

12 Richtig bemerkt dies Mühry, S. 570, in feiner Ueberſetzung von 
Stephen und fügt bei, daß ein hartes tadelndes Anfahren von Seite des 
Inquirenten in England nicht vorkomme, daher aber auch der Ange— 
ſchuldigte nicht den trotzigen widerſpenſtigen Ton annimmt, welchen man 
in Deutſchland (als Reaktion gegen die Leidenſchaftlichkeit vieler Inqui— 
renten) oft bemerkt. 

13 Unter den Londoner police magistrates darf man fich nicht einen 
deutſchen oder franzöfifchen Polizeibeamten vorſtellen; die Stelle dieſer 
police magistrates wird durch die ausgezeichnetſten (einer derſelben iſt 
der früher als Mitglied der Geſetzcommiſſion und als Schriftſteller hoch— 
geachtete Jardine) Juriſten beſetzt, die ſehr gut beſoldet ſind. 

1 Die constables und die policemen bekommen eine Liſte dieſer 
Leute, welche Bürgſchaft wegen Haltung des Friedens leiſteten und beauf— 
ſichtigen ſie ſtrenge. 
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in London jährlich erſcheinenden Tabellen ergibt ſich dies klar. 
Von 65,704 im Jahr 1842 vor die Polizeigerichte wegen Ver— 
gehen gebrachten Perſonen wurden 33,609 von den Polizeirichtern 
entlaſſen, 27,664 wurden von ihnen ſummariſch geſtraft oder zur 
Haltung des Friedens unter Bürgſchaft geſtellt, 4431 wurden 
an die Criminalgerichte gewieſen, ſo daß zuerſt die große Jury 
über die Anklage zu urtheilen hatte.“ Noch müſſen wir auf eine 
nicht genug gewürdigte Eigenthümlichkeit des engliſchen Prozeſſes 
aufmerkſam machen, nämlich das Verfahren vor dem coroners 
court bei Tödtungen. Nach feiner Inſtruktion hat der coroner 
ſo oft ihm angezeigt wird, daß ein Menſch erſchlagen, plötzlich 
oder auf eine auffallende Weiſe geſtorben, an den Ort wo die 
Leiche liegt ſich zu begeben, und ein Geſchwornengericht aus den 
Nachbarn zuſammenzurufen, die ein Gericht bilden, zu deſſen 
gültigem Ausſpruch gehört, daß wenigſtens 12 einſtimmig ſind. 
Der coroner vernimmt nun eidlich Zeugen, um die Urſache des 
Todes und alle Nebenumſtände herzuſtellen. Nach einer neuen 
Parlamentsakte kann der coroner Aerzte berufen, fie für ihre 
Mühewaltung belohnen und von ihnen alle nöthigen ärztlichen 
Aufklärungen verlangen. Seine Gewalt geht ſo weit, daß er alle 
Perſonen die ihm verdächtig ſcheinen, feſtnehmen laſſen kann. Die 
Beſchreibung der Wunden, aller Zeichen, die für den Thatbeſtand 
wichtig werden können, geſchieht in dem Protokolle, ebenſo wie 
die Aufzeichnung der Ausſagen der Vernommenen auf das Ge— 
naueſte. Erſt wenn alle Perſonen die Aufklärung geben können, 
und die beigezogenen Aerzte vernommen ſind, gibt das Ge 
ſchwornengericht ſeinen Ausſpruch über die Art des Todes und 
dabei auch über den Verdacht, der wegen deſſelben gegen eine 
Perſon obwaltet.“ Erfolgt der Ausſpruch von 12 Geſchwornen 6 


15 Das Verhältniß im Jahr 1831 war, daß von 72,824 wegen Ber: 
gehene Verhafteten, 48,026 von den magistrates entlaſſen, 21,843 ſummariſch 
von ihnen beſtraft oder zur Haltung des ne unter Bürgſchaft ge— 
ſtellt wurden. 

16 Ueber das Verfahren vor dem court of coroner ſ. Thomson lec- 
tures on forensic medicine, deutſch überfeßt von Behrend (Leipzig 1840, 
S. 56—60) und beſonders Guy principles of forensic medicine, vol. I, p.2—6. 
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einftimmig, daß der Tod Folge eines Verbrechens, oder felbft 
dahin, daß einer beſtimmten (benannten) Perſon die Theilnahme 
an dem Verbrechen zur Laſt zu legen ſey, ſo gelangen die Ver— 
handlungen des coroner, der die Angeſchuldigten verhaften laſſen 
kann, an den Beamten, der nun weiter die Unterſuchung führen 
kann, bis die Sache an die große Jury gelangt, oder der coroner 
ſendet ſie ſogleich an den Beamten, welcher die Einberufung des 
Criminalgerichts zu beſorgen hat. Der Ausſpruch dieſer coroners- 
Jury gilt nicht als ein definitiver, ſondern nur als Grundlage 
der Unterſuchung, insbeſondere als Anklage (presentement) gegen 
eine Perſon, daher erſt über die wirkliche Schuld des Angeklagten 
die kleine Jury richten muß. Dieſe Idee des presentement er— 
zeugt auch die Sitte, daß da wo die coroners-Jury beftimmt eine 
Perſon als dringend einer Tödtung verdächtig beſchuldigt, eine 
neue Vorlegung der Anklage vor die große Jury nicht mehr 
nöthig iſt, ſondern der Ausſpruch der coroners-Jury ſchon als 
Anklage gilt.“ Die Wirkſamkeit dieſer coroners inquest wird 
in England (vorzüglich ſeit der Zeit als man ſorgfältige Aerzte 
beizieht) für eine zweckmäßige Einrichtung gehalten, weil dadurch 
beſſer als in Frankreich für die vorläufige Herſtellung des That— 
beſtandes bei Tödtungen geſorgt, und mancher voreiligen Unter— 
ſuchung vorgebeugt wird, und weil die coroners durch ihren 
Beruf eine große Uebung erlangen, vorſichtig alle möglichen Neben— 
umſtände auszumitteln, und daher eine gute Grundlage der Ver— 
handlung geben. Nicht unbemerkt darf bleiben, daß in der 
Vorunterſuchung eine Art inquifitorifcher Thätigkeit von Seite 
der Beamten, theils in der oben geſchilderten Berechtigung des 
coroner liegt, Zeugen wie es ihm beliebt zur Aufhellung der 
Sache vorzurufen, theils in der Sitte daß der Friedensrichter 
und der policemagistrate an die constables und policemen Auf— 
träge erlaͤßt, Erkundigungen einzuziehen, um Beweismittel zu 
erlangen, gewiſſe Perſonen zu beauffichtigen, 

Am Ende der Vorunterſuchung tritt nun (in ſo ferne nicht das 
Verfahren durch Information eingeleitet iſt) ein neuer weſentlicher 

7 Müͤhry in der Zeitſchrift für ausländ. Geſetzgebung, XVII, S. 54. 
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Schutz der Angeſchuldigten durch die große Jury (Anklagsjury) ein. 
Sie iſt von der franzoͤſiſchen Anklagekammer weſentlich verſchieden. 
Waͤhrend dieſe nur aus ein mit wenigen Richtern beſetztes nach 
Stimmenmehrheit richtendes Gericht, das ſich nur an die häufig 
ſehr einſeitig vorgetragenen in den Akten der Vorunterſuchung ent— 
haltenen Anſchuldigungsgründe halten muß, kein Mittel hat, ſich 
ſelbſt die nöthige Aufklärung zu verſchaffen, und zuletzt in allge— 
meinen Ausdrücken nur ausſpricht, daß der Angeſchuldigte wegen 
des (zu bezeichnenden) Verbrechens in den Stand der Anklage ver— 
ſetzt werden ſoll, worauf erſt die Staatsbehörde beliebig die An— 
klageakte ausſchmückt, Gründe aufnimmt, welche die Anklage— 
kammer nicht würdigte, und ſie nach Gefallen zuſammenſtellt, 
beſteht die engliſche große Jury aus einer großen Zahl von 
Männern, von denen wenigſtens 12 einſtimmig ſeyn müſſen, wenn 
ihr Ausſpruch auf Verſetzung in Anklageſtand wirken ſoll; ihr 
liegt eine bereits vollſtändig entworfene Anklagsakte (indietment) 
vor, über deren Zulaſſung fie nach den vorliegenden Beweiſen 
urtheilen ſoll, ſie kann daher den ganzen Ton der Anklage, die 
einzelnen Gründe worauf ſich der Ankläger ſtützt, die Art der 
Schlüſſe, die er ableitet, prüfen, und wenn ihr die Art 
der Begründung mißfällt, die Anklage verwerfen; ſie iſt an keine 
Akten gebunden, fie ſelbſt vernimmt den prosecutor und die 
Zeugen deſſelben.“ Auf dieſe Art wohl unterrichtet, entſcheidet 
ſie über die Zuläſſigkeit der Anklageakte.“ Es iſt richtig, daß 
neuerlich Lord Brougham?“ die große Jury ein corps nennt, 


15 Den Angeſchuldigten und feine Zeugen vernimmt fie in England 
nicht, in Nordamerika aber (wenigſtens in den meiſten Staaten, ſ. Bar- 
bour the magistrates criminal law, p. 272) erſcheint auch der Ange— 
ſchuldigte vor der Anklagsjury. 

19 Wir bitten Alle, welche ſich mit Geſetzgebungsarbeiten befchäftigen, 
die intereſſante Kritik (im Edinburgh Review, 1842 Juli, p. 635) der franzö— 
ſiſchen Anklageakten, insbeſondere der in der Sache Laffarge bearbeiteten, 
und die Schilderung zu leſen, welche in Bezug auf die engliſchen indietments 
gemacht wird. Jede Leidenſchaftlichkeit, Deklamation, einſeitige auf das Ge— 
müth der Geſchwornen wirkende Darſtellung iſt in England ſtrenge verbannt. 

20 In ſeinem Briefe über die engliſche Strafjuſtiz (abgedruckt in 
Foelix Revue de droit Francais et etranger, 1845, p. 90). 


das ohne Verantwortlichkeit handelt, und oft einen Prozeß gegen 
alle Gerechtigkeit geſtattet; da 23 Geſchworne gewöhnlich da find, 
und 12 davon einig ſeyn müſſen, ſo iſt nach dem Ausſpruche 
von Brougham es immer ungewiß ob einer der Geſchwornen, 
unter den 12, die für die Anklage ſtimmten, oder unter den 11 
dagegen ſtimmenden ſich befand. Man bemerkt aber leicht, daß 
Brougham dadurch nicht die Idee des Inſtituts, ſondern nur die 
Art der Ausführung tadelt; nach der Meinung der Engländer 
ließe ſich dem Uebel leicht abhelfen, wenn man zur großen Jury 
nur beſtimmt 12 Geſchworne und von dieſen Einſtimmigkeit zur Zu— 
laſſung der Anklage fordert. Nicht zu läugnen iſt, daß die engliſche 
große Jury nicht ſehr ſtrenge in der Geſtattung der Anklage iſt, 
wenn man z. B. aus den Tabellen bemerkt, daß 1842 nur gegen 
2023 keine Anklage zugelaſſen wurde, und von den vor die kleine 
Jury Geſtellten 6069 freigeſprochen wurden, und 1843 bei 2005 
die Anklage nicht zugelaſſen und 5995 losgeſprochen wurden. 
Betrachtet man den Gang der engliſchen Hauptunterſuchung 
vor der kleinen Jury, ſo iſt ſie gleichfalls weſentlich verſchieden 
von der franzöſiſchen. Schon dadurch daß in Fällen wo der 
Angeklagte erklärt: daß er guilty plädire (alſo alles geſteht), keine 
Verhandlung vor der Jury eintritt und kein verdict derſelben noth— 
wendig iſt,? tritt eine Verſchiedenheit ein. Die Hauptverſchiedenheit 
liegt aber theils in der Gleichheit der Stellung des Anflägers und 
des Angeklagten, theils in der Stellung des präſidirenden Richters, 
der nicht ſelbſt Zeugen vernimmt, ſondern überall nur wacht, daß 
keine Unregelmäßigkeit vorgeht, und die Geſchwornen belehrt, theils 
in dem Verhältniſſe, daß der Ankläger und der Angeklagte ſelbſt die 
Zeugen vernehmen. Der Engländer würde es für die größte 
Verletzung der Rechte des Angeklagten halten, wenn der An— 
kläger ausgedehntere Befugniſſe erhielte als der Angeklagte. Der 
2 Dies erklärt ſich nur aus der geſchichtlichen Ausbildung des eng— 
liſchen Strafprozeſſes. Mein Strafverfahren II, $. 155. Da in dem Falle 
in welchem der Angeklagte Alles geſteht, die Beweisführung von Seite 
des Anklägers unnöthig iſt, und die Geſchwornen nur über die Wahrheit 
von beſtrittenen Thatfachen ihr Verdict geben ſollen, fo glaubt man in 
England, daß ein trial im Falle des Geſtändniſſes überflüſſig iſt. 


Mittermaier, über Mündlichkeit ıc. 14 
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englifche Anwalt der Krone hat daher keine anderen Rechte als 
der Privatanklaͤger. Völlig tadelnswerth erſchiene es in England, 
wenn der prosecutor bei dem Anfang der Verhandlung durch 
eine Rede, in welcher er aus dem vergangenen Leben des Ange— 
klagten, durch Schlüſſe aus einzelnen Thatſachen, durch leiden— 
ſchaftliche Schilderung der moralifchen Verdorbenheit des Ange— 
klagten, die Geſchwornen von der Schuld des Angeklagten zu 
überzeugen ſuchte. Nach dem engliſchen Rechte ſoll die ganze 
Verhandlung nur der Führung der Beweiſe gewidmet ſeyn; alles 
was darauf berechnet wäre die Geſchwornen durch Deklamationen 
irre zu leiten, erſchiene als tadelnswerth. Der engliſche prose- 
eutor und der Anwalt wiſſen, daß die Geſchwornen nach Be— 
weisregeln die Thatſachen prüfen müſſen und richten daher ihr 
Benehmen und alle Aeußerungen ſo ein, daß ſie am beſten die 
Geſchwornen von der Gewißheit der Thatſachen nach den vor— 
handenen Beweiſen überzeugen können. Für eine der beſten Ein- 
richtungen des engliſchen Verfahrens hält man in England, daß 
der präſidirende Richter nicht ſelbſt die Zeugen vernimmt, ſondern 
zuerſt jede Parthei die von ihr vorgeſchlagenen Zeugen befrägt 
und daß dann der Gegner im Kreuzverhör an die Zeugen Fragen 
ſtellt. Insbeſondere hält man dies zuletzt genannte Verhör für 
das beſte Mittel die Wahrheit zu erfaſſen und die Lüge zu ent— 
decken. Der Gerichtsgebrauch bezeichnet genau die Schranken, 
wie weit die Fragen gehen dürfen, und der präſidirende Richter 
ſorgt, indem er die Partheien zurecht weist, wenn ſie von den 
gebräuchlichen Regeln ſich entfernen, daß kein Mißbrauch gemacht 
werde. Nach der Meinung der engliſchen Juriſten hängt die 
hohe Achtung, welche der engliſche Richter genießt und der Ein— 


fluß, den er bei ſeinen Belehrungen auf die Geſchwornen übt, 


zum großen Theil mit der Unpartheilichkeit zuſammen, welche er 


22 In der Kritik des Laffargiſchen Prozeſſes, in dem Edinburgh 
Review, 1842, Juli, p. 366 wird ausdrücklich erklart, daß der engliſche 
Richter den prosecutor ſogleich unterbrechen würde, wenn er verſuchte 
eine Rede zu halten, wie ſie der franzöſiſche Generalprokurator hielt. 

23 Ueber die Weiſe die Zeugen zu befragen, ſ. den trefflichen S. Green- 
leaf a trealise on the law of evidence (Boston 1844), vol. I, p. 504 8. 


1 


211 


dadurch gewinnt, daß er die Zeugen” nicht felbft vernehmen 
darf. Als ein fernerer Vorzug der Stellung des präſidirenden 
Richters in England wird auch der betrachtet, daß dadurch der 
Nachtheil vermieden wird, daß der Präſident zugleich Unter— 
ſuchungsbeamter und Richter ſey.“ Ueber die Eigenthümlich— 
keiten der engliſchen Geſchwornen im Gegenſatze der franzöſiſchen 
ſoll unten bei dem Geſchwornengericht geſprochen werden. Einen 
weſentlich verſchiedenen Charakter trägt der franzöſiſche Straf— 
prozeß in allen Abtheilungen des Verfahrens an ſich. In der 
Vorunterſuchung bewirkt ſchon die Aufſtellung der Staatsbehörde, 
welche als öffentliche Anklägerin die Unterſuchung einleitet, eine 
andere Stellung als in England, und ſichert der bürgerlichen 
Geſellſchaft einen größeren Schutz gegen die Folgen der Unge— 
ſtraftheit der Verbrechen. Durch den Unterſuchungsrichter wird 
die Gewalt zu unterſuchen in einer Hand vereinigt. Hier aber 
bemerkt man leicht, daß die Vorſtellungen welche noch vor der 
Revolution über die Befugniſſe des unterſuchenden Beamten ver— 
breitet waren, unwillkürlich auf die Stellung des Unterſuchungs— 
richters nach dem Code einwirkten. Nicht ſelten gleicht ſeine 
Unterſuchung der eines deutſchen Inquirenten, ſeine Macht ſcheint 
ſelbſt gefährlicher, da das Geſetzbuch nur einige Formvorſchriften, 
aber keine näheren Anweiſungen in Bezug auf ſein Verfahren 
enthält. Das Bemühen Geſtändniſſe des Angeſchuldigten zu er— 
langen findet ſich auch nicht ſelten in franzöſiſchen Unterſuchungen, 
obwohl der beſſere Gerichtsgebrauch anerkennt, daß gegen den 
Angeſchuldigten, der nicht antworten will, ein Zwang oder eine 
Strafe nicht angewendet werden dürfen.“ Durch die Befugniß 


2d Gegen die Art der Vernehmung des Angeklagten durch den fran— 
zöſiſchen Präſidenten, Edinburgh Review, I. c. p. 375. 

25 Man erkennt ja auch in Deutſchland überall als eine Hauptfor— 
derung an, daß der unterſuchende Beamte (weil er dabei leicht befangen 
wird) nicht ſelbſt richte. In Frankreich iſt der Aſſiſenpräſident als In— 
quirent thätig, und zugleich kann er (über Zwiſchenfragen während der 
Aſſiſe urtheilt er ohnehin) leicht in die Lage kommen, auch über den Aus— 
ſpruch der Jury zu urtheilen, auf jeden Fall fallt er das Endurtheil. 

26 Duverger, manuel des juges d’instructions, vol. II, p. 122. 


des Unterſuchungsrichters gegen den Angeſchuldigten geheimes 
Verfahren anzuordnen, wird leicht eine große Verzögerung des 
Prozeſſes und eine Bedrückung des Angeſchuldigten herbeigeführt.“ 
Der Schutz des Letzteren liegt nun in der Controle, welche das 
Bezirksgericht über den Unterſuchungsrichter ausübt; leider iſt 
dieſer Schutz aber dadurch geſchwächt, daß der Unterſuchungs— 
richter dem Bezirksgerichte vorträgt und ſelbſt in den Berathungen 
eine Stimme hat, ſo daß ſeine Anſicht ſiegt, wenn auch nur 
eines der Gerichtsmitglieder ihm beiſtimmt. Am nachtheiligſten 
treten in der franzöſiſchen Vorunterſuchung drei Eigenthümlich— 
keiten hervor: 1) die zu ausgedehnte Befugniß des Staatsan— 
walts welcher ſelbſt gerichtliche Handlungen vornehmen darf.!“ 
2) Die Art, wie für den Thatbeſtand geſorgt wird. 3) Die Beſchrän— 
kung der Rechte der Vertheidigung in der Vorunterſuchung. Nach 
der Art, wie in Frankreich die Medicin betrieben wird, bei dem 
Mangel tüchtig gebildeter angeſtellter Aerzte, vorzüglich an kleinen 
Orten, bei der Sitte, daß die Juriſten auf Univerſitäten mit 
gerichtlicher Medicin ſich gar nicht befchäftigen, und daher viele 
Unterſuchungs- und Friedensrichter völlig unbekannt mit den 
Schwierigkeiten dieſer Medicin ſind, iſt es begreiflich daß für die 
Herſtellung des Thatbeſtandes nicht geſorgt wird. Häufig find 
es Friedensrichter, ſelbſt Polizeibeamte, welche die erſten hiezu 
nöthigen Schritte vornehmen. 

Während in England der geübte coroner, von tüchtigen Aerzten 
unterſtützt, die Unterſuchung des Thatbeſtandes in Tödtungsfäͤllen 
vornimmt, befindet ſich in Frankreich das Geſchäft in Händen 

27 Darüber klagt auch Oudot theorie du Jury, p. 299. Vorſchläge 
in le Bidart de Chumaide des vices de la legislation pénale belge, p. 170. 

28s Daß dieſe franzöſiſche Vorſchrift unpaſſend iſt, ſ. gut Moͤhl in 
v. Jageman und Noͤllner Zeitſchrift für Strafverfahren, IV. Neue Folge, 
1. Band, 2. Heft, S. 243. Eine weſentliche Verbeſſerung enthält das 
badiſche Geſetz vom 6. März 1845 über die Gerichtsverfaſſung (Art. Y, 
nach welcher der Unterſuchungsrichter bei den Berathungen des Bezirks— 
gerichts nicht gegenwärtig ſeyn darf und mitſtimmt. Ein Fehler aber 
liegt in Art. 25 der badiſchen Strafprozeßordnung. 


29 Wir werden unten bei dem Verhältniſſe des Staatsanwalts dies 
näher ſchildern. 
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von Beamten, welche keine Vorſtellung von der Wichtigkeit 
gewiſſer Umſtände, von den Rückſichten welche zu nehmen ſind, 
haben, keine Fragen zu ſtellen wiſſen, und in den Händen un— 
geübter Geſundheitsbeamten, und in Vergiftungsfällen ſchlecht 
gebildeter Apotheker.“ Daraus erklärt es ſich warum häufig erſt 
in der Aſſiſe vor den Geſchwornen, wenn tüchtige Sachverſtändige 
beigezogen werden, die Ausmittelung des Thatbeſtandes beginnen 
kann, wobei unvermeidlich die Ausmittelung der einflußreichen 
Nebenumſtände nicht mehr möglich iſt,“ und wo der jetzt über— 
raſchte Vertheidiger, der neue Gutachten und Behauptungen plötz— 
lich erfährt, nicht im Stande iſt ſie gehörig zu widerlegen. 
Unfehlbar liegt ein Hauptgrund vielfacher Losſprechungen in 
Fällen der Tödtung in der mangelhaften Herſtellung des That— 
beſtandes. Beſonders nachtheilig iſt es für den Angeſchuldigten, 
daß er in der Vorunterſuchung auf die Benützung des Zeugen— 
beweiſes nicht wirken kann, und erſt zu ſpät nach geſchloſſener 
Vorunterſuchung ſein Vertheidiger durch Einſicht der Akten die 
Anſchuldigungsbeweiſe, insbeſondere auch die Gutachten der Sach— 
verſtändigen erfährt. Alle engliſchen Juriſten ſtimmen darin 
überein, daß durch das Recht des Angeſchuldigten ſchon in der 
Vorunterſuchung Fragen an die Zeugen ſtellen zu dürfen, durch 
das Recht die Protokolle des coroner kennen zu lernen, die Wahr— 
heit beſſer an den Tag kömmt und grundloſe Verſetzungen in 
den Anklageſtand erſpart werden. Nichts iſt nachtheiliger als 
wenn erſt im Laufe der Aſſiſenverhandlung, wie z. B. in dem 
Prozeſſe Laffarge neue Sachverſtändige gerufen werden und nun 
imponirend auf die Geſchwornen durch ihre Ausſagen wirken.“ 
0 Wie ſehr die franzöſiſche Apothekereinrichtung der Verbeſſerung be: 
darf, zeigt die Preisſchrift von le Bidart de Chumaide des ameliorations 
que reclame la legislation pharmaceutique belge. Liège, 1844. 

1 Wir bitten die Leſer an den bekannten Fall von Lacoſte ſich zu 
erinnern. Wie leicht wäre in der Vorunterſuchung herzuſtellen geweſen, 
welchen Einfluß die erſt in der Aſſiſe behauptete Anwendung von geheimen 
Mitteln, die wahrſcheinlich Gift enthielten, auf das Dafeyn des Arſeniks 
in der Leiche des Lacoſte hatte. | 


ueber das Verhältniß der experts in Frankreich, ſ. Bonnier traité 
Iheorique et practique des preuves, Paris 1843, p. 72 — 75. Das 
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Auch der in Frankreich durch die Anklagekammer dem 
Angeſchuldigten gewährte Schutz iſt ein ſehr ungenügender.“ Wir 
berufen uns auf die Erklärung eines Mannes, der ſelbſt lang— 
jähriger Generaladvokat (de Vaulr in Colmar) iſt, und erklärt“ 
daß die franzöſiſchen Vorſchriften nicht die nöthigen Garantieen 
gewähren. Erfährt man, daß der Generalprokurator (alſo der 
Ankläger, und fo leicht leidenſchaftlich befangene Beamte) den 
Bericht an die Anklagekammer erſtattet, daß ihm, der allein die 
Akten kennt, von dem es abhängt, was er vortragen will, nicht 
leicht Jemand widerſprechen kann, daß er daher auf die Anklage— 
kammer den größten Einfluß übt, daß dieſe Behörde nicht wie 
die engliſche Anklagsjury Mittel hat ſich ſelbſt Aufklärung zu 
verſchaffen, und daß nach der Erfahrung? mit großer Schnellig— 
keit verfahren wird, ſo kann man an eine Vertrauen erweckende 
Rechtspflege nicht glauben. Daß die franzöſiſche Vorſchrift, nach 
welcher die Anklagsakte erſt nach Verſetzung in den Anklageſtand 
von der Staatsbehörde bearbeitet wird, nicht ſo zweckmäßig iſt 
als die engliſche Einrichtung, wurde ſchon oben bemerkt. 

Verfolgt man genauer die Garantieen, welche der franzöſiſche 
Code in Bezug auf die Hauptverhandlung gewährt, ſo zeigen 
ſich weſentliche Verſchiedenheiten von dem engliſchen Strafver— 
fahren. Die Staatsbehörde iſt hier vielfach zum Nachtheile 
des Angeklagten begünſtigt; ſchon das Recht des Staatspro— 
kurators, Zeugen vorzuladen, deren Vorladung erſt 24 Stunden 
vor der Eröffnung der Sitzung dem Angeklagten bekannt gemacht 
wird,“ iſt gefährlich, weil nach der Erfahrung die Staatsbehörde 
dadurch den Angeklagten ſehr überraſchen kann, indem er in der 
Hauptwerk über gerichtliche Medicin in Frankreich und in den Nieder— 
landen und ihre Mängel iſt: de Uitoefening der geregtelyke Genees- 
kunde in Nederlande, hare Gebreken, door C. van den Brœcke (Arzt) 
en Ph. van den Brœcke (Juriſt). Utrecht 1845. 

55 Legraverend des lacunes et des besoins I, p. 57. Oudot théorie 
du Jury, p. 311. g 

In der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, VII, S. 285. 

5 Wir bitten die Angaben über den üblichen Geſchaftsgang in den 


Anklagekammern von de Vaulr zu beachten. 
>» Code d'instruction, Art. 315. 
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kurzen Zeit nicht im Stande iſt, fich über die ihm vielleicht un— 
bekannten Zeugen näher zu erkundigen, und auf jeden Fall über— 
raſcht wird, da er oft nicht errathen kann, weßwegen ein Zeuge 
abgehört werden ſoll, ſo daß der Vertheidiger oft plötzlich durch 
die Ausſagen der Zeugen neue Thatſachen erfährt, auf deren 
Widerlegung oder Berichtigung er gar nicht vorbereitet war. Da 
das Geſetz die Unterlaſſung der Vorſchrift, welche wenigſtens ver— 
langt daß der Angeklagte 24 Stunden vor der Sitzung den Namen 
der Zeugen erfahre, nicht einmal mit Nichtigkeit bedroht,“ ſo 
hat der Angeklagte noch weniger Schutz. Nach dem Geſetze kann 
die Staatsbehörde, nachdem die Anklagsakte vorgeleſen iſt, die 
Anklage auseinanderſetzen.“ Dies Recht iſt ein gefährliches; denn 
hier wirkt die Staatsbehörde, indem ſie beliebige Bemerkungen 
über den Charakter des Angeſchuldigten, über das Gewicht des 
Beweiſes vorträgt, das Vertheidigungsſyſtem des Angeklagten zum 
Voraus lächerlich macht oder als grundlos darſtellt, Hypotheſen 
über die Begehung des Verbrechens aufſtellt, auf eine gefähr— 
liche Weiſe auf die Geſchwornen,“ während der Angeklagte und 
ſein Vertheidiger dagegen nichts ſagen dürfen, um dem Ein— 
a der Rede des Generalprokurators ſogleich entgegenzuwirken. 
Während der Verhandlung kann die Staatsbehörde unmittelbar 
Fragen an die Zeugen ſtellen; wogegen der Vertheidiger nach 
dem Geſetze (Code, Art. 319) nur durch das Organ des Präſi— 
denten (alſo nicht unmittelbar) Fragen ſtellen kann, ſo daß es 
auch von dem Präſidenten abhängt, ob er eine Frage ſtellen will. 
Während die Staatsbehörde bei jeder Antwort eines Zeugen, 
der Ausſage deſſelben, wenn ſie ihr nicht behagt, ihre Kraft ent— 
ziehen darf, da Bemerkungen darüber und über den Zeugen, die 
Geſchwornen leicht ungünſtig gegen den Angeklagten ſtimmen, und 
z. B. wenn der Zeuge anders ausſagt, als er in der Vorunterſuchung 

Morin, dictionnaire du droit criminel, p. 731. 

»Der Code, Art. 314 ſagt: Il exposera le sujet de l’accusation. 

Tüchtige franzöfifche Praktiker, z. B. Morin, p. 215, erkennen, 
daß es beſſer wäre, wenn dies exposé nicht vorkäme, indem die Staats: 


behoͤrde dadurch ihre Unabhängigkeit der Meinung verliert, da erſt die 
mündlichen Verhandlungen den wahren Stand der Sache zeigen. 
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that, durch Androhung, den Zeugen wegen falſchen Zeugniſſes 
verhaften zu laſſen, die Zeugen einſchüchtern kann, muß der Ver— 
theidiger mit ſeinen Bemerkungen über eine vorgekommene Ausſage, 
oder mit ſeiner Widerlegung der Erklärungen der Staatsbehörde, bis 
zum Schluſſe, bis zur Hauptvertheidigung warten. Ein dem Ange— 
klagten vielfach ungünſtiges Verhältniß entſteht auch in dem fran— 
zöſiſchen Prozeſſe, durch die Lücke des Geſetzes über den Beweis 
durch Sachverſtändige.“ Nur einmal erwähnt der Code (Art. 44) 
bei der Vorunterſuchung die Sachverſtändigen. Vergeblich ſucht 
man in Bezug auf das Recht des Angeklagten,“ Sachverſtändige 
im Intereſſe der Vertheidigung vorrufen zu laſſen, ſo wie über 
das Recht, die beigezogenen Aerzte zu rekuſiren, eine Beſtimmung 
im Geſetze. Nur der Präſident kann nach ſeinem pouvoir dis— 
eretionnaire, Sachverſtändige wie es ihm beliebt, vorrufen laſſen, 
neue expertise anordnen;“ allein eine neue Streitfrage erhebt 
ſich in Bezug auf die Verpflichtung des vom Präſidenten vor— 
gerufenen Sachverftändigen, den Eid! in der Sitzung zu leiſten.“ 
In allen Ländern, in welchen der franzöſiſche Strafprozeß, oder 
ein dieſem nachgebildetes Verfahren beſteht, erkennt man die 
Nothwendigkeit neuer zweckmäßiger geſetzlicher Beſtimmungen über 
den Beweis Sachverſtändiger.“ 

Ganz abweichend iſt endlich der franzöſiſche Prozeß von dem 
engliſchen durch die Stellung des Aſſiſenpräſidenten, durch ſein aus— 
gedehntes pouvoir discretionnaire,“ durch fein auf die Geſchwornen 

0 Wichtige Bemerkungen macht darüber Lacuisine traité du pouvoir 
judiciaire, p. 342 351. 

1 Gezwungen kann man Art. 321 hieher ziehen, der von dem Rechte 
Zeugen (temoins) vorrufen zu laſſen ſpricht. 

42 Lacuisine traité, p. 346. 

‘3 Lacuisine, p. 342. Viele arréts in Morin dictionnaire, p. 310. 

Von dem Benehmen der Staatsbehoͤrde in Bezug auf Sachver— 
ftandige und ihre Ausſagen, handelt Molenes traité des fonctions de 
procureur du Roi, Paris 1843, tom. I, p. 401. 

45 Niemand hat von allen franzöfifchen Juriſten die Stellung und 
den Umfang der Befugniſſe des Aſſiſenpräſidenten würdiger und voll: 
ſtändiger bezeichnet als Lacuiſine in dem ſchon oft angeführten Werke, ins— 
beſondere p. 353 über das pouvoir diseretionnaire. 

4% Gute Bemerkungen mit Bezug auf einen Criminalfall, in dem Journal 
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fo mächtig wirkendes Schlußreſumé,“ durch fein Recht nach Ber 
lieben Zeugen in der Sitzung vorzurufen, und ſeine Befugniß, die 
Zeugen, Sachverſtändigen und den Angeſchuldigten zu befragen. 

Vergleicht man nun den franzöſiſchen und engliſchen Straf— 
prozeß (abgeſehen von der Zuſammenſetzung und der Stellung 
der Geſchwornen, worüber beſonders unten gehandelt werden 
muß), ſo bemerkt man leicht, daß diejenigen welche für die Ein— 
führung des mündlichen öffentlichen Anklageverfahrens ſich erklären, 
darüber ſich verſtändigen müſſen, welches dieſer beiden Verfahren 
ſie zum Grunde legen wollen. Für den Verfaſſer dieſer Schrift 
war es ſeit vielen Jahren eine Hauptaufgabe, durch Beobachtung 
des mündlichen Verfahrens in verſchiedenen Ländern, durch genaue 
Erkundigungen bei den Praktikern, in den verſchiedenen Lagen, 
und durch Correſpondenz mit erfahrenen Männern, über die 
wichtigſten Detailfragen, zur feſten Anſicht über den, durch Er— 
fahrung gelehrten Werth der verſchiedenen Verfahrungsweiſen ſich 
zu bilden. Das Ergebniß iſt folgendes: Unter den tüchtigſten 
engliſchen Juriſten ſteht die Ueberzeugung feſt, daß das franzöſiſche 
Strafverfahren in folgenden Punkten den Vorzug vor dem eng— 
liſchen verdient: 1) in Bezug auf das Inſtitut der Staatsbe— 
hörde.“ Noch neuerlich erklärte der vielerfahrene Lord Broug— 
ham,“ daß dieſe franzöſiſche Einrichtung in England nicht fehlen 
dürfe, weil ſonſt die Ungeſtraftheit der Verbrechen zu leicht be— 
günſtigt würde, weil es ſehr hart wäre, wenn der, welcher durch 
das Verbrechen eines Andern Nachtheile gelitten hat, noch ge— 
zwungen wäre, mit großen Koften und Mühe feinen Beleidiger 
vor Gericht zu verfolgen, und weil nach der Erfahrung ſehr 
de jurisprudence, et Revue des tribunaux Vaudois, 1845, Nro. 2, p. 44. 
und das in Note 32 angeführte wichtige Werk. 

Welche Gefahr vorhanden ift, wenn der Präfident in feinem resume 
noch fo partheiiſch, die Geſchwornen zu beſtimmen ſucht, die Entſchuldigung 
nicht für wahr zu halten, und der Caſſationshof am Schluſſe doch das Urtheil 
nicht vernichtet, zeigt das arret vom 27. März 1845, f. le droit 1845, Nr. 74. 

"5 Die Nothwendigkeit der Einführung des öffentlichen Anklägers weiſen 
nach Miller, inquiry into the civil law in England p. 243. Der second report 


on criminal law, p. 53, 73. First report on constabulary force, p. 180. 
In ſeinem bereits angeführten Briefe in der Revue, p. 89. 
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häufig in England der Mangel der Staatsbehörde den Nachtheil 
herbeiführe, daß der Beſchaͤdigte gezwungen wurde, einen Vergleich 
mit dem mächtigen oder reichen Verbrecher einzugehen. Daraus 
erklärt es ſich, warum die engliſchen Juriſten vielfach den ſchot— 
tiſchen Strafprozeß, in welchem der öffentliche Ankläger vorkömmt, 
vorziehen, und auf Rechnung deſſelben die geringe Zahl der Ver— 
brechen in Schottland ſetzen. 2) Nicht weniger erkennen die 
engliſchen Juriſten einen Vorzug des franzöſiſchen Prozeſſes, in 
der Gleichförmigkeit des Verfahrens in der Vorunterſuchung, und 
in der Aufſtellung eines Unterſuchungsrichters,“ während in 
England verſchiedene Formen des Verfahrens eintreten, je nach— 
dem vor dem Friedensrichter, dem policemagistrate, oder dem 
coroner verhandelt, oder auf dem Wege der information einge— 
ſchritten wird. 3) Eine Verbeſſerung finden die engliſchen Juriſten 
in der franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung,“ theils in ſo ferne in 
den verſchiedenen Orten Bezirksgerichte angeordnet ſind, welche 
eine wohlthätige Controle des Unterſuchungsrichters bilden, ſo 
daß der Angeſchuldigte mehr Garantieen erhält, theils in der Ein— 
richtung, daß die Aſſiſenhöfe öfter im Jahre gehalten werden, 
und daher der Angeſchuldigte nicht fo lange zu warten nöthig 
hat, während in den engliſchen Grafſchaften (in London ſelbſt 
tritt zwar keine Verzögerung ein) nur zweimal im Jahre, wenn 
die Richter von London aus abgeſendet werden, Aſſiſen Statt 
finden, und daher oft der Angeſchuldigte lange auf die Ent— 
ſcheidung ſeines Schickſals warten muß. Ziemlich allgemein wird 


50 Wir durfen nicht verſchweigen, daß ehrenwerthe Stimmen engliſcher 
Juriſten gegen die franzöfifhen Unterſuchungsrichter uns bekannt gewor— 
den ſind. Man behauptet, daß durch dieſe ausſchließliche Aufgabe, die 
dem Unterſuchungsrichter ertheilt wird, Verbrechen zu verfolgen, dieſem 
Beamten eine gefährliche Stellung, eine Neigung, überall Verbrechen zu 
ſehen, und eine gewiſſe oft zur Anwendung drückender Mittel antreibende 
Härte eingefloͤßt wird, wahrend der engliſche Friedensrichter von ſolchen 
Eigenſchaften frei ſey, da er das Inquiſttionsgeſchaft nicht zu feiner Haupt: 
aufgabe zu machen hat. 

51 Wir müſſen zwar auch hier bemerken, daß manche engliſche Juriſten 
(ſ. im nächſten Paragraph) große Vortheile der engliſchen Einrichtung zu 
rühmen wiſſen, die Mehrheit aber rühmt die franzöfifche Einrichtung. 
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auch anerkannt, daß der franzöſiſche Caſſationshof eine Einrichtung 
ſey, welche in England nicht fehlen ſollte. 4) Vielfach wenigſtens 
erkennen die engliſchen Juriſten an, daß ein Vortheil in der 
Beſtimmtheit liege, welche das franzöſiſche Geſetzbuch in Bezug 
auf den Gang des Verfahrens, der Begränzung der Befugniſſe 
eines jeden bei der Aſſiſe thätigen Beamten enthalte, während 
in England Alles nur dem Gerichtsgebrauche überlaſſen wäre, 
und es daher oft an der nöthigen Beſtimmtheit fehle.? 5) Als 
zweckmäßig wird erkannt, daß in Frankreich auch da, wo der 
Angeklagte geſteht, die Verhandlung vor den Geſchwornen vorgeht. 

Dagegen erkennen Englands Juriſten (und mit ihnen viele 
Franzoſen, welche mit den engliſchen Prozeßformen vertraut ſind) 
nachſtehende Vorzüge des engliſchen Strafprozeſſes an: 1) in der 
Vorunterſuchung die einfache, von allen inquiſitoriſchen Richtungen 
entfernte Art der Vernehmung des Angeſchuldigten und der Zeu— 
gen, vorzüglich die Befugniß des Angeſchuldigten, bei den Ver— 
nehmungen der Zeugen gegenwärtig zu ſeyn und Fragen an die 
Zeugen zu ſtellen, weil dadurch weit ſichrer als in Frankreich 
die Wahrheit entdeckt würde. Engliſche Praktiker geben jedoch 
zu, daß es zweckmäßig ſeyn kann, manche Zeugen vorerſt in Ab— 
weſenheit des Angeſchuldigten zu vernehmen (weil der Zeuge oft 
durch dieſe Gegenwart eingeſchüchtert werden könnte), hierauf 
aber, nachdem er ſchon ausgeſagt hat, den Zeugen vor dem An— 
geſchuldigten, welcher Fragen ſtellen kann, noch einmal zu ver— 
hören. 2) Man rühmt die Richtung des engliſchen Prozeſſes in 
Fällen der Tödtung und die durch die oben geſchilderte coroners 
inquest, indem dadurch beſſer als in Frankreich für die Herſtellung 
des Thatbeſtandes geſorgt wird. 3) Die Anklagsjury (ſ. unten 

52 Nicht unbemerkt darf bleiben, daß viele engliſche Juriſten dieſe 
Anſicht nicht theilen, und eine vollſtändige Strafprozeßordnung nicht 
wünſchen, weil ſie glauben, daß man doch die unendlich vielen, in ihrer 
Anwendung auf den einzelnen Fall wechſelnden Regeln im Geſetzbuche 
nicht erſchöpfen könne, und weil in England der Gerichtsgebrauch fo ein: 
gewurzelt und feſt ſey, daß man keines Geſetzbuchs bedürfe. 

Wir erinnern an die oben in g. XII gegebene Nachweiſung von 


dem in einigen italieniſchen Staaten beſtehenden Verfahren, welches in 
der Vorunterſuchung vor allem auf den Thatbeſtand gerichtet wird. 


davon) wird entſchieden für eine zweckmäßigere Einrichtung ge— 
halten, als die franzöſiſche Anklagskammer. 4) Als Vorzug wird 
es erkannt, daß die Anklagsakte der Jury vorgelegt werden muß; 
daß ſie nicht, wie in Frankreich, erſt nach der ausgeſprochenen 
Verſetzung in den Anklageſtand bearbeitet wird, und daß die 
Anklagsakte, ſowie die ganze Anklage nur auf ein Verbrechen 
ſich beziehen darf,“ weil ſonſt leicht das Gemüth des Angeklagten 
durch die vielfachen Anklagen zu ſehr erſchüttert wird, weil leicht 
von einer Anklage Schlüſſe auch auf die andere abgeleitet werden 
und in der Seele der Geſchwornen irrige Vorſtellungen entſtehen 
können. 5) Vorzüglich rühmt man die unpartheiiſche Stellung 
des präſidirenden Richters in England und die Vortheile, die 
daraus für ſein Verhältniß zu den Geſchwornen ſich ergeben. 
Man billigt es ziemlich allgemein, daß der Richter nicht die Zeugen 
vernimmt, ſondern der Ankläger, und der Angeklagte im Haupt— 
und Kreuzverhör dies thue,“ und findet nach der Erfahrung 
darin ein Hauptmittel der Entdeckung der Wahrheit. Strenge 
hält man auch in Schottland darauf,“ daß kein Zeuge, wenn er 
vernommen wird, die Ausſagen der andern Zeugen vorher gehört 
hat.“ 6) Am meiſten erkennt man den Vorzug des engliſchen 
Verfahrens in der Gleichheit der Rechte des Anklägers und 


Ueber das Verfahren f. Edinburgh review, I. c. p. 373. 

55 Auch in Schottland, wo dies Verfahren beſteht, wird es allgemein 
gebilligt. Alison, practice, p. 545. 

% Alison, p. 543. Es wird in Schottland forgfältig gewacht, daß 
die Zeugen abgeſondert bewahrt werden und nicht mit einander ſprechen. 

7 Es muß, um unpartheiiſch über den Stand der Anſichten eng— 
liſcher Juriſten, welche den franzöſiſchen Prozeß gleichfalls aus Erfahrung 
kennen, zu berichten, noch bemerkt werden, daß manche dieſer Juriſten 
als eine Schattenſeite des engliſchen Verfahrens die Einrichtung zuge— 
ſtehen, nach welcher der Präſident die Zeugen gar nicht vernimmt, fon: 
dern jeder Zeuge von dem Ankläger und Angeklagten vernommen wird. 
Es kann dadurch, wie man zugibt, eine Einſeitigkeit der Vernehmung 
entſtehen, da Jeder, welcher vernimmt, nur in ſeinem Intereſſe Fragen 
ſtellt. Die Mehrzahl der engliſchen Juriſten behauptet aber, daß dadurch 
daß der Zeuge immer von zwei Perſonen, die am beſten wiſſen, wie ſie 
der Einſeitigkeit des Gegners entgegenzuwirken haben, befragt wird, eine 
Ausgleichung erfolgt, und die Vernehmung der Zeugen alle Materialien 
bietet, welche die Geſchwornen wünſchen können. 
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Angeklagten; daher erklären alle Freunde der franzöſiſchen Staats— 
behörde, daß ſie während der Aſſiſe nie jene Befugniſſe dem 
Ankläger einräumen würden, welche der franzöſiſche General— 
prokurator ſo ausgedehnt mit offenbarer Uebermacht im Verhältniſſe 
zum Angeklagten ausübt.” 

Wir wünſchen, daß die bisherige Vergleichung des engliſchen 
und franzöſiſchen Verfahrens? diejenigen, welche mit Geſetz— 
gebungsarbeiten oder wiſſenſchaftlichen Erörterungen über Straf— 
prozeß ſich beſchäftigen, veranlaſſen möge, beſſer als es bisher 
geſchehen iſt, die einzelnen Punkte in der Durchführung des 
Strafverfahrens zu prüfen, und die Vor- und Nachtheile abzu— 
wägen, aber auch die Erfahrung der Länder, in welchen der 
engliſche oder franzöſiſche Prozeß beſteht oder fortgebildet wurde, 
zu Rathe zu ziehen. — In Bezug auf die deutſchen Juriſten ſey 
es erlaubt, zu bemerken, daß viele von denjenigen, die mit Geſetz— 
gebungsarbeiten ſich beſchäftigen, von den gewohnten deutſchen 


55 Wir erlauben uns, die Worte eines großen engliſchen Juriſten, 
welcher Europa durchreiste, anzuführen, wenn er den engliſchen und 
franzöſiſchen Prozeß vergleicht. Er ſagt: „Der engliſche Strafprozeß gleicht 
in der Sitzung einer würdig geführten Converſation, in welcher der An— 
kläger und Angeklagte durch Führung der Beweiſe nach Beweisregeln und 
durch Zergliederung derſelben die Geſchwornen zu überzeugen ſuchen und 
der Angeklagte, dem die höchſte Vertheidigungsfreiheit gegeben iſt, die 
Sicherheit hat, daß er nur verurtheilt wird, wenn vierundzwanzig ſeiner 
Mitbürger ihn für ſchuldig erkennen. In dem franzöſiſchen Strafprozeß 
entwickelt ſich ein großes Drama, in welchem die Staatsbehörde, die in 
jedem Augenblicke bald die Rolle des unpartheiiſchen Geſetzwächters, bald 
des leidenſchaftlichen Anklägers hat, mit allen Künſten der Beredtſam— 
keit den Angeklagten als einen Teufel darſtellt, während der überall in 
Nachtheil geſetzte Vertheidiger ſeinen Schützling als einen Engel ſchildert.“ 
Auch hier müſſen wir anführen, daß manche engliſche Juriſten 
zugeſtehen, daß die engliſche Sitte, nach welcher nur der Ankläger die 
Zeugen, und der Angeklagte die Unſchuldszeugen vorladen laßt, den Nach— 
theil haben kann, daß theils nur Perſonen vernommen werden, die der 
Ankläger oder Angeklagte deshalb vorladet, weil er weiß, daß ſie für ihn 
günſtig ausſagen, theils daß der arme Angeklagte oft nicht in der Lage 
iſt, ſeine Unſchuldzeugen vorzuladen, weil er nicht die Koſten bezahlen 
kann, während nach bekannter Sitte in Frankreich die Staatsbehoͤrde (was 
wichtig wegen der Zeugengebühren wird) die von dem Angeklagten vorge: 
ſchlagenen Zeugen gleichfalls auf ihre Zeugenliſte ſetzen und fie vorladen läßt. 
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Vorſtellungen ſich nicht losmachen können, und wenn ſie von 
Mündlichkeit, Oeffentlichkeit und Anklageprozeß ſprechen, mit einer 
Art Angſt vor der conſequenten Durchführung des Grundſatzes 
beben und ſich gleichſam wie vor einem Geiſte, den ſie herauf— 
beſchworen haben, über den fie aber keine Macht ausüben, ſchau— 
dernd durch Transaktionen ſich zu helfen ſuchen, und viel gethan 
zu haben glauben, wenn ſie Altes und Neues vereinigen, und den 
aufgeſtellten, ſcheinbar freiſinnigen Grundſatz bald mit ſo viel— 
fachen Ausnahmen und Beſchränkungen verſehen, daß ihnen die 
Regel unschädlich wird. Mit Freude erkennt der Freund der 
Fortſchritte, daß im Strafrechte immer mehr das alte Abſchreckungs— 
prinzip ſeine Herrſchaft verloren hat und nur in einzelnen Ueber— 
bleibſeln ſpuckt; leider aber iſt dies Prinzip aus dem Strafverfahren 
noch nicht verdrängt. Wahre gewichtige Worte hat darüber 
neuerlich Hepp geſagt.“ Wer mag nicht wünſchen, daß die 
bürgerliche Geſellſchaft, indem ſie verborgene Verbrechen zu ent— 
decken ſucht, mit Waffen ausgerüſtet werde, welche die Hinderniſſe 
zu entfernen geeignet ſind, die der ſchlaue Verbrecher der Ent— 
deckung der Wahrheit entgegenſetzt? Aber jene Macht, welche 
die Geſellſchaft den mit Verfolgung der Verbrechen beauftragten 
Beamten gibt, hat keine innere Stärke, wenn ſie nicht geeignet 
iſt, das allgemeine Vertrauen der Bürger zu begründen, daß nur 
gerechte Strafurtheile gefällt werden. Hierzu gehört nicht bloß eine 
ſolche Beſetzung der Gerichte, welche dies Vertrauen begründet, 
ſondern auch ein Verfahren, bei welchem jede Beſorgniß der An— 
wendung der für den Unſchuldigen gefährlicher, oder auch über 
Gebühr Uebel den Angeſchuldigten auflegender Mittel entfernt iſt. 
Je leidenſchaftloſer von Seite des Staats verfahren wird, je mehr 
die Vertheidigung der Angeſchuldigten begünſtigt und die Ueber— 
zeugung aller befeſtigt iſt, daß unpartheiiſch und gerecht verfahren 
wurde, deſto größere Macht erhalten die Strafurtheile. 

Mit Freude bemerkt man, daß immer allgemeiner die Anſicht 
ſiegt, daß das mündliche öffentliche Anklageverfahren am meiſten 


66 Hepp, Darſtellung und Beurtheilung der deutſchen Strafrechts— 
ſyſteme, 2. Abtheilung, S. 383. 
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beiträgt, der bürgerlichen Geſellſchaft die nothwendige Kraft zu 
verleihen und zugleich bei den Bürgern Vertrauen zu begründen; 
nur die Art der Durchführung dieſes Verfahrens in den neueſten 
Geſetzgebungsarbeiten erweckt manche Beſorgniſſe. Eine gewiſſe 
Halbheit, bei welcher man von dem alten liebgewordenen, Ver— 
fahren möglichſt Vieles zu retten und mit den neuen Einrich— 
tungen zu verbinden ſucht, eine zu weit getriebene Sparfamfeit, 
die in Bezug auf die Gerichtsverfaſſung vor den Koſten der 
neuen Umgeſtaltung zurückbebt, der Mangel einer klaren Vor— 
ſtellung von der Bedeutung mancher Vorſchriften im mündlichen 
Verfahren und der irrige Glaube, daß man Manches, was z. B. 
der franzöſiſche Prozeß enthält, entbehren könne, endlich die Ein— 
ſeitigkeit der Richtung, mit welcher man, wenn von dem münd— 
lichen Verfahren die Rede iſt, zu wenig das engliſche Strafverfahren 
würdigt und die Erfahrungen der franzöſiſchen Praktiker nicht zu 
Rathe zieht, ſind die Hauptgründe der Mangelhaftigkeit der 
neuen Geſetzgebungsarbeiten. Es iſt achtungswürdig, wenn der 
Geſetzgeber bei neuen Einrichtungen möglichſt an den bisherigen 
Rechtszuſtand anknüpft, der mit allen Sitten und Anſichten der 
Rechtſuchenden und der Uebung der Richter zuſammenhängt; allein 
dies wird bedenklich bei einer Geſetzgebung über das Verfahren, 
wenn der Geſetzgeber einmal erkannt hat, daß die Grundſätze des 
bisherigen Verfahrens nicht den Bedürfniſſen entſprechen und auf 
neue Grundſätze das künftige Verfahren gebaut werden ſoll. Hier 
wird ein Zuſammenwerfen von alten Einrichtungen und neuen 
Rechtsformen gefährlich; in dem gerichtlichen Verfahren läßt ſich 
nach rein rationellen Grundſätzen das Detail nicht leicht ent— 
wickeln; es kommt hier auf eine gewiſſe Technik an, bei welcher 
die Erfahrung eine treffliche Lehrmeiſterin iſt, um zu zeigen, in 
wie fern die gewählten Mittel dem Zwecke ganz entſprechen. 
Nimmt der Geſetzgeber ein neues, bereits in andern Ländern er— 
probtes Verfahren an, ſo muß er ſich hüten, aus dieſem beliebig 
Einiges herauszureißen, gewiſſe Einrichtungen wegzulaſſen, neue 
Formen einzuführen, wenn nicht die ſorgſam geſammelte Er— 
fahrung der Länder, in welchen das neu einzuführende Verfahren 
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bisher beſtand, nachgewieſen hat, daß manche Einrichtungen 
unnöthig oder ſelbſt nachtheilig ſind, daß ſie leicht auf dieſe oder 
jene Art verbeſſert werden können, oder daß nach der Erfahrung 
Lücken in den Geſetzen ſich zeigten, welche der Nachhülfe bedürfen. 

Wir haben oben nachgewieſen, wie weſentlich ſich engliſches 
und franzöſiſches Strafverfahren unterſcheiden; es lohnte ſich wohl 
der Mühe, bei der neuen Umgeſtaltung zu prüfen,“ ob nicht das eng— 
liſche, wenigſtens in manchen ſeiner Einrichtungen, den Vorzug ver— 
diene. Will man aber auch den franzöſiſchen Prozeß vorzugsweiſe 
beachten, ſo ſollte man doch treuer dem Zuſammenhange ſeiner Ein— 
richtungen bleiben. Wir wollen vorläufig (andere ſollen in dem 
F. XXIII angegeben werden) in einigen Beiſpielen nachweiſen, daß 
man in den neueſten Geſetzesarbeiten in Deutſchland mit Unrecht An— 
ordnungen wegließ, welche weſentlich im franzöſiſchen Verfahren zum 
glücklichen Erfolge der mündlichen Verhandlung beitragen.“ Nach 
dem franzöſiſchen Code, Art. 293 ſoll der Aſſiſenpräſident, ſobald der 
in den Anklageſtand Verſetzte in das Gefängniß gebracht iſt, mit 
ihm ein Verhör abhalten;“ noch neuerlich vernichtete der Caſ— 
ſationshof das Urtheil in einem Verfahren,“ weil der Präſident 
dies Verhör nicht abgehalten hatte, und gab als Gründe an, 
daß dies Verhör ebenſo im Intereſſe der Anklage als der Ver— 
theidigung nothwendig iſt, daß dadurch der Angeklagte in den 
Stand geſetzt werden ſoll, vor der Eröffnung der Sitzung die 

61 Unſere Regierungen ſenden, wenn Eiſenbahnen gebaut werden 
ſollen, in fremde Länder, in welchen bereits ſolche Bahnen beſtanden, 
Sachverſtändige, um an Ort und Stelle ſich über die gemachten Erfah— 
rungen zu erkundigen und ſelbſt mit der Technik vertraut zu werden. 
Warum befolgt man dies Verfahren nicht, wenn von neuen Gerichts— 
formen die Rede iſt? 

62 Von dem Nachtheile, daß man im neuen badiſchen Strafprozeß— 
geſetzbuche dem Bezirksgerichte, welches während der Vorunterſuchung wie 
die franzöſiſche chambre de conseil entſcheidet, auch die Entſcheidung 
über Verſetzung in den Anklageſtand übertrug, ſoll im nächſten F. XXII 
gehandelt werden. 

65 Ueber die Natur dieſes Verhoͤrs Lacuisine, de la traité du pou- 
voir judiciaire, p. 142. 

64 Arrét vom 12. Juli 1844 in Morin, Journal du droit criminel, 
1844, Avril, p. 237 (mit den Anmerkungen von Morin). 
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Veränderungen vorzubringen, welche er in feinen bisherigen 
Erklärungen anzugeben für nöthig findet, daß dadurch der Präſident 
die Richtung kennen lernt, welche den Elementen der künftigen 
Unterſuchung gegeben wird, und in den Stand geſetzt iſt, paſſende 
Ergänzungen zu verfügen. Nach der Erfahrung der franzöſiſchen 
Praktiker iſt dies Verhör das beſte Mittel, den Aſſiſenpräſidenten 
vorzubereiten, den Angeklagten kennen zu lernen, den Nachtheilen 
einer plötzlichen Wendung, welche in der Aſſiſe durch neue Er— 
flärungen des Angeklagten gegeben wird und welche eine gefähr— 
liche Ueberraſchung herbeiführt, vorzubeugen, Unregelmäßigkeiten, 
die in der Vorunterſuchung vorkamen, rechtzeitig zu entdecken und 
Abhülfe möglich zu machen. — Von dieſer wichtigen Vorſchrift 
des franzöſiſchen Code enthält das neue badiſche Strafprozeß— 
geſetzbuch nichts.“ Im Zuſammenhange mit der zuvor genannten 
Vorſchrift ſteht der Art. 303 (deſſen Redaktion freilich manches 
zu wünſchen übrig läßt). Der Sinn, den der Artikel durch den 
Gerichtsgebrauch erhalten hat,“ ift der: daß der Aſſiſenpräſident 
die Befugniß hat, vor der Eröffnung der Sitzung ein neues, zur 
Ergänzung der Sache und zweckmäßigen Vorbereitung nöthiges 
Verfahren anzuordnen. Die nach Art. 293 abgehaltene Ver— 
nehmung mit dem Angeklagten führt nicht ſelten auf neue Be— 
weiſe, auf Lücken in der Unterſuchung und Mängel des bisherigen 
Verfahrens. Der Präſident, wenn er die Akten der Vorunter— 
ſuchung ſtudirt und ſich vorbereitet hat, findet ſelbſt noch erheb— 
liche Lücken und kommt zu Zweifeln. Hier gibt ihm das Geſetz 
ein zweckmäßiges Mittel, die Unterſuchung zu ergänzen und die 
Sitzung gehörig vorzubereiten. Nach dem Gerichtsgebrauche kann 
der Präſident hiezu Zeugen, die bereits vernommen waren, wieder 
vernehmen,“ neue Zeugen verhören oder mit ihrer Vernehmung 
einen Richter beauftragen, Augenſchein an einem Orte vornehmen, 

65 Durch eine nachfolgende Vollziehungsverordnung kann dieſe Lücke 
nicht verbeſſert werden; denn es kommt darauf an, daß das Geſetz dies 
Verhoͤr als weſentlich vorſchreibt. 


6° Lacuisine, de la direction, p. 112. 


67 Legraverend, legislation criminelle, II, p. 152. Morin, dic- 
tionnaire, p. 218. 
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von Sachverſtändigen ſich Gutachten geben laſſen.“ Weſentlich 
dient dieſe Befugniß dazu, größere Gründlichkeit der Verhandlungen 
herbeizuführen und einen guten Erfolg zu ſichern. Auch darüber 
ſchweigen die neueſten deutſchen Geſetzgebungsarbeiten und ver— 
anlaſſen dadurch eine Lücke, welche nachtheilig werden kann. 

Es genügt für denjenigen, welcher ſich mit Geſetzgebungs— 
arbeiten beſchäftigt, nicht, nur das franzöſiſche Geſetzbuch zu 
ſtudiren; denn leicht bemerkt man, daß der Gerichtsgebrauch und 
die Fortbildung des Rechts weſentlich manchen Vorſchriften eine 
früher nicht beachtete Deutung gegeben und Lücken ausgefüllt 
haben, auf deren Daſeyn die Erfahrung erſt aufmerkſam machte. 
Hieher gehört die Befugniß des Präſidenten, zu verordnen, daß 
während der Aſſiſe der Gerichtshof, die Geſchwornen, die Staats— 
behörde und der Angeklagte mit dem Vertheidiger an den Ort 
des Verbrechens ſich begeben,“ um Dort durch den Augenſchein, 
z. B. in dem Hauſe, in welchem der Mord verübt wurde, eine 
Klarheit der Ortsverhältniſſe ſich zu verſchaffen, ohne welche die 
Beurtheilung und richtige Würdigung mancher Ausſage unmöglich 
ſeyn würde. 

Möchte die bisherige Ausführung wenigſtens aufmerkſam 
machen, daß für die deutſche Geſetzgebung und Wiſſenſchaft noch 
manche wichtige Aufgabe übrigt! 


§. XXI. 


Zuſammenhang der neuen Einrichtungen des Strafprozeſſes mit 
der Gerichtsverfaſſung. 


Daß die Wirkſamkeit neuer Formen des Verfahrens weſentlich 
dadurch bedingt iſt, welchen Beamten die Ausübung der Vor⸗ 
ſchriften übertragen iſt, wie die verſchiedenen Gerichte im Lande 


68 Lacuisine, p. 122. 
69 Lacuisine, de pouvoir, p. 371. 


vertheilt und beſetzt find, ift allgemein anerkannt. Es kann daher 
nicht zweifelhaft ſeyn, daß die Einführung eines auf Mündlichkeit, 
Oeffentlichkeit und Anklageverfahren gebauten Prozeſſes auch eine 
von der bisherigen abweichende Gerichtsverfaſſung verlangt. Die 
Vorfrage bei dieſer Umgeſtaltung iſt die: ob für die Aburtheilung 
der ſchweren Verbrechen das Urtheil durch Geſchwornengerichte 
oder durch rechtsgelehrte Richter eingeführt wird. Iſt das erſte 
der Fall, ſo hat die Geſetzgebung wieder zwiſchen zwei Syſtemen 
zu wählen, nämlich dem engliſchen oder dem franzöſiſchen. Nach 
dem erſten beſteht nur in London ein Gerichtshof (aus fünfzehn 
Richtern), deſſen Mitglieder in die Grafſchaften geſendet werden, 
um den Aſſiſen zweimal im Jahre zu präſidiren. Außerdem kom— 
men Friedensrichter vor, die aber nicht als eigentliche Richter 
gelten; ſie richten ebenſo wie die police magistrates über die ge— 
ringeren Vergehen, bei welchen nur summary conviction eintritt, 
und urtheilen endlich über die Vergehen, welche nicht ſummariſch 
abgeurtheilt werden, aber nicht als lelonies an die Aſſiſen ge— 
hören. In den quarter sessions aber urtheilen ebenſo wie in 
den Aſſiſen Geſchworene. In neueſter Zeit iſt durch die Parla— 
mentsakte vom 6. Auguſt 1844 Meine bedeutende Aenderung in 
Bezug auf dieſe friedensgerichtlichen Sitzungen getroffen worden, 
indem darnach künftig in jedem Monat zweimal ſolche Sitzungen 
gehalten werden müſſen, und rechtsgebildete, erfahrene (ſolche 
Richter müſſen wenigſtens ſchon zehn Jahre als Advokaten ges 
arbeitet haben) assistant judges angeſtellt werden ſollen, welche 
dem Gerichte präſidiren und ebenſo wie die Richter in den Aſſiſen 
die Geſchwornen über Rechtspunkte zu belehren haben. Es iſt 
intereſſant, zu bemerken, wie allmählig immer mehr das Bedürfniß 
des Einfluſſes des rechtsgelehrten Elements in den Gerichten, auch 
wo Geſchworne richten, in England gefühlt wird. — In Frankreich 
dagegen kommen außer den in jedem Kanton ernannten Friedens— 
richtern, welche in Strafſachen über Polizeiübertretungen richten, 
und in der Vorunterſuchung als officiers de la police judiciaire 
thätig ſind, für jeden Bezirk Bezirksgerichte vor (es ſind deren 

Abgedruckt im legal observer 1844, September, Nr. 167, p. 370. 
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361 in Frankreich), welche als chambres de conseil in der Vor: 
unterſuchung thätig find, über alle correktionellen Sachen richten 
und Appellationen gegen friedensgerichtliche Urtheile entſcheiden; 
ferner Appellationsgerichte (in Strafſachen theils die Anklags— 
kammern, theils die Appellationsgerichte in correktionellen Sachen), 
endlich der Caſſationshof. Die Zweckmäßigkeit der franzöſiſchen 
Einrichtung mit dem Hauptcharakter, daß viele Bezirksgerichte 
beſtehen, iſt neuerlich in England ſehr angegriffen worden.? Man 
erklärt es für unmöglich, fo viele tüchtige Richter zu finden, mit 
welchen die Lokalgerichte beſetzt werden können. Man behauptet, 
daß in Frankreich, wo ohnehin die Richter der erſten Inſtanz 
ſehr ſchlecht bezahlt ſind, zu dieſen Richterſtellen nur junge Leute 
ſich melden, welche keine Ausſicht haben, als Advokaten ihr Glück 
zu machen, oder welche ganz dem Miniſterium ſich hingeben und 
auf Beförderung rechnen, oder daß vermögliche Perſonen Richter 
werden, welche die Richterſtelle ſuchen, um eleeteurs und dadurch 
als Deputirte gewählt zu werden. Man behauptet, daß auf 
dieſe Art die Advokaten bei den franzöſiſchen Gerichten weit beſſer 
als die Richter ſeyen, und glaubt ſelbſt einen Nachtheil in dem 
Vorkommen ſo vieler Gerichtshöfe an kleinen Orten in Frankreich 
noch darin zu finden, daß die Richter in ſolchen kleinen Städten 
zu ſehr in alle Familien- und Lokalſtreitigkeiten verwickelt werden, 
daß ſie ſich nicht die nöthige Unabhängigkeit bewahren können. 
Mit Recht wird aber dieſe Schilderung in Frankreich als eine 
übertriebene betrachtet, obwohl man zugibt, daß etwas Wahres 
in ſo fern daran ſey, daß die ausgezeichneten Talente nicht die 
Richterlaufbahn ſuchen, was aber ſeinen Grund darin hat, daß 
die Richter in Frankreich, ſelbſt die an den Appellhöfen, zu ge— 
ring beſoldet ſind. In den Rheinprovinzen, in welchen die 
Richter beſſer beſoldet ſind und die Regierung ſorgfältiger nur 


2 Vorzüglich in einem Werke: France, her governement, admini- 
strative and social organisation, exposed and considered in its prin- 
ciples, in its working. London 1844. Das Buch iſt mit großer Sad: 
kenntniß, aber ſehr heftig geſchrieben; ſ. legal observer, 1844, November, 
Nr. 169, p. 58, und December, p. 119. 
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tüchtige Männer wählt, hört man daher auch die Klagen 
nicht, welche wohl nicht ſelten in Frankreich laut werden. 
Wo nun über die ſchweren Verbrechen Geſchworne urtheilen, 
kann die Zahl der Richter kleiner ſeyn; die franzöſiſche Gerichts— 
verfaſſung erſcheint dann als die zweckmäßigſte, und die Auf— 
gabe für die Regierung muß nur ſeyn, ausgezeichnete Männer 
für die Stellen der Präſidenten und der Beamten der Staats— 
behörde zu gewinnen. Sie ſind es, von denen es abhängt, ob 
die mündlichen Verhandlungen jene wohlthätigen Früchte tragen 
werden, welche man von ihnen erwarten darf. Juriſtiſche Kennt— 
niſſe allein genügen hier nicht; große Geiſtesgegenwart, Gewandt— 
heit der Rede, gutes Gedächtniß, moraliſche Kraft und Energie, 
welche jedem geſetzwidrigen Verſuche würdig entgegentreten, ſelbſt 
große phyſiſche Kraft, welche den Anſtrengungen nicht unterliegt 
und in der großen geiſtigen Spannung nicht erlahmt, und Würde 
des Benehmens, vorzüglich Zartheit, die nie zu leidenſchaftlichen 
Aufwallungen hingeriſſen wird, und gegen den Angeſchuldigten 
und die Zeugen nie heftig und verletzend ſich beträgt, ſind die 
Eigenſchaften, welche diejenigen ſchmücken müſſen, welche als 
Beamten bei den mündlichen Verhandlungen thätig wirken müſſen.“ 

Nicht gleichgültig darf man bei den Erörterungen über 
Gerichtsverfaſſung in Bezug auf drei Gegenſtände ſeyn, welche in 
neuerer Zeit vielfach hervorgehoben wurden. Vorzüglich iſt es 
die politiſche Stellung der Richter. In dieſer Beziehung hat ein 
Brief des Lord Brougham“ großes Aufſehen erweckt. Der viel— 
erfahrene ehemalige Kanzler Englands erklärt es für einen großen 

Noch ſey es erlaubt, in Bezug auf die Beamten der Staatsbehörde 
auf die Erfahrungen der Länder aufmerkſam zu machen, in welchen das 
Inſtitut beſteht. Es iſt merkwürdig, die große Verſchiedenheit der Wirk— 
ſamkeit dieſer Beamten zu beobachten. Ueberall, wo der Beamte leiden— 
ſchaftlich, verfolgungsſüchtig iſt, wo er viel in Politik ſich miſcht und als 
Partheimann ſich zeigt, wirkt er weniger. Je unabhängiger er erſcheint, 
je mehr ſein ganzes Benehmen zeigt, daß er nur von dem Streben nach 
Wahrheit und Gerechtigkeit geleitet wird, deſto einflußreicher wird der 
Staatsprokurator bei mündlichen Verhandlungen. 


f Abgedruckt in vielen franzöſiſchen Zeitſchriften,, insbeſondere auch 
in der Revue de droit frangaise, par Felix, 1845, Februar, p. 81. 
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Vortheil für die Begründung einer unabhängigen Stellung der 
Richter, daß die engliſchen Richter nicht in das Parlament ge— 
wählt werden konnen. Nach feiner Anſicht iſt die richterliche 
Unabhängigkeit vorzüglich verbürgt, wenn die Richter über allen 
Einfluß politiſcher Partheien, der Miniſter ebenſo, wie der Leiter 
der Oppoſition, erhaben ſtehen, wenn ſie durchaus nicht in die 
Politik ſich miſchen, durch keine politiſchen Leidenſchaften bewegt, 
auf keine Weiſe veranlaßt werden, um die Gunſt der Wähler zu 
buhlen, um gewählt zu werden, und ihre politiſchen Anſichten 
nicht öffentlich auszuſprechen gezwungen ſind. Jeder Parthei— 
geiſt gefährdet die Stellung der Richter, die, wie Brougham 
nachzuweiſen ſucht, in England vorzüglich deswegen Vertrauen 
genießen, weil man ſie als unpartheiiſch kennt, und dies wird 
bewirkt, weil fie nicht wählbar in das Parlament find.’ Wenn 
auch dieſen Anſichten einigermaßen Wahrheit zu Grunde liegt, ſo iſt 
doch nicht ohne Grund gegen Brougham bemerkt worden, daß durch 
die von ihm vorgeſchlagene Ausſchließung der Richter aus den Kam— 
mern theils die letzteren großer Talente, die unter den Richtern 
ſich finden, und vorzüglich für die Berathung von Geſetzen über 
gerichtliche Fragen wichtig werden können, beraubt ſeyn würden, 
theils manchem Richter, der die Neigung fühlt, als Abgeordneter 
für ſein Vaterland zu wirken, das Mittel entzogen wäre, ſeinen 
Wunſch zu verwirklichen. Englands Zuſtände, wo eine kleine 
Zahl von Richtern vorkommt, dürfen nicht ganz auf andere 
Länder paſſen. Ein zweiter Punkt betrifft die Zahl der Richter, 
mit welchen ein Gericht beſetzt ſeyn ſoll. Die Rückſicht der Sparſam— 
keit hat vielfach den Vorſchlag hervorgebracht, die Collegialgerichte, 
welchen die Mehrzahl der Vergehen zur Aburtheilung überwieſen 
wird, mit einem Präſidenten und zwei Richtern zu beſetzen; 


5 Der Kanzler des court of equity könnte wohl in dem Parlamente 
ſitzen, aber es geſchieht nicht. Die andern Richter konnen gar nicht ge: 
wählt werden. Daß einige Richter in dem house of lords ſitzen konnen, 
hält Brougham nicht für gefährlich. Er zeigt, daß die franzoͤſiſchen Zu— 
ſtände und die Wählbarkeit der franzöſiſchen Richter ihnen in der öffent— 
lichen Meinung nachtheilig iſt. 


die Einrichtung von Frankreich, Belgien, Holland, Italien, wo 
gleichfalls die Bezirksgerichte über delits und ſeit 1831 in Frank— 
reich auch die Aſſiſenhöfe in der Zahl von drei Perſonen urtheilen, 
bietet einen Rechtfertigungsgrund für dieſe Zahl. Mit Unrecht 
aber iſt man in Deutſchland gleichgültig gegen die Zeugniſſe der 
Erfahrung der Länder, in welchen jene Einrichtung beſteht. Es 
iſt nicht ſchwierig, zu bewirken, daß in allen obengenannten 
Ländern die erfahrenen Perſonen am meiſten die Urtheile der— 
jenigen Gerichte tadeln, in welchen nur drei Perſonen urtheilen. 
Dem Verf. des vorliegenden Werkes ſind die nämlichen Anſichten 
in Frankreich, wie in Italien und in den Niederlanden zur Kenntniß 
gekommen. Wir wollen von Vielen uns nur auf die Zeugniſſe 
von drei gründlich gebildeten, erfahrenen Praktikern, die ſich 
öffentlich über den Punkt äußerten, von Golbery,“ Maffon’ 
und Lacuiſine berufen. Jeder, welcher längere Zeit in Col— 
legien gelebt hat, weiß, daß da, wo nur drei Richter ſind, 
zunächſt Einer das Urtheil fällt, und zwar derjenige, welcher am 
meiſten redefertig iſt, Anderen zu imponiren verſteht und mit einer 
logiſchen Gewandtheit oder oft mit Derbheit eigenſinnig ſeine 
Meinung vertheidigt. Unter den zwei andern Richtern iſt ge— 
wöhnlich wieder Einer, welcher mehr Nachgiebigkeit hat, oder 
weniger gewandt ſeine Meinung zu vertheidigen weiß, oder 
ſchwankender iſt und leicht durch Autoritäten geblendet wird, 
während der Andere vielleicht der am gründlichſten Gebildete, 
Tüchtigſte, aber mehr Beſcheidene oder weniger Redefertige iſt. 
Daß der Erſte das Urtheil macht, weil der Zweite ihm regelmäßig 
beiſtimmt, während die Stimme des Dritten ohne Einfluß bleibt, 
iſt leicht nachzuweiſen. Die Verſchiedenheit der Anſichten über 
eine gewiſſe Frage, welche in einem Gerichtshofe eintreten kann 
und zwiſchen zwei verſtändigen Richtern eintritt, wird regelmäßig 
durch ein ſchlechtes Ausgleichungsmittel, durch ein unreines 


6 In der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, V, S. 214. 

Masson, rapport sur le projet de loi sur Porganisation judiciaire, 
p. 163— 214. 

5 Lacuisine, de l’administration de la justice criminelle, p. 54. 
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Element der unvollkommenen Intelligenz oder der Charakter— 
ſchwaͤche ausgeglichen. Wer mag glauben, daß unter ſolchen 
Umſtänden Vertrauen zu den Strafurtheilen ſolcher Gerichtöhöfe 
begründet iſt? Das Publikum kennt die Perſönlichkeiten der Richter, 
und in jedem Lande hat man dem Verf. dieſer Schrift im Ge— 
ſpraͤche, wenn er um die Achtung ſich erkundigte, in welcher die 
Gerichte ſtehen, einen Richter genannt, der eigentlich alle Ur— 
theile macht. Mit Unrecht berufen ſich die Vertheidiger der Zahl 
drei auf die franzöſiſchen correktionellen Gerichte; denn abgeſehen 
von jenen ungünſtigen, oben angeführten Urtheilen ſind zwei 
Verhältniſſe in Frankreich andere als in Deutſchland, wenn von 
der Einführung der Bezirksgerichte die Rede iſt. Vergleicht man 
die Competenz, welche den neuen Bezirksſtrafgerichten gegeben 
werden ſoll, fo iſt fie weit ausgedehnter als die der franzöftfchen 
correktionellen Gerichte; welche blos Strafurtheile bis zu fünf 
Jahren Gefängniß erkennen dürfen. Auch die Perſonen, welche 
in den franzöſiſchen Bezirksgerichten als Richter ſitzen, ſind andere, 
als vorausſichtlich bei den deutſchen Bezirksſtrafgerichten ange— 
ſtellt ſeyn werden. Die Erfahrung Frankreichs? lehrt, daß in 
jenen Gerichten immer die Mehrzahl aus Richtern beſteht, die 
nicht mehr ganz jung ſind, und theils durch die Ueberzeugung, 
daß ſie nicht als Advokaten glänzen werden, während ſie ſonſt 
tüchtige Richter ſind, oder durch Vermögens- und Familien— 
verhältniſſe an dem Sitze des Gerichts feſtgehalten werden, keine 
beſonderen Wünſche des Vorrückens haben und eine gewiſſe 
Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit beſitzen, wogegen voraus— 
ſichtlich die Stellen der Richter an den Bezirksſtrafgerichten in 
Deutſchland vorzugsweiſe von jüngeren Männern, welche die 
richterliche Laufbahn betreten, beſetzt ſeyn werden. Der Wechſel 
der Richter wird daher ſehr ſtark, der Wunſch vorzurücken, 
mächtig, und die Unabhängigkeit durch mannichfaltige Elemente 
geſchwächt ſeyn. Wohlerfahrene Praktiker beſorgen, daß es den 
Urtheilen ſolcher Gerichte an dem nöthigen Vertrauen fehlen werde, 


9 Daß die in der oben (Note 2) angeführten engliſchen Schrift an— 
gegebenen Verhältniſſe übertrieben aufgefaßt ſind, wurde ſchon bemerkt. 


Fenn 
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und Berufungen an das Obergericht häufiger vorkommen werden, 
als dies der Fall ſeyn würde, wenn ſchon in erſter Inſtanz eine 
ſtärkere Beſetzung des Gerichts vorhanden wäre. Die Mehrheit 
der Stimmen iſt nun einmal nach den Vorſtellungen des Volkes 
eine mächtige äußere Garantie für die Richtigkeit der gefällten 
Urtheile. Ausgezeichnete Schriftſteller“ haben durch die Anwen— 
dung der Regeln der combinatoriſchen Analyſis nachgewieſen, 
daß nur bei dem Daſeyn einer gewiſſen Stimmenzahl im Ver— 
hältniß zur Geſammtzahl der Stimmenden eine Bürgſchaft für 
die Wahrheit des Ausſpruchs der Mehrheit beſteht, und ſelbſt 
neue Geſetzgebungen haben dies Prinzip als richtig erkannt, in— 
dem ſie zur Anwendung gewiſſer Strafarten, z. B. bei dem 
Indicienbeweiſe, eine größere Stimmenzahl forderten. Die Spar— 
ſamkeit dürfte hier übel angebracht ſeyn. Erfahrene Praktiker 
bemerken, daß, wenn jedes Bezirksgericht mit vier Mitgliedern 
beſetzt und zu einem Strafurtheile eine Mehrheit von drei Stim— 
men gefordert würde, unfehlbar das Vertrauen zu den Urtheilen 
verſtärkt ſeyn würde.“ Beachtungswürdig iſt noch ein in neuerer 
Zeit gemachter Vorſchlag, nämlich der, daß neben den rechts— 
gelehrten Richtern Schöffen aus dem Volke als Richter zur Ur— 
theilsfällung in Strafſachen, wenigſtens in den geringeren Fällen, 
beigezogen werden ſollten. Man hofft dadurch theils die größeren 
Koſten zu erfparen, welche die Anſtellung einer vermehrten Richter— 
zahl veranlaßt, theils mehr volksmäßige Elemente in die Gerichts— 
höfe zu bringen; allein ſchwerlich verdient dieſe Einrichtung 
Billigung. Schon die ganze Art der Abfaſſung unſerer neuen, 
die Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter vorausſetzenden 
Strafgeſetzbücher müßte eine andere ſeyn, wenn ſie auf die An— 
wendung durch Schöffen berechnet ſeyn ſollte. Wir werden unten 


1 Wills an essay on the rationale of circamstantial evidence. 
London 1838, p. 273, und Schnufe (im Auszug aus franzöfifchen Schriften) 
im Archiv des Criminalrechts, 1841, Nr. III und XIII. 

Die Frage hängt wieder mit der Frage zuſammen, ob gegen die 
Urtheile der Gerichte in Bezug auf die Thatfrage eine Berufung zuläſſig 
iſt. Wird keine ſolche zugelaſſen, ſo muß nothwendig das urtheilende 
Gericht ſtärker beſetzt ſeyn. 
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bei der Erörterung des Geſchwornengerichts die Richtigkeit dieſer 
Behauptung nachweiſen. Soll nun der Vorſchlag der Einführung 
von Schoͤffen angewendet werden, ſo muß man ſich klar machen, 
ob die beizuziehenden Schöffen nur über die Thatfragen, oder 
auch über den Rechtspunkt entſcheiden ſollen. Führt man das 
erſte ein, fo fällt die Frage über die Vortheile der Belebung der 
Schöffenverfaſſung mit der zuſammen, ob Geſchworne oder rechts— 
gelehrte Richter urtheilen ſollen, worüber unten mehr vorkommen 
muß. Nur vorläufig ſey bemerkt, daß diejenigen, welche hoffen, 
daß durch Einführung von Schöffen weniger Verurtheilungen 
erfolgen werden, im Irrthum ſich befinden; die Erfahrungen der 
Schweiz, in welcher die Mehrzahl der Richter nur Männer aus 
dem Volke, nicht angeſtellte rechtsgelehrte Richter ſind, werden 
hier belehrend. Aus den von uns oben angegebenen ſtatiſtiſchen 
Nachrichten ergibt ſich, daß die Richter aus dem Volke, mit 
Ausnahme einiger Verbrechen und individueller, in einzelnen 
Fällen wirkender Verhältniſſe, weit mehr verurtheilen, als rechts— 
gelehrte Richter. Verlangt man aber, daß die Schöffen auch 
über das Recht und die zu erkennende Strafe entſcheiden, ſo 
fordert man nach dem jetzigen Standpunkte der Strafgeſetzgebung 
etwas Unausführbares. Auch hier iſt das Beiſpiel der Schweiz 
belehrend. In den Obergerichten ſind häufig rechtsgelehrte Richter 
neben den Richtern, die mit der Rechtswiſſenſchaft nicht vertraut 
ſind. Alle Erkundigungen beweiſen, daß es oft faſt unmöglich iſt, 
den Nichtjuriſten den wahren Sinn der Strafvorſchriften klar zu 
machen, daß insbeſondere viele feine Rechtsbegriffe, z. B. des 
böſen Vorſatzes, des Zuſammentreffens von Dolus und Fahr— 
läſſigkeit, völlig fremd den Nichtjuriſten ſind, und daß oft mit 
Wehmuth die juriſtiſch gebildeten Mitglieder ſehen müſſen, wie 
wegen irriger Auffaſſung des Sinns der Geſetze Urtheile gefällt 
werden, die nie zu billigen ſind. Vorzüglich lehrt die Erfahrung, 
daß da, wo die Strafgeſetze einen großen Raum dem richterlichen 
Ermeſſen geben, die nichtjuriſtiſchen Mitglieder immer geneigt 
ſind, das Maximum, oder eine dieſem nahe kommende Strafe zu 
erkennen, weil von ihnen eine feinere Abwägung der Schuld 
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nach den wahren Grundſätzen des Strafrechts nicht erwartet wer: 
den kann.? Wenn Schöffen neben rechtsgelehrten Richtern über 
das Recht urtheilen, wirken zwei Elemente, die ſich nicht gut ver— 
einigen laſſen, zuſammen; der rechtsgelehrte Richter bringt das 
juriſtiſche Element mit, er kennt die Quellen, aus welchen das 
anzuwendende Geſetz entſtand, er kann durch die Kenntniß der 
Grundſätze, welche den Geſetzgeber beſtimmten, durch die Ausſprüche 
der Wiſſenſchaft den wahren Sinn des Geſetzgebers erforſchen 
und die richtige Bedeutung jedes Worts in dem anzuwendenden 
Geſetze ſich klar machen. Der Nichtjuriſt entbehrt die Kenntniß 
dieſer Elemente, auf deren Benützung der Geſetzgeber rechnete. 
Daß daher die Auslegung des Geſetzes eine verſchiedene ſeyn wird, 
je nachdem ſie von dem Juriſten oder Nichtjuriſten ausgeht, iſt 
klar. Hat der rechtsgelehrte Richter ein großes Uebergewicht, 
indem die Nichtjuriſten ſeinen Kenntniſſen und ſeinem Charakter 
Vertrauen ſchenken, ſo wird das juriſtiſche Element ſiegen und 
der rechtsgelehrte Richter macht eigentlich das Urtheil. Sind 
jene Vorausſetzungen nicht vorhanden, ſo ſiegt die Unkenntniß, 
und aus halbverdauten, unklar aufgefaßten Rechtsbegriffen des 
Nichtjuriſten geht ein Urtheil hervor, welches dem Willen des 
Geſetzgebers und der Gerechtigkeit nicht gemäß iſt. 

Wenn wir nun vorausſetzen, daß rechtsgelehrte Richter ur— 
theilen, fo rechtfertigen ſich in Bezug auf die Gerichtsverfaſſung 
bei einer auf mündliches öffentliches Anklageverfahren gebauten 
Geſetzgebung nachſtehende Forderungen: 1) für die Führung der 
Vorunterſuchung bedarf es eines Gerichtshofes, welcher die Lei— 
tung der Unterſuchungen inſofern hat, als über alle zwiſchen dem 
Staatsanwalt und dem Unterſuchungsrichter vorkommenden Ver— 
ſchiedenheiten in den Anſichten, über Rekurſe des Erſten gegen 
die Verfügungen des Zweiten, über Beſchwerden des Angeſchul— 
digten das Bezirksgericht entſcheidet und an dies zugleich der 

2 Iſt irgend ein Straferhoͤhungsgrund vorhanden, der auf das Ge— 
fühl der Nichtjuriſten einen beſonderen Eindruck macht, fo iſt jeder Ver: 
ſuch der anderen juriſtiſchen Mitglieder Minderungsgründe geltend zu 


machen, vergeblich. S. noch gewichtige Worte über die Beiziehung von Volks— 
richtern in Runde's Schrift: gem. Recht f. Deutſchland, Oldenb. 1845, S. 7. 
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Unterſuchungsrichter von Zeit zu Zeit über die anhängigen Un— 
terſuchungen Vortrag zu erſtatten hat.“ Der Umfang der Ge— 
ſchäfte dieſes Gerichts könnte in Bezug auf Vorunterſuchung 
der ſeyn, welcher bei den chambres de conseil in Frankreich vor— 
kommt.! Dies Bezirksgericht wäre zugleich das Gericht, welches 
als erſte Inſtanz über die Straffälle entſcheidet, die nicht zur 
Competenz der Einzelnrichter und nicht zu der der Criminalgerichte 
gehören. Da wo dies Gericht über Straffälle endlich entſcheidet, 
müßte es wenigſtens mit vier Perſonen beſetzt ſeyn, ſo daß eine 
Mehrheit von drei Stimmen zur Verurtheilung gehörte.“ 2) Bei 
jedem Bezirksgericht müßte ein Beamter angeſtellt ſeyn, welcher 
(wie der franzöſiſche Unterſuchungsrichter) nicht mit anderen Ge— 
ſchäften belaſtet, ſeine Zeit und Kraft ausſchließlich der Führung 
der Unterſuchungen widmen kann.“ Neben den Bezirksgerichten 
müßten (auf ähnliche Weiſe wie in Frankreich Friedensgerichte 
beſtehen) Einzelnrichter für kleinere Bezirke ernannt werden, durch 
deren Anſtellung die Nachtheile beſeitigt würden, welche durch 
den Umfang großer Gerichtsbezirke leicht eintreten, indem dann 
nicht raſch genug an Ort und Stelle die Spuren des Verbrechens 
erforſcht, die nöthigen Vernehmungen veranſtaltet werden könnten 
und die von dem Sitze des Bezirksgerichts oft weit entfernten 
Zeugen nur mit großen Koſten und mit Zeitverluſt vor das 
Bezirksgericht vorgeladen werden müßten. Dieſe Einzelnrichter 
würden dann nachſtehende Geſchäfte haben: a) Anzeigen und 
Beſchuldigungen aufzunehmen und den Unterſuchungsrichtern oder 


1 Der Gerichtsgebrauch iſt darüber in Frankreich ſehr ſchwankend; 
man bemerkt aus den Angaben bei Duverger, manuel des juges d’instruc- 
tion, II. p. 382, 387, daß die Unterſuchungsrichter möͤglichſt felbitftändig zu 
handeln und die Vorſchriften der Geſetze zu ihren Gunſten auszulegen ſuchen. 

14 Am beſten über die Gefchäfte der chambre de conseil, Helie in 
der encyclopédie de droit, 9. Heft, p. 551 — 61. 

15 Ein ausgezeichneter franzöfifcher Praktiker ſchlägt vor, daß man da, 
wo das Bezirksgericht nach dem Antrage des Staatsanwalts eine Strafe, die 
2 Jahre überſteigen ſollte, das Gericht mit 5 Richtern beſetzen und in den 
Fällen der Strafe unter 2 Jahren mit 4 Richtern ſich begnügen koͤnnte. 

16 Ueber den Umfang der Geſchäfte des Unterſuchungsrichters, ſiehe 
Duverger, manuel des juges, d’instruction, Niort 1840. 2 vol. neue 
Ausg. 1844. 3 vol. 
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Staatsanwälten mitzutheilen; b) in Fällen, in denen Gefahr auf 
dem Verzuge iſt, für die Herſtellung des Thatbeſtandes zu ſorgen, 
Beweismittel aufzunehmen (z. B. den Verwundeten zu verhören); 
c) nach den ihnen von den Unterſuchungsrichtern ertheilten Auf— 
trägen einzelne Geſchäfte vorzunehmen, z. B. Hausſuchungen 
oder Verhöre zu veranſtalten; d) über die geringeren Straffälle zu 
urtheilen. Ein beſonderes Gericht müßte dafür beſtimmt ſeyn 
nach geſchloſſener Vorunterſuchung über die Verſetzung in den 
Anklageſtand zu urtheilen, wie dies in Frankreich,“ Belgien, in 
den Niederlanden, in Italien eingeführt iſt. Das neue badiſche 
Geſetzbuch“ überläßt nun dem Bezirksſtrafgerichte, welches ſchon 
während der Vorunterſuchung über die Fortſetzung derſelben und 
über Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Unterſuchungsrichter und 
Staatsanwalt zu entſcheiden hatte, auch die Entſcheidung über 
Verſetzung in den Anklageſtand. Dieſe Vorſchrift iſt neu und 
findet ſich nur in der Geſetzgebung von Genf.“ Gegen die Zweck— 
mäßigkeit der Genfer Einrichtung erhoben ſich ſchon früh die Stim— 
men achtungswürdiger Praktiker in Frankreich.“ Alles kömmt 
darauf an, ob man den Mitgliedern des Bezirksgerichts die Un— 
befangenheit zutrauen kann, welche dazu nöthig iſt, um über 
die Verſetzung in den Anklageſtand zu entſcheiden. Die Antwort 
dürfte kaum eine bejahende ſeyn. Frägt man um die Erfahrungen 
der Länder, in welchen über die Verſetzung in den Anklageſtand durch 
eine von der chambre de conseil verſchiedene Anklagekammer entſchie— 
den wird, ſo ergeben ſich aus den Tabellen nachſtehende Verhältniſſe: 

Im J. 1840 wurden in Frankreich 66,495 Unterſuchungen 
von den Unterſuchungsrichtern geführt, in 21,280 Fällen er— 
kannten die chambres de conseil, daß kein Grund vorhanden ſey, 
die Unterſuchung fortzuführen,“ 7041 Fälle wurden von den 


17 Ueber die Geſchäfte dieſer chambre d'accusation, ſ. am beſten 
Helie in der encyclopedie de droit, Heft 9, p. 529 — 48. 

Akt. 205. 

19 Geſetz vom 5. Dez. 1832. Art. 5. 

20 Vorzüglich de Vaulx, in der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetz— 
gebung VII, S. 286. 

21 In 9453 Fällen geſchah dies, weil die chambre fand, daß kein 
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Bezirksgerichten an die Anklagskammern gewieſen. 6274 Sachen 
wurden von den letzteren an die Aſſiſenhöfe, 217 an die correk— 
tionellen Gerichte, 12 an andere Gerichte gewieſen, und in 538 
Fällen (gegen 767 Angeſchuldigte) wurde ausgeſprochen, daß kein 
Grund zu einer Anklage vorliege.“ Von den Individuen, gegen 
welche die chambre de conseil ihr: non lieu ausſprach, waren 
11,455 weniger als 1 Monat, 1714 weniger als 2 Monat, 335 
mehr als 2 weniger als 3 Monate in Unterſuchung. Von den 
durch die Anklagskammer von der Anklage entbundenen Ange— 
ſchuldigten waren 160 weniger als 1 Monat, 242 weniger als 
2 Monate in Unterſuchung. 

Im J. 1841 waren 60,951 Perſonen der Unterſuchung des 
Unterſuchungsrichters unterworfen. Gegen 19,159 erkannten die 
chambres de conseil, daß die Unterſuchung nicht fortzuſetzen fey. * 
Gegen 9747 wurden ſchon in dem erſten Monate, gegen 1522 in 
den erſten 2 Monaten das non lieu ausgeſprochen. In Bezug 
auf 6521 Perſonen wurden die Akten an die Anklagskammer ge— 
wieſen und von dieſer in 556 Fällen (gegen 856 Perſonen)? er— 
kannt, daß die Anklage nicht Statt finde. 5725 Sachen wurden 
an die Aſſiſen, 231 an die correktionellen Gerichte gewieſen. 

Im J. 1842 waren bei den Unterſuchungsrichtern 63,416 
Sachen anhängig. In 20,035 Fällen erkannten die chambres de 
conseil, daß kein Grund zur Fortſetzung der Unterſuchung vor— 
liege.“ In 11,161 Fällen erfolgte dieſer Ausſpruch ſchon in 


Verbrechen oder Vergehen sie in 9060 Fällen, weil man die Ver— 
dachtsgründe nicht für genügend fand, in 2528 weil die Thäter völlig 
unbefannt waren. 

22 In 157 Fällen, weil man erkannte, daß weder ein Verbrechen noch 
ein Vergehen vorliege; in 610 Fällen weil man die Verdachtsgründe nicht 
für genügend erkannte. 

25 Gegen 8683, weil die Handlung kein Verbrechen oder Vergehen 
begründet; gegen 8277, weil die Verdachtsgruͤnde ungenügend waren; 
gegen 1973, weil kein Thäter ſich herausſtellte. 

2 In 126 Fällen, weil die Anklagskammer erkannte, daß kein Ver: 
brechen oder Vergehen vorliege, in 707 Fällen, weil die Verdachtsgründe 
nicht genügten. 

25 In 9191 Fällen, weil kein Verbrechen oder Vergehen vorlag, in 
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weniger als 1 Monat in 1485 in weniger als 2 Monaten. An 
die Anklagskammer gelangten 6285 Sachen, von dieſen wurden 
in 489 Sachen (gegen 685 Individuen) erkannt, daß kein Grund 
zur Anklage vorliege; 5538 wurden an die Aſſiſen, 221 an die 
correktionellen Gerichte gewieſen. Die Ausſprüche, daß kein Grund 
zur Anklage da ſey, erfolgten in 166 Fällen in weniger als 1, 
in 234 in weniger als 2 Monaten. 

Im Königreiche Belgien waren 1836 5512 Sachen in 
Unterſuchung vor den Unterſuchungsrichtern. In 1397 Fällen 
erkannten die chambres de conseil, daß die Unterſuchung auf 
ſich zu beruhen habe, 498 Fälle wurden an die Anklagskammern, 
1937 an die correktionellen, 14 an die Polizeigerichte gewieſen.““ 
Im J. 1837 hatten von 5687 vor den Unterſuchungsrichtern 
anhängigen Unterſuchungen 1389 den Erfolg, daß die Bezirksge— 
richte das non lieu ausſprachen, 460 an die Anklagskammer, 
1857 an die correktionellen, 18 an die Polizeigerichte wieſen. Im 
J. 1838 waren bei Unterſuchungsrichtern 5748 Unterſuchungen 
anhängig; in 1408 wurde das non lieu, bei 393 Verweiſung 
an die Anklagskammern, in 1977 Verweiſung an correktionelle 
Gerichte erkannt. Im J. 1839 ſchwebten vor den Unterſuchungs— 
richtern 5919 Unterſuchungen. In 1550 wurde von den Bes 
zirksgerichten das non lieu, in 337 Verweiſung an die Anklags— 
kammern, in 2119 Fällen Verweiſung an die correktionellen Ge— 
richte erkannt. Von den Anklagekammern wurde in Belgien in 
den Jahren 1836 bis 1839 1755 arréts erkannt, in 136 Fällen 
wurde erkannt, daß kein Grund zur Anklage vorhanden wäre, 
in 1466 daß die Sache vor die Aſſiſen, in 153 daß ſie an andere 
Gerichte zu weiſen ſey. 

In der rheinpreußiſchen Provinz wurde von den Raths— 
8631 weil die Verdachtsgründe nicht genügten, in 1997 Fällen weil die 
Thäter unbekannt waren. 

26 Im J. 1836 wurde das non lieu in 347 Fällen auf den Grund, 
daß die Handlung nicht ſtrafbar fey, in 1374 wegen ungenügender Ver: 
dachtsgründe ausgeſprochen. Im J. 1837 war das non lieu in 499 Fällen 


darauf gegründet, daß die Handlung nicht ſtrafbar ſey, in 1122, daß die 
Verdachtsgründe ungenügend wären. 
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kammern im J. 1839 in 1950 Fällen, das Verfahren durch or- 
donnance de non lieu angeſtellt. Oppoſitionen wurden von der 
Staatsbehörde dagegen eingelegt 104, in 95 Fällen wurden dieſe 
Entſcheidungen von dem Appellationshofe beſtätigt, Anklageſachen 
kamen an die Anklagekammer 1839 802; in 49 Fällen wurde 
die Anklage als unzuläßig erkannt, 366 wurden vor die Aſſiſen, 
338 an andere Gerichte gewieſen, in 49 Fällen wurde weitere 
Ergänzung verordnet. Im J. 1840 wurden von den Bezirks— 
gerichten in Rheinpreußen in 3090 Fällen die Nichtfortſetzung a 
der Unterſuchung erkannt, in 72 Fällen wurde Oppoſition er— 8 
griffen, wovon in 33 Fällen Abänderung des Beſchluſſes die 
Folge war. An die Anklagekammern gelangten 691 Fälle, in 

44 Fällen wurde keine Anklage, in 437 Anklage, in 194 Ber- 
weiſung an andere Gerichte, in 16 Ergänzung der Unterſuchung 
erkannt. 5 

Im J. 1841 wurde von den Rathskammern in 2876 Fällen 
die Unterſuchung aufgehoben. Oppoſitionen wurden dagegen in 
70 Fällen eingelegt; in 22 erfolgte eine Abänderung. 697 Fälle 
kamen an die Anklagskammer, in 55 erfolgte der Ausſpruch, 
daß keine Anklage zuläßig ſey, in 401 wurde Anklage, in 204 
Verweiſung an ein anderes Gericht, in 37 Ergänzung der Unter— 
ſuchung erkannt. 

In der bayriſchen Rheinpfalz wurden im J. 1841 — 1842 
71 Individuen in 57 Sachen der Criminalunterſuchung unter— 
worfen und an die Anklagskammer gewieſen, davon wurden 19 
von der Anklagskammer von der Anklage entbunden, 37 vor die P 
Aſſiſen, 14 vor die Zuchtpolizeigerichte gewiefen. 

Dieſe Nachweiſungen dürften hinreichen, um zu zeigen, daß 
in einer großen Zahl von Fällen die Anſichten der Anklagskammer 
und die des Bezirksgerichts verſchieden ſind, und eben darin der 
Vortheil ebenſo für die bürgerliche Geſellſchaft liegt, daß nicht 
unnöthige koſtſpielige Strafprozeſſe geführt und nicht ohne Grund 
Angeſchuldigte vor die Criminalgerichte gewieſen werden, als die 
bürgerliche Freiheit dadurch gewinnt, daß bald über das Schickſal 
der Angeſchuldigten entſchieden wird. — Die Entſcheidung, ob 


eine Unterſuchung fortgeſetzt werden ſoll, hängt davon ab: 1) ob die 
Handlung, wegen welcher die Unterſuchung eingeleitet iſt, ver— 
übt wurde und ſo der Thatbeſtand vorliegt; 2) ob die Hand— 
lung nach den Geſetzen ein Verbrechen oder Vergehen iſt; 3) ob 
hinreichende Verdachtsgründe gegen den Angeſchuldigten vorhanden 
find; 4) ob keine Rechtsgründe vorliegen, welche die Strafe auf— 
heben.? Ueber dieſe Fragen werden leicht verſchiedene Anſichten 
möglich ſeyn; insbeſondere iſt bei manchen Verbrechen die Entſchei— 
dung darüber, ob der Fall unter einem Strafgeſetze ſteht, oft ſchwie— 
rig z. B. bei Anſchuldigungen wegen Unterſchlagung, Betrug, 
wo das vielleicht vorhandene Civilunrecht nahe an die ſtrafbare 
Handlung gränzt. Die Bezirksgerichte, geleitet durch die Rückſicht 
auf das Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft ſind geneigt, die 
einmal begonnene Unterſuchung aufrecht zu erhalten, ſie legen 
leicht das Strafgeſetz ſo aus, daß es viele Fälle umfaßt, nehmen 
im Zweifel lieber an, daß der Verdacht erheblich ſey, indem ſie 
auf Vervollſtändigung der Unterſuchung rechnen. Hier liegt der 
Vortheil darin, daß andere Richter vorurtheilsfrei wieder über 
den Fall und die Zuläßigkeit der Anklage urtheilen, indem ſie 
die obengeſtellten Fragen prüfen. Haben die Richter, welche 
bereits während der Unterſuchung geurtheilt haben, wiederholt zu 
urtheilen, ſo iſt ſehr zu beſorgen, daß ſie befangen ſind und durch die 
über den Fall angenommene Anſicht wieder beherrſcht werden, ſo 
daß ſie eine Verſetzung in den Anklageſtand da ausſprechen, wo 
andere unbefangene Richter es nicht gethan und vielleicht den 
Fall nur als ein Vergehen betrachtet haben würden, über welches 
das Bezirksgericht ſelbſt zu entſcheiden hat. 5) In Bezug auf 
die Strafgerichte, welche zuſtändig ſind, über alle Straffälle zu 
urtheilen, welche die Zuſtändigkeit der Einzelnrichter überſteigen, 
kann eine zweifache Organiſation angenommen werden, entweder 
a) man weist alle Straffälle an das nämliche Gericht, ſo daß 
3. B. für einen Bezirk von 200 — 300,000 Seelen ein Obergericht 
eingerichtet wird, welches über die Appellationen in Civilſachen, 
8 . die Prüfungsrückſichten Helie in der encyelopédie, Heft 9, 
Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. | 16 
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über die Rekurſe in Strafſachen der Einzelnrichter und über alle 
Straffälle die nicht zu der Competenz der Einzelnrichter gehören, 
in erſter Inſtanz zu urtheilen hätte, nur mit Unterſchied in Be— 
zug auf die Beſetzung, je nachdem die Anklage auf einen gerin— 
geren oder ſchwereren Straffall ſich bezieht, oder b) man macht 
Abſtufungen der Gerichte nach der Größe der Verbrechen, ſo daß 
z. B. über alle Straffälle, die keine höhere als 2 oder 3jäh— 
rige Freiheitsſtrafe nach ſich ziehen, Bezirksgerichte (für einen 
Bezirk von 60,000 bis 130,000 Seelen) und über die ſchwereren 
Fälle die Obergerichte zu entſcheiden haben. Die Einrichtung 
der erſten Art hat vielfache Vortheile, vorzüglich weil eine grö⸗ 
ßere Schnelligkeit der Entſcheidungen möglich wird und manche 
Competenzſtreitigkeiten vermieden werden, da die Straffälle oft 
ineinanderfließen und vorzüglich nach dem Charakter der neueren 
Strafgeſetze, welche einen weiten Raum und die Wahl zwiſchen 


verſchiedenen Strafarten den Richtern geben, leicht Streitigkeiten 


vorkommen und Zeit durch das Hin- und Herweiſen eines Straf— 
falles von einem Gerichte zum anderen verloren geht. Selbſt die 
Rückſicht wird bedeutend, daß da, wo viele Gerichte in kleineren Be— 
zirken ſind, viele Koſten und Unbequemlichkeiten erſpart werden, 
weil die Zeugen leichter an den von ihrem Wohnort nicht ſo weit ent— 
fernten Gerichtsſitz zu gehen nöthig haben, und daß ſelbſt den An— 
geſchuldigten manche Nachtheile erſpart werden, welche da ein— 
treten, wenn die Angeklagten an entfernten Gerichtsſitzen erſcheinen 
müſſen. Allein dieſe Rückſichten verlieren ihr Gewicht, wenn man 
die Forderungen erwägt, welche an das Verfahren geſtellt werden 
müſſen. Gewiß iſt, daß je ſchwerer die Anklage iſt, deſto größere 
Garantieen einer gründlichen Urtheilsfällung gegeben werden 
müſſen und daher für die Verhandlung ſchwerer Verbrechen ein 
anderes Verfahren eingeführt werden muß, als für die leichteren; 
insbeſondere bedarf es für die Fälle der erſten Art einer ftärferen 
Beſetzung der Gerichte, größerer Befugniſſe der Vertheidigung, der 
Anordnung von mehr Förmlichkeiten, um dem Angeſchuldigten 
mehr Zeit zur Vorbereitung ſeiner Vertheidigung zu geben. Wollte 
der Geſetzgeber für alle Straffälle die nämliche Verhandlungs⸗ 


ang. 
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form einführen, ſo würde entweder, wenn er das für die ſchweren 
Fälle nothwendige Verfahren füm Grunde legte, eine in der 
Mehrzahl der Fälle (nämlich der geringeren Vergehen) unnöthig 
ausgedehnte und koſtſpielige Form angewendet werden, oder die 
regelmäßig mehr nach dem Bedürfniſſe der Mehrzahl der Fälle 
berechnete Verhandlungsform würde für die ſchwereren Straffälle 
als ungenügend ſich darſtellen. Dieſe Erwägung führt auf die 
Anordnung verſchiedener Gerichte, von welchen einige“ für die 
Verhandlung der Straffälle zuſtändig ſind, welche nicht zu Ent⸗ 
ſcheidung der Einzelntichter, aber auch nicht in die eig de 
ſchweren Verbrechen gehören, wogegen für die Verhandlung der 
letztern andere Gerichte angeordnet werden.“ Die Abſtufungen 
werden leicht durch die Strafart oder die Strafgröße beſtimmt, 
welche von einem oder dem andern Gerichte erkannt werden kann. 
Die Mehrzahl der Straffälle ““ bilden diejenigen, welche Strafen 
bis zu 2 (oder nach dem Willen des Geſetzgebers 3) Jahren Frei— 
heitsverluſt nach ſich ziehen.“ Bei ihnen fordert ſowohl das 
Intereſſe der Angeſchuldigten als das der bürgerlichen Geſell— 
ſchaft, daß für die Verhandlung ſolcher Straffälle Gerichte an— 
geordnet werden, welche kleinere Bezirke (z. B. für 60 bis 130,000 
Seelen nach Verſchiedenheit ob die Bevölkerung dicht beiſammen 
wohnt) umfaſſen und den Vortheil gewähren, daß ſie ſchnell ent— 


> Wie in England die Friedensgerichte (inſofern nicht Geſchworne 
in den Quartalſitzungen urtheilen) und in Frankreich die correktionellen 
Gerichte. £ 

29 Z. B. die bisher in Deutſchland beſtehenden Appellations- oder 

Hofgerichte oder Juſtizkanzleien. 
0 Von Bedeutung wird hier wieder ſeyn, ob das Geſetzbuch die Un: 
terſcheidung von entehrenden und nicht entehrenden Freiheitsſtrafen auf— 
ſtellt. Das Recht, Strafen der letzten Art zu erkennen, ſollte immer an 
die ſtärker beſetzten für die ſchwerſten Straffälle als zuſtändig erklärten Ge— 
richte gewieſen werden. 

Hier wird wieder die Rückſicht wichtig, ob das Geſetzbuch die 
Zuchthausſtrafe (als entehrend) auch bis 6 Monate herabzuſetzen geſtattet; 
oder ob (wie z. B. in Frankreich) alle Straffälle, die Gefängniß bis fünf 
Jahre nach ſich ziehen, an die correktionellen Gerichte gewieſen ſind, und 
die höhere Freiheitsſtrafen nach ſich ziehenden Straffaͤlle an die Aſſiſen⸗ 
höfe gebracht werden. 
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ſchieden werden kann und Angeſchuldigte und Zeugen nicht ge— 
nöthigt find, weit zu reiſen. Fur die kleinere Zahl der Straf: 
fälle (nämlich der ſchweren Verbrechen) beſtehen dann die ſtärker 
beſetzten Gerichte, bei welchen eine andere dem Bedürfniſſe der 
Schwere der drohenden Strafen anpaſſende Verhandlungsweiſe 
Statt findet. Solche Gerichte werden zwar für große Gerichts— 
bezirke (z. B. 300,000 Seelen) angeordnet werden müſſen und 
freilich leicht die Nachtheile“ veranlaſſen, daß die Zeugen an 
den entfernten Gerichtsort reiſen und die Angeklagten dahin ge— 
bracht werden müſſen, wodurch die Koſten beträchtlich vermehrt 
werden. Das beſte Mittel dieſe Nachtheile zu vermeiden, liegt 
in der Einrichtung, daß die Sitzungen nicht nothwendig an dem 
gewöhnlichen Sitze des Gerichts, ſondern an andern Orten, z. B. 
an dem Sitze des Bezirksgerichts gehalten werden und das Ge— 
richt eine beſtimmte Zahl ſeiner Mitglieder an dieſen Ort abordnen 
kann.“ 6) Ein oberſtes Gericht für das ganze Land müßte gebildet 
werden und entweder die Natur eines deutſchen Obergerichts er— 
halten, inſofern auch über die Thatfragen eine Berufung gegen 
die Urtheile der Criminalgerichte zugelaſſen wird (S. XXVI), oder 
wenn dies nicht geſtattet wird, als Caſſationshof über die Nich— 
tigkeitsgeſuche entſcheiden. 

2 Nach der Erfahrung liegt in einer zu großen Ausdehnung der Ge— 
richtsbezirke leicht ein Grund, daß manche Verbrechen ſtraflos bleiben, 
weil die Beſchädigten ſich ſcheuen, Verbrechen anzuzeigen, da ſie wiſſen, 
daß ſie dann an das entfernte Gericht reiſen müſſen und weil die Zeugen 
alles anwenden, (daher auch in der Vorunterſuchung leicht die Ausſagen 
ſo mildern), daß ſie nicht in die Sitzung geladen werden. 

55 Wenn z. B. das Criminalgericht aus ſieben Richtern beſtehen ſoll, fo 
konnten vier Appellationsräthe (wovon Einer als Präſident ernannt wird) 
abgeordnet werden, und die drei übrigen Richter würden aus den Präſi— 


denten der alteften Mitglieder der benachbarten Bezirksgerichte genommen 
werden. 
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§. XXII. 


Mündlichkeit des Strafverfahrens. Durchführung dieſes Grund— 
ſatzes und Beſchränkungen deſſelben nach den verſchiedenen 
Geſetzgebungen. 


Alle Geſetzgebungen, welche die Grundlage des heutigen Straf— 
verfahrens bilden, erkennen als leitenden Grundſatz: daß vor den 
urtheilenden Richtern die Angeklagten und die Zeugen, auf deren 
Ausſagen gebaut werden ſoll, erſcheinen und nur auf den Grund 
der gepflogenen mündlichen Verhandlungen das Urtheil gefällt 
wird. Nach dem Geiſte des Anklageverfahrens, welches dem rö— 
miſchen wie dem germaniſchen Strafprozeſſe zum Grunde lag, 
war in der zwiſchen Ankläger und Angeklagten geführten Ver— 
handlung die Seele der urtheilenden Richter gleichſam der Kampf— 
platz, auf welchem die beiden Partheien ihren Streit führten, ins 
dem ſie die Richter durch die von ihnen vorgelegten Beweiſe und 
Ausführungen von der Wahrheit ihrer Behauptungen zu über— 
zeugen ſuchten. Bei ſteigender Bildung fühlte man in Rom 
unter den Kaiſern die Nothwendigkeit in Vorunterſuchungen ein— 
zelne Aufzeichnungen zu machen und Akten zu ſammeln.“ Die Erhal— 
tung der Grundform der Mündlichkeit hängt vorerſt zuſammen mit 
dem Geiſte des Strafverfahrens, insbeſondere ob man das Prinzip 
der Anklage oder der Unterſuchung zum Grunde legt. Ueberall 
wo das Verfahren mehr inquiſitoriſch wird, macht leicht die An— 
ſicht ſich geltend, daß die Unterſuchungsbeamten ſich bemühen, 
durch kunſtmäßige wohl berechnete Verhöre die Wahrheit auszu— 
mitteln. Die Benützung jeder möglichen Beweifesquelle führt 


A Ueber die römifche Vorunterſuchung, Geib, Geſch. des roͤmiſchen 
Strafprozeſſes S. 266. Helie traité de l’instruction criminelle, I, p. 59. 
Daß man in der Kaiſerzeit in Rom, wenn Zeugen in judicio publico 
nicht erſchienen, ihre in der Vorunterſuchung aufgezeichnete Ausſagen 
ableſen lies (Geib, Geſch. S. 503) deutet ſchon darauf, daß Aufzeich— 
nungen in der Vorunterſuchung gemacht wurden. 
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dazu, das Ergebniß derſelben aufzuzeichnen, um ſich darauf in 
der ſpäteren Verhandlung berufen zu können. Manche Beweismittel, 
die nur im Augenblicke benützt werden können, fordern, daß man 
dies Ergebniß derſelben durch Akten feſthalte. Vorzüglich wird 
die Wichtigkeit der Form der Mündlichkeit darnach beſtimmt, ob 
die nämlichen Richter urtheilen, vor welchen die Verhandlung 
vorgeht, oder ob von anderen Richtern, vor welchen die Ange— 
ſchuldigten und Zeugen nicht erſcheinen, das Urtheil eingeholt 
werden ſoll. Iſt das Letzte der Fall, ſo verdrängt der ſchrift— 
liche Prozeß bald die Mündlichkeit. Daraus erklärt ſich auch, 
warum in dem canoniſchen Verfahren und fpäter in Deutſchland 
durch die Sitte Urtheile von rechtsgelehrten Richtern einzuholen, 
und durch die Verbreitung des Unterſuchungsverfahrens allmählig 
die Mündlichkeit verſchwand, während in England, wo das An— 
klageprinzip und die Sitte ſich erhielt, daß die Richter urtheilten, 
vor welchen die Verhandlung vorging, das mündliche Verfahren 
die Grundform blieb. Der Grundſatz der Mündlichkeit beſteht 
in einer ſolchen Einrichtung des Verfahrens, daß alle Verhand— 
lungen, auf deren Grund verurtheilt werden kann, daher die An— 
klage, alle Beweiſe, die Begründung derſelben von den Richtern 
welche das Urtheil fällen ſollen, ſelbſt geführt werden und 
zwar ſo, daß die Richter ebenſo wie der Ankläger und der An— 
geklagte die Benützung und Erhebung der Beweiſe beobachten 
und darauf wirken können. Zergliedert man dies Prinzip, welches 
paſſend auch das der Unmittelbarkeit genannt werden kann, ſo 
liegt darin 1) die Einrichtung, daß der Angeklagte ſelbſt vor 
ſeinen Richtern erſcheine, auf die Beweiserhebung wirke und 
ſeine Vertheidigung vortrage; 2) daß die Richter alle Zeugen, 
alle Sachverſtändigen, auf deren Ausſagen verurtheilt werden 
ſoll, ſelbſt ſehen und hören; 3) daß ſie auf geeignete Weiſe jeden 
Zweifel durch Fragen an die Zeugen und Sachverſtändigen heben 
können; 4) daß nur auf den Grund mündlicher Vorträge des 
Anklägers und des Angeklagten oder ſeines Vertheidigers ent— 
ſchieden wird. 

Dieſe mündliche Verhandlung vor den urtheilenden Richtern 
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ift das eigentliche Strafverfahren. Neben dieſen kann ein Vor— 
verfahren vorkommen, welches als Vorbereitung zu dem Straf— 
verfahren dient, aber nicht weſentlich iſt, daher auch in Frank— 
reich z. B. in den correktionellen Gerichten der Angeſchuldigte 
oft unmittelbar in die Sitzung vorgeladen wird. Das Vor— 
verfahren kann ſelbſt verſchieden gedacht werden: 1) entweder 
ſo daß nur die erſten einleitenden Schritte z. B. die Anzeige, die 
Erhebung des Thatbeſtandes aufgezeichnet werden und hierauf 
ſogleich die mündliche Verhandlung eingeleitet wird; 2) daß die 
Vorunterſuchung ſo lange dauert als nöthig iſt, um zu urtheilen, 
ob die Bedingungen der öffentlichen Anklage gegen eine beſtimmte 
Perſon wegen eines gewiſſen Verbrechens vorhanden ſind, um 
die künftige mündliche Verhandlung vorzubereiten und ihr die 
nöthige Grundlage zu verſchaffen; 3) daß die ganze Verhandlung 
zuerſt ſchriftlich geführt und dann eine Wiederholung dieſes 
Verfahrens und eine Rekapitulation ſeiner Ergebniſſe eintritt,“ 
die in einen der Zeit nach beſchränkten Raum in eine mündliche 
Verhandlung vor den urtheilenden Richtern zuſammengedrängt 
werden. Der engliſche und franzöſiſche Prozeß betrachten die 
Vorunterſuchung in dem zweiten eben angegebenen Sinne? Wir 
glauben, daß auch jede neue Geſetzgebung, welche das Prinzip 
der Mündlichkeit durchführen will, in dieſem Sinne die Vor— 
unterſuchung auffaſſen muß; nur muß bemerkt werden, daß eigent— 
lich nach dem franzöſiſchen Prozeſſe drei Abtheilungen des Ver— 
fahrens gemacht werden können. Es müſſen nämlich geſchieden 
werden: 1) die Vorunterſuchung, 2) das Verfahren, welches von 
der Zeit an, als die Verſetzung in den Anklageſtand ausgeſprochen 
iſt bis zur wirklichen mündlichen Verhandlung dauert, und die 
Aufſtellung des Vertheidigers, ſeine Vorbereitung, die Bildung 


2 So bezeichnet Abegg in den Beiträgen zur Strafprozeßgeſetzgebung 
S. 51 die mündliche Verhandlung. 

Genau genommen, iſt ſelbſt zwiſchen der engliſchen und franzöſiſchen 
Vorunterſuchung ein Unterſchied, indem die erſte weit kürzer iſt als die 
zweite, in welcher die oft über die Gebühr angewendete ingquiſitoriſche 
Thätigkeit des Unterſuchungsrichters eine größere Ausdehnung veranlaßt. 
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der Anklagsakte, Entwerfung der Zeugenlifte und vorzüglich bie 
vorbereitenden Handlungen des Aſſiſenpräſidenten enthält;“ 3) die 
eigentliche mündliche Verhandlung vor dem Aſſiſenhofe. Die ent— 
ſchiedenen Vortheile der Mündlichkeit nach dem oben aufgeſtellten 
Prinzip ſind folgende: 1) Nur durch ſie erlangen die Richter die 
Gewißheit,“ daß die Ausfagen der Angeklagten und der Zeugen 
treu, vollſtändig und in dem richtigen Zuſammenhange zu ihrer 
Kenntniß gelangen. Wer wird nicht, wenn er die Möglichkeit 
hat, ſich durch die eigene Vernehmung der Perſonen, auf deren 
Ausſagen er etwas bauen ſoll, dies Mittel der Unmittelbarkeit 
wählen und nicht mit den Verſicherungen dritter Perſonen ſich 
begnügen, welche jene Ausſagen der Zeugen gehört haben?“ Den— 
noch begnügen ſich unſere Richter im ſchriftlichen Verfahren nur 
mit den Angaben, welche der Inquirent und der Referent ihnen 
lieferte. Man thut Unrecht, wenn man diejenigen, welche gegen 
eine ſolche mittelbare Beweiſesquelle ſich erklären, beſchuldigt, daß 
ſie die Treue der Inquirenten und Referenten verdächtigen. Nie— 
mand, welcher ſelbſt inquirirt hat, kann die Schwierigkeiten ver— 
kennen, welche ſich der treuen Auffaſſung der Ausſagen einer 
Perſon in einem Protokolle entgegenſetzen, wenn der Befragte 
entweder in einem verworrenen, aber ſeiner Eigenthümlichkeit 
und ſeinem Gedankengange und Ausdrucksweiſe? anpaſſenden 

Wir haben in g. XXI die Wichtigkeit der von dem Präſidenten 
vorzunehmenden Verhoͤre und anderer Unterſuchungshandlungen nachge— 
wieſen. 

> Selbſt die Grundfäße über die hiſtoriſche Erkenntniß fordern, daß 
jeder, welcher Gewißheit erlangen will, unmittelbar aus der Quelle 
ſchöpfe, woraus die Gewißheit fließt, und nicht erſt den Verſicherungen 
anderer Perſonen darüber traue, was ihnen von Anderen mitgetheilt 
worden iſt. 

6 Darauf beruft ſich auch Abegg in feinen Beiträgen S. 89. S. noch 
über Werth der Mündlichkeit zur Entdeckung der Wahrheit de Vaulr 
(er iſt langjähriger Generaladvokat) in der Zeitſchrift für ausländiſche 
Geſetzgebung XVI, S. 158. 5 5 

Wie wichtig werden hier auch Provincialismen, die in verſchiedenen 
Landern oder Gegenden auch einen verſchiedenen Sinn haben. Der alt⸗ 
preußiſche Beamte wird nicht leicht die Ausdrucksweiſe des rheinländiſchen 
Landmanns gehoͤrig verſtehen. 
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Vortrage, feine Ausſage macht oder im Fluſſe einer langen Er 
klärung eine Maſſe von Thatſachen zuſammendrängt, die nicht 
zur Sache gehören und wo nun der Inquirent dieſe Ausſage ſichten 
und ihr Ergebniß zu Protokoll diktiren ſoll.“ Unwillkürlich wird 
die Auffaſſungsweiſe des Inquirenten ſich hier in dem Protokolle 
ausdrücken und das Bild, welches ſich der Unterſuchungsrichter 
von dem Angeſchuldigten macht, wird Einfluß auf die wieder— 
gegebene Ausſage des letztern haben. Wie häufig zeigt ſich dies 
in den mündlichen Verhandlungen! faſt in jeder Aſſiſe in Frank— 
reich proteſtirt der Zeuge gegen die Art, wie ſeine Ausſage in 
der Vorunterſuchung aufgefaßt wurde. Trefflich hat auch der 
vielerfahrene Puchta“ zugeftanden, daß die treue Auffaſſung der 
Ausſagen im Protokolle große Schwierigkeiten hat und daß alle 
Controlmittel“ durch den Aktuar, durch Beiziehung von Schöffen ꝛc. 
keine hinreichenden Bürgſchaften geben. Wer mag den Tage— 
ſchreiber, wie er in den meiſten jetzigen Gerichten vorkömmt, den 
Mann, welcher in jedem Augenblicke von dem Inquirenten weg— 
gejagt werden kann, den ungebildeten Menſchen, der gar nicht 
die Wichtigkeit würdigen kann, ob eine Aufzeichnung mit dieſen 
oder mit anderen Worten geſchieht, als eine Vertrauen erweckende 
Controle des Inquirenten betrachten und ihn dem Gerichtſchreiber 
gleichſtellen, wie er der Carolina vorſchwebt? Die urtheilenden 
Richter in dem deutſchen Prozeſſe erfahren aber auch den In— 
halt der Akten erſt durch das zweite Medium des Referenten. u 


»Wer weiß nicht, wie oft fogenannte gebildete Perſonen, wenn fie 
bei Gericht vernommen werden, ſoweit ausholen, ſo viel Unerhebliches 
in ihre Ausſage ziehen, daß unmöglich woͤrtlich die Ausſage protokollirt 
werden kann. Macht aber der Inquirent den Auszug, fo iſt es ſchon 
feine” Auffaſſungsweiſe, welche darüber entſcheidet, was und wie es 
protokollirt werden ſoll. 

> Puchta, der Inquiſitionsprozeß, S. 77 — 95. 

1° Daß man die Vermuthung für den Inquirenten nicht zu weit trei— 
ben darf, zeigt Wieſt „die Nothwendigkeit und die Bedingungen der Münd— 
lichkeit im Strafverfahren.“ Schaffhauſen 1844, S. 15. 

Nur bei dem mündlichen Verfahren befinden ſich alle urthei— 
lenden Richter in gleicher Lage die Erkenntnißquellen zu benützen; bei 
dem ſchriftlichen Verfahren iſt immer der Referent, der die Akten genau 
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Mag dieſer noch fo gewiſſenhaft und ausgezeichnet ſeyn, fo 
wird dennoch ſeine Darſtellung das Gepräge ſeiner über den 
vorzutragenden Fall gewonnenen Anſicht ſeyn; eben je geiſt— 
reicher der Referent iſt, deſto leichter reiht er nach ſeiner An— 
ſicht die verſchiedenen Ausſagen aneinander,“ wählt die ihm zur 
klaren gefälligen Darſtellung am paſſendſten ſcheinenden Aus— 
drücke und nimmt nur das auf, was er für nothwendig er— 
kennt. Wir bitten, an Straffälle zu denken, in welchen Akten 
in 40 bis 100 großen Bänden geſammelt ſind, und fragen Jeden, 
der in Gerichtshöfen ſaß, ob er die Vorträge daraus als ge— 
nügende Surrogate einer Einrichtung betrachten kann, nach welcher 
der urtheilende Richter ſelbſt die Angeſchuldigten und die Zeugen 
hörte. 2) Nur das mündliche Verfahren gibt dem Richter die 
Möglichkeit, durch geeignete Fragen an die Angeklagten und die 
Zeugen alle Zweifel zu beſeitigen, die ſonſt mehr oder minder 
zurückgeblieben wären und die Verurtheilung gehindert haben wür— 
den. Nur derjenige, welcher das Urtheil zu fällen hat, iſt im 
Stande, zu erwägen, welche Materialien er bedarf, um urtheilen 
zu können. Nach der Erfahrung aller Länder wird der Unter— 
ſuchungsrichter, wenn er nicht längere Zeit zuvor Mitglied eines 
Strafgerichts war und als ſolches Gelegenheit hatte, zu er— 
kennen, was zur gründlichen Urtheilsfällung über einzelne Ver— 
brechen gehört, durch ſeine Vernehmungen nicht jene nöthige Vollſtän— 
digkeit der Ausſagen erreichen; der urtheilende Richter findet überall 
Lücken, welche er erſt durch die Befragung der Zeugen ausfüllen 
kann, z. B. wenn es auf den Grund der Wiſſenſchaft der Zeugen, 
auf Beſeitigung der Widerſprüche unter den verſchiedenen Zeugen 
ankommt. Jeder zweideutige Ausdruck in der Ausſage des Zeugen 


kennt, in einer weit günſtigeren, aber daher auch in einer ſolchen Lage, die 
den Votanten gefährlich wird, weil ſie nur dem Vortrage des Referenten 
trauen müſſen. Wieſt, J., S. 35 u. S. 64. 5 

12 Iſt die chronologiſche Vortragsmethode üblich, oder ſollen die Akten 
wörtlich vorgeleſen werden, fo iſt dies geiftestödtend und zerſtoͤrt die 
Moͤglichkeit einer gehörigen Auffaſſung. Wird die künſtliche (Separations—) 
Methode gewählt, fo iſt die Gefahr ſehr groß, daß der Stoff willkürlich 
geordnet und aus dem wahren Zuſammenhang geriſſen wird. 


u 
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kann durch Fragen der Richter berichtigt werden. Vorzüglich wird 
dieſe Befragung wichtig bei dem Beweiſe der böſen Abſicht und 
des Umfangs derſelben. Die kleinſten Neben umſtände werden 
hier einflußreich; nur der Richter, welcher darüber urtheilen ſoll, 
weiß, welche dieſer Umſtände für ihn noch bedeutend ſind. Ins— 
beſondere lehrt die Erfahrung in England und Frankreich, daß 
erſt durch geeignete Fragen an die Sachverſtändigen in der Sitzung 
die Wahrheit aufgehellt wird, weil in der Vorunterſuchung der 
Inquirent, welcher oft die Schwierigkeiten der Herſtellung des 
Thatbeſtandes nicht genug würdigt, unvollſtändige oder einſeitige 
Fragen ſtellt, und erſt die beſſer vertrauten Richter Fragen ſtellen, 
welche die Sachverſtändigen nöthigen, über einflußreiche Umſtände 
ſich genauer zu erklären. 3) Die gehörige Würdigung der In— 
dividualität der Angeklagten und der Zeugen iſt nur bei dem 
mündlichen Verfahren möglich. Schon der römiſche Kaiſer! er: 
kannte die Nothwendigkeit, daß der Richter den Zeugen ſelbſt 
beobachte; das ganze Benehmen des Ausſagenden, der Ernſt oder 
die Flüchtigkeit ſeiner Rede, die Beharrlichkeit in den Ausſagen 
oder ſein beſtändiges Schwanken u. A. geben dem Richter die 
Möglichkeit, die Glaubwürdigkeit des Zeugen zu beurtheilen. 
Vorzüglich iſt die Individualität des Angeklagten von höchſter 

Bedeutung; nur fie gibt Aufſchluß über feinen Seelenzuftand, 
und zeigt, in wie ferne ſeinen Worten getraut werden kann; 
ſelbſt ſeine ganze perſönliche Erſcheinung wird wichtig, um z. B. 
über Nothwehr zu urtheilen. Insbeſondere wird das Urtheil über 
die Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten weſentlich durch die 
Beobachtung ſeiner Individualität bedingt. Selbſt da, wo nach 
dem Landesgeſetze nur eine beſchränkte Mündlichkeit vorkam, 
überzeugten ſich die Richter, daß ihr Urtheil über den Ange— 
klagten auf den Grund ihrer Anſchauung von dem Angeſchuldigten 
geändert wurde.“ 4) Das Vertheidigungsrecht des Angeklagten 


15 L. 3, F. 3 d. de testib. Geib, Geſchichte des römifchen Straf: 
prozeſſes, S. 633. 

“ Dies bezeugt v. Breitſchwert in dem Aufſatze in Sarweys Monat: 
ſchrift, X. Bd. S. 153, in Bezug auf einen gewiſſen Eiſenmenger. 
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erhält erſt in der mündlichen Verhandlung feine wahre Bedeu— 
tung.“ Nur darin iſt es möglich, daß der Vertheidiger auf die 
Beweisführung einwirke, durch Fragen an die Zeugen oder Sach— 
verſtändigen ihre Ausſagen über Umſtände veranlaſſe, die auf die 
Urtheilsfaͤllung einwirken, und die in der Vorunterſuchung auf— 
gezeichneten Ausſagen bekämpfe oder berichtige. Nur bei dem 
mündlichen Verfahren iſt der Vertheidiger in den Stand geſetzt, 
die Schlußfolgerungen, welche der Ankläger aus gewiſſen Um— 
ſtänden ableitet, ſogleich zu zerſtören und dem nachtheiligen Ein— 
drucke auf die Richter vorzubeugen. Nur bei dieſem Verfahren 
weiß er, daß das lebendige Wort die Aufmerkſamkeit der Richter 
auf ganz andere Weiſe in Anſpruch nimmt, als dies da der Fall 
iſt, wo die Richter die langweilige Vorleſung einer Vertheidigungs— 
ſchrift, die nothwendig den lange den Richtern bekannten Akten— 
inhalt wieder vortragen muß, anhören ſollen, oder in einem 
mageren, dürftigen Auszuge die ſogenannte Vertheidigung er— 
fahren. 5) Nur das beſtändige Zuſammenwirken aller lebendig 
vor der Seele der Richter die Umſtände des Verbrechens recon— 
ſtruirenden Ausſagen, das raſche Ineinandergreifen der Ergebniſſe 
der Beweismittel, die Schlag auf Schlag auf einander folgenden 
Ausſagen des Zeugen, verbunden mit den Erklärungen des An— 
geklagten über jeden Punkt regen nachhaltig die geiſtige Thätig- 
keit der Richter an, erhalten ihn in der nothwendigen geiſtigen 
Spannung und gewähren ein Bild des Ergebniſſes der Ver— 
handlungen, wie keine Relation des ausgezeichnetſten Referenten 
es zu geben im Stande iſt. Wer nicht ſelbſt oft Zeuge der Ver— 
handlungen war, kann von der Macht des Eindrucks ſolcher 
Verhandlungen auf das Gemüth der Richter ſich keine Vorſtellung 
machen. Jeder Praktiker, der zuvor in Ländern des gemeinrecht— 
lichen Verfahrens angeſtellt war und fpäter als Richter in Länder 
kommt, * in welchen mündliches Verfahren gilt, preiſet die glück— 
liche Lage, in welcher er in dem zweiten Falle ſich da befindet, 

15 S. auch v. Molitor in v. Jagemanns Zeitſchrift für Strafver— 


fahren III, S. 13. 
10 Wie viele altpreußiſche Richter, die nach Rheinpreußen verſetzt 
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wo er ein Urtheil fällen muß. Verſteht der Präſident es, die 
Zeugen beſtändig unter ſich zu confrontiren, auf jeden Wider— 
ſpruch aufmerkſam zu machen, ſieht ſich der Zeuge beſtändig von 
allen Seiten bald von den Richtern, bald von dem Ankläger, 
bald von dem Vertheidiger nach verſchiedenen Richtungen hin durch 
Fragen gedrängt, ſo muß zuletzt den Richtern ein klares Bild 
gegeben werden, welches ſie in den Stand ſetzt, gerecht zu ur— 
theilen. 6) Daraus erklärt ſich auch, warum nach der Erfahrung 
aller Länder das mündliche Verfahren beſſer als jedes andere auf 
die Herſtellung der Wahrheit wirkt und zur Verurtheilung der 
Schuldigen beiträgt. Es iſt eine merkwürdige Erſcheinung, daß 
in den Ländern, in welchen das mündliche Verfahren neu ein— 
geführt wurde, die Perſonen aus dem Volke, welche am meiſten 
fühlen, daß ſie leicht wegen Vergehen vor Gericht geſtellt werden, 
am meiſten gegen das neue Verfahren ſich erklären, weil ſie aus 
Erfahrung wiſſen, daß die Verurtheilungen der Angeklagten in 
Folge des mündlichen Verfahrens weit häufiger vorkommen als 
früher, während die Richter jener Länder und hochgeſtellte Per— 
ſonen, welche an der ſtrengen Handhabung der Juſtiz ein vor— 
zügliches Intereſſe nach ihrer Stellung nehmen müſſen, z. B. als 
Miniſter oder Polizeipräſidenten allgemein die Wohlthaten des 
neuen Verfahrens preiſen. Die Erfahrungen Italiens ſind in 
dieſer Rückſicht merkwürdig. In Toskana, in Neapel, in Parma 
ſind alle Perſonen, die ihr Beruf auf die eben bezeichnete Weiſe 
in die Lage ſetzt, für die Anwendung der Strafgeſetze gegen Ueber— 
treter thätig zu ſeyn, für das neue Verfahren, wogegen in Ge— 
ſprächen mit den niederen Volksklaſſen häufig die bitterſten Klagen 
gegen die Härte des neuen Geſetzes gehört werden können. Während 
in der Lombardei, in welcher das ſchriftliche geheime Verfahren 
beſteht, in den zwölf Jahren (von 1829 bis 1840) 12,203 wegen 
Verbrechen verurtheilt, und 8386 wegen Mangels an Beweiſen 
losgeſprochen, 994 ſchuldlos erklärt wurden, im Venetianiſchen 
in den zwölf Jahren von 21,143 definitiv Abgeurtheilten 11,257 


wurden, wie viele altbayeriſche Juriſten, die in der Rheinpfalz angeſtellt 
wurden, werden die Wahrheit dieſer Beobachtung beſtätigen! 
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verurtheilt, 8887 wegen Mangels von Beweiſen losgefprochen 
und 999 ſchuldlos erklärt wurden, rechnete man in Parma, wo 
das mündliche öffentliche Verfahren gilt, von 100 Angeklagten 
60 und manches Jahr ſelbſt 70 Verurtheilte. Im Königreiche 
Sardinien, in welchem, wie wir oben bemerkten, ſeit 1840 das 
Geſetz eine mündliche Schlußverhandlung mit Vorrufung von 
Zeugen auf Antrag der Angeklagten geftattet, lehrte die Er— 
fahrung, daß dieſe Verhandlung regelmäßig nachtheilig für die 
Angeklagten ausfiel und ihre Verurtheilung zur Folge hatte. Im 
erſten Jahre nach dem Geſetze von 1840 verlangten. bei dem 
Senate von Caſale vier Angeklagte die mündliche Verhandlung 
und alle vier wurden verurtheilt, ſo daß jetzt die Angeklagten 
keine Luſt mehr haben, auf dieſe Verhandlung anzutragen. Die 
bezeichneten Erſcheinungen“ erklären ſich leicht. Vergleicht man 
den Eindruck, welchen das Ergebniß des ſchriftlichen Verfahrens 
auf die Seele der Urtheilenden hervorbringt, mit der Wirkung 
der mündlichen Verhandlung, ſo überzeugt man ſich bald, daß 
die Richter durch die Letzte gewichtige Materialien erhalten, welche 
die Verurtheilung des Angeklagten möglich machen. Schon die 
beſtändige Confrontation der Zeugen mit dem Angeklagten, der 
gar keine Zeit hat, ſich zu erholen, weil eine anſchuldigende 
Ausſage raſch auf die andere folgt, die Macht des lebendigen 
Wortes, mit welcher der Zeuge die Beſchuldigung ihm ins Geſicht 
ſagt, das Benehmen des Zeugen, welches ſeine Glaubwürdigkeit 
verſtärkt, die ununterbrochene Befragung bald von Seite des 
Präſidenten, bald von dem Ankläger, bald von einem Richter!“ 


17 Höpfner hat in feiner Schrift, S. 57, über den Anklageprozeß meine 
früheren Behauptungen wegen des Vorzugs der Mündlichkeit, daß mehr 
Verurtheilungen möglich werden, in Abrede geſtellt; allein wir bitten, 
die in den Staaten, in welchen ſeit einigen Jahren das mündliche Ver— 
fahren eingeführt iſt, gemachten Erfahrungen zu vergleichen, um ſich von 
der Richtigkeit der Behauptung zu überzeugen. Die Stimme der Richter 
und die des Volkes dürfte entſcheidend ſeyn. Darin, daß die Vergleichung 
der ſtatiſtiſchen Tabellen von zwei Ländern, in denen verſchiedenes Straf— 
verfahren gilt, ſchwierig tft, hat freilich Höpfner Recht. 

15 In England und Nordamerika fällt zwar eine ſolche Befragung 
weg; aber in dieſen Ländern wirkt das Kreuzverhör mächtig. 
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erzeugen bei dem Angeklagten einen Zuſtand, in welchem er ent— 
weder zu einem Geſtändniſſe gezwungen wird, oder, was häufiger 
eintritt, den gegen ihn vorhandenen anſchuldigenden Ausſagen, 
durch die klar hervortretende Grundloſigkeit ſeiner Entſchuldigung 
und durch ſeine Verwirrung oder ſein dumpfes Stillſchweigen, 
zu welchem er durch das Gewicht der Zeugenausſagen gebracht 
wird, eine ſolche Stärke gibt, daß die Richter an der Schuld 
nicht zweifeln können. 7) Vorzüglich bewährt ſich die Trefflichkeit 
des mündlichen Verfahrens in Bezug auf den Indicienbeweis. 
Nach dem ſchriftlichen Verfahren kann der Angeſchuldigte und 
ſein Vertheidiger voraus nicht ſicher wiſſen, welche Verdachts— 
gründe gegen ihn von den urtheilenden Richtern geltend gemacht 
werden; der Referent hebt erſt die Indicien aus den Akten her— 


vor; wie oft macht erſt während der Berathung ein ſcharfſinniger . 


Richter auf eine Thatſache aufmerkſam, woraus er ein Indicium 
ableitet! Der Angeſchuldigte wurde wohl über die Thatſache in 
der Unterſuchung vernommen; daß man darauf aber ſo viel Werth 
legen und ein Indicium ableiten würde, konnte er nicht vorher— 
ſehen. Es fehlt daher die Vertheidigung über dieſen Punkt in 
den Akten. Ganz anders zeigt ſich dies in der mündlichen Ver— 
handlung,“ wo der Ankläger jeden anſchuldigenden Umſtand hervor— 
hebt und der Angeklagte oder ſein Vertheidiger ſich über die 
Beſchaffenheit der Thatſache erklären, die Nichtigkeit des abge— 
leiteten Indiciums durch entgegenſtehende Thatſachen zeigen kann, 
ſo daß die urtheilenden Richter die Gewißheit erlangen, daß dem 
Angeklagten die Vertheidigung ausgedehnt möglich gemacht war. 
Das mündliche Verfahren gibt aber auch erſt den Richtern Ge— 
legenheit, die kleinſten Nebenumſtände, welche bei der Beurtheilung 
der Indieien fo wichtig werden, kennen zu lernen, die Zeugen 
und den Angeklagten zu befragen, ſo daß jeder Zweifel ſchwindet, 
und das Benehmen des Angeklagten, der häufig nichts mehr auf 
die Vorhaltung des Indiciums erwiedern kann, das Gewicht der 
Vorhaltung verſtärkt. 8) Ein Vortheil der Mündlichkeit iſt noch 


19 Nachweiſungen in meinem Aufſatze in dem Archiv des Criminal: 
rechts 1844, S. 591. 
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die größere Schnelligkeit des Verfahrens, woran ſich vielfache 
Vortheile für die bürgerliche Geſellſchaft wegen der Verminderung 
der Koften und für die Angeſchuldigten ergeben. Schon früher 
hatten wir durch Mittheilung der Ergebniſſe der Criminalſtatiſtik 
von Frankreich zu zeigen geſucht,“ daß das mündliche Verfahren 
zur Beſchleunigung beiträgt; in der königl. ſächſiſchen Kammer 
wurde das Gewicht dieſer Angaben durch Berufung auf die Trüg— 
lichkeit der ſtatiſtiſchen Nachrichten und durch Berufung auf einzelne 
franzöſiſche Fälle, deren Unterſuchung auch in Frankreich lange 
dauerte, angegriffen;? allein wir find bereit, durch neue ſtatiſtiſche 
Nachweiſungen unſere Behauptung zu begründen. Daß in Frank— 
reich lange dauernde Unterſuchungen vorkommen, iſt nicht zu 
läugnen; allein ſie gehören zu den ſeltenen Ausnahmen, und er— 
klären ſich z. B. in der allaire Marcellange aus dem Umſtande, 
daß die Verdächtigen entflohen und die Verſuche, ſie vor Gericht 
zu ſtellen, lange Zeit forderten, oder daß z. B. in der affaire 
Bletry die Herſtellung des Thatbeſtandes, weil keine ſichere 
Spur ſich fand, wer ermordet war, die Unterſuchung verzögerte; 
oder die Verzögerung erklärt ſich aus dem Geſuche des Ange— 
ſchuldigten, wichtige Zeugen zu vernehmen, die in entfernten 
Gegenden lebten und nicht leicht aufgefunden werden können. 
Wir bitten aber die Vertheidiger des deutſchen Verfahrens, an 
die aus allen Ländern leicht vorzulegenden Beiſpiele von Unter— 
ſuchungen zu denken, welche fünf und mehr Jahre dauerten. 
Nach dem Generalberichte des königl. preußiſchen Juſtizminiſters?“ 
ſchwebte in Preußen jede Unterſuchung 1840 durchſchnittlich 10, 
1841 7 Monate. Wie lange es dauerte, bis das Urtheil er— 
folgte, iſt nicht bemerkt.? Die Berechnung ergibt ſich leicht; 


20 Im Archiv des Criminalrechts, 1842, S. 117. Wieſt, 1. c. S. 74. 

21 Auch Höpfner in der Schrift: Ueber den Anklageprozeß, S. 39, 
thut dies. 

22 Ueber die Juſtizverwaltung in Preußen 1840 u. 1841, S. 281. 

25 Nach der Ueberſicht der Strafrechtspflege im Großherzogthum Baden 
im J. 1842 dauerte die Unterſuchung bei 13 Angeſchuldigten über 1 Jahr, 
bis zu 1 Monat bei 905, bis zu 4 Monaten bei 973, bis zu 12 Monaten 
bei 309 Perſonen. Von dem Schluſſe der Unterſuchung bis zu der 
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wenn man erwägt, wie viele Behörden in Frankreich eine an— 
gefangene Unterſuchung prüfen, jo daß ſchon in der Vorunter— 
ſuchung ſo viele Fälle, in welchen in Deutſchland die Unterſuchung 
fortgeführt und die Akten an das Criminalgericht geſendet worden 
wären, beendigt werden und gar nicht zur mündlichen Verhandlung 
kommen. Erwägt man, daß der ſich ſelbſt überlaſſene, durch ein 
natürliches Streben, die Schuld auszumitteln, zu vielfachen lange— 
dauernden Verſuchen geleitete Inquirent die Unterſuchungen lange 
fortführt; berückſichtigt man wie viel Zeit verloren geht, bis der Ver— 
theidiger aus den weitläufigen Akten ſich vorbereitet und ſeine Ver— 
theidigungsſchrift einbringt; wie lange in Fällen, in denen techniſche 
Gutachten nöthig werden, die Akten bei den Aerzten, bei den verſchie— 
denen Inſtanzen der Medicinalbehörden liegen, wie viel Zeit der Re— 
ferent nöthig hat, bis er vorbereitet iſt und endlich in der Sitzung 
vortragen kann;? erwägt man, daß faſt regelmäßig bei großen Unter— 
ſuchungen die Akten zur Ergänzung zurückgeſendet werden, und ver— 
gleicht man dagegen, daß nach einer kurzen Vorunterſuchung ſogleich 
die Sache zur mündlichen Verhandlung gewieſen und in der Regel 
an einem, nur ſelten nach mehreren Tagen entſchieden wird, ſo 
dürfte der Beweis leicht geführt ſeyn, daß der mündliche Prozeß 
weit kürzer dauert. Wir haben oben in $. XXI die neueſten 
Ergebniſſe der franzöſiſchen Criminalunterſuchung über die Dauer 
der Unterſuchung mitgetheilt. Es ſey erlaubt, Nachweiſungen 
aus andern Ländern zu geben. 

In Belgien ergingen 1836 ſchon im erſten Monat von der 
Verübung des Verbrechens an bei den Bezirksgerichten ordonnances 
de non lieu in 2208 Fällen, im J. 1837 in 2150, 1838 in 2247, 
1839 in 2380 Fällen. Die correktionellen Gerichte urtheilten ſchon im 


Urtheilsfällung verfloß über 1 Jahr bei einem Angeſchuldigten, bis 1 Monat 
bei 1282, bis 4 Monat bei 691, bis 12 Monat bei 226 Perſonen. 

+ Wir kennen Straffälle, in welchen die Relation 2500 Bogen (in 
der Unterſuchung gegen eine Räuberbande) betrug. Der Referent hatte 
über ein Jahr an dem Vortrage gearbeitet. Da aber die andern ſchon 
vorher bearbeiteten Relationen in der Sitzung vorgetragen werden mußten 
und ihre Berathung viel Zeit wegnahm, ſo mußte der Referent drei 
Wochen warten, bis er die Relation vortragen konnte. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 17 


erſten Monate nach der Veriibung des Verbrechens, 1836 in 6333, 
1837 in 7443, 1838 in 7795, 1839 in 8060 Fällen; im zweiten 
Monate ergingen die Urtheile 1836 in 5411, 1837 in 7443, 
1838 in 5408, 1839 in 5140 Fällen. Nur in 334 Fällen ver— 
zögerte ſich 1836, 1837 in 333, 1838 in 271, 1839 in 293 
die Urheilsfällung bis in dem fünften Monat. Die Anklags— 
kammern erkannten 1836 über die Anklage im zweiten Monat 
von Verübung des Verbrechens an in 220, im dritten Monat 
in 101, 1837 im zweiten Monate in 219, im dritten in 110, 
1838 in 158 Fällen im zweiten, in 97 im dritten Monate, 
1839 in 145 Fällen im erſten, in 101 Fällen im zweiten Monate. 
Nur in 29 Fällen wurde 1836, 1837 in 24, 1838 in 10 Fällen 
das Urtheil bis in den fünften Monat verzögert.“ Die Urtheile 
der Aſſiſenhöfe ergingen 1836 im dritten in 85, in 222 Fällen 
während 3 bis 6 Monaten, 1837 im dritten Monate in 94, 
in 217 in drei bis ſechs Monaten, 1838 in 69 Fällen binnen 
drei, in 176 binnen drei bis ſechs, 1839 in 75 Fällen binnen 
drei, in 165 binnen drei bis ſechs Monaten. 

In der preußiſchen Rheinprovinz ergingen die Urtheile der 
Aſſiſenhöfe 1839 in 126 Fällen in den erſten 4 Monaten vom 
Tage des Verbrechens an, in 155 Fällen in 5 bis 8 Monaten, 
ſpäter als 12 Monate in 39 Fällen; 1840 verfolgte Urtheil in 
144 Fällen binnen vier, in 169 binnen fünf und acht, in 25 
Fällen ſpäter als 1 Jahr. Im J. 1841 wurden 144 Urtheile 
in den erſten vier Monaten, in 231 Fällen in fünf bis acht 
Monaten, in 34 Fällen ſpaͤter als 1 Jahr gefällt. In Bezug 
auf Rheinbayern bezeugt v. Molitor, der ebenſo als General— 
profurator des Rheinkreiſes, als als Oberappellationsrath in 
München thätig iſt,“ daß im Rheinkreiſe viele Sachen bei den 

25 Später als nach 6 Monaten erfolgte das Urtheil der Anklagskammer 
1836 in 68, 1839 in 52 Fallen. 

26 Vom Tage der Verhaftung an ergingen die Urtheile 1839 in vier 
Monaten in 201, in fünf bis acht Monaten in 123 Fällen, in 10 Fällen 
ſpäter als 1 Jahr. 1840 wurden vom Tage der Verhaftung an die Ur— 


theile gefällt in 218, binnen fünf und acht Monaten in 133 Fallen. 
27 In v. Jagemanns zZeitſchrift, III, S. 17. 
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Aſſiſen des auf die That folgenden Quartals erledigt werden, 
während ſie nach altbayeriſchen Formen in zehn, zwölf und noch 
mehr Monaten erledigt würden. 

In Bezug auf die Dauer der Vorunterſuchungen im Waadtland 
ergeben die Tabellen, daß 1843 die Einſperrung bis zur Urtheils— 
fällung durchſchnittlich bei den nachmals Verurtheilten 41 Tage 
betrug, und bei den von der Anklagskammer Entlaſſenen 21 Tage 
ausmacht. Noch günſtiger ſtellt ſich das Verhältniß in Genf, indem 
durchſchnittlich 1840 binnen 7 Tagen der Verdächtige zur Abur— 
theilung vor das Gericht geſtellt wurde; 1841 binnen 11 Tagen. 

9) Als Vortheil des mündlichen Verfahrens muß aner— 
kannt werden, daß dadurch das Vorverfahren erſt ſeine ge— 
hörige Berichtigung und geſetzliche Bekräftigung erhält, welche 
das volle Vertrauen begründet. Jede auch bei dem beſten 
Willen des Inquirenten leicht mögliche Unvollſtändigkeit oder 
Unrichtigkeit in den Protokollen der Vorunterſuchung wird durch 
die mündliche Verhandlung entdeckt, und die Erklärungen des 
Angeſchuldigten berichtigt, ſo daß die Richter erſt dann mit 
voller Sicherheit den Protokollen trauen dürfen, wenn keine 
Einwendungen dagegen, da, wo ſie leicht geltend gemacht wer— 
den konnten, erhoben wurden. Jede Unregelmäßigkeit des Vor— 
verfahrens, jede im Amtseifer geſchehene Ausdehnung der Ge— 
walt kann leicht entdeckt und wirkungslos gemacht werden. 
Die Erfahrung lehrt den Inquirenten, daß keine Regelwidrigkeit 
verſchwiegen bleibt, und die auch nur wahrſcheinlich gemachte 
ebenſo ſeinem Rufe und Anſehen ſchadet, als ſie die Richter be— 
wegt, wegen ſolcher Unregelmäßigkeiten lieber Loszufprechen.” 


25 Unſere Leſer erinnern ſich, daß (nach den obigen Nachweiſungen, 
. XII das päpſtliche Geſetzbuch das mündliche Schlußverfahren als den 
Abſchnitt der publicazione del processo und der legitimazione be⸗ 
trachtet. 

29 Vorzüglich bei Geſchwornengerichten lehrt die Erfahrung, daß manche 
Losſprechung nur deßhalb erfolgt, weil die Geſchwornen, da ſie die Statt 
gefundenen leidenfchaftlihen Handlungen der Staatsbehörden, die Regel— 
widrigkeiten des Inquirenten erfahren, kein Vertrauen zur Verhandlung 
haben und dann lieber losſprechen. 
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Die nothwendige Folge ift dann, daß der Unterſuchungsrichter 
ſchon mit größerer Vorſicht, Ruhe und Würde ſich benimmt. 

10) Daran knüpft ſich eine andere, von den Praktikern 
aller Länder, in welchen mündliches Verfahren beſteht, bezeugte 
Erſcheinung, die, daß auf den Angeſchuldigten ſelbſt ein weit 
ſtärkerer Eindruck hervorgebracht und das Gefühl der Beruhigung 
erzeugt wird, wenn er ſicher iſt, daß er ſelbſt vor ſeinen Richtern 
ſeine ganze Denk- und Vorſtellungsweiſe und die daran geknüpfte 
Vertheidigung vortragen konnte, daß er Alles, was er gegen die 
frühere Unterſuchung einzuwenden, vortragen durfte, und auf die 
Erhebung der Beweiſe ſelbſt wirken konnte. Das Gefühl des 
Angeklagten, der durch die Macht der gegen ihn zeugenden Be— 
weiſe zu Boden gedrückt, verurtheilt wird, iſt in der mündlichen 
Verhandlung ein anderes als da, wo nur auf ſchriftliches Ver— 
fahren verurtheilt wurde. Auch das Vertrauen des Volks zur 
Gerechtigkeit des Strafurtheils ſteigt, wenn man weiß, welche 
ausgedehnten ſichernden Befugniſſe der Vertheidigung dem An— 
geklagten gegeben wurden. 

Wir dürfen nicht verſchweigen, daß gegen das bisher als 
zweckmäßig geſchilderte Verfahren auch von ehrenwerthen Män— 
nern” Einwendungen erhoben wurden, welche nicht unbeachtet 
bleiben dürfen. Sie beziehen ſich darauf: 1) daß es faſt un— 
möglich, auf jeden Fall ſehr ſchwierig für den Richter ſey, die 
flüchtig vorkommenden Verhandlungen treu aufzufaſſen, und 
2) daß bei der Berathung es an dem Mittel mangle, in Zweifels— 
fällen in den Akten, wie dies der deutſche Richter kann, ſich 
Raths zu erholen, z. B. zu erkennen, wie die Ausſage lautete; 
3) daß eben in der Wirkung der Perſönlichkeit des Angeſchul— 
digten auf die Urtheilenden eine Gefahr liege, indem leicht die 
ungünſtige Perſönlichkeit, ein rohes widerliches Benehmen dem 
Angeſchuldigten, auch wenn er unſchuldig iſt, ſchaden, während 
die einnehmende Perſönlichkeit, oder kluges oder ſehr zartes 


0 Am meiften wurden in den Motiven zum koͤnigl. ſächſiſchen Ent— 
wurfe und in den Verhandlungen von dem Hrn. Juſtizminiſter dieſe 
Gründe geltend gemacht. 


Betragen die Richter irre führen kann; Y daß insbeſondere die 
Beobachtung der Geberden ſehr mißlich ſey und ohnehin bei öf— 
terer Wiederholung der Confrontation kein Werth auf die Ge— 
berde gelegt werden könne; 5) daß die Zeugen, welche vor Ge— 
richt ausſagen müſſen, leicht eingeſchüchtert, verlegen gemacht, 
und daher zu unvollſtändigen oder unwahren Ausſagen gebracht 
werden können; 6) daß die Koſten durch die Nothwendigkeit vieler 
Zeugen oft aus weiter Entfernung vorzurufen ſehr vermehrt wür— 
den; 7) daß bei dem mündlichen Verfahren das ſichernde Mittel 
der Entſcheidungsgründe der Richter ebenſo wie 8) das Haupt— 
ſchutzmittel der Appellation gegen die Urtheile wegfalle. 

Am bedeutendſten ſind die zwei zuletzt bemerkten Einwen— 
dungen; ſie werden im Zuſammenhange mit der Frage der Ur— 
theilsfällung durch rechtsgelehrte Richter Gegenſtand einer ſorg— 
fältigen Prüfung in §. XXVII ſeyn. Am wenigſten kann die 
Einwendung beachtet werden, daß bei der mündlichen Verhand— 
lung die Richter nicht leicht die flüchtig vorübergehenden Aus— 
jagen auffaſſen könnten; denn auch bei dem ſchriftlichen Verfahren 
müſſen die Richter nur an das ſich halten, was ihnen der Re— 
ferent vortrug; auch hier eilt flüchtig das von ihm geſprochene 
Wort vor dem Richter vorüber; zweifelt man in der Auffaſſungs— 
kraft der Richter, ſo muß man dieſe noch mehr bezweifeln, wenn 
von der Anhörung der Relation die Rede iſt. Wir fragen Jeden, 
der bei mündlichen Verhandlungen zuhörte, aber auch auf den 
Grund von Relationen zu entſcheiden hatte, ob nicht die Theil— 
nahme an den Erſten einen ganz anderen mächtigeren Eindruck 
machte, wo das lebendige Wort des Angeſchuldigten und der 
Zeugen“ auf die Richter wirkt, als da wo der Referent Stun— 
den lange (jedes Vorleſen, vorzüglich wenn die im Geſchäfts— 
drange leicht begreifliche Eile ſchnell zu leſen gebietet, iſt lang— 
weilig und wird der Aufmerkſamkeit nachtheilig) aus den Akten 
vorträgt. Behauptet man, daß die Richter bei der mündlichen 


1 Schon die Abwechslung des Tons und die Eigenthümlichkeit eines 
jeden Zeugen, welcher der Reihe nach ausſagt, erhält das Gemüth der 
Richter in einer groͤßeren Spannung. 
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Verhandlung, wenn fie Zweifel haben, wie eine beſtimmte Aus— 
ſage lautete, kein Mittel haben, ſich Gewißheit zu verſchaffen, ſo 
muß man dieſer Behauptung theils die Erfahrung der Länder 
entgegenſetzen, in welchen auf mündliche Verhandlungen geur— 
theilt wird, und wo jeder Richter erklärt, daß er weit leichter 
abſtimmt, als nach angehörter Relation; theils vergißt man, daß 
hier die Mehrzahl der übrigen Richter, welche zuhörten, belehrend 
wirkt und jeder Richter in den Akten der Vorunterſuchung, ſo— 
wie in den Aufzeichnungen während der Sitzung, Mittel findet, 
über die vorgekommenen Ausſagen ſich zu belehren. Daß die Per— 
ſoͤnlichkeit des Angeſchuldigten auf die Richter wirken kann, iſt 
nicht zu läugnen, allein dieſe Wirkung iſt in den meiſten Fällen 
eine wohlthätige, weil ſie den Seelenzuſtand des Angeſchuldigten 
kund gibt, deſſen Kenntniß für die Beurtheilung feiner Entſchul- 
digungen z. B. bei Nothwehr und für die Ausmeſſung der Strafe 
bedeutend wird. Niemand, der längere Zeit mündliche Verhand— 
lungen beobachtete, wird zugeben,“ daß die Heuchelei und Ver— 
ſtellung des Angeſchuldigten, welcher die Maske der Unſchuld an— 
nimmt, dem Angeklagten nützt; dem aufmerkſam, länger beobach— 
tenden Richter zeigt ſich bald, was Wahrheit oder Lüge iſt, und 
eben die Verſtellung des Angeſchuldigten gibt oft der Anſchul— 
digung neue Stärke. Kann auch die liebenswürdige Perſönlich— 
keit eines Angeklagten oft beſtechen, oder die Rohheit des Ange— 
ſchuldigten ungünſtig den Richter ſtimmen, ſo verlieren dieſe 
Eindrücke ihre Macht, wenn es zur Abſtimmung kömmt und in 
der geiſtigen Operation, über welche der rechtsgelehrte Richter?“ 
2 Man ſcheint zu vergeſſen, daß die Gefahr der Einwirkung der 
Perfönlichkeit des Angeſchuldigten auch bei dem ſchriftlichen Verfahren 
vorkömmt, wenn der Inquirent in dem Geberdenprotokolle ſeine Bemer— 
kungen über das Betragen des Angeſchuldigten aufzeichnet und dadurch 
dem Angeſchuldigten ſehr ſchaden kann. Hier muß der urtheilende Richter 
der ſo ſchwierigen, pſychologiſchen Beobachtung des Inquirenten trauen, 
während er bei der mündlichen Verhandlung wenigſtens durch eigene An— 
ſchauung geleitet wird. 
5 Wir geben zu, daß bei Geſchwornen eine groͤßere Gefahr vorliegt 


und daß die Perſönlichkeit der Angeklagten der ruhigen Würdigung der - 
Sache durch die Geſchwornen Eintrag thut. 
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Rechenschaft in den Entſcheidungsgründen geben muß, die Richter 
die vorliegenden Beweiſe prüfen müſſen. Daß die Zeugen durch 
die mündliche Verhandlung“ eingeſchüchtert und verlegen gemacht 
werden können, läßt ſich nicht in Abrede ſtellen; allein dies tritt 
nach der Erfahrung nur im Anfang des Auftretens der Zeugen 
ein, wo die Neuheit der Scene eine Befangenheit erzeugt; bald 
ſammelt ſich (beſonders wenn der Präſident mit Würde und 
Wohlwollen den Zeugen behandelt ? und zweckmäßig frägt) der 
Zeuge und beantwortet am Schluſſe die Fragen unbefangen. Nicht 
ſelten trägt aber die fortdauernde Befangenheit des Zeugen eben 
dazu bei, daß über ſeine Glaubwürdigkeit beſſer geurtheilt werden 
kann, wo die Befangenheit als die Folge des böſen Gewiſſens 
oder mitleidigen Zurückhaltens, oder einer innern Entzweiung 
oder eines beſtändigen Schwankens erſcheint, das aus dem Mangel 
richtiger Beobachtung ſich erklart. Mit Unrecht beruft man ſich 
auf vermehrte Koften, die bei der mündlichen Verhandlung auf 
die nothwendige Vorrufung ſo vieler oft entfernt wohnender 
Zeugen veranlaßt werden. Man bringt dabei nur eine Seite 
der Mündlichkeit in Anſchlag. Die von uns ſchon früher vor— 
gelegten Berechnungen © find nicht widerlegt. Wir wollen aber 
auch neue Berechnungen mittheilen. Schon 1839 erklärte der 
k. preuß. Juſtizminiſter Mühler,“ daß die Juſtiz in den Rhein— 
provinzen mit geringeren Koſten verwaltet wird, als in den alt— 
ländiſchen, indem in den erſten nur 7 Groſchen auf einen Ein— 
wohner, in den zweiten 13 Groſchen treffen. Zwar iſt der Staats— 

> Vorzüglich könnte dies der Fall ſeyn, wenn die Verhandlung auch 
öffentlich iſt. 

> Weit mehr iſt zu beſorgen, wenn der Staatsanwalt feine Gewalt 
mißbraucht, den Zeugen, der nicht ſo ausſagt wie er es will, heftig an— 
redet, ihn herabſetzt oder ihn mit Verfolgung wegen Meineids bedroht, 
und wenn der Vertheidiger den Zeugen lächerlich macht, unartige Be— 
merkungen außert, unziemliche Fragen ſtellt, die den Zeugen beſchämen. 
Dem erſten Uebelſtande beugt die gute Wahl der Staatsprokuratoren durch 
den Staat vor, und dem zweiten wirkt der energiſche Präſident entgegen, 
der den Vertheidiger in die rechten Gränzen zurückweist. 

6 Im Archiv des Criminalrechts 1834, S. 608 und 1838 S. 181. 


Generalbericht über die Juſtizverwaltung von 1839, S. 365. Ge: 
neralbericht über die Jahre 1840 und 1841, S. 227. 
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beitrag zur Juſtizverwaltung für die Rheinprovinzen größer; 
allein der Miniſter erklärt dieſe Erſcheinung theils, weil für die 
Arbeiten der rheiniſchen Gerichte keine Gebühren begründet wer— 
den, theils weil die ergiebigſte Quelle des Gebührenverdienſtes 
in den alten Provinzen (z. B. Hypothekenweſen, Handlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit) in den Rheinprovinzen andern Beamten 
übertragen iſt.“ Auch der Generalprokurator der bayriſchen 
Rheinpfalz“ behauptet, daß das mündliche Verfahren keine größere 
Koſten erzeuge, daß wenigſtens der Voranſchlag der Ausgaben für 
nothwendige Zwecke (damit iſt vorzüglich die Juſtiz begriffen) 
für die Rheinpfalz weniger beträgt, als für die andern Pro— 
vinzen.“ Wir wiſſen wohl, daß es bedenklich iſt durch Ver— 
gleichung der ſtatiſtiſchen Nachrichten aus verſchiedenen Ländern 
ſichere Schlüſſe über den Werth gewiſſer Einrichtungen abzuleiten; 
dennoch geben ſie dem aufmerkſamen Beobachter Anhaltspunkte 
der Benützung, die er nicht verſäumen ſollte. In dieſer Beziehung 
theilen wir einige Ergebniſſe über die Koſten der Criminaljuſtiz 
aus Ländern mit, in welchen mündliches Verfahren beſteht. In 
Belgien“ betragen durchſchnittlich dieſe Koſten jährlich 574,327 
Francs.“ Eine Hauptausgabe verurſachten die Gebühren für die 
Zeugen (nämlich 1839 168,563 Francs); da die Mehrzahl der 
Fälle bei den correktionellen Gerichten vorkamen, ſo erklärt es 
ſich, daß auch die Koften der Zeugengebühren bei dieſen Ge— 
richten ſtärker ſind als bei den Aſſiſenhöfen.“ In Bezug auf die 


s Es iſt wichtig, daß der Hr. Miniſter vor dem Glauben warnt, 
daß die Juſtizpflege in den Rheinprovinzen wohlfeiler für die Partheien 
ſey; allein dieſe Bemerkung bezieht ſich auf die Civilrechtspflege. 

59 v. Molitor in v. Jagemanns Zeitſchrift 14, S. 18 und in den 
Blättern für Rechtsanwendung in Bayern 1845, S. 26. 

% Er betrug 507,076 Gulden, während er für andere Provinzen z. B. 
Oberbayern 870,000 fl., Mittelfranken 669,798 betrug, ungeachtet die 
Rheinpfalz die am meiſten bevölkerte Provinz iſt. 

Nach dem Compte de administration de la justice criminelle en 
Belgique pendant les années 1836 — 1839. 

= Das Verhältniß bleibt ſich ziemlich in jedem Jahre gleich, 1836 
betrugen dieſe Koſten 559,559, 1837 580,493, 1839 582,794. 

4 Z. B. bei dem Aſſiſenhofe in Brüſſel betrugen 1839 die Auslagen 
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Zeugenvernehmungen in Frankreich find folgende Nachrichten wich— 
tig. Im Jahr 1842 wurden bei den Aſſiſenhöfen als Zeugen ver— 
nommen: 49,990 (davon 45,199 Anſchuldigungs-, 4227 Verthei— 
digungszeugen) und 564 wurden von den Präſidenten vermöge ihres 
pouvoir discretionnaire vorgerufen. In den Vorunterſuchungen wur— 
den 75,341 Zeugen“ vorgeladen.“ Der Hauptgrund, aus welchem 
wir behaupten, daß das auf Mündlichkeit gebaute Verfahren 
nicht ſo große Koſten veranlaßt, als man gewöhnlich glaubt, 
liegt darin, daß ſchon nach der ganzen Organiſation mehrere 
Prüfungen des Standes der Unterſuchungen vorkommen, ob dieſe 
fortgeſetzt werden ſollen, und daß dadurch im Keime oder doch 
nach kurzer Zeit eine Unterſuchung abgeſchnitten wird, während 
fie nach dem ſchriftlichen Verfahren noch lange Zeit fortgeſetzt 
werden müßte, bis endlich das Strafgericht entſcheidet, daß keine 
Strafe eintritt. Da nämlich zuerſt die Staatsbehörde fchon viele 
ihr angezeigte Fälle ausſcheidet, in denen ſie keine Anklage 
ſtellt, bei anderen der Unterſuchungsrichter die Unzuläßigkeit der 
Unterſuchung ausſpricht, bei anderen das Bezirksgericht die or— 
donnance de non lieu erläßt und endlich die Anklagekammer in 
anderen die Anklage abweist, ſo vermindern ſich die Koſten der 
Strafjuſtiz bedeutend.“ Erwägt man dazu, wie viele Zeit die 
Vorbereitung und Erſtattung der Relationen fordert, wie dadurch 
die Koſten der Verpflegung der Gefangenen vermehrt und die 


für Zeugen 4447, bei den correftionellen Gerichten 7620 Francs und im 
ganzen Königreiche bei den Aſſiſenhoͤfen 34,456, bei den correktionellen 
Gerichten 117,480 Francs. An Honorarien für Sachverſtändige und Doll- 
metſcher wurden 1839 bei den Affifenhöfen bezahlt 1537, bei den correk— 
tionellen Gerichten 16,839 Franes. 

Man bemerkt, daß auch in Frankreich immer eine kleinere Zahl 
von Zeugen in die Sitzungen geladen wird, als in der Vorunterſuchung 
abgehoͤrt werden. g 

> Sitzungstage waren nöthig in dem erſten Vierteljahre 1842 921, im 
zweiten 992, im dritten 903, im vierten 957. 

In Frankreich findet man ein Hauptmittel der Verminderung der 
Koſten darin, daß in correktionellen Fällen die Staatsbehörde unmittel— 
bar in die Sitzung laden kann (was freilich auf der andern Seite manche 
Nachtheile hat). 


266 
Urtheilsfällung verzögert werden, fo daß überall in Ländern des 
ſchriftlichen Verfahrens Klagen über vermehrte Rückſtände bei 
den Gerichten vorkommen, ſo dürfte der Beweis der größeren 
Koſtſpieligkeit des ſchriftlichen Verfahrens leicht zu liefern ſeyn. 
Bei der Durchführung des Grundſatzes der Mündlichkeit iſt eine 
Hauptſchwierigkeit die Feſtſtellung des richtigen Verhältniſſes der 
Vorunterſuchung und des Hauptverfahrens, das in der münd— 
lichen Verhandlung liegt.“ Gewiß iſt, daß in der Vorunter— 
ſuchung 1) die Veranlaſſung des Verfahrens z. B. die Anzeige, 
aktenmäßig gemacht; 2) daß jeder Beweis, der ſeiner Natur 
nach nur in dieſer Unterſuchung erhoben und nicht in dem ſpä— 
teren Verfahren wiederholt werden kann, benützt werden; 3) daß 
der Thatbeſtand hergeſtellt werden muß, um zu erkennen, ob und 
welches Verbrechen verübt wurde; 4) daß dem Verdächtigen Ge— 
legenheit gegeben werden ſoll, die gegen ihn ſprechenden Ver— 
dachtsgründe kennen zu lernen und ſich zu rechtfertigen; daß 
überhaupt 5) alle ſich darbietenden Beweiſe erhoben werden,“ 
ſoweit es nöthig iſt, um darüber urtheilen zu können, ob Jemand 
wegen eines Verbrechens in den Stand der Anſchuldigung ver— 
ſetzt werden ſoll; 6) daß alle Beweiſe ſchon mit höchſter Vorſicht!“ 


und mit Anwendung der geſetzlichen Förmlichkeiten? benützt werden, 


7 Der auch in der badiſchen Strafprozeßordnung (Titel XVI) ge: 
brauchte, auch im Entwurf von 1835 angenommene Ausdruck: Von der 
Schlußverhandlung vor dem Bezirksgerichte 1c. koͤnnte leicht den Glauben 
erwecken, daß durch die vorausgegangene Unterſuchung ſchon Alles erfchöpft 
ſey und die mündliche Verhandlung nur als Rekapitulation erſcheine. 
Dies ware nicht die richtige Auffaſſung der Sache, indem die Vorunter— 
ſuchung nur die Vorbereitung ſeyn fol. In dem ungariſchen Entwurf 
(Hauptſtück XII, Art. 293) iſt der Ausdruck: Hauptprozeß gebraucht. 

as Da vorauszuſehen iſt, daß manches Beweismittel nach den beſon— 


deren Umſtänden in der mündlichen Hauptverhandlung nicht mehr benützt 


werden kann, z. B. wenn der ſchwer Verwundete oder überhaupt ein 
Zeuge wahrſcheinlich in der nächſten Zeit ſtirbt. 

9 In dieſer Beziehung wird die nach der neuen badiſchen Prozeß— 
ordnung eingerichtete Vorunterſuchung weit beſſer und Vertrauen er— 
weckender geführt werden, als die franzöfifche, weil das badiſche Geſetz— 
buch genauere Vorſchriften für alle Unterſuchungshandlungen enthalt. 

50 Einer der ſchwierigſten Punkte iſt hier: ob auch die Zeugen in 
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um, wenn ihr Ergebniß in der mündlichen Verhandlung benützt 
wird, den Einwendungen vorzubeugen. Der Hauptpunkt, welcher 
die Erwägung des Geſetzgebers verdient, iſt der: wie lange die 
Vorunterſuchungen dauern, welche Materialien ſie daher herzu— 
ſtellen ſuchen muß. Dies ſetzt die Entſcheidung der Frage voraus: 
nach welchen Rückſichten die Verſetzung in den Anklageſtand ge— 
prüft werden ſoll. Die Anſichten der neuen Geſetzgebungen ſind 
in dieſer Beziehung weſentlich verſchieden. Der franzöſiſche Code“ 
fordert von den Richtern die Prüfung; ob die gegen den Ange— 
ſchuldigten vorliegenden Beweiſe und Verdachtsgründe wegen einer 
That, die das Geſetz als Verbrechen erklärt, ſo dringend ſind, 
daß ſie die Verſetzung in den Anklageſtand rechtfertigen können. 
Alle der franzöſiſchen Geſetzgebung nachgebildeten Strafprozeß— 
ordnungen,“ enthalten die nämliche Vorſchrift. Um noch klarer 
den Willen des Geſetzgebers auszudrücken, beſtimmte der badiſche 
Entwurf 1835 die Rückſichten genau, nach welchen die über 


der Vorunterſuchung beeidigt werden ſollen. Nach der holland. Prozeß— 
ordnung Art. 62 tritt keine Beeidigung ein (Bosch Kemper I, p. 345), 
ebenſo auch nach der waadtländiſchen. — In Frankreich, Italien und nach 
dem neuen badiſchen Geſetzbuche Art. 313 wird der Zeuge in der Vorunter— 
ſuchung beeidigt; in Frankreich tritt auch wiederholt Beeidigung in der 
Sitzung ein; in Baden wird er in der Sitzung an ſeinen abgelegten Eid 
erinnert. Die franzöfifhe Sitte hat große Nachtheile, daher auch der 
- franzöfifche Caſſationshof zu der Anſicht gelangte, daß der Zeuge wegen 
falſcher Ausſagen in der Vorunterſuchung nicht wegen Meineids beſtraft 
werden ſoll. In Italien erklären ſich die Praktiker (3. B. Giuliani, istitu- 
tioni di diritto crimin. I, p. 518) gegen die doppelte Beeidigung. Die 
Erfahrung lehrt, daß Meineide dadurch ſehr häufig veranlaßt werden 
(Giuliani J. c.). In der Sitzung die Zeugen gar nicht zu beeidigen, 
möchte noch bedenklicher ſeyn, weil unfehlbar die Feierlichkeit in der 
öffentlichen Sitzung mehr auf das Gemüth des Zeugen wirkt, und die 
Vernehmung in der Sitzung als die Hauptvernehmung angeſehen werden 
muß, ſ. auch gegründete Bemerkungen von Peſchel in von Jagemanns 
Zeitſchrift für Strafverfahren neue Folge I, S. 331. 

51 Code, Art. 221. Die beſte Auslegung des Sinns dieſer Stelle, 
von Helie, in der Encyclopédie de droit, Heft J, p. 532. 

2 Z. B. holland. Geſetzgebung, Art. 135, 136. Bosch Kemper II, 

P. 300, ebenſo die italieniſchen Geſetzbücher. 

55 Der Art. 295 beſtimmt: Auf Verſetzung in den Anklageſtand wird 
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die Anklage urtheilenden Richter die Verſetzung prüfen ſollten. 
Das neue badiſche Gefegbuch * geſtattet die Verſetzung in den 
Anklageſtand, wenn die That durch ein Strafgeſetz verboten 
iſt und die geſetzlichen Vorausſetzungen da ſind, deren Daſeyn 
die rechtliche Gewißheit der Anſchuldigungsthatſachen bedingt. 
Es hängt dies mit der im Geſetzbuche aufgeſtellten Beweistheorie 
zuſammen, nach welcher das Geſetz gewiſſe Beweisminima vor— 
ſchreibt, ohne deren Daſeyn die Richter nicht ermächtigt ſind, 
eine Anſchuldigungsthatſache für wahr zu halten. Dieſe neue 
Anſicht der badiſchen Geſetzgebung geht von den würdigſten 
Motiven aus, indem ſie den Schutz für die Unſchuld vermehren 
und bewirken will, daß weniger Perſonen in den Anklageſtand 
verſetzt werden, während ſonſt dieſe Angeſchuldigte vor die Aſſiſe 
geſtellt und am Ende doch losgeſprochen würden, was einen 
nachtheiligen Eindruck auf das Publikum machen und die Koften 
vermehren würde. 

So gewichtig dieſe Gründe ſind, ſo dürften doch die Gründe 
für die franzöſiſche Anſicht überwiegend ſeyn. Ein gut moti— 
virtes Urtheil des Caſſationshofs“ erklärt, daß die Anklags— 
kammer nicht darüber urtheilen ſoll, ob die nöthigen Beweiſe, 
die eine Verurtheilung rechtfertigen, vorhanden ſind; indem (wie 
die Entſcheidungsgründe des Arrét bemerken) ein richtiges Ur— 
theil über die Beweiſe nur durch die mündliche Verhandlung 
möglich wird, nachdem die Richter die Zeugenausſagen, die 


Erklärungen der Angeklagten und die Ausführungen des Anklägers 


erkannt, wenn 1) der Thatbeſtand eines Verbrechens gewiß oder bis zum 
hohen Grade der Wahrſcheinlichkeit hergeſtellt iſt; 2) wenn der Ange— 
ſchuldigte des Verbrechens geftändig oder deſſelben dringend verdächtig iſt; 
3) keine Umſtände vorhanden find, welche im einzelnen Falle die Straf: 
barkeit der That oder die Zurechnungsfähigkeit des Angeſchuldigten aus: 
ſchließen. Der ungar. Entwurf $. 253 nimmt dieſe Faſſung an. 

54 Art. 206. Motive zum Entwurfe, S. 108. Nach den von den 
Kammern angenommenen Beſchlüſſen wurde noch (mit Recht) beigefügt: 
daß der Beſchluß, daß kein Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung 
vorhanden ſey, dann erfolgen könne, wenn Thatſachen, welche eine Straf— 
loſigkeit des Angeſchuldigten begründen, unzweifelhaft vorhanden ſind. 

55 Arrét vom 27. Februar 1812 und vom 17. November 1826. 
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und des Angeklagten felbft gehört haben, während die Anklags— 
kammer nur an die Akten ſich halten muß und über die Glaub— 
würdigkeit, und den richtigen Sinn der darin vorkommenden 
Ausſagen nicht urtheilen kann. Der entſcheidende Grundſatz muß 
ſeyn, daß das Endurtheil ® nur auf den Grund von Verhandlungen 
ergeht, in welchen die Richter die Richtigkeit und Bedeutung 
der ſelbſt angehörten Ausſagen der Zeugen und Angeſchuldigten 
beurtheilen können.“ Alle Praktiker der Länder, in welchen 
mündliche Verhandlungen vorkommen, werden bezeugen, daß auch 
bei der vollſtändigſten Vorunterſuchung erſt die mündliche Ver— 
handlung ein neues, ſehr häufig die Schuld des Angeklagten 
beſſer begründendes Ergebniß liefert, weil erſt die Zuſammen— 
ſtellung der Ausſagen der Zeugen, die Nöthigung derſelben durch 
die raſch von allen Seiten auf ſie eindringenden Fragen, die 
volle Wahrheit zu ſagen, die Möglichkeit für die Richter durch 
Fragen an die Angeklagten die Zweifel zu beſeitigen und vor— 
züglich bei dem Indicienbeweiſe die Materialien der richtigen 
Würdigung der einzelnen Umſtände ſich zu verſchaffen, dem Ge— 
richt die zur Verurtheilung nöthige Ueberzeugung gewährt. In 
der Mehrzahl der Fälle, in welchen in Frankreich, Holland, 
Italien die Verſetzung in den Anklageſtand ausgeſprochen wird, 
hätte nach dem Zeugniſſe der Praktiker von der Anklagekammer 
auf den Grund der vorliegenden Akten die Verurtheilung nicht 


56 Nicht verkennen läßt ſich, daß nicht ſelten der Angeſchuldigte mit 
dem Urtheil, welches nur ſpricht: daß keine Verſetzung in den Anklage— 
ſtand eintrete, nicht zufrieden ſeyn wird, da dies Urtheil nicht gegen 
eine neue Verfolgung ihn ſchützt und er in den Augen ſeiner Mitbürger, 
die von einer langdauernden geheimen Vorunterſuchung gegen ihn hörten, 
nicht genug gereinigt iſt, während er hoffen durfte, daß er in der 
mündlichen Öffentlichen Verhandlung ſich glänzend rechtfertigen und dann 
ein ihn völlig ſchützendes losſprechendes Urtheil erhalten würde. Diefe 
Rückſicht wurde auch im zweiten Commiſſionsbericht der zweiten Kammer 
S. 86 richtig hervorgehoben. 

>7 Die Richtigkeit der franzöfifchen Anſicht vertheidigen auch Carnot, 
L'instruction eriminelle II, p. 193, beſonders Helie in der encyclopedie 
de droit, Heft 9, p. 532, wo er die Prüfungsrückſichten der Anklags— 
kammer gut angibt. 
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ausgeſprochen werden können, während in der Aſſiſe ſie erfolgte. 
Nicht ohne Grund muß man, wenn bie badifche Vorſchrift in 
das Leben tritt, befürchten, daß theils bei vielen Perſonen, die 
auf den Grund der mündlichen Verhandlungen ſicher verurtheilt 
worden wären, das über die Verſetzung in den Anklageſtand auf 
den Grund der Akten urtheilende Gericht ausſprechen wird, daß 
kein Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung vorliege. Die 
bürgerliche Geſellſchaft leidet daher durch die Vorſchrift; aber 
auch eine andere Beſorgniß liegt nahe, die: daß eine bedeutende 
Verzögerung der Unterſuchungen dadurch veranlaßt wird, theils 
weil die Gerichte, die über die Verſetzung zu urtheilen haben, 
ſehr oft auf Ergänzung der Unterſuchung erkennen werden, in— 
dem ſie hoffen, durch beſſere Verfolgung einzelne Punkte der 
Schuld ausmitteln zu können, theils weil der Unterſuchungs— 
richter die Unterſuchung aus den beſten Abſichten in die Länge 
ziehen kann, indem er hofft, noch durch neue Vernehmungen 
neue Beweiſe, um die Schuld herzuſtellen, auffinden zu können. 
Wir würden darnach das Syſtem des franzöſiſchen Prozeſſes 
über Verſetzung in den Anklageſtand dem des badiſchen Geſetz— 
buchs vorziehen. 

Nicht weniger wichtig bei der Durchführung des Prinzips 
der Mündlichkeit iſt das Verhältniß, nach welchem Zeugen in die 
zur mündlichen Verhandlung beſtimmte Sitzung vorzuladen ſind, 
und zwar: 1) ob die Ausſagen von Zeugen, die in der Vor— 
unterſuchung vernommen waren, aber ſpäter ſtarben oder ſonſt 
nicht erſcheinen können, in der Sitzung abgeleſen werden dürfen; 
2) ob das Gericht alle in der Vorunterſuchung vernommenen 
Zeugen in die Sitzung vorladen ſoll. Die erſte Frage iſt be— 
kanntlich in England wie in Frankreich eine der beſtrittenſten. 
In England, Schottland und Nordamerika führt ſchon die Ein— 
richtung des Zeugenverhörs zur Beſchränkung des Rechts, auf 
Vorleſung von Ausſagen der in der Vorunterſuchung vernommenen 
Zeugen anzutragen, indem jeder Zeuge von der Parthei, welche 
ihn vorſchlug, befragt und dann dem Kreuzverhör unterworfen 
wird, welches als weſentliches Mittel betrachtet wird, die 
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Wahrheit zu entdecken.“ Gegen die nicht in der Sitzung erſcheinenden 
Zeugen könnte dieſe Vernehmung nicht angewendet werden, und 
ſo würde der engliſche Juriſt vorausſehen, daß auf eine ſchrift— 
liche Ausſage die Jury nichts bauen würde; allein man bemerkt 
dennoch, daß Ausnahmen allmählig gemacht wurden, was um 
ſo leichter geſchehen konnte, da in England und Amerika der 
Zeuge ſchon in der Vorunterſuchung in Gegenwart des Ange 
ſchuldigten, welcher an ihn Fragen ſtellen kann, vernommen 
werden muß; man geſtattete die Ableſung der Ausſage eines 
Zeugen, der zuvor in einer Sache, die zwiſchen den nämlichen 
Partheien verhandelt wurde, gehörig eidlich ausgeſagt hatte, 
wenn dieſer Zeuge nachmals ſtarb, ehe die neue Verhandlung 
begann.” Vorzüglich geſtattete man, daß da, wo ein von dem 
Angeklagten Verletzter in dem Bewußtſeyn des nahenden Todes 
gehörig ausſagte, feine ſchriftlich aufgenommene Ausſage“ in 
der Sitzung vorgeleſen werde.“ Man kam bald dazu, auch da, 
wo vor dem Magiſtrate in der Vorunterſuchung der Zeuge in 
Gegenwart des Angeſchuldigten ausgeſagt hatte, die gehörig 
aufgenommene Ausſage ableſen zu laſſen, wenn der Zeuge ge— 
ſtorben war.“? Nicht ſelten werden daher auch, wenn der Zeuge 
in der Sitzung ausſagt und dieſe Ausſage der in der Vorunter— 
ſuchung abgelegten widerſpricht, die Protokolle der letzten abge— 
leſen; man bemerkt aber,“ daß regelmäßig dagegen Einwendungen 
gemacht werden, und die Richter, wenn verurtheilt wird, vor— 
züglich darauf ſehen, ob auch außer dem vorgeleſenen Zeugniſſe 
noch Beweiſe vorhanden waren, welche die Verurtheilung recht— 
fertigen. In Frankreich hatte der Code von Brumaire, Jahr IV 


5 Greenleaf, a treatise on law of evidence, I, p. 522. 

59 Greenleaf, p. 199. 

6° Nicht ſelten werden in folchen Fällen die Aerzte als Zeugen über 
das Gehörte vernommen. Hauptſache iſt, daß fie bezeugen Fünnen, daß 
der Ausſagende wußte, daß der Tod unmittelbar erfolgen würde. 

61 Alison, pratice of the criminal of Scotland, p. 605. 

6° Philipps, on the law of evidence, I, p. 373. Alison, 1. c. p. 607. 

65 Neuere Fälle, mitgetheilt von Mühry in der Zeitſchrift für aus— 
ländiſche Geſetzgebung, XVII, S. 55 und S. 234. 
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(Art. 366) entſchieden die Ableſung vorher vernommener, in der 
Sitzung nicht erſchienener Zeugen verboten; der Code von 1808 
enthaͤlt dieſe Vorſchrift nicht mehr, und ſo bildete ſich bald die 
Sitte, daß der Praͤſident die Ausſage eines vorgeladenen ab— 
weſenden Zeugen in der Sitzung vorleſen laſſen könnte; “ daß 
ſelbſt eine ſolche Ausſage abgeleſen werden dürfe, wenn auch der 
Zeuge nicht vorgeladen war,“ wenn der Präſident dies für nöthig 
halt. Daß eine ſolche Maßregel das Prinzip der Mündlichkeit 
verletzt und nur mit der höchſten Vorſicht angewendet werden 
kann, iſt von den franzöſiſchen Praktikern anerkannt.“ Mit Recht 
hat einer der bedeutendſten Schriftſteller Frankreichs, F. Helie,“ 
neuerlich ein Arret des Caſſationshofs vom 22. December 1842 
angegriffen, nach welchem die Ableſung der in der Vorunter— 
ſuchung aufgenommenen Zeugniſſe als kein Nichtigkeitsgrund 
erklart iſt. Eine ſolche Anſicht iſt ſchwer mit den beſtimmten 
Ausſprüchen des franzöſiſchen Code“ und mit dem Prinzipe der 
Mündlichkeit zu vereinigen.“ Die in der Vorunterſuchung auf— 
genommenen Ausſagen der Zeugen können nicht vollen Beweis 


6 Arret vom 22. März 1821. 

65 Arret vom 14. September 1826. Nur muß der Präſident in ſolchen 
Fällen den Geſchwornen bemerken, daß dieſe Vorleſung nur ein einfaches 
renseignement ſeyn, und daß ihr Urtheil ſich nach den Ergebniſſen der 
mündlichen Verhandlungen richten ſoll. 

6° Morin, dictionnaire, p. 224. Lacuisine, traité du pouvoir, p. 286. 
Ueber die in anderen Geſetzgebungen vorkommenden Beſtimmungen mein 
Strafverfahren II. Thl. $. 156, Note 19. 

67 In der Revue de legislation, 1843, p. 368. . 

65 Der Code, Art. 317, ſpricht entſchieden von der mündlichen Ver— 
nehmung des Zeugen in der Sitzung. Art. 318 geſtattet nur die Ab— 
leſung vorhergegangener Ausſagen, um die Widerſprüche der jetzigen 
Ausſage zu zeigen. Art. 341 verbietet den Geſchwornen, die ſchriftlich 
aufgenommenen Ausſagen der Zeugen in ihr Berathſchlagungszimmer 
mitzugeben, und Art. 477 geftattet nur in dem Falle, wenn in contu- 
maciam gegen einen Angeklagten geurtheilt wird, ſchriftliche Zeugen— 
ausſagen abzuleſen. 

69 Der Verf. dieſer Schrift hat ſelbſt als Vertheidiger in der Aſſiſe 
in Zweibrücken 1837 gegen die Vorleſung der Ausſage verſtorbener Zeugen 
proteftirt, und der Aſſiſenhof gab feinen Anträgen Gehör und geſtattete 
die Vorleſung nicht. 
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wie die Ausſagen von Zeugen machen, welche von den Richtern 
vor dem Angeklagten befragt wurden, wo zugleich die Richter 
das Benehmen des Zeugen genau beobachten konnten. Wir geben 
zu, daß der Unterſuchungsrichter treu die Ausſagen aufzeichnen 
ließ; aber die Redaktion iſt die Sache des Inquirenten oder des 
Gerichtsſchreibers; nur das Weſen und der (ſogenannte) Sinn der 
Ausſage, nicht die eigenen Worte des Zeugen werden aufge— 
zeichnet. Wer erkennt aus dem Protokoll, wie der Zeuge ge— 
ſchwankt, wie lange er mit der Antwort gezögert, mit welcher 
Verlegenheit er ſie gab und welche Vorhaltungen ihm gemacht 
wurden? Wer bürgt dafür, daß der Zeuge auch dem Angeklagten 
und den Richtern gegenüber, durch die Feierlichkeit der Sitzung 
zu verſtärktem Nachdenken über die ernſten Folgen ſeiner Aus— 
ſagen veranlaßt, da, wo er um alle Nebenumſtände befragt wurde, 
auf ſeinem in der Vorunterſuchung abgegebenen Zeugniſſe beharrt 
haben würde?“ — Nach der badiſchen Strafprozeßordnung“ 
ſollen in die Zuſammenſtellung, die das Geſetz am Schluſſe 
der Vorunterſuchung vorſchreibt, auch die erheblichen Aus— 
ſagen ſolcher Zeugen aufgenommen werden, welche ſeit ihrer 
Vernehmung geſtorben, oder ſonſt zur Tagfahrt nicht mehr bei— 
zubringen ſind; das Geſetz erkennt alſo dadurch an, daß 
auch die in der Vorunterſuchung aufgenommenen Ausſagen von 
Zeugen, die in der Sitzung nicht erſcheinen können, in der münd— 
lichen Verhandlung abgeleſen werden. Wir beſorgen, daß durch dieſe 
Vorſchrift das Prinzip der Mündlichkeit empfindlich verletzt und der 
Vorunterſuchung ein gefährlicher Einfluß beigelegt wird.? Wäh— 
rend nach dem engliſchen und franzöſiſchen Verfahren die Ankläger 


70 Nach dem Vorſchlage von Helie in der Revue, p. 370, ſollte man 
nur die Ausſage eines Zeugen, der geſtorben iſt, in der Sitzung vorleſen, 
weil hier Unmöglichkeit ſeiner Vorladung vorliegt; allein die im Text 
angegebenen Zweifel bleiben auch hier. 

. 212. 

2 Es kann darnach der Fall eintreten, daß die wichtigſten Zeugen 
gar nicht in der Sitzung erſcheinen, und die Richter nur auf Protokolle 
verurtheilen, z. B. ein Zeuge iſt geſtorben, der andere iſt nach Amerika 
gereist, ein dritter iſt wahnſinnig geworden. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 18 
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die Anſchuldigungs- und der Angeklagte die Entſchuldigungs— 
zeugen vorladen laßt, ſchreibt das badiſche Strafgeſetzbuch vor,“ 
daß das über die Verſetzung in den Anklageſtand erkennende Ge— 
richt die vorzuladenden Zeugen bezeichnet, aber auch verordnen 
kann, daß die Ausſagen einzelner Zeugen in der Sitzung nur 
abgeleſen werden ſollen. Die zuletzt genannte Beſtimmung hat 
unfehlbar den wohlthätigen Zweck, die Zahl der oft unnöthig in 
die Sitzung vorgerufenen Zeugen, die nichts Bedeutendes aus— 
ſagen, oder aus einer irrigen Vorausſetzung unnöthig vernommen 
wurden,“ und dadurch die Koſten der Strafjuſtiz zu vermindern. 
An die badifchen Gerichtshöfe aber ergeht die Aufforderung zur 
höchſten Vorſicht bei der Anwendung der Vorſchrift, damit nicht 
bei der zu häufigen Anwendung die Vorſchrift, welche auch die 
Ableſung von Ausſagen geſtattet, das Prinzip der Mündlichkeit 
untergraben und durch die Rückſicht auf Oekonomie den urtheilenden 
Richtern die Möglichkeit der gründlichen Würdigung der Beweiſe 
und dem Angeklagten die Vertheidigung beſchränkt werde. Wenn 
das Geſetz die Ableſung der Ausſagen verlangt, die ſich auf 
Nebenumſtände beziehen, ſo muß das Gericht wohl erwägen, 
daß eben bei der Beurtheilung des künſtlichen Beweiſes es nur 
Nebenumſtände find, auf welche es ankommt, und wo die ge— 
naueſte Kenntniß der Verhältniſſe, die Beobachtung des Zeugen, die 
Befragung durch die Richter und durch den Vertheidiger noth- 
wendig wird. Sollte hier die in der Vorunterſuchung abgelegte 
Ausſage eines Zeugen über einen Nebenumſtand, nur in der Sitzung 
abgeleſen werden, ſo würde der Vortheil der mündlichen Verhand— 
lung wegfallen.“ Wenn das Geſetz geſtattet, die Ausſagen jener 

75 Art. 211 (Entwurf, $. 193) ſchreibt vor: „Statt die Zeugen oder 
einzelne derſelben vorzuladen, kann das Bezirksſtrafgericht beſchließen, 
daß ihm bei der Unterſuchung erhobene Ausſagen, wenn ſie ſich nur auf 
Nebenumſtände beziehen, oder wegen des Geſtändniſſes des Angeſchuldigten 
für die Urtheilsfällung minder wichtig ſind, in der Tagfahrt vorgeleſen 
werden ſollen.“ 

7» 3. B. wenn längere Zeit gegen eine Perſon ſich Indicien erheben 
und nun ſich die Unſchuld dieſer Perſon, aber gegründeter Verdacht gegen 
einen Andern erhebt. 

75 In dem im Jahr 1844 in Frankreich gegen die Frau Lacoſte 
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Zeugen ableſen zu laſſen, welche wegen des Geſtändniſſes des Ange— 
ſchuldigten für die Urtheilsfällung minder wichtig find, fo ift dies 
weiſe, wenn z. B. mehrere Zeugen über die Thatſache ausſagten, 
daß das am Orte der That gefundene Meſſer dem Angeſchuldigten 
gehörte, und zuletzt dieſer ſelbſt den Umſtand geſtand; allein auch 
hier bedarf es großer Vorſicht; denn nicht ſelten kann zwar eine 
Thatſache überhaupt eingeſtanden ſeyn, aber ihre genaue Be— 
ſchaffenheit iſt ſtreitig; es kommt, wenn Indicien daraus abge— 
leitet werden ſollen, erſt darauf an, die kleinſten Nebenumſtände 
zu kennen, und auf die Herſtellung derſelben wirkt vorzüglich die 
Befragung durch den Richter und den Vertheidiger.“ Da ein 
Geſtändniß nicht an ſich, ſondern nur durch die Uebereinſtimmung 
mit andern ausgemittelten Nebenumſtänden Beweiskraft hat, ſo 
kann auch da, wo ein Geſtändniß des Angeſchuldigten vorliegt, 
die Vernehmung von Zeugen wichtig werden, welche über die 
unterſtützenden Umſtände ausſagen können, und bei dem ſoge— 
nannten qualificirten Geſtändniſſe wird ohnehin die Vorladung 
der darauf ſich beziehenden Zeugen unentbehrlich ſeyn. Es iſt 
daher ſehr zu wünſchen, daß die badiſchen Gerichte in der Er— 
wägung der Bedeutung der Mündlichkeit, bei welcher auch von dem 
kleinſten Nebenumſtande nicht leicht voraus geſagt werden kann, daß 
er minder wichtig ſey, im Zweifel immer Zeugen in die Sitzung 
vorzuladen. Eine weiſe, die Gefahren beſeitigende Vorſchrift 
enthält die badiſche Strafprozeßordnung,“ indem nach ihr dem 


verhandelten Prozeſſe kam es auf den Nebenumſtand an, ob auf dem 
Jahrmarkte der Mitangeſchuldigte Meilhan dem Lacoſte zu trinken gab, 
worauf Lacoſte über Unwohlſeyn klagte. Die Vorleſung der über dieſen 
Umſtand in der Vorunterſuchung vernommenen Zeugen konnte nicht ge— 
nügen; erſt in der mündlichen Verhandlung zeigte ſich die Unbeſtimmt— 
heit der Ausſagen der Zeugen, als dieſe genauer gefragt wurden. 

70 Z. B. der Angeſchuldigte geſteht die Drohung ein; allein er fucht 
fie als bedeutungslos zu erklären, weil er fie im Zuſammenhange mit 
den übrigen Ausdrücken in einem andern Sinne vorbrachte, oder im 
Scherze äußerte. Hier wird es für die Richter und den Vertheidiger 
wichtig, daß die Zeugen über die Umſtände ausſagen, unter welchen die 
Drohung vorkam. 

Art. 213. Das Geſetz beſtimmt, daß, wenn der Angeſchuldigte 
die Vorladung eines Zeugen verlangt, dieſe nicht verweigert werden kann, 
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Angeſchuldigten wenigſtens zehn Tage vor der Eikung eröffnet 
werden muß, hinſichtlich welcher Zeugen die Vorladung, und 
hinſichtlich welcher die Vorleſung beſchloſſen wurde. Der An— 
geſchuldigte kann verlangen, daß einer oder der andere dieſer 
letzteren noch vorgeladen werde. Auch hier iſt nur zu wünſchen, 
daß die Gerichte, wenn ſolche Anträge der Angeſchuldigten ge— 
ſtellt werden, ihnen Gehör geben.“ — Ein wichtiger Punkt für die 
Mündlichkeit iſt noch das Verhältniß, in welchem von Geſtänd— 
niſſen Gebrauch gemacht werden darf, welche der Angeſchuldigte 
in der Vorunterſuchung ablegte. Die badiſche Strafprozeßord— 
nung“ erklärt, daß ein (mit den in vorigem Paragraph bezeich— 
neten Erforderniſſen verſehenes) gerichtliches Geſtändniß dieſe 
Kraft behält, ſelbſt dann, wenn der Bekennende es widerruft, 
infoferne er nicht zur Unterſtützung feines Widerrufs Umftände 
nachweist, oder doch wahrſcheinlich macht, aus welchen ſich die 
Unwahrheit des Geſtändniſſes oder ſoviel ergibt, daß das Ge— 
ſtändniß durch Verſprechen, falſche Vorſpieglung, Zwang oder 
Drohung veranlaßt worden ſey. Mehrere Mitglieder der zweiten 
Kammer hatten dieſen Artikel angegriffen, weil er dem in der 
Vorunterſuchung abgelegten Geſtändniſſe zu viele Kraft beilege; 


wenn der Angeſchuldigte beſtimmte, für die Urtheilsfällung erhebliche 
Punkte bezeichnet, in Beziehung auf welche die in den Akten enthaltene 
Ausſage eines Zeugen unvollſtändig oder unrichtig ſey. 

7s Die Angabe, welche Zeugen vorzuladen ſind, kann von dem An— 
geſchuldigten wohl erſt dann gefordert werden, wenn ſchon ein Verthei— 
diger aufgeſtellt iſt und dieſer die Akten eingeſehen und mit dem Ange— 
ſchuldigten ſich beſprochen hat. Erſt der Vertheidiger, der den ganzen 
Vertheidigungsplan entwirft, wird richtig beurtheilen können, bei welchen 
Zeugen er die Vorladung wünſcht, weil er ihre weitere Befragung für 
nothwendig hält. Der ungarifche Entwurf, $. 268, läßt durch den öffent— 
lichen Ankläger die Liſte der vorzuladenden Zeugen verfertigen; der An— 
geklagte, welcher Abſchrift davon erhält, kann nach h. 274 Zeugen bezeichnen, 
die er vorgeladen haben will, und insbeſondere auch ſolche, bei denen er 
ſich mit Ableſung der Ausſagen nicht begnügt. Dies Verzeichniß wird 
dann wieder dem Ankläger nach 9. 275 mitgetheilt, welcher wieder Zeugen 
und Sachverſtändige bezeichnen kann, deren Ladung vor das Gericht er 
ſeinerſeits verlangt. 

79 Art. 253 (Entw. 234); ebenſo der Entwurf von 1835, Art. 452, 
Ungarifcher Entw. §. 386. 
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man forderte die Aufnahme der Beſtimmmung, daß ein folches 
Geſtändniß nur die Kraft eines außergerichtlichen habe; allein 
dieſer letzte Vorſchlag war wohl nicht zu billigen, da man ein 
vor einem Richter abgelegtes Geſtändniß nicht ein außergericht— 
liches nennen kann. Die Meinung des Angeſchuldigten, der vor 
dem Unterſuchungsrichter bekennt und weiß, daß dies Bekenntniß 
aktenmäßig gemacht wird, iſt doch die, daß er ein gerichtliches 
Geſtändniß ablege.!“ Es werden zwar Fälle vorkommen, wo 
durch angewendeten Zwang oder durch Vorſpieglungen (z. B. der 
Gerichtsdiener), oder aus krankhafter Seelenſtimmung Jemand ein 
unwahres Geſtändniß ablegt, oder wo aus Irrthum des In— 
quirenten oder Aktuars einzelne Ausſagen untreu niedergeſchrieben 
“find; widerruft nun in ſolchen Fällen der Angeſchuldigte das 
Geſtändniß, ſo muß er doch Gründe angeben, wodurch er die 
Kraft der gerichtlichen Aufzeichnung zerſtört.s“ Auch die bloße 
Wahrſcheinlichkeit eines ſolchen Umſtandes wird aber ſchon dem Ge— 
richte genügen“? und einen Zweifelszuſtand bei den Richtern herbei— 
führen und die Verurtheilung hindern, infoferne nicht andere 
genügende Beweiſe vorliegen.“ Wenn auch die Einwirkung von 


80 S. noch Bekk in den Annalen der badiſchen Gerichte, 1845, Nr. 2. 

81 Wichtig würde hier das von uns oben in F. XX angegebene, im 
franzoͤſiſchen Prozeſſe vorkommende Verhör, das der Aſſiſenpräſident mit 
dem Angeſchuldigten vor der Eröffnung der Sitzung vornehmen muß. 
Hier erfährt man am beſten, welche Einwendungen der Angeſchuldigte 
gegen das protokollirte Geſtändniß vorzubringen hat. 

2 Ein Hauptgrund, welcher in Baden die Gefahren unwahrer Ge: 
ſtändniſſe, die in der Vorunterſuchung aufgenommen wurden, beſeitigt, 
liegt gewiß darin, daß nach der badiſchen Prozeßordnung keine Unge— 
horſamsſtrafen erlaubt find. 

85 Die Hauptſchwierigkeit wird ſich da ergeben, wo erſt in der mind: 
lichen Verhandlung der Angeſchuldigte fein früheres Geſtändniß wider— 
ruft, oder einzelne protokollirte Ausſagen als unrichtig erklärt. Da in 
Strafſachen keine peremtoriſche Beweisfriſten gelten, ſo kann er mit dieſen 
Erklärungen und dem Erbieten, zu beweiſen, z. B. wenn er neue Zeugen 
benennt, um die ſogenannte exceptio alibi darzuthun, oder um zu be— 
weiſen, daß der Inquirent Vorſpieglungen machte oder Zwang anwendete, 
nicht ausgeſchloſſen werden. In ſolchen (freilich ſeltenen) Fällen wird dann 
durch Vertagung der Sache, wenn nicht die Zeugen ſchnell vorgerufen 
werden können, geholfen werden müſſen. 
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Vorſpiegelungen, Drohungen u. A. wahrſcheinlich gemacht wird, 
werden die Richter ſich ſchon aufgefordert fühlen, nicht auf das 
Geſtaͤndniß zu verurtheilen, da es nur dann beweiſend iſt, wenn 
es als der freiwillige, völlig glaubwürdige Ausfluß der Stimme 
des Gewiſſens ſich darſtellt. | 

In Bezug auf die Beſchränkungen der Mündlichkeit müſſen 
vorzüglich noch drei Arten in Betrachtung gezogen werden: 
1) die Einrichtung, nach welcher, wie in Württemberg, in den 
päpſtlichen Staaten, in den meiſten Schweizerkantonen, nur eine 
mündliche Schlußverhandlung eintritt; 2) diejenige, in welcher 
dieſe Verhandlung nur bei ſchweren Straffällen Statt findet, 
z. B. in Württemberg; 3) die Vorſchrift, daß die Anordnung 
der mündlichen Verhandlung von dem Antrage des Angeſchuldigten 
abhängig gemacht wird, z. B. in Sardinien (F. XII). 

Die Erfahrung der Länder, in welchen dieſe Einrichtungen 
beſtehen, lehrt, daß auch ſelbſt mit dieſen Beſchränkungen die 
Mündlichkeit ihre wohlthätigen Wirkungen bewährt. Die Richter 
bezeugen, daß dadurch die Möglichkeit einer Verurtheilung der 
Schuldigen vermehrt iſt, daß aber auch die wahre Beſchaffenheit 
des Falles beſſer hervortritt und die Vertheidigung erleichtert wird. 
Wir haben oben angeführt, wie in Sardinien ſeit 1840 in den 
Fällen, in denen mündliche Schlußverhandlung Statt fand, die 
Verurtheilung ſich vermehrte, wie aber auch vorzüglich das Urtheil 
über die Zurechnungsfähigkeit der Angeſchuldigten weſentlich erleich— 
tert wurde. In Württemberg“ fanden ſeit Einführung des Geſetz— 
buchs 22 öffentliche Schlußverhandlungen Statt. Von dem Rechte 
auch bereits abgehörte oder neue Zeugen in der Sitzung zu vernehmen, 
hatten die Gerichtshöfe in keinem dieſer Fälle Gebrauch gemacht.” 
Es wird bezeugt, daß die Angeſchuldigten mit Aufmerkſamkeit den 

Verhandlungen folgten, ihre Vertheidigungsgründe hervorzuheben 
und die Meinung der Richter günſtig zu ſtimmen ſich bemühten.“ 


5 9, Breitſchwert in Sarwey's Monatsſchrift für die Juſtizpflege in 
Württemberg, X. Bd. S. 138. c 

55 v. Breitſchwert, S. 142. 

86 Hr. v. Breitſchwert, S. 146, bemerkt: „In der Beruhigung, die 
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Es wird anerkannt, daß die Angeſchuldigten ſich dem Ein— 
drucke, ihre Sache ſey hier mit allem Ernſte, den ſie ver— 
diene, erwogen und entſchieden worden, nicht entziehen konnten. 
Daß die mündliche Schlußverhandlung den Nutzen gewährte, daß 
die Richter durch die eigene Anſchauung des Angeſchuldigten 
und Vernehmung deſſelben beſſere Materialien erhielten, ergab ſich 
daraus, daß in einem Falle das Gericht ſeine Entſcheidung mit den 
Wahrnehmungen in der mündlichen Verhandlung ſelbſt motivirte 
und daß in andern Fällen die Anſchauung auf das Urtheil 
Einfluß hatte.“ Dagegen ſprechen ſich überall die Stimmen der 
Praktiker dahin aus, daß wenn ſchon bisher die beſchränkte 
mündliche Verhandlung gut wirkte,“ dies im erhöhten Maße da 
der Fall ſeyn wird, wenn die Mündlichkeit conſequent durch— 
geführt wird. Nur darf man aus dem, was bei der beſchränkten 
Mündlichkeit eintritt, keinen Schluß auf jene Vortheile ziehen, 
die als Wirkungen des unbeſchränkten mündlichen Verfahrens 
ſich ergeben werden. Erfahrungen aus Württemberg haben wir 
ſchon oben in §. XIII angegeben. Der Vortheil der Abkürzung 
des Strafprozeſſes wird nicht leicht da erreicht werden, wo ſchon 
die ganze Unterſuchung (Vor- und Hauptunterſuchung) wie bis— 
her im deutſchen Verfahren beendigt wird und dann erſt die 
Schlußverhandlung eintritt. Das Mittel, durch die Beobachtung 
uud Befragung der Zeugen beſſere Materialien zu erlangen, fällt 
dabei weg.“ Die Vertheidigung, welche zwar in Württemberg 
den Angeſchuldigten dadurch zu Theil wird, daß Alles, was ſowohl nach 
der juriſtiſchen Beurtheilung des Vertheidigers, als nach der eigenen 
Denk- und Gefühlsweiſe des Angeſchuldigten ihm günſtig ſeyn könnte, 
nicht bloß nebenbei, ſondern mit dem vollen Accente einer lebendigen 
Ueberzeugung dem erkennenden Richtercollegium vorgehalten worden ſey, 
liegt ſicherlich ein Gewinn, den eine gute Rechtspflege nicht verſchmähen wird.“ 

57 v. Breitſchwert, S. 153. . 

8s Wichtig find die Bemerkungen v. Breitſchwert's, S. 146, daß 
durch die oft vorkommende Sitte der Angeklagten, durch Beſchuldigungen 
gegen ihre Unterſuchungsrichter ſich zu helfen, dem Anſehen der Gerichte 
nicht geſchadet wurde. 

59 Wenn in Württemberg die Richter keinen Gebrauch von der Be: 


fugniß machten, Zeugen vorzurufen, ſo erklärt ſich dies leicht dadurch, 
daß das Geſetz (278) durch ſeine Faſſung dies Recht als eine beſondere, 
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dadurch, daß der Vertheidiger immer das letzte Wort hat, be 
günſtigt wird,“ iſt vielfach beſchränkt, da das Mittel, die Zeugen 
ſelbſt zu befragen, mangelt.“ Die Bearbeitung der Verthei— 
digungsſchrift, die in der Sitzung abgeleſen wird, gewährt nicht 
den Vortheil, welchen die vollſtändige mündliche Verhandlung 
gibt, in welcher die Richter zuerſt alle Ausſagen der Zeugen aus 
dem eigenen Munde derſelben erfahren, und der Vertheidiger dann 
erſt, nachdem der Ankläger mündlich die Anklage begründet hat, 
auch mündlich ſeine Vertheidigung vorträgt. Es ſcheint unzweck— 
mäßig, den Vertheidiger zu nöthigen, auf den Grund der Akten 
eine Vertheidigungsſchrift zu bearbeiten, während er hoffen kann, 
daß erſt die mündliche Verhandlung wichtige Vertheidigungsgründe 
hervorheben wird. Es wird an mannigfaltigen Störungen nicht 
fehlen, wenn der Vertheidiger (wozu er das Recht haben muß, 
da oft erſt die Verhandlung ihn auf einen wichtigen Punkt führt) 
in der mündlichen Verhandlung, und zwar in feiner Schlußerflärung, 
neue Vertheidigungsgründe anführt, auf welche der Ankläger nicht 
vorbereitet war und auf die er nicht mehr antworten darf.“ 
Dringend zu wünſchen iſt es, daß die mündliche Verhandlung 
nicht auf die ſchwerſten Straffälle beſchränkt bleibe. Hat die 
bisherige Erfahrung die Vortheile dieſes Verfahrens gelehrt, hat 
ſie gezeigt, daß wenigſtens in manchen Fällen die Richter beſſere 
Materialien der Urtheilsfällung erhalten, daß das Vertrauen zur 
Rechtspflege vermehrt wird, warum will man in der Mehrzahl 
der Straffälle nicht die nämlichen Vortheile gewinnen? Wird 
nicht dadurch, daß der Geſetzgeber bei den ſogenannten leichteren 
nicht begünſtigte Ausnahme anſieht, zu welcher ſich die Richter nicht 
gerne und um ſo weniger entſchließen, weil ſie die Vortheile der Ver— 
nehmungen der Zeugen in der Sitzung noch nicht aus Erfahrung kennen. 
Getadelt wurde auch, daß das Gericht keinen Gebrauch von dem Recht 
machte, in dem Schwäbiſchen Merkur, 1844, Nr. 252 u. 253. 

90 Ueber die Wirkungen dieſer Einrichtung v. Breitſchwert, S. 150. 

91 Meine Bemerkungen im Archiv des Criminalrechts, 1842, S. 284. 

92 Vielfach ſtoͤrend iſt das Verhältniß, daß das Gericht zweiter In— 
ſtanz in Württemberg in Fällen, in denen in erſter Inſtanz die münd— 


liche Schlußverhandlung vorkam, nur auf die Akten urtheilen muß und 
das Mittel der Vernehmung der Angeſchuldigten nicht hat. 


Fällen (die Gerechtigkeit kennt keine leichten und ſchweren Fälle) 
ein weniger ſicherndes und Vertrauen erweckendes Verfahren 
einführt, die Kraft der hier gefällten Urtheile ſelbſt ſchwächen? 
Daß von dem Willen des Angeklagten nicht die Zuläßigkeit der 
mündlichen Verhandlungen abhängig gemacht werden ſoll, dürfte 
nach den oben mitgetheilten Erfahrungen aus Sardinien nicht 
zweifelhaft ſeyn. Seit die Angeklagten bemerkten, daß die 
mündliche Verhandlung regelmäßig ihre Verurtheilung hervor— 
brachte, hören die Anträge auf jene Form auf. Die Mündlichkeit 
liegt nicht allein im Intereſſe der Angeklagten, ſie iſt tiefer im 
Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft ſelbſt, und in der Ueber— 
zeugung gegründet, daß die Gerechtigkeit der Urtheile, weſentlich 
durch die Mündlichkeit der Verhandlungen befördert wird. 


$. XXII. 


Verhältniß des Anklage- und des Unterſuchungsprinzips. 


Die richtige Würdigung des Werths der zwei Grundprin— 
zipien des Strafprozeſſes, des Anklage- und des Unterſuchungs— 
prinzips, iſt zum großen Theile durch die Einſeitigkeit, mit 
welcher man nicht ſelten die Begriffe der beiden Formen auffaßte 
und durch den ſchroffen Gegenſatz, in welchem die Prinzipien 
von einander geſchieden wurden, erſchwert worden. Weder der 
Umſtand, daß eine durch das Verbrechen beſchädigte Perſon die 
Anklage verfolgt,“ noch eine Stellung des Richters, der, wie 
im bürgerlichen Prozeſſe nur an die Anträge des Anklägers und 
des Angeklagten gebunden iſt, ſo daß er ohne einen ſolchen 
Antrag keine prozeſſualiſche Handlung vornehmen darf, noch 
die Beſtimmung, daß ohne eine geſtellte Anklage kein gerichtlicher 
Schritt zur Herſtellung eines verübten Verbrechens vorgenommen 

1 Nach dieſer Beſtimmung würde das Verfahren, in welchem ein 
öffentlicher Ankläger auftritt, nicht als Anklageprozeß betrachtet werden. 

Darnach müßte der Unterſuchungsrichter bei jeder Zeugenverneh— 


mung oder einer Hausſuchung, die er vornehmen will, erſt warten bis 
der Ankläger oder Angeklagte darauf einen Antrag ſtellt. 
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werden kann, dürfen als weſentliche Merkmale des Anklage— 
verfahrens betrachtet werden. Nicht weniger irrig iſt es, wenn 
man dem Unterſuchungsprinzipe das Merkmal beilegt, daß dar— 
nach die materielle Wahrheit ermittelt werde; denn ſoweit überhaupt 
es den Menſchen vergönnt iſt, eine materielle Wahrheit bei ihren 
Urtheilen zu erlangen, wird ebenſowohl in dem Anklageprinzipe 
die Richtung auf die Herſtellung derſelben bemerkbar ſeyn; nur 
durch eine willkürliche Conſtruktion des Anklageverfahrens kömmt 
man dazu, dieſe Richtung zu läugnen; ſowohl die Geſchichte des 
römiſchen Anklageprozeſſes, den man mit Unrecht als eine bloße 
Nachbildung des bürgerlichen Prozeſſes betrachtet, als der Gang 
des engliſchen und des franzöſiſchen Verfahrens zeigt, daß auch im 
Anklageprozeſſe der Staat thätig iſt, die möglichſt höchſte Wahrheit 
auszumitteln.“ Mit Unrecht hat man auch als weſentliches Merkmal 
des Inquiſitionsprozeſſes die vorzugsweiſe Richtung auf die Er— 
langung des Geſtändniſſes des Angeſchuldigten aufgeſtellt. Eine 
genaue Zergliederung des Verhältniſſes ° wird die Unrichtigkeit 
dieſer Anſicht zeigen. Will man die Anklageform von der Unter— 
ſuchungsform trennen, ſo kann man die erſte diejenige nennen, 
bei welcher das Verfahren über das Daſeyn eines verübten 
Verbrechens und die Beſtrafung derjenigen, welche daſſelbe ver— 
übten, zwiſchen zwei einander gegenüberſtehenden Partheien, dem 
Ankläger und dem Angeklagten geführt wird, ſo daß erſt auf 
erhobene Anklage wegen eines Verbrechens eine Unterſuchung 
gegen einen Beſchuldigten eingeleitet und bei der Verhandlung 
und Entſcheidung der Antrag des Anklägers zum Grunde gelegt 
wird. Die Unterſuchungsform iſt dagegen diejenige, bei welcher 
der mit der Unterſuchung beauftragte Beamte, unabhängig von 
den Anträgen eines Anklägers, jede auf ein verübtes Verbrechen 

5 Darnach müßte, wenn auch das ſchwerſte Verbrechen verübt iſt 
und Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt, daß ein gewiſſer gerichtlicher Akt 
vorgenommen, z. B. der ſchwer Verwundete vernommen werde, der 
Unterſuchungsrichter unthätig bleiben, ſo lange nicht eine Anklage erho— 
ben iſt. 


Richtige Anſichten in Hepp Anklageſchaft, Oeffentlichkeit c., S. 18. 
> Abegg, Beiträge zur Strafprozeßgeſetzgebung, S. 42. 
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führende Spur verfolgt und alle Mittel anwendet, um die Wahrheit, 
ob das Verbrechen verübt und wie weit jemand deſſelben fchuldig 
iſt, herzuſtellen, und wo die Richter ohne Rückſicht auf eine 
geſtellte Anklage über die Strafwürdigkeit des Beſchuldigten ur— 
theilen. Die Geſchichte des Strafprozeſſes zeigt, daß bei jedem 
Volke nach der Stufe der Bildung deſſelben, nach der Entwicke— 
lung der politiſchen Verhältniſſe und nach dem vorherrſchenden 
Strafprinzipe das klarer oder unbewußt die Strafgeſetzgebung 
eines Volkes durchdringt,“ auch die Formen des Strafverfahrens 
verſchieden ſich ausbilden. Jemehr bei ſteigender Bildung die 
Anſicht von der Strafe als einer im öffentlichen Intereſſe noth- 
wendig eintretenden Folge eines verübten Verbrechens ſiegt, deſto 
mehr wird auch die Nothwendigkeit gefühlt, die Anwendung der 
Strafe nicht von der Willkür eines einzelnen Bürgers, der wegen 
eines Verbrechens eine Anklage ſtellen will, oder den Gebrauch 
gewiſſer Mittel der Herſtellung der Wahrheit nur von den An— 
trägen einer als Ankläger auftretenden Privatperſon abhängig zu 
machen, vielmehr im öffentlichen Intereſſe thätig zu ſeyn, daß 
gegen den Schuldigen auch die von ihm verdiente Strafe zur. 
Anwendung komme. Das Prinzip einer amtlichen Thätigkeit 
zur Herſtellung der Schuld eines Verbrechens, macht ſich daher 
bei fortſchreitender Bildung des Staats immer mehr geltend und 
modificirt entweder die Durchführung der Anklageform, inſofern 
ſich dieſe als Grundform des Verfahrens erhält, z. B. einſt in Rom 
und noch jetzt in England, oder erzeugt eine Miſchung von Anklage 
und Unterſuchungsform, z. B. in dem canoniſchen Prozeſſe, oder 
ſie verdrängt im Laufe der Zeit die Anklageform und bewirkt den 
Sieg des Unterſuchungsprinzips, z. B. in Deutſchland. Ob das 


Es iſt nicht ſchwierig nachzuweiſen, daß noch jetzt die Strafrechts— 
theorieen, denen man huldigt, auch den Geiſt des Strafverfahrens be— 
ſtimmen. Das Abſchreckungsprinzip wird ein anderes ſtrengeres Verfahren 
und manche Form rechtfertigen, welche das Gerechtigkeitsprinzip nie 
billigen kann. Die Forderung, daß eine gerechte Strafe in jedem Fall 
angewendet werde, wird manche Einrichtungen des Strafverfahrens ver— 
langen, welche man von dem Standpunkte der Abſchreckung aus für 
unnöthig erkennt. 
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Eine oder Andere eintritt, hängt von den politiſchen Verhält— 
niſſen eines Volkes ab. Deutſchland war auf dem beſten Wege 
den Strafprozeß als Anklageprozeß mit öffentlichen Anklägern 
auszubilden,“ wenn man die im Mittelalter und noch in der Ca— 
rolina vorkommende Form der Klage von Amtswegen fortgebildet 
hätte; nur langſam wurde die accuſatoriſche Form verdrängt, und 
in Verbindung mit dem ſchriftlichen geheimen Verfahren, mit 
der Sitte, die Akten zum Spruche an gelehrte Richter zu ſenden, 
erfolgte der Sieg des Unterſuchungsprozeſſes in der heutigen 
Form mit einer maaßloſen Richtung, welche bei der Unbeſtimmt— 
heit des Zieles, das der Ingquirent erreichen ſollte, bei der 
unnatürlichen Stellung, in die man ihn ſetzte, und bei der 
Gefährlichkeit der Mittel, die man ihm ohne Einführung einer 
Controle geſtattete, zahlloſe Klagen erzeugen und dem deutſchen 
Strafprozeſſe das nöthige Vertrauen entziehen mußte. Es iſt 
nicht zu bezweifeln, daß erſt im Laufe der Zeit, zum großen 
Theile durch wiſſenſchaftliche Juriſten, der deutſche Inquiſitions— 
prozeß die verderbliche Richtung erhalten hat, welche wir mit 
Recht jetzt verdammen. So lange man noch gewiſſe Prozeßab— 
ſchnitte macht und die General- und Spezialunterſuchung trennte, 
auf die letzte durch ein förmliches Urtheil erkennen ließ, welches 
von dem Obergerichte oder einer Spruchbehörde eingeholt wurde, 
ſo lange man zur Abwendung der Spezialunterſuchung eine 
Vertheidigung geſtattete, war wenigſtens noch für eine Abſtufung 
des Verfahrens, für die Veranſtaltung einer nicht von dem 
Inquirenten ausgehenden Prüfung der Zuläſſigkeit des neuen 
Prozeßabſchnitts, für eine Controle der Handlungen des Inqui— 
renten und ſelbſt für eine Vertheidigung des Angeſchuldigten 
geſorgt. Allmählig verſtand man immer weniger die Bedeutung 
der alten Abtheilungen im Verfahren; das Abſchreckungsprinzip 
machte ſich auch im Strafprozeß geltend, und die Erkenntniß des 
Zuſammenhangs des Strafverfahrens mit politiſchen Einrich— 
tungen, ſo wie der Nothwendigkeit des Schutzes der Freiheit, 


7 Richtig bemerkt von Biener über die neueren Vorſchläge zur Ver— 
beſſerung des Criminalverfahrens, S. 92. | 
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gegen die im Strafprozeſſe leicht möglichen Bedrückungen, ver— 
lor ſich. Die Geſetzgebung mancher Länder, z. B. in Preußen, 
Württemberg, Baden u. A., verleitet von Juriſten, welche die 
Bedeutung des Strafprozeſſes nicht erkannten, hoben nun die 
Unterſcheidung von General- und Spezialunterſuchung auf, die 
Vertheidigungen, die ſonſt während der Unterſuchung zuläßig 
waren, fielen weg und ſo bildete ſich der deutſche Unterſu— 
chungsprozeß aus. Nach dem Charakter deſſelben, wendet ein 
Beamter, welcher durch ſeine Amtspflicht berufen iſt, Ver— 
brechen zu verfolgen, bei jeder auf irgend eine Weiſe erhal— 
tenen Kenntniß eines wahrſcheinlich verübten Verbrechens ein— 
ſchreitet, alle Mittel an, um das Verbrechen herzuſtellen und den 
Schuldigen auszumitteln; er führt im geheimen Verfahren ohne 
Zuziehung des Angeſchuldigten oder eines Vertheidigers bei der 
Beweisaufnahme, mit der Aufgabe Wahrheit zu erforſchen und 
daher ebenſo Alles für die Schuld wie für die Unſchuld 
Wichtige herzuſtellen, die Unterſuchung fort, und ſendet dann, 
wenn er alle Mittel erſchöpft hat, die er für tauglich zur 
Herſtellung der Wahrheit hielt, die Akten dem urtheilenden 
Gerichte ein, das auf den Grund der vorgelegten Akten das Ur— 
theil fällt. 

Daß eine ſolche Form den gerechten Forderungen, die an 
den Strafprozeß geſtellt werden können, nicht entſpricht, wird 
leicht nachgewieſen werden können. Im Gegenſatze der Unter— 
ſuchungsform, kann die Anklageform wieder verſchieden gedacht 
werden, entweder: 1) in ſo fern nur auf die Anklage der durch 
das Verbrechen beſchädigten, oder einer andern das Ver— 
brechen verfolgenden Privatperſon eine Unterſuchung einge— 
leitet wird und der mit der Unterſuchung beauftragte Beamte 
nach den Anträgen des Anklägers und Angeklagten thätig iſt, 
um die zur Entſcheidung nothwendigen Materialien zu liefern 
oder 2) in ſo fern zwar eine Anklage der obenbezeichneten Art 
abgewartet wird, aber wenn ſie geſtellt iſt, der aufgeforderte Unter— 
ſuchungsbeamte für ſich, für Ausmittelung der Wahrheit, thätig 
iſt, ohne an die Anträge des Anklägers oder des Angeklagten 
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gebunden zu ſeyn; 3) oder in fo ferne die Unterſuchung von 
der Anklage eines öffentlichen Anklaͤgers abhängig gemacht und 
unter ſeiner Mitwirkung die Unterſuchung geführt wird. Daß 
die letzte Form wieder verſchieden vorkommen kann, 3 in 
§. XXIV. nachgewieſen werden. 

Jemehr nach der Umgeftaltung der Verhältniſſe der Geiſt 
der Prüfung des Werths legislativer Einrichtungen erwacht iſt 
und der Geſetzgeber nur auf die Wirkſamkeit ſolcher Formen 
rechnen kann, welche Vertrauen genießen, deſto mehr wird auch 
die Erörterung unabweislich, welche Form des Verfahrens die 
beſte iſt. Bei dieſer Prüfung leitet theils die Rückſicht auf die 
Forderung des Rechts, ſo daß von ſelbſt alle Formen ausge— 
ſchloſſen werden, welche der Aufgabe des Strafprozeſſes wider— 
ſprechen und Ungerechtigkeit enthalten, theils entſcheiden die 
Rückſichten der Politik, inſofern der Geſetzgeber auch da, wo 
eine Einrichtung nach den Forderungen des Rechts geſtattet ſeyn 
würde, die beſonderen Verhältniſſe des Landes, für welches ſein 
Geſetz beſtimmt iſt, zu Rathe ziehen, das Dafeyn der Vor— 
ausſetzungen, ohne die ein Inſtitut nicht wirkſam ſeyn kann, 
prüfen, die Nachtheile, welche eine an ſich gute Einrichtung 
leicht erzeugen kann, die Zeugniſſe der Erfahrung und der Ver— 
hältniſſe würdigen muß, von welchen der beabſichtigte gute 
Erfolg der Einrichtung abhängt. Er wird in dieſer Hinſicht 
vorzüglich auch die Perſonen, denen die Anwendung der Vor— 
ſchriften anvertraut werden muß, beachten und ſich vor einer 
idealiſirenden Ueberſchätzung und Vorausſetzung der Trefflichkeit 
dieſer Perſonen hüten, bei der man nicht frägt, wie die Menſchen 
nach der Erfahrung gewöhnlich handeln, ſondern nur ſie ſo voraus— 
ſetzt, wie ſie ſeyn ſollten. Die lange Dauer einer Einrichtung, der 
Umſtand, daß ſie durch ihr Alter ehrwürdig iſt, die Rückſicht, daß 
doch in der Regel keine Klagen dagegen vorkommen, wird für den 
Geſetzgeber kein Grund ſeyn, die alten Formen beizubehalten, 
weil er weiß, daß Formen der Zeit angehören und ihr Werth 


s Mein Aufſatz im Archiv des Criminalrechts 1842, S. 100, 442 
und Foͤlir über Mündlichkeit und Oeffentlichkeit, S. 8. 
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nur von gewiſſen, leicht wechſelnden Vorausſetzungen abhängt 
und daß es nicht darauf ankömmt, ob ein Inſtitut Vertrauen 
verdient, ſondern darauf, ob es das Vertrauen beſitzt. Nur 
jene Form des Strafprozeſſes iſt die beſte, welche am meiſten 
dazu dient, die Wahrheit herzuſtellen, bei der aber auch ſichere 
Bürgſchaften gegeben ſind, daß diejenigen, auf deren Thätigkeit 
bei Anwendung der Formen gerechnet iſt, in eine der menſchlichen 
Natur am meiſten anpaſſende Stellung gebracht werden, in der 
nothwendigen freien Bewegung zur Ausmittelung der Wahrheit 
nicht gehindert, aber gehörig controlirt und in eine ſolche Stel— 
lung gebracht ſind, daß das allgemeine Vertrauen begründet 
ſeyn kann und die von ihnen erhobenen Materialien, als 
das reine Ergebniß vorurtheilsfreier, die vollſtändigſte Verthei— 
digung der Angeſchuldigten begründende Erforſchung anzuſehen 
ſind. Jede Form dagegen, welche zwar in ihrer Durchfüh— 
rung durch ausgezeichnete, vorurtheilsfreie Perſonen als zweck— 
mäßig anerkannt werden muß, aber in der Anwendung an den 
als gewöhnlich oder doch häufig vorkommenden Eigenſchaften der 
Perſonen, die dabei thätig find, leicht ſcheitert, iſt unpaffend, ° 

Verfolgt man die Durchführung der beiden Formen, der 
Anklage- und Unterſuchungsform, ſo hat die Prüfung auf drei 
Hauptpunkte ſich zu richten: J. ob das Einſchreiten eines Beamten 
zur Ausmittelung eines verübten Verbrechens nur von dem Auf— 
treten eines Anklägers, der auf Unterſuchung anträgt, abhängig 
gemacht oder ob dem nämlichen Beamten die amtliche Aufſuchung 
der Spuren eines Verbrechens, das Einſchreiten ohne Rückſicht 
auf eine Anklage und die ganze Unterſuchung übertragen werden 
ſoll; II. ob das Strafverfahren die Richtung erhalten ſoll, daß 


Man beſchuldigt oft diejenige, welche das deutſche Verfahren ta— 
deln, einer ungerechten Verdächtigung der deutſchen Inquirenten und 
Richter und eines grundloſen Mißtrauens; allein ein einziger Fall, 
welcher die großen Mängel des deutſchen Verfahrens zeigt und bei dem 
erwachten öffentlichen Sinne ſchnell verbreitet wird, zerftört das Ver: 
trauen zu den Einrichtungen und fordert den Geſetzgeber auf, dem 
Mißtrauen entgegenzuwirken, indem er Vorſchriften gibt, welche die 
Gefahren des Mißbrauchs möglichft entfernen; ſ. g. Abegg, Beiträge, S. 59. 
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dem Beſchuldigten die Beſchuldigung ſogleich mitgetheilt wird 
und daß dieſe die Grundlage der Unterſuchung und der Urtheils— 
fällung bildet oder ob man nur mit einer allgemeinen Beſchuldi— 
gung eines verübten Verbrechens zur Einleitung einer Unterſuchung 
ſich begnügt, dem Angeſchuldigten nur ſoviel von der Beſchuldigung 
mittheilt, als der Inquirent für zweckmäßig hält und daß zuletzt 
die Richter nach den Ergebniſſen der durch die Unterſuchung 
ausgemittelten Thatſachen das Urtheil fällen; III. ob diejenige 
Form den Vorzug verdient, nach welcher der Unterſuchungsrichter 
an die Anträge des Anklägers und Angeklagten gebunden iſt 
oder ob diejenige zweckmäßiger iſt, bei welcher der einmal gehörig 
aufgeforderte Unterſuchungsbeamte innerhalb gewiſſer Schranken 
von Amtswegen alle geſetzlich erlaubten Mittel zur Entdeckung 
der Wahrheit anwendet. 

Prüft man die beiden Formen des Strafprozeſſes nach der 
oben aufgeſtellten erſten Rückſicht, ſo muß man wieder das 
Anklageverfahren durch Privatperſonen von der durch öffentliche 
Ankläger durchgeführten Anklage trennen. Unfehlbar kann ein 
Anklageprozeß durch Privatperſonen, ſo daß nur auf den Grund 
einer ſolchen eine Unterſuchung eingeleitet werden kann, nicht 
gebilligt werden. Bei manchen Verbrechen iſt ohnehin das In— 
tereſſe einer Privatperſon nicht verletzt und die Anklage eines 
Verletzten würde hier nicht eintreten, während das öffentliche 
Intereſſe die Beſtrafung und daher die Unterſuchung des Ver— 
gehens fordert, z. B. bei Blutſchande, bei den Angriffen auf 
den Staat ſelbſt, ſo daß für ſolche Fälle die Geſetzgebung doch 
ſorgen müßte, daß ein öffentlicher Ankläger auftrete. Bei anderen 
Verbrechen, die eine Privatperſon verletzen, können vielfache 
Gründe z. B. der Delifateffe, der Beſorgniß, daß durch die 
Anklage und Unterſuchung gewiſſe Familiengeheimniſſe oder vor— 
hergegangene Verhältniſſe bekannt werden, den Verletzten von 
der Anklage abhalten.“ Häufig aber werden Bequemlich— 
keit, Gleichgültigkeit, Beſorgniß vor den Mühſeligkeiten der 


10 Z. B. bei Nothzucht. 
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Unterſuchung, “ Furcht vor der Rache der Thäter oder feiner 
Verwandten und Freunde, die Beſchädigten oder ihre Angehörigen 
beſtimmen, nicht zu klagen. Die bürgerliche Geſellſchaft leidet 
daher durch die Strafloſigkeit vieler Verbrechen. Englands und 
Schottlands Rechtszuſtand liefern in dieſer Beziehung ein wich— 
tiges Beiſpiel. Während in England der Anklageprozeß gilt 
und kein öffentlicher Ankläger den Verbrecher verfolgt, kennt 
Schottlands Geſetzgebung einen ſolchen Ankläger. Die Crimi— 
naltabellen lehren, daß im erſten Staate die Zahl der Verbrechen 
ſich vermehrt, in dem zweiten ſich vermindert. Daß die Ausſicht 
ſo vieler Verbrecher auf Ungeſtraftheit, weil kein Ankläger auf— 
tritt, ein Grund der erſten Erſcheinung iſt, wird in England nicht 
bezweifelt. Erſt ſeit der Zeit, als durch die neue Einrichtung 
der Polizei die Kraft der Repreſſion vermehrt iſt und die Wach— 
ſamkeit der Polizeibeamten Verbrecher entdeckt, als vielfach 
Geſellſchaften zur Verfolgung gewiſſer Verbrecher ſich bilden,“ 
werden die Lücken ausgefüllt, welche durch das Syſtem der 
Privatanklage in England bemerkbar werden. Dies Syſtem hat 
aber noch den Nachtheil, daß dadurch ſo viele Verſuche und 
Umtriebe begünſtigt werden, welche die Verbrecher oder ihre 
Freunde machen, um den Ankläger zur Zurücknahme der Anklage 
zu bewegen oder durch Vergleich den Beſchädigten zufrieden zu 
ſtellen.“ Nicht ſelten wird dem Ankläger, z. B. dem Beſtohlenen, 
um ihn zu beruhigen, Geld oder die Rückgabe der geſtohlenen Sache 
geboten, was er um ſo lieber annimmt, als er die Unſicherheit 


11 Wie viele Vergehen bleiben unangezeigt, weil die Beſchädigten 
es ſcheuen, an das weit entfernte Gericht zu reiſen und Zeugniß abzu— 
legen. Es iſt auch nicht zu läugnen, daß Mancher (jedoch ſelten) durch die 
Pflicht, in der öffentlichen Sitzung als Zeuge auszuſagen, von der An— 
zeige abgehalten wird. 

= Die Mitglieder ſolcher Geſellſchaften machen ſich dann verbindlich, 
den Advokaten, der als Proſecutor gewiſſe verübte Verbrechen, auf deren 
Unterdrückung der Verein geht, anklagen und verfolgen, zu bezahlen. 

s In dem merkwürdigen Werk: Old Bayley Experience Criminal 
jurisprudence, London 1833, wird gezeigt, welche Mittel angewendet 
werden, um durch Mitwirkung von alten Geſchäfts männern die prosecutor 
zur Milderung der Anklage oder zum Liegenlaſſen derſelben zu bewegen. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 
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des Ausgangs des Prozeſſes kennt. Drohungen von Seite der 
Freunde der Verbrecher ſchüchtern leicht den Ankläger ein und 
bewegen ihn zum Abſtand von der Klage. Wer erinnert ſich 
nicht der Vorſchriften, deren Erlaſſung die Römer für nothwendig 
fanden, um dem willkürlichen, häufig durch ſchändliche Motive 
veranlaßten Rücktritt der Ankläger entgegenzuwirken? Das 
Syſtem der Privatanklage iſt auch weniger geeignet, die ſichere 
Ueberweiſung der Schuldigen herbeizuführen und die Mittel der 
Begründung der Anklage ſich zu verſchaffen. Selbſt die Ver— 
handlung erhält bei dem Syſteme der Privatanklage einen weniger 
würdigen Charakter; der Geſichtspunkt der Verfolgung des 
Verbrechens im öffentlichen Intereſſe verſchwindet dabei; die 
Rachſucht und andere Leidenſchaften erzeugen häufig die Anklage, 
die nicht ſelten der Deckmantel ſchändlicher Abſichten iſt, daher auch 
in Rom in der ſpäteren Zeit die Ankläger verhaßt waren. Eine 
große Zahl von grundloſen Anklagen und Unterſuchungen iſt die 
Folge des oben geſchilderten Syſtems, bei welchem ſo leicht ohne 
gehörige Prüfung der leidenſchaftlich befangene Privatmann die 
Anklage ſtellt. Wir beziehen uns auf die oben mitgetheilten 
ſtatiſtiſchen Nachrichten“ über die Erfahrung Frankreichs, daß 
bei den correktionellen Gerichten weit mehr Angeſchuldigte, die 
auf Anklage einer Privatperſon verfolgt wurden, losgeſprochen 
worden ſind, während bei den auf Antrag der Staatsbehörden 
die Losſprechungen weniger vorkamen; zum Beweiſe, daß in den 
Fällen der letzten Art die Anklage ehe ſie geſtellt wurde, ſorg— 
fältiger geprüft war. Aehnliche Ergebniſſe liefern die belgiſchen 
Criminaltabellen. Während 1836 auf Betreiben der Staatsbehörde 
von dem correktionellen Gerichte 17,871 Angeſchuldigte verfolgt 
und davon nur 4971 losgeſprochen wurden, waren von 352 durch 
Privatperſonen Angeklagten 130 losgeſprochen worden.!“ 


14 In dieſer Schrift, S. 59. Im J. 1843 wurden von den durch die 
Staatsbehörden Verfolgten 82,727 nur 13,371 losgeſprochen; von den 
durch Privatkläger Verfolgten 12,510 wurden 5398 losgeſprochen. 

15 Im J. 1837 wurden von 18,116 durch die Staatsbehoͤrde Ver— 
olgten 5175, von 316 durch Privatperſonen Angeklagten 88, im J. 1838 
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Als das zweckmäßigſte Syſtem erſcheint dagegen dasjenige, 
bei welchem nur auf Betreiben des öffentlichen Anklägers die 
Unterſuchung eingeleitet wird.“ 1) Nur bei dieſem Verfahren 
tritt der wahre Charakter der Strafe als eines im öffentlichen 
Intereſſe zu erkennenden Uebels hervor und gibt der Verhandlung 
eine würdigere Richtung. 2) Nur bei dieſem Syſtem hat der 
Staat die Bürgſchaft, daß ſorgfältiger vorher geprüft iſt, ehe 
die Anklage geſtellt wird, daß daher viele Prozeſſe, die ſonſt 
grundlos erhoben würden, nicht geführt werden und ſo dem 
Staate viele Koſten, den Angeſchuldigten aber unnöthige Belä— 
ſtigungen und ſchwere Nachtheile erſpart werden. Wir werden 
im nächſten §. bei der Prüfung des Verhältniſſes der Staats— 
anwaltſchaft die Beweiſe unſerer Behauptung liefern. Wer weiß 
nicht, in wie vielen Fällen die Strafwürdigkeit einer angezeigten 
Handlung auf ſchmalen Gränzen der geſetzlich erlaubten That 
liegt, z. B. bei Selbſthülfe und Betrug? Wer kennt nicht die 
Fälle, in welchen nach dem Buchſtaben des Geſetzes eine Hand— 
lung ſtrafbar erſcheint, während die Geringfügigkeit, das Intereſſe 
des Staats es wünſchenswerth macht, daß keine Unterſuchung 
eintrete?“ Wer kennt nicht die Fälle, in denen eine Colliſion 
der Intereſſen vorkömmt, indem auf einer Seite die Beſtrafung 
gefordert wird, auf der anderen vorausſichtlich die Verfolgung 
manche Nachtheile für den Staat haben würde?!“ Der öffentliche 
Ankläger prüft hier, ob nach Erwägung aller Intereſſen die 
Anklage geſtellt werden ſoll. Nur auf dieſe Weiſe wird der 
Vortheil erreicht, daß viele grundloſe Unterſuchungen nicht Statt 
finden, während dafür geſorgt iſt, daß in den Fällen, in denen 
das öffentliche Intereſſe die Verfolgung fordert, die Anklage nicht 
fehlt und ihre Fortſetzung da, wo ſie nicht gegründet iſt, nicht 
von 19,198 von der Staatsbehörde Verfolgten 4924, von 304 von Pri- 
vatbeſchädigten Verfolgten 82 losgeſprochen. 

16 Wir ſetzen dabei voraus, daß dieſer Ankläger ſo geſtellt iſt, wie 
unten in g. XXIV. bei der Staatsanwaltſchaft gezeigt werden ſoll. 

7 Z. B. wenn Jemand ein Blatt Papier, ein kleines Stückchen 
Holz geſtohlen hat. 

15 Manche Preßvergehen gehören dahin, ebenſo die Fälle unnatür- 
licher Unzucht. 
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von Ereigniſſen abhängig gemacht wird, welche den Gang der 
Juſtiz nicht ſtören dürfen. 3) In vielen Fällen kann die Hand— 
lung, welche eine Criminalunterſuchung veranlaßt, unter ver— 
ſchiedene Geſichtspunkte der Strafbarkeit geſtellt werden: es kann 
ſo die Verwundung als Verſuch der Tödtung oder als Körper— 
verletzung, es kann eine Tödtung als fahrläſſige oder vorſätzliche, 
es kann ein Diebſtahl als einfacher oder als gewaltſamer auf— 
gefaßt werden; davon aber, ob ein oder der andere Geſichtspunkt 
zum Grunde gelegt wird, hängt der Gang der Unterſuchung und 
die Art des Gerichts ab, von welchem über den Fall geurtheilt 
werden ſoll; wo ein öffentlicher Ankläger die Anklage zu ſtellen 
hat, hängt es von ſeiner Prüfung ab, ob er nach der Erwägung 
aller ihm bekannten Umſtände des Falles, bei der Anklage dieſen 
oder jenen ſtrafbaren Geſichtspunkt hervorheben will; er wird 
nicht ſelten, wie die Erfahrung in Frankreich lehrt, bei dem 
Diebſtahle, wenn auch manche Umſtände darauf führen, daß der 
Dieb bewaffnet war, dennoch den Diebſtahl als einfachen ver— 
folgen, weil die Staatsbehörde erkennt, daß wahrſcheinlich der 
verſchärfende Umſtand nicht erwieſen werden kann und eine Strafe 
des einfachen Diebſtahls das Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft 
genugſam ſichert.“ In Fällen, wo die Handlung als Verſuch 
des Hochverraths oder als Majeſtätsbeleidigung oder Aufforderung 
zum Aufruhr oder zur Widerſetzung aufgefaßt werden kann, iſt 
es wichtig, daß ſchon fogleich bei der Stellung der Anklage der 
Geſichtspunkt angegeben wird, auf welchen die Anklage gerichtet 
wird. Der Vortheil eines ſolchen Verfahrens, das vortrefflich 
da ſich durchführen läßt, wo ein öffentlicher Ankläger auftritt, 
bewährt ſich beſonders durch die Vermeidung eines unbeſtimmten 
Verfahrens, dem die Grundlage fehlt, und durch die Beſeitigung 
vielfach ſtörender Competenzeonflikte. 4) Auch der Nachtheil, daß 
die Unterſuchungen unnöthiger Weiſe auf alle möglichen Vergehen 
des Inkulpaten ausgedehnt werden können, wird am beſten 


19 Die Staatsbehörde in Frankreich wird durch dieſen Geſichtspunkt, 
insbeſondere bei Perſonen, die das Erſtemal wegen eines Vergehens vor 
Gericht erſcheinen, häufig geleitet. 


4 
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entfernt, wenn der öffentliche Ankläger die Anklage ftellt. Wenn 
Biener? zwar bemerkt, daß dieſe Ausdehnung auch bei dem Ver— 
fahren durch den Staatsanwalt vorkommen kann, ſo geſteht er 
doch ſelbſt, daß zunächſt in Deutſchland durch eine irrige Rich— 
tung der Praxis dieſer Uebelſtand eintrat. Nur im Ingquiſitions— 
prozeß konnte er zunächſt vorkommen, da der Inquirent, dem 
keine beſtimmte Beſchuldigung vorliegt, nach ſeiner Pflicht alle 
möglichen Materialien verübter Verbrechen zu benützen, leicht 
dazu kömmt, jede neue bei Gelegenheit einer begonnenen Unter— 
ſuchung gegen eine Perſon ſich ihm darbietende Spur eines neuen 
Vergehens zu verfolgen, um keinem Vorwurfe ſich auszuſetzen, 
während da, wo ein Staatsanwalt beſteht, ſchon die Anklage 
auf ein beſtimmtes Verbrechen gerichtet iſt, und wenn im Laufe 
der Unterſuchung die Spur eines andern Vergehens ſich ergibt, 
der Unterſuchungsrichter die Akten dem Staatsanwalt mittheilen 
muß, und von dieſem es abhängt, ob er auch auf die Verfolgung 
des neuen Vergehens ſeinen Antrag richtet. In Frankreich hört 
man in dieſer Beziehung ſelten Klagen, und nur in den Fällen, 
in welchen die Unterſuchung auf Verbrechen führt, die im Zuſammen— 
hange mit denjenigen ſtehen, worauf die erſte Anklage gerichtet war, 
wird auch auf ſie das Verfahren nach den Anträgen der Staats— 
behörde ausgedehnt, da fie weiß, daß nach dem Geſetze?! nur 
wegen connexer Verbrechen die Anklage zugelaſſen werden kann. 

Am wenigſten verdient die bisherige deutſche Form, nach 
welcher der Inquirent ohne Rückſicht auf eine geſtellte Anklage 
von Amtswegen jede Spur eines verübten Verbrechens benützen 
und die Unterſuchung einleiten muß, eine Billigung. 1) Ein 
überall bemerkbarer Nachtheil iſt die dadurch veranlaßte Häufig— 
keit willkürlicher grundloſer Unterſuchungen, theils in Fällen, in 
welchen die That, wegen welcher eingeſchritten wird, nicht ſtraf— 
bar iſt, theils wo die Verdachtsgründe ſehr ſchwach find; die - 
Tabellen aller Gerichtshöfe in Ländern, in welchen auf Spezial— 

20 Ueber die neueren Vorſchläge zur Verbeſſerung, S. 94 in Note. 


21 Der Code d'instruction Art. 226 bezeichnet, welche delits als 
connexes gelten. 
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Unterſuchung förmlich erkannt werden muß, beweifen, daß in 
einer großen Zahl von Fällen die begonnene Generalunterſuchung 
aufgehoben wird, weil das Gericht ſich überzeugt, daß die That 
kein Vergehen iſt. Es iſt bekannt, daß nur der gewandte durch 
lange Richterpraris mit der Anwendung der Strafgeſetze vertraute 
Richter im Stande iſt, über die oft ſchwierigen Fragen: ob die 
That ein Vergehen iſt, zu urtheilen. Wie bedenklich wird dies 
oft, wenn es darauf ankömmt, zu unterſcheiden, ob ſtrafbare 
Widerſetzung oder bloßer Ungehorſam begründet iſt,“ ob die 
That nur ein Civilunrecht oder Unterſchlagung oder Betrug?“ 
oder Selbſthülfe iſt. Der Inquirent, der häufig nach ſeiner 
Praris keine Gelegenheit hatte, mit den criminaliſtiſchen Fein— 
heiten ſich bekannt zu machen, iſt zu leicht geneigt, da eine 
ſtrafbare That anzunehmen, wo keine iſt und beginnt die Unter— 
ſuchung. Bei politiſchen Verbrechen wird dies namentlich be— 
denklich, wo leicht in aufgeregten Zeiten die Beſorgniß, daß die 
hochgeſtellten Perſonen, von welchen feine Beförderung abhängt, 
die Gleichgültigkeit gegen eine gewiſſe bekannt gewordene That 
tadeln möchten, oder der Amtseifer, der leicht überall Ver— 
brechen erkennt, den Inquirenten irre leiten und zur Einleitung 
einer Criminalunterſuchung in Fällen bewegen kann, wo kein 
Vergehen vorliegt. Die Furcht vor Vorwürfen von ſeinen Vor— 
geſetzten, oder der bei jungen Beamten leicht entſtehende Wunſch, 
ſich durch das Gelingen einer Criminalunterſuchung auszuzeichnen, 
falſcher Amtseifer und ähnliche Gründe bringen dazu, das Gewicht 
gewiſſer Thatſachen zu überſchätzen, Verdachtsgründe daraus ab— 
zuleiten; und der Glaube, daß durch energiſches Einſchreiten, z. B. 
Hausſuchung, Verhaftung u. A. am erſten die Wahrheit ausgemittelt 
werden kann, veranlaßt oft die Eröffnung grundloſer Unter— 
ſuchungen. 2) Der zuvor geſchilderte Vortheil, daß die Anklage 
ehe die Unterſuchung eröffnet wird und das Intereſſe des Staats 


22 Wir bitten die Leſer, ſich zu erinnern, welche Streitigkeiten über 
die Gränze zwiſchen Ungehorſam und Widerſetzung neuerlich in allen 
Ländern vorkamen, in denen neue Geſetzbücher eingeführt wurden. 

2s Meine Nachweiſungen im Archiv des Criminalrechts 1842, S. 444. 
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an der Verfolgung der That gehörig geprüft wird, geht bei dem 
deutſchen Syſteme verloren; der Inquirent kann, wenn die An— 
zeige einer Handlung erfolgt, die unter das Strafgeſetz geſtellt 
werden kann, der Einleitung der Unterſuchung ſich nicht ent— 
ziehen; beauftragt jede Spur eines Vergehens zu verfolgen, will 
er dem Vorwurfe, eine Veranlaſſung des Prozeſſes unbeachtet 
gelaſſen zu haben, ſich nicht ausſetzen, und manche Unterſuchung 
wird eröffnet, welche, wenn die Anklage der Staatsbehörde hätte 
abgewartet werden müſſen, nie begonnen worden wäre, wo auch 
der Staat ſelbſt wegen der Geringfügigkeit der Intereſſen die Ein— 
leitung eines Strafverfahrens nie gewünſcht haben würde. 3) Un— 
fehlbar liegt der Hauptnachtheil des deutſchen Syſtems in der 
unnatürlichen Stellung,“ in welcher der Inquirent durch die 
Unvereinbarkeit der Rollen geſetzt wird, die ihm aufgebürdet wer— 
den. Er ſoll bei jeder ihm zugekommenen Anzeige von einem 
verübten Verbrechen einſchreiten und ſo als Ankläger das öffent— 
liche Intereſſe vertreten und zugleich Unterſuchungshandlungen 
vornehmen, um die Wahrheit auszumitteln. Die Vornahme dieſer 
Handlungen aber ſetzt ſchon bei der Eröffnung eines Strafpro— 
zeſſes eine Prüfung voraus, ob die That, wegen welcher die 
Unterſuchung eingeleitet werden ſoll, eine ſtrafbare iſt und ob 
gegen eine beſtimmte Perſon wegen dieſer That eingeſchritten 
werden kann, und welche Handlung die zweckmäßigſte iſt.“ Hie— 
zu gehört eine unpartheiiſche Stimmung, mit welcher die Prü— 
fung vorgenommen wird, und hier bewährt ſich der Vortheil, 
daß ein öffentlicher Ankläger, der vorher, ehe er die Anklage 
ſtellt, ſie prüfte, die Anklage erhebt und den Beamten zur Thä— 
tigkeit auffordert. Unbefangen prüft hier der Unterſuchungsbeamte 


24 Dies führen mit Recht aus Hepp Anklageſchaft S. 35, Molitor 
in v. Jagemanns Zeitſchrift für Strafverfahren III, S. 24. 

25 Es gibt Fälle, in welchen der Inquirent bei der Eröffnung eines 
Strafprozeſſes in einer großen Verlegenheit iſt. Wir kennen einen Fall, 
wo das Juſtizminiſterium, welchem vertraulich die Anzeige gemacht war, 
daß in einer vornehmen Familie die Tochter heimlich ihr neugeborenes 
Kind ermordet habe, dem Inquirenten auftrug, auf geeignete Weiſe die 
Unterſuchung einzuleiten. 
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den geftellten Antrag; ganz anders iſt die Stellung des deut— 
ſchen Inquirenten, der amtlich einſchreiten ſoll. Die Beſorgniß 
durch Zögerung den günſtigen Augenblick unbenützt vorüber— 
gehen zu laſſen, die Mittel der Ueberweiſung zu verlieren, Vor— 
würfe zu erhalten, wenn die Unterſuchung nicht zum Ziele 
führt, veranlaſſen den Inquirenten lieber zu viel als zu wenig 
zu thun, und als Ankläger thätig zu ſeyn; er ſtellt aber die 
Anklage und Anträge gleichſam an ſich ſelbſt und iſt daher ſchon 
befangen,“ wenn er prüfen ſoll. Daraus erklärt es ſich, warum 
in Ländern, in denen der reine Inquiſitionsprozeß gilt, weit 
mehr grundloſe Unterſuchungen geführt werden, als in denjenigen, 
in welchen nur auf Antrag der Staatsbehörde eine Unterſuchung 


eingeleitet werden darf. Der Beſorgniß, daß durch das zuletzt 


genannte Syſtem in Fällen in denen Gefahr auf dem Verzuge 
ſchwebt, z. B. der ſchwer Verwundete ſchnell abgehört werden 
muß, oder gegen den Flüchtigen ſchleunige Maßregeln ergriffen 
werden müſſen, der günſtigſte Zeitpunkt oft unbenützt verloren 
geht, wird unter $. XXIV begegnet werden, wenn das Ver— 
hältniß des Staatsanwalts zum Unterſuchungsrichter geſchildert 
werden ſoll. 

Betrachtet man den Anklage- und Unterſuchungsprozeß nach 
der zweiten oben bemerkten Richtung in der Wirkſamkeit beider 
Formen bei der Fortſetzung der Unterſuchung überhaupt, und 
zwar ob eine beſtimmte Beſchuldigung dem Angeſchuldigten mit— 
getheilt, das Verfahren auf die Verhandlung derſelben beſchränkt 
und auf die Benützung der Mittel der Ueberweiſung gerichtet 
ſeyn muß, oder ob der Umfang und der Gang des deutſchen Un— 
terſuchungsprozeſſes den Vorzug verdient, ſo dürfte es nicht 
ſchwierig ſeyn nachzuweiſen, daß die zuletzt genannte Form keine 
Billigung verdient. 1) Die Erfahrung lehrt, daß der Ange— 
ſchuldigte nach der deutſchen Unterſuchungsführung zu lange in 
Ungewißheit bleibt, welches Vergehens er beſchuldigt iſt. Die 
Vorſchrift des bayeriſchen Strafgeſetzbuchs,“ nach welchem in 


26 Meine Nachweiſungen im Archiv des Criminalrechts 1842, S. 446. 
27 Bayriſche Geſetzgebung, II. Theil, Art. 157. 5. 
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dem erſten Verhöre der Inquirent, wenn der Befragte auf die 
Frage: ob ihm die Urſache ſeiner Vorrufung bekannt ſey, ſein 
Nichtwiſſen ausſpricht, oder eine unrichtige Veranlaſſung an— 
giebt, die Beſchuldigung nicht nennen, ſondern mit allgemeinen 
Ermahnungen ſich begnügen muß, iſt ein Ausfluß des Unter— 
ſuchungsprinzips,? das in einer unſeligen Geheimnißkrämerei dem 
Angeſchuldigten verbirgt, was man von ihm weiß, um ihn zu 
überliſten und ihn dadurch, daß man ihm keine beſtimmte Vor— 
haltung macht, zu dem Glauben zu bewegen, daß alle Verbrechen, 
welche er verübt hat, ſchon bekannt feyen und Beweiſe vorliegen. 
Die Erfahrung Bayerns” lehrt, daß dadurch der Angeſchuldigte 
oft der Mittel beraubt iſt, ſeine Vertheidigung, welche die An— 
ſchuldigung zerſtört haben würde, ſogleich anzugeben.“ 2) Die 
Vertheidigung des Angeſchuldigten wird durch die deutſche Unter— 
ſuchungsweiſe weſentlich beſchränkt.!“ Wir wollen nichts davon 
erwähnen, daß erſt am Schluſſe einer, Monate, oft ſelbſt Jahre 
lange dauernden Unterſuchung der Vertheidiger gerufen wird, da— 
her bei der Aufnahme der Beweiſe nicht mitwirken konnte, ſon— 
dern das Ergebniß der Akten als völlig glaubwürdig annehmen 
muß; wir behaupten, daß ſelbſt die ſogenannte materielle Ver: 
theidigung des Angeſchuldigten leidet. Dies ergiebt ſich nicht 
blos daraus, daß der Angeſchuldigte oft lange in Ungewißheit 
über die Anſchuldigung bleibt, ſondern auch die gegen ihn vor— 
handenen Beweiſe oder Verdachtsgründe oft zu ſpät oder mangel— 
haft erfährt, indem er über die einzelnen Thatſachen gefragt wird, 


2s Puchta in der Schrift: der Inquiſitionsprozeß, S. 239 mißbilligt 

die bayriſche Vorſchrift. a 
29 Auch v. Molitor in v. Jagemanns Zeitſchrift III, S. 29 führt 

einen Fall an, welcher beweist, wie nachtheilig dies Syſtem ſelbſt der 
Entdeckung der Wahrheit wird. 

> 8. B. wenn aus dem Beſitz gewiſſer Gegenſtände ein Verdacht ab— 
geleitet wird und der Angeſchuldigte leicht einen ehrlichen Erwerb nach— 
weiſen konnte. 

Hepp, Anklageſchaft, S. 47. Meine Nachweiſungen im Archiv 
des Criminalrechts 1842, S. 452. 8 

5 Höpfner über den Anklageprozeß S. 55 läugnet zwar, daß der 
deutſche Prozeß der Vertheidigung zu wenig Raum gebe. 
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ohne daß er das Gewicht derſelben kennt und in den Stand ge 
ſetzt wird, ſogleich die Materialien zu liefern, um die Verdachts— 
gründe zu zerſtören, die man aus jenen Thatſachen ableitet.“ 
3) Dadurch daß nach dem Inquiſitionsprozeſſe nicht eine be— 
ſtimmte Beſchuldigung gefordert wird, erhalt die Unterſuchung 
häufig keine gehörige Richtung. Da jedes Vergehen wieder be— 
ſondere Merkmale hat, die es von andern verwandten Vergehen 
unterſcheiden, ſo muß auch die Unterſuchung auf verſchiedene 
Punkte gerichtet werden, je nachdem die Beſchuldigung des einen 
oder des andern Verbrechens vorliegt. Iſt dem Inquirenten nicht 
klar, ob die That als Diebſtahl oder Betrug oder Unterſchlagung 
aufgefaßt werden ſoll, ſo inquirirt er häufig in das Unbeſtimmte 
hinein, ſeine Fragen haben nicht die nöthige Schärfe und der 
Angeſchuldigte kann ſich nicht gehörig vertheidigen. In einem 
Falle wurde Jemand, welcher einen andern ſchwer verwundete, 
in Unterſuchung gezogen; alle Fragen zielten darauf, die That 
als Verbrechen der Körperverletzung zu betrachten; aus den Aus— 
ſagen mancher Zeugen ergaben ſich Indicien, daß der Angeſchul— 
digte mit der Abſicht den Andern zu tödten, die Handlung ver— 
übt habe. In dieſer Richtung aber war der Vernommene nicht 
befragt; das urtheilende Gericht aber erkannte die Indicien für 
den Mordverſuch als wichtig und erkannte die Strafe deſſelben. 
Jetzt erſt mußte in zweiter Inſtanz die Vertheidigung eine neue 
Richtung annehmen. In einem andern Falle konnte die Hand— 
lung entweder als Betrug oder als Fälſchung aufgefaßt werden; 
an einer beſtimmten Anklage fehlte es; der Inquirent ſchwankte 
und die Unterſuchung wurde fo in die Länge gezogen. 4) In 
dieſem Mangel einer beſtimmten Beſchuldigung liegt aber oft ein 
Grund, welcher der Urtheilsfällung und ſelbſt der Gerechtigkeit 
nachtheilig wird. Die urtheilenden Richter erhalten in den Akten 
eine Maſſe von unverarbeiteten Materialien, da es an einer erſten 
Grundlage fehlte. Der Referent muß nun aus dieſem Chaos 
gleichſam eine Anklage ſich conſtruiren und darnach ſeine Anträge 
ſtellen. Bei der Abſtimmung kann wieder jedes Mitglied einen 
anderen Geſichtspunkt der Strafbarkeit hervorheben. Wie häufig 
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geſchieht es, daß der Referent auf Strafe der Unterfchlagung 
anträgt, ein anderer Richter die Handlung als Diebſtahl, ein 
dritter als Betrug, ein vierter als Fälſchung betrachtet. Die 
Urtheilsfällung hat dann keine Grundlage und der Angeſchul— 
digte wird oft wegen eines Vergehens beſtraft, gegen welches weder 
er, noch ſein Vertheidiger die Vertheidigung ausgeführt hatten, 
weil die Unterſuchung auf eine ſolche Beſchuldigung nicht führte. 
5) Eine andere nachtheilige Wirkung des deutſchen Inquiſitions— 
prozeſſes iſt die leicht gefährliche, die Unſchuld ebenſo bedrohende 
als die gerechte Urtheilsfällung hindernde Anwendung von Mitteln 
zur Erlangung des Geſtändniſſes, und 6) die lange Dauer der 
Unterſuchungen. Beide Behauptungen hängen mit dem wichtigen 
Punkte zuſammen: inwiefern in dem Inquiſitionsprozeſſe die vor— 
herrſchende Thätigkeit des Beamten auf Erlangung des Geſtänd— 
niſſes gerichtet feyn muß. Ueber die Bedeutung des Geſtändniſſes 
nach den Grundformen des Strafprozeſſes iſt neuerlich manche 
Verſchiedenheit der Anſichten bemerkbar geworden. Ein wiſſen— 
ſchaftlich gebildeter Praktiker, Krug” nimmt an, daß für den 
Anklageprozeß das Geſtändniß einen unbedingten, für den Unter— 
ſuchungsprozeß nur einen relativen Werth habe; indem es nur 
als Wahrheitsforſchungsmittel inſofern gelte, als es auf That— 
ſachen gerichtet iſt, die der Angeſchuldigte wiſſen kann und als 
es nicht mit andern Thatſachen im Widerſpruch ſteht. Der Un— 
terſuchungsprozeß legt nach Krug dem Angeſchuldigten keine Ver— 
pflichtung zum Geſtändniſſe auf, ſondern fordert ihn nur zur 
wahrhaften Beantwortung der vorliegenden Fragen auf. Nach 
Höpfner“ beruht der Werth des Geſtändniſſes, den alle Völker 
anerkennen, auf dem Geſichtspunkt, daß der Verbrecher zur Er— 
kenntniß ſeiner ſelbſt gebracht und mit ſich verſöhnt werde. Der 
Unterſuchungsprozeß hat darnach die Aufgabe, den Verbrecher 
zu dieſer Erkenntniß, zur Anerkennung der Gerechtigkeit, zur 
Reue und Frieden mit ſich zu bringen. Eine völlige Abſchaffung 


35 In v. Watzdorfs neuem Jahrbuch für ſächſiſches Strafrecht. ir Bd. 
2.901, ou 
4 Ueber Anklageprozeß, S. 47. 
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der Ungehorſams- und der Lügenſtrafen billigt Höpfner nicht. 
Die Anſichten der beiden eben genannten Schriftſteller ſcheinen be— 
denklich. Schon die Anſicht, daß der Anklageprozeß abſoluten 
Werth auf Geſtändniß lege, kann nicht gebilligt werden. Beruft 
man ſich auf England, in welchem da, wo der Angeklagte alles 
geſteht, keine Verhandlung vor den Geſchwornen nothwendig iſt, 
fo beweist dies nichts: denn in England erklart ſich dies aus 
der Geſchichte der Jury, und der ohnehin nur ſelten vorkommende 
Fall, in welchem der Angeklagte in der Sitzung ſein: guilty aus— 
ſpricht, hängt nach der Erfahrung mit dem Verhältniß zuſammen, 
daß der Angeklagte entweder wegen vorgängiger Verabredung mit 
dem Ankläger, der die Anklage vermindert,“ oder weil er weiß, 
daß an das Geſtändniß für ihn ſich beſondere Vortheile in dem 
Falle knüpfen,“ die Erklärung der Schuld ablegt. Auch iſt es 
richtig, daß der Ankläger von dem Beweiſe frei iſt, wenn der 
Angeklagte alles geſteht; allein die Hauptſache iſt, daß im An— 
klageprozeß kein Mittel angewendet wird, das Geſtändniß zu er— 
langen, daß der Ankläger einfach die Beſchuldigung vorhält und 
der Angeklagte dieſe und die Beweiſe des Anklägers erfährt; es 
ift der entſcheidende Grundſatz des Anklageprozeſſes, daß der An— 
kläger beweiſen muß. Daß kein abſoluter Werth auf das Geſtändniß 
gelegt wird, beweist die Geſchichte des römiſchen Strafprozeſſes, 
in welchem, wenigſtens in fpäterer Zeit,“ die Bedingungen der 
Glaubwürdigkeit des Geſtändniſſes geprüft wurden; auch im fran— 
zöſiſchen Verfahren haben immer erſt die Geſchwornen zu prüfen, 
wie viel ſie dem Geſtändniſſe Werth beilegen; namentlich prüft 
man in England wie in Frankreich ſehr ängſtlich, ehe man das 
Geſtändniß in der Vorunterſuchung für beweiſend hält. Wir 
verkennen nicht, daß das Geſtändniß des Angeſchuldigten für 


35 Nicht felten werden förmliche Vergleiche gemacht; der Ankläger, 
welcher auf gewaltſamen Diebſtahl klagen könnte, beſchränkt die Anklage auf 
einfachen Diebſtahl, weil der Angeklagte verſprach, daß er, wenn dies geſchieht, 
guilty plädiren wollte, während er, wenn die Anklage auf ein ſchwereres Ver: 
brechen geſtellt worden wäre, fein not guilty ausgeſprochen haben würde. 

30 Z. B. bei politiſchen Verbrechen. 

57 Geib, Geſchichte des römifchen Strafprozeſſes, S. 612. 
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den Richter etwas Beruhigendes hat,“ inſofern derjenige, der am 
beſten die Verhältniſſe wiſſen kann und durch Motive eher von 
dem Geſtändniſſe abgehalten werden ſollte, dennoch der Stimme 
des Gewiſſens folgt oder durch die Macht der auf ihn einſtür— 
menden Beweiſe zum Geſtändniſſe getrieben wird, und dadurch 
daß er die kleinſten Umſtände der That, alle ſeine Beweggründe 
dazu, die Art der allmähligen Entwicklung des Vorſatzes, und ſeinen 
Seelenzuſtand erklären kann,“ mit überzeugender Kraft auf das 
Gemüth der Richter wirkt. Allein daraus folgt nicht, daß ein 
Strafverfahren zu billigen iſt, welches zunächſt auf die Erlangung 
des Geſtändniſſes berechnet iſt. Es iſt zwar richtig, daß nicht 
nothwendig der Unterſuchungsprozeß auf dies Geſtändniß be— 
rechnet ſeyn muß, da oft der Inquirent vorzugsweiſe auf Ueber— 
weiſung des Schuldigen ſeine Thätigkeit richtet; allein Niemand 
kann läugnen,“ daß die Richtung das Geſtändniß zu erlangen, 
vorzugsweiſe Folge des Unterſuchungsprozeſſes iſt, indem der In— 
quirent, dem keine beſtimmte Anklage vorliegt, ſich ſelbſt die Ma— 
terialien ſuchen muß, durch manche Verhältniſſe befangen wird 
und zu dem Glauben an die Schuld des Verdächtigen kömmt, 
manche Thatſachen überſchätzt, in beſtändiger Berührung und 

leicht verletzt durch das Benehmen des Angeſchuldigten“ gegen 


58 Auch in Ländern, in denen Geſchworene entſcheiden, habe ich oft 
Geſchworene, welche einen Angeklagten auf Indicien verurtheilten, mit 
einer gewiſſen Unruhe fragen hören, ob der Verurtheilte nachher nicht 
geſtanden habe. Dieſe Männer fühlten ſich ganz beruhigt, wenn ſie er— 
fuhren, daß eingeſtanden worden. 

39 Hierin liegt der Hauptvorzug des Geſtändniſſes. Bei jedem andern 
Beweismittel muß der Richter durch Schlüſſe ſich die Lücken ausfüllen 
und Zweifel z. B. über den Hergang der That, über Entſtehung und 
Art des Dolus befeitigen. 

% Auch Krug, S. 7 geſteht, daß die Tendenz auf Herbeiführung 
des Geſtändniſſes im bisherigen deutſchen Prozeſſe liegt, und Höpfner 
nennt die Richtung der Unterſuchung auf Geſtändniß rein menſchlich und 
chriſtlich. 

Es iſt von Praktikern oft beobachtet worden, daß in England und 
Frankreich ein feindſeliges, unartiges, hoͤhnendes Widerſtreben der Ange— 
ſchuldigten gegen den Inquirenten lange nicht ſo vorkommt, wie in 
Deutſchland, wo das Streben des Ingquirenten Geſtändniſſe zu erlangen, 
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ihn verſtimmt und in der Meinung, daß er ſchuldig fey, be 
ſtärkt wird, daher durch ein ihm von den Geſetzbüchern vorge— 
ſchriebenes planmäßiges Benehmen alles anwendet, das Geſtänd— 
niß hervorzubringen. Kommt dann noch die Geſtattung von 
Ungehorſams- und Lügenſtrafen hinzu, fo iſt die Gefahr des 
Inquiſitionsprozeſſes unläugbar begründet. Wenn zwar manche 
ehrenwerthe Männer keine Gefahr bei dieſen Strafen finden, in— 
dem ja der Angeſchuldigte nicht wegen des Abläugnens wahrer 
Thatſachen beſtraft wird; fo leben dieſe Schriftſteller in einer 
Selbſttäuſchung; denn der Angeſchuldigte ſoll nur nicht lügen 
und ſoll nicht die Antwort verweigern; läugnen aber darf er, 
wie man ſagt; thut er aber dies, ſo wird er bei der Fortſetzung 
des Verhörs ſelbſt dazu geführt, entweder keine Antwort mehr 
zu geben oder zu lügen, und ſo ſind Ungehorſamsſtrafen unver— 
meidlich. Wo aber dieſe angewendet ſind, liegt immer die Gefahr 
dar, daß der Angeſchuldigte zu unwahren Geſtändniſſen verleitet 
wird, oder daß in der Folge Widerruf gebracht und der Richter 
leicht gehindert wird, auf den Grund des Geſtändniſſes zu ver— 
urtheilen, da er an der Freiwilligkeit deſſelben zweifeln muß. 
Mißbräuche, die als Folgen des übergroßen Amtseifers oder 
leicht gereizter Stimmung ſich erklären, ſind die häufigen Be— 
gleiter des Syſtems des Unterſuchungsprozeſſes.“ Sobald der 
Inquirent zu ſeiner Hauptaufgabe die Erlangung des Geſtänd— 
niſſes macht, erhält die Unterſuchung mehr oder minder eine ge— 
fährliche Richtung und eine nachtheilige Ausdehnung. Schon 
die Unklarheit der Aufgabe und die Unbeſtimmtheit der Mittel 
des Beamten, das verſchloſſene Bewußtſeyn des Angeſchuldigten 
zur Erkenntniß, zur Reue zu bringen, daher auf ſein Inneres 
zu wirken, verſetzen den Inquirenten in eine der Natur des 


zu liſtigen Fragen und zu manchen Härten gegen den Angeſchuldigten 
bringt, die den letzteren reizen und erbittern. 

42 Wir bitten diejenigen, welche daran zweifeln, den merkwürdigen 
Bericht des Oberappellationsgerichts München an den Koͤnig von 1819 
(in von Gönners Jahrbüchern der Geſetzgebung in Bayern III, S. 199) 
zu leſen, um ſich von den Gefahren des Syſtems der Ungehorſamsſtrafen 
zu überzeugen. 
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Richteramts widerſprechende Stellung, in welcher er zu mancherlei 
Verſuchen auf den Angeſchuldigten zu wirken, zur Zurückhaltung, 
ſparſamen Vorlegen von den Beſchuldigungsgründen, Veranſtal— 
tungen, um den Angeſchuldigten zu erſchüttern und zu einem 
Benehmen verleitet wird, bei welchem die geiſtige Folter und die 
unerlaubte Einwirkung auf ſchmaler Gränze mit den Befugniſſen 
des Beamten die Wahrheit auszumitteln liegt. Jene Bemühungen des 
Inquirenten veranlaſſen aber auch mehr oder minder eine Verzögerung 
der Unterſuchung, indem der Beamte nur langſam fortſchreiten, den 
für die Ablegung des Geſtändniſſes günſtigſten Zeitpunkt ſorgſam 
herbeiführen, den Angeſchuldigten im Gefängniſſe länger behalten 
muß, weil er hofft, daß durch die Dauer der Haft der Verbrecher 
zum Nachdenken gebracht wird, daß die Ermahnungen in ihm 
nachwirken werden. Nicht weniger iſt durch erfahrene Praktiker“ 
bezeugt, daß dies einſeitige Haſchen nach Geſtändniſſen oft den 
Erfolg der Unterſuchung vereitelt, da der Inquirent in ſeinem 
Eifer, Geſtändniſſe zu erlangen, die wichtigere Aufgabe, Beweis— 
mittel aufzufinden, und die Spuren zu benützen verſäumt und die 
Zeit mit nutzloſen Verhören verliert, die er weit beſſer zur Her— 
beiſchaffung von Mitteln der Ueberführung hätte anwenden können. 

Bleibt man dem Charakter des Anklageprozeſſes treu, ſo 
wird in der Vorunterſuchung die Thätigkeit des Unterſuchungs— 
richters ihre gehörige Stellung erhalten, indem er nur auf An— 
klage der Staatsbehörde gegen eine Perſon einſchreitet, in den 
Verhören durch Vorhaltung einer beſtimmten Beſchuldigung und 
der einzelnen Umſtände, woraus Beweiſe oder Indicien abgeleitet 
werden, dem Angeſchuldigten Gelegenheit gibt, ſich ſchnell zu 
rechtfertigen, auf die geſtellte Anklage ſich beſchränkt und da wo 
Spuren eines andern Verbrechens ſich ergeben, vorerſt die An— 
träge der Staatsbehörde abwartet und überall die Mittel der 
Ueberweiſung aufſucht und die Beweiſesquellen benützt. Dies 
iſt auch der Charakter der Vorunterſuchung im franzöſiſchen Pro— 
zeſſe,“ wenn ein Unterſuchungsrichter thätig iſt, welcher den 

rpg en S. 7. 

4 Leider gibt der Code keine nähere Anweiſungen. Nicht zu billigen 
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Geiſt des Anklageprozeſſes erkennt.“ Auf jeden Fall ift in 
Frankreich entſchieden, daß der Unterſuchungsrichter den Ange— 
ſchuldigten die Anſchuldigung und die Beweiſe vorhalten muß 
und nicht ſich in Verhandlungen mit dem Befragten einlaſſe, 
nicht auf Geſtändniß wirken ſoll, daß auch der Befragte nicht 
zu antworten nöthig hat.“ Iſt nach geſchloſſener Vorunter— 
ſuchung die Verſetzung in den Anklageſtand erkannt, ſo bewährt 
ſich ohnehin der Charakter des Anklageprinzips dadurch, daß 
der Angeklagte die beſtimmte Beſchuldigung und die Beweiſe er— 
fährt, und die ganze Verhandlung tritt zwiſchen Ankläger und 
Angeklagten ein. Das Verhör des Aſſiſenpräſidenten bezweckt“ 
die Entdeckung der Wahrheit durch Benützung der dem Ankläger 
und Angeklagten vorgeſchlagenen Beweiſe. Die Verhandlung 
beſchränkt ſich regelmäßig auf die in der Anklagsakte vorkom— 
mende Anſchuldigung; während dies in England mit der höchſten 
Conſequenz beobachtet wird, hat das franzöſiſche Geſetzbuch das 
Anklagsprinzip einigermaßen verletzt; wenn in dem Laufe der 
Aſſiſe Beweiſe oder Verdachtsgründe neuer in den Anklagsakten 
nicht enthaltenen Verbrechen ſich ergeben, ſo darf zwar darüber 
nicht von den Geſchworenen entſchieden werden, ſondern am 
Schluſſe, wenn über das eigentliche Verbrechen geurtheilt iſt, 
wird die Unterſuchung des neuen Verbrechens an den zuftändigen 
Unterſuchungsrichter zurückgewieſen, wenn die Staatsbehoͤrde des— 
wegen Vorbehalte gemacht hat.“ Wenn dagegen durch die 


iſt es, wenn franzöſiſche Juriſten ſich noch auf die Anweiſungen berufen, 
welche Jouſſe und andere Schriftſteller, die vor der Revolution ſchrieben, 
aufitellen. Damals galt der Inqguiſitionsprozeß. 

45 Der engliſche Prozeß kennt die Gefahren der Verhöre und jene 
Geheimnißkrämerei, die doch zuweilen bei den Verhören der franzoͤſiſchen 
Unterſuchungsrichter vorkommen, nicht. 

4 Duverger, manuel des juges d'instruction, vol. II, p. 85-123; 
Duverger ſagt: les juges d'instruction ne sont pas les contradicteurs 
de Pinculpe. 

47 Lacuisine traité du pouvoir judiciaire. 

as Code d’instruction, Art. 361; z. B. wenn die Anklage ar Kin: 
dermord ging, fo darf nicht über Unterdrückung des status des Kindes 
geurtheilt werden, obwohl ſich das Verbrechen aus der Verhandlung ergab. 
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mündliche Verhandlung ſich verſchärfende“ Umſtände des Ver— 
brechens ergeben, worauf die Anklage ging, fo geftattet der Code,“ 
daß auch über dieſe neuen Umſtände Fragen geſtellt werden, vor— 
züglich wenn die Staatsbehörde auf ihre Stellung antrug.“ Da 
dies letzte regelmäßig geſchieht und daher der Angeklagte weiß, daß die 
urſprüngliche Anklage erweitert wurde, und ſeine Vertheidigung 


dagegen vorbringen kann, ſo fällt die Gefahr in der Mehrzahl der 


Fälle weg. Die Frage: ob dem Gerichte geſtattet werden ſoll, auch 
über die urſprüngliche, in der Anklageakte begründete Anklage hin— 
auszugehen, wurde lebhaft bei Gelegenheit der badiſchen Strafprozeß— 
ordnung erörtert. Der Entwurf? erklärte, daß das Gericht durch 
die Anträge des Staatsanwalts und die Bezeichnung des Ver— 
brechens in der Anklageſchrift nicht gebunden ſeyn ſollte. Mit 
Recht machte die Commiſſion der zweiten Kammer“ dagegen gel— 
tend, daß dieſer Vorſchlag das Anklageprinzip verletzt, und gegen 
die ganze bisherige Unterſuchung das Gericht plötzlich ſelbſt zum 
Ankläger werde. Aus den Berathungen der zweiten Kammer 
ergab ſich,“ daß man dem Gerichte nicht geftattete, feinem 


49 Die franzoͤſiſche Praxis unterſcheidet circonstances aggravantes 
(J. B. wenn bei einer Anklage über Nothzucht ſich ergibt, daß der An— 
geklagte über die Genothzüchtigte eine beſondere Autorität rechtlich aus— 
übte) und modificatifs (z. B. wenn in Bezug auf Zeit und Ort des 
Verbrechens ſich andere Umſtände als in der Anklage ergeben). Morin, 
dictionnaire du droit criminel, p. 654. 

50 Code, Art. 338. 

51 Streit entſteht häufig nur darüber, ob der Umſtand wahrhaft 
das Ergebniß der mündlichen Verhandlungen iſt (resulte des debats). 

32 Entwurf, F. 227. 

55 Die Minorität wollte den Paragraph geſtrichen haben; die Ma: 
jorität der Commiſſion modificirte ihn. 

54 Der Paragraph, welcher in der Strafprozeßordnung den 9. 246 
bildet, wurde dahin abgeändert: Das Gericht kann keine andere That: 
ſache, alſo auch keine andere Willensbeſtimmung des Angeſchuldigten zum 


Grunde legen, als ſolche, welche dem letzteren in dem, die Schlußver: 


handlung anordnenden oder die Verſetzung in den Anklageſtand aus— 
ſprechenden Beſchluſſe, oder in der Anklage des Staatsanwalts zur Laſt 
gelegt ſind. In Beziehung auf die Bezeichnung des in jenen Thatſachen lie— 
genden Verbrechens oder des anzuwendenden Geſetzes iſt dagegen das Gericht 
nur ſoweit beſchränkt, daß es auf kein ſchwereres Verbrechen erkennen kann, 
Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 20 
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Urtheile andere Thatſachen, alſo auch keine andere Willensbeſtim— 
mung zum Grunde zu legen, als ſolche, welche dem Angeſchuldigten 
in dem die Schlußverhandlung und Verſetzung in Anklageſtand aus— 
ſprechenden Beſchluſſe zur Laſt gelegt ſind. In der erſten Kammer er— 
klaͤrte ſich der Commiſſionsbericht gegen die Anſichten der zweiten 
Kammer und trug auf Herſtellung des Regierungsentwurfs mit einem 
Zufaße der zweiten Kammer an, indem dies aus dem Prinzipe des 
ganzen Verfahrens fließe, weil alle Beweismittel erſt mit der ganzen 
Stärke bei der öffentlichen Verhandlung zur Geltung kommen, und 
der Irrthum in den früheren Akten, welcher auf unvollſtändigen 
Notizen beruhte, nicht der Urtheilsfällung, nachdem der Richter 
die Sache beſſer gekannt hat, ſchaden könne. Die erſte Kammer 
trat jedoch zuletzt dem Beſchluſſe der zweiten Kammer bei, nur 
mit einer verbeſſernden Abänderung.“ Die Commiſſion der erſten 
Kammer hatte nicht genug die Conſequenz des Anklageprinzips 
und die Stellung des Angeklagten beachtet. Es iſt begreiflich, 
daß dieſer und ſein Vertheidiger ſeine Kraft nur darauf richtet, 
die ihm drohenden Angriffe abzuwenden; er ſchweigt von den 
Vertheidigungsgründen, welche er gehabt hätte, wenn ein anderes 
Verbrechen gegen ihn hervorgehoben worden wäre; er bringt ſeine 
Vertheidigungsbeweiſe nicht, weil er durch die Art der Anklage 
dazu nicht aufgefordert iſt, z. B. wenn Jemand wegen Ver— 
wundung angeklagt war und nun aus einigen Thatſachen in der 
Verhandlung ſich zu ergeben ſcheint, daß Mordverſuch da war. 
Gegen dieſe Anſchuldigung vertheidigte ſich der Angeſchuldigte 
nicht, weil er nicht angeklagt war. Selbſt da, wo das Gericht 
kein ſchwerer beſtraftes Verbrechen als das angeklagte annehmen 
will, würde, wenn man die Befugniß dem Gerichte geben wollte, 
das Verbrechen nach der jetzigen Lage der Unterſuchung zu 
charakteriſiren, dies bedenklich ſeyn, z. B. wenn die Anklage auf 
Diebfiahl ging und nun das Gericht bei feiner Berathung 


als worauf die Anklage oder doch ein ſpäterer Antrag des Staatsanwalts 
oder der Beſchluß ging, welcher die Schlußverhandlung anordnete. 

55 Statt der Worte: Feiner andern Willensbeſtimmung, heißt es nun: 
keiner ſtrafbaren Willensbeſtimmung. 
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Unterſchlagung annehmen wollte; denn auch in ſolchen Fällen könnte 
leicht das Recht des Angeklagten auf Vertheidigung leiden, da 
dieſe anders eingerichtet werden muß, wenn die Anklage auf ein 
anderes Verbrechen gerichtet iſt. Es iſt ſehr zu wünſchen, daß 
die Gerichte, wenn ſich erſt bei der Berathung ergibt, daß der 
Angeſchuldigte eine andere Handlung verübte, als bisher in der 
Verhandlung verfolgt wurde, die Sitzung wieder eröffnen, um 
dem Ankläger und Angeklagten Gelegenheit zu ihren Ausführungen 
zu geben, und daß ſie nach Umſtänden ſelbſt eine neue Ver— 
handlung anordnen, um dem Angeklagten Gelegenheit zu ſeiner 
Vertheidigung zu geben.““ | 

Betrachtet man endlich das Anklage- und Unterſuchungs— 
prinzip in der dritten oben bezeichneten Richtung, in ſo ferne bei 
dem erſten der Unterſuchungsrichter nur dasjenige anordnet oder 
benützt, worauf der Ankläger oder der Angeklagte angetragen 
hat; bei dem zweiten aber, ſobald er einmal zur Thätigkeit durch 
die geſtellte Anklage aufgefordert iſt, die zweckmäßigſten Mittel 
zur Entdeckung der Wahrheit vornimmt, ſo zeigt ſich hier der 
Vorzug des Unterſuchungsprinzips, in ſo ferne es am meiſten 
beiträgt, die Wahrheit zu entdecken, und ſo die Intereſſen der 
bürgerlichen Geſellſchaft, wie der Angeſchuldigten zu ſichern. 
Wollte man das Anklageprinzip in ſo ferne zum Grunde legen, 
daß der Unterſuchungsbeamte immer die Anträge des Anklägers 
und des Angeklagten abwarten müßte, ſo würde das Verfahren 
leicht ein rein formelles, das dem urtheilenden Richter nur 
unvollſtändige Materialien vorlegte. Der Ankläger könnte leicht 
aus Irrthum oder Schonung des Angeſchuldigten Anträge auf 
Handlungen unterlaſſen, welche der Inquirent, dem das Ziel, 
Wahrheit zu entdecken, vorſchwebt, als die geeignetſten zur Er— 
reichung des Zwecks erkennt; der Angeklagte in ſeiner Befangen— 
heit, vorzüglich wenn ihm kein Vertheidiger zur Seite ſteht, 

56 Der Commiſſionsbericht der erſten Kammer, S. 47, ſetzt voraus, 
daß ein ſolches Verfahren eintreten werde. Dies kann auf ſehr ver— 
ſchiedene Weiſe nothwendig werden, z. B. wenn die Anklage auf betrüg— 


lichen Bankerott ging, und das Gericht findet, daß zwar dieſer nicht 
begründet iſt, aber ein Betrug vorliegt. 
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könnte leicht verſäumen, die beften Mittel zur Entdeckung der 
Unſchuld vorzuſchlagen. Ohnehin wird auch haͤufig Zeit verloren 
gehen, wenn der Inquirent die Stellung beſonderer Anträge 
abwarten mußte, während im Strafprozeſſe fo viel von zweck— 
mäßig raſcher Benützung des günſtigen Augenblicks abhängt. 
In dieſer Beziehung handelt auch im franzöſiſchen Strafprozeſſe 
in der Vorunterſuchung mit Recht der Unterſuchungsrichter ſelbſt— 
ſtändig in ſo ferne, als er, wenn er einmal von der Staats— 
behörde aufgefordert iſt, ohne erſt wegen einzelner Handlungen 
der Staatsbehörde vernehmen zu müſſen, die Zeugen oder Sach— 
verſtändigen vernimmt, welche ihm am geeignetſten ſcheinen, Con— 
frontationen veranſtaltet, Augenſchein, Hausſuchung anordnet, 
immer mit dem Streben, die Wahrheit auszumitteln. Sorgt das 
Geſetzbuch dafür, daß durch gewiſſe, das Ermeſſen und die noth— 
wendige freie Bewegung des Inquirenten nicht zu ſehr lähmende 
Vorſchriften der Gang der Unterſuchung geordnet, gewiſſe Schranken 
ausgeſprochen, ſchützende Formen angeordnet werden, fallen die Un— 
gehorfamsftrafen weg, wird dem Inquirenten zur Pflicht gemacht, 
für die Sammlung aller Materialien für den urtheilenden Richter zu 
ſorgen, wird dem leicht gefährlichen Streben des Inquirenten, vor— 
zugsweiſe das Geſtändniß zu erlangen, entgegengewirkt, ſo iſt keine 
Gefahr aus dem Inquiſitionsprinzip zu beſorgen.“ Auf ähnliche 
Weiſe iſt auch die Thätigkeit des Aſſiſenpräſidenten? in dem franzö— 
ſiſchen Prozeſſe inquiſitoriſch, infofern er nach dem pouvoir dis- 
cretionnaire © diejenigen Anordnungen treffen kann, welche ihm zur 
Entdeckung der Wahrheit am geeignetſten erſcheinen, ohne daß 

55 Daß die Mittheilung der Anſchuldigung an den Angeſchuldigten 
ſogleich im erſten Verhoͤre geſchehen muß, ſetzen wir nach der obigen 
Ausführung ebenſo voraus, als die Einrichtung, daß der Unterſuchungs— 
richter unter der Controle des Bezirksgerichtes ſteht, welchem er von 
Zeit zu Zeit vortragen muß. 

59 Eine Vorfrage iſt nun freilich, ob man nicht dem engliſchen 
Syſteme den Vorzug geben will, nach welchem der präſidirende Richter 
gar nicht den Angeklagten und die Zeugen frägt, und nur über die 
Rechtsfragen entſcheidet und darauf bezügliche Erklärungen gibt. Die 


Gründe für dieſe Einrichtung find oben in F. XX. angegeben. 
60 Code, Art. 268. | 
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Anträge des Anklägers oder des Angeklagten nothwendig find. Das 
Geſetz verrtraut ſeiner Gewiſſenhaftigkeit und Ehre,“ daß er ſeine Be— 
fugniſſe nur im Intereſſe der Wahrheit anwenden werde; die Oeffent— 
lichkeit und das Oberaufſichtsrecht des Caſſationshofes, welcher über 
Caſſationen zu erkennen hat, ſind Garantieen gegen den Mißbrauch. 


§. XXIV. 
Staatsanwaltſchaft. 

Die richtige Würdigung der Staatsanwaltſchaft im Straf— 
prozeſſe leidet theils durch die häufig, insbeſondere auch in 
Deutſchland verbreitete Anſicht, daß das Inſtitut nur aus 
Frankreich, vorzüglich aus Einrichtungen ſtamme, die in der 
franzöſiſchen Revolution ſich bildeten, theils durch die Auffaſſung, 
daß der Staatsanwalt ein Werkzeug der Regierung ſey, der nur 
der Verfolgung ihrer, der Freiheit der Bürger leicht gefährlichen 
Plane diene, theils daß dieſer Beamte nur als öffentlicher An— 
kläger handle. Die Geſchichte lehrt den Irrthum der erſten Anſicht. 
Wenn auch in Frankreich die Staatsbehörde ſchon ſeit Jahr— 
hunderten vorzüglich durch manche politiſche Verhältniſſe aus— 
gebildet wurde,“ fo iſt doch ebenſo gewiß, daß auch in Italien,? 
in Spanien, Portugal, in Schottland Inſtitute vorkommen, 
welche die Verfolgung der Verbrechen durch öffentliche Ankläger 
bezweckten; in Deutſchland war zur Zeit der Carolina in der Ein— 
richtung des Klagens von Amtswegen in einigen deutſchen Ländern 
die Idee nach dieſer Form der Verfolgung bekannt. — Vergleicht 
man die Art der Ausbildung des Inſtituts in Frankreich und in 
den Staaten, deren Geſetzgebungen den franzöſiſchen nachgebildet 
ſind, ſo ergeben ſich die vielfachen Vortheile deſſelben in ſeiner 
Anwendung und die Grundloſigkeit der Anſichten, welche in dem 

1 Die beſten Anweiſungen in Lacuisine, traité du pouvoir judi- 
ciaire, p. 356 ff 

1 Nachweiſungen in Ramm, de ministerii publ. origine in crim. 


causa. Traject. 1840. Die neueſten geſchichtlichen Forſchungen darüber 
in Helie, traité de P'instruction criminelle, p. 459. 
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Beamten der Staatsbehörde nur einen mit Härte jede ihm zu: 
gekommene Spur eines Verbrechens als Ankläger verfolgen und 
bei der einmal begonnenen Anklage die Verurtheilung betreiben 
muß.“ Es iſt nothwendig, die verſchiedenen Formen, in welchen 
das Verhältniß einer von den Unterſuchungsbeamten verſchiedenen, 
zur Verfolgung der öffentlichen Intereſſen in Bezug auf verübte 
Verbrechen aufgeſtellten Behörde nach den Geſetzgebungen der 
verſchiedenen Länder, in welchen das Inſtitut vorkommt, zu be— 
trachten. J. Entweder iſt einem Unterſuchungsrichter die Ein— 
leitung von Strafunterſuchungen von Amtswegen anvertraut, 
fo daß er ohne Anträge des öffentlichen Anklägers Cebenfo wie 
im deutſchen Prozeſſe) einſchreiten kann und die Unterſuchung, 
ohne Einmiſchung des Staatsanwalts, fortführt, daß aber am 
Ende der Unterſuchung die Akten einem Fiskal zugeſtellt werden, 
welcher auf Vervollſtändigung der Unterſuchung anträgt und die 
Strafe beantragt, welche er für gerecht hält, aber überall im 
Namen des Geſetzes handelt, daher er ohne Aufträge der Re— 
gierung thätig iſt, wo Jeder nur ſeiner eigenen Ueberzeugung 
folgt und bei dem Gericht, an welchem er angeſtellt iſt, ſelbſt— 
ſtändig handelt. Dies iſt die Einrichtung in Spanien.“ II. Der 
Unterſuchungsrichter ſchreitet ebenfo wie in der vorigen Form 


2 Graf Sclopis, della autoritä giudiziaria, p. 151. 

5 Man beachtet nicht genug die Zeiträume der verſchiedenen franzöfifchen 
Geſetzgebung und die Formen, in denen die Anklage vorkam. Zuerſt beftanden 
1796 die commissaires du roi, dann wurden accusateurs publics einge— 
führt und neben ihnen die commissaires nationaux; hierauf wurden 
den commissaires du gouvernement auch die Pflichten der accusateurs 
publics übertragen; erſt die kaiſerliche Geſetzgebung ſtellte die Ausdrücke: 
procureurs generaux, procureurs impériaux feſt. Zur Kenntniß des 
Gangs der franzoͤſiſchen Geſetzgebung über Anklage gehört auch das Der: 
hältniß der directeurs du jury und der magistrats de sureté. S. gute 
Entwickelung in der encyclopédie de droit par Sebire, Heft I, p. 123, 
Paris 1837, und Morin, dictionnaire du droit criminel, p. 523. 

4 Eine gute Schilderung von Tejada (der felbft in Madrid General— 
prokurator war) findet ſich in der Zeitſchrift für die ausländiſche Geſetz— 
gebung, XIV, S. 30. Bei jedem Tribunal iſt ein promotar fiscal; 
Befehle von dem Juſtizminiſter bekommt er nicht. Oft trägt der ſpaniſche 
Fiskal, wenn er die Akten bekommt, auf die Losſprechung des Inkulpaten an. 


von Amtswegen ein und unterſucht; ein Staatsanwalt hat nur 
während der Unterſuchung ein beſchränktes Recht der Einwirkung, 
entweder indem er theils in Fällen des ſogenannten delitto fla- 
srante? unmittelbar an den Ort des Verbrechens ſich begeben, 
die Spuren ſammeln und Protokolle aufnehmen, theils zur Ent— 
deckung der Verbrechen und Aufſuchung der Beweiſe wirken, 
Aufträge den Beamten geben und Aufſicht über den Gang der 
Unterſuchung halten kann, nach geendigter Vorunterſuchung aber 
jene Befugniſſe ausübt, welche der franzöſiſchen Staatsbehörde 
vor der Anklagekammer und in der mündlichen Verhandlung zur 
Begründung der Anklage zuftehen,° oder der Inquiſitionsprozeß 
iſt als der regelmäßige erklärt, ſo daß der Unterſuchungsrichter 
von Amtswegen einſchreitet und unterſucht, der procuratore fiscale 
aber alle ihm bekannten Nachrichten über das Verbrechen dem 
Beamten mittheilen, die geeigneten Schritte zur Entdeckung der 
Wahrheit, ſowohl zur Entdeckung der Schuld, als zur Verthei— 
digung des Angeſchuldigten anwenden muß, z. B. nach dem Geſetz— 
buche für die päpſtlichen Staaten.) Erſt nach geendigter 
Unterſuchung werden dem procuratore fiscale vor der mündlichen 
Schlußverhandlung die Akten zugeſtellt, um die Liſte der Zeugen 
zu entwerfen und in der Verhandlung Fragen anzugeben, deren 
Stellung er für nothwendig hält, und am Schluſſe ſeine Anſicht 
zu begründen.“ Eine Modifikation dieſes Verfahrens, in welchem 
das Unterſuchungsprinzip die Regel bildet und das Einſchreiten, 
ſo wie die Thätigkeit des Unterſuchungsrichters von Amtswegen 
fordert, enthält die Stellung der Staatsbehörde nach dem ſar— 
diniſchen Strafprozeſſe.“ Der avocat fiscal general kann, wie 


> Der Begriff iſt in den italieniſchen Geſetzbüchern der nämliche, 
welcher im franzöſiſchen Code vorkommt. 

6 Dies ift die Stellung der Staatsbehörde in Toskana. Geſetz vom 
3. Auguſt 1838, Art. 264 — 67. 

7 Regolamento, Art. 134, und über den Sinn des Geſetzes Giuliani, 
Istituzioni di diritto criminale, I, p. 536. 

5 Regolamento, Art. 406 — 36. 

9 Sclopis, storia della antica legislazione del Piemonte, p. 569. 
Ferrero, comm. sui delitti e sulle pene, p. 322. 
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jeder Andere, bei dem Richter Verbrechen anzeigen; bei der Ver— 
nehmung der Zeugen iſt er gegenwärtig Caber ohne das Recht 
zu Fragen zu haben). Wenn die Zeugen und die Angeſchuldigten 
vernommen find, fo erhält der Fiskal die Akten, um feine Con— 
cluſionen zu ſtellen, und wenn er fie auf die Verfolgung der 
Schuld ſtellt, ſo wird der Angeſchuldigte noch einmal vernommen. 
Die Anträge der Vertheidiger werden dem Fiscalen mitgetheilt, 
der in der Gerichtsſitzung, nachdem ein Referent ſeinen Vortrag 
aus den Akten erſtattet und der Vertheidiger vorgetragen hat, 
ſeine Bemerkungen machen kann. Daß nach dem Geſetze von 1840 
der Fiskal auf die mündliche öffentliche Schlußverhandlung auf 
Vernehmung gewiſſer Zeugen antragen und in der Sitzung die 
Anklage verfolgen kann, wurde ſchon oben bemerkt.“ III. Eine 
andere Stellung der Staatsbehörde kommt vor, in ſo fern nach 
geſchloſſener Unterſuchung, bei welcher der Staatsanwalt nicht 
thätig iſt, einem Staatsanwalt die Akten zugeſtellt werden, der 
in ſchweren Straffällen entweder auf Ergänzung der Unterſuchung 
oder wenn er Verurtheilung nicht begründet findet, auf Frei— 
ſprechung anträgt, oder in ſo ferne er glaubt, daß der Ange— 
ſchuldigte ſchuldig iſt, eine Anklagsakte entwirft und in der 
mündlichen Schlußverhandlung ſeine Anklageakte vorträgt, auf 
die Vorträge des Vertheidigers antwortet und Anträge ſtellt.“ 
IV. Der Staatsanwalt kann auch, ohne daß er an der Verhand— 
lung Theil genommen hat, nur zur Ergreifung und Verfolgung 
des Rekurſes gegen zu gelinde Urtheile aufgeſtellt ſeyn.“ V. Die 
Staatsbehörde iſt als öffentliche Anklägerin der Verbrechen er— 
klärt, z. B. in Schottland.“ Von ihr gehen alle Anklagen aus, 
jedoch kann, wenn der Lordadvocate die Stellung der Anklage 
auf erhaltene Klage wegen Verbrechens verweigert, nach den 


10 S. oben $. XII., S. 100. 

11 Dies iſt die Stellung des Staatsanwalts im württembergifchen 
Strafprozeſſe $. 262 - 278. 

12 Dies iſt das Verhältniß des hannoveriſchen Staatsanwalts nach 
dem Geſetze von 1840. 

15 Der Lordadvocate iſt dieſer Ankläger. Er ſtellt einen sollicitor 
general und drei advocates depute auf, für die er verantwortlich iſt. 
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Geſetzen der Verletzte ſelbſt unter feiner Verantwortlichkeit durch— 
führen.“ Hat der Magiſtrat die Angeſchuldigten vernommen, 
ſo gelangt die Verhandlung an den Kronanwalt,“ welcher zu 
beſtimmen hat, ob gegen den Angeſchuldigten die Unterſuchung 
fortgeſetzt werden ſoll; entſcheidet er dafür,“ ſo hat er die An— 
klagsakte zu entwerfen. In der mündlichen Verhandlung hat der 
Kronanwalt, wie in England als prosecutor, die Anklage zu 
verfolgen und an die Zeugen Fragen zu ſtellen. Von dem Kron— 
anwalt hängt es ab, wie er die Anklage mildern und herabſetzen 
will.“ VI. Die Staatsbehörde kann endlich nach der franzöſiſchen 
Einrichtung aufgefaßt werden, ſo daß in einer eigenen Stufen— 
folge gewiſſe Beamte angeſtellt ſind, welchen die Wachſamkeit 
über die richtige Anwendung der Geſetze durch die Gerichte, die 
Wahrung der öffentlichen Intereſſen in Bezug auf verübte Ver— 
brechen, die Beſorgung der in Bezug auf die Juſtizverwaltung 
vorkommenden, aber nicht rein richterlichen Geſchäfte, und die 
Sorge für Vollziehung der Urtheile anvertraut iſt; und zwar, 
daß nach einer gewiſſen Unterordnung bei dem Caſſationshofe 
der Generalprokurator, bei jedem Appellhofe ein Generalprokurator 
mit ſeinen Generaladvokaten, bei jedem Bezirksgericht ein Staats— 
prokurator angeſtellt iſt, und jeder innerhalb ſeines Wirkungs— 
kreiſes die oben bezeichneten Geſchäfte beſorgt, daher der Staats— 
prokurator es iſt, welcher in Bezug auf das Strafrecht, auf die 
Vorunterſuchung bei dem Unterſuchungsrichter Anträge auf Unter— 
ſuchung ſtellt, mit ihm zuſammenwirkt, die Ueberſendung der 
Akten an den Generalprokurator übernimmt, vor dem correktio— 
nellen Gerichte ſelbſt die Anklage führt, während der General— 
prokurator bei der Anklagskammer den Antrag zu ſtellen und bei 
der mündlichen Verhandlung in der Aſſiſe zur Begründung der 


14 Nach Alison, pratice, kommt dies nicht mehr in der Praxis vor. 

15 Der advocate depute in dem Bezirke iſt dies; in wichtigen Fällen 
vernimmt er den Rath ſeiner Kollegen. 

16 Daß ſehr häufig der Kronanwalt wegen Mangels an Beweis die 
Unterſuchung nicht verfolgt, wurde oben S. 32 bemerkt. 

17 Alison, p. 88. 
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Anklage thätig zu ſeyn hat.“ Im Weſentlichen (von einzelnen 
Modifikationen unten) iſt auch die in der neuen badiſchen Straf— 
prozeßordnung! aufgenommene Staatsanwaltſchaft nach den eben 
bezeichneten Grundanſichten gebildet. Das Inſtitut iſt in neuerer 
Zeit Gegenſtand mannigfaltiger Angriffe geworden, und zwar indem 
von einer Seite die Unverträglichkeit deſſelben mit dem Weſen der 
Monarchie, die Nachtheile für den raſcheren einfachen Gang des 
Prozeſſes hervorgehoben,“ auf der andern Seite die Gefahren 
für die Freiheit der Bürger durch eine von der Regierung völlig 
abhängige Macht geltend gemacht wurden;? beide Anſichten find 
grundlos. Wenn man behauptet, daß es mit der erhabenen 
Stellung des Staatsoberhaupts nicht verträglich ſey, daß er wie 
eine Parthei durch die Anklage vor Gericht Recht fordere, dem 
Gerichte wie einer höheren Macht ſich unterwirft und die Nieder— 
lage einer Losſprechung des Angeklagten erleidet,“ ſo beruht dieſe 
Anſicht auf einer irrigen Vorſtellung von der Staatsgewalt und 


15 Dieſe Grundſätze entſcheiden bei der Einrichtung der Staats— 
anwaltſchaft in dem neapolitaniſchen Geſetzbuche, in dem von Parma, in 
dem niederlandifchen, griechiſchen, in dem portugieſiſchen. 

19 Strafprozeßordnung, §. 41 — 49. Nach Art. 41 hat der Staats: 
anwalt alle Verbrechen, zu deren Aburtheilung das Hofgericht oder das 
Bezirksſtrafgericht zuſtändig iſt, zu verfolgen. Insbeſondere liegt ihm ob: 
1) alle ihm zukommenden Anzeigen, wenn er ſie erheblich erachtet, ſowie 
die zu feiner Kenntniß gelangenden Beweismittel dem zuſtändigen Unter: 
ſuchungsrichter mitzutheilen und Anträge zu ſtellen; 2) zur Entdeckung 
unbekannter Thäter durch Aufſuchung dahin führender Anzeigen mitzu— 
wirken; 3) während der Unterſuchung darauf zu ſehen, daß die Unter— 
ſuchung den geſetzmäßigen Gang einhalte und der Unterſuchungsrichter 
alle zweckdienlichen Mittel benütze, und in dieſer Beziehung Anträge zu 
ſtellen; 4) in Abweſenheit des Unterſuchungsrichters und des ihn ver— 
tretenden Amtsrichters Augenſchein, Hausſuchung und andere Unter— 
ſuchungshandlungen, durch deren Verzögerung Beweismittel verloren 
gingen, ſelbſt vorzunehmen. In dem Entwurf von 1835 war dies in 
9. 50 vorgeſchrieben. i 

20 Carmignani in der Schrift: leggi della sicurezza sociale, IV, p. 281. 
Stahl, Philoſophie des Rechts II, S. 400, und beſonders Höpfner, über 
den Anklageprozeß, S. 22. 

21 Dies geſchah auch in den Verhandlungen derzweiten Kammer in Baden. 

22 Carmignani findet auch darin einen Widerſpruch, daß der Regent 
Diejenigen oft begnadigt, welche er zuvor anklagen ließ. 
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von dem Satze: daß der Regent die Quelle der Gerichtsbarkeit 
ſey. Allerdings iſt dieſe Gewalt ein Ganzes, äußert ſich aber in 
verſchiedenen Zweigen der Thätigkeit nach dem Bedürfniffe des 
Staats. Der Regent ordnet dieſe Zweige nach dem Bedürfniſſe 
an und vertheilt die Geſchäfte unter verſchiedene Beamte,? in der 
Erwägung, daß die Vereinigung heterogener Rollen in der nämlichen 
Perſon nachtheilig iſt, und bei einer zweckmäßigen Vertheilung 
jeder Beamte an der ihm angewieſenen Stelle erfolgreicher wirkt, 
und einer den andern controlirt. Nach der hohen Bedeutung 
der Juſtizverwaltung zur Erhaltung der Rechtsordnung im Staate 
ernennt der Regent Perſonen, denen er das Richteramt überträgt, 
andere, welche durch die Unterſuchung die Materialien zu liefern 
ſuchen, und andere, die ununterbrochen die Spuren verübten 
Unrechts aufſuchen, und das Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft 
dadurch wahren, daß ſie den Gerichten die Schuldigen anzeigen 
und die Unterſuchung und gerichtliche Urtheilsfällung betreiben. 
Die Regierung leidet, wenn ein Angeklagter losgeſprochen wird, 
keine Niederlage;“ denn die von der Staatsbehörde erhobene Be— 
ſchuldigung iſt keine Erklärung der Gewißheit, daß der Angeklagte 
ſchuldig ſey, ſondern nur, daß dringende Gründe vorhanden ſeyen, 
die Inkulpaten für ſchuldig zu halten und die geſammelten Ma— 
terialien der Prüfung des Gerichts zu überlaſſen. Es iſt eine 
willkürliche Annahme, daß durch die Organiſation der Staats— 
behörde die Idee ausgeſprochen werde, daß der Staat ein über— 
wiegendes Intereſſe an der Verurtheilung habe;? denn es wird 
ſich ergeben, daß die Staatsbehörde keine Anklaͤgerin ſey, die 
überall nur die Schuld herzuſtellen ſucht. Nicht weniger willkürlich 
iſt die Vorſtellung, daß, indem man den Unterſuchungsrichter als 


25 Ueber die Behauptung, daß die Staatsbehörde unnöthig ſey, in— 
dem die Polizei genugſam wirken konne, ſ. meine Nachweiſung im Archiv 
des Criminalrechts von 1842, S. 447. 

24 Nur dann, wenn die Regierung und ihre Beamten ſich leiden— 
ſchaftlich bei der Verfolgung eines Verbrechers zeigten, leidet ſie freilich 
(aber durch eigene Schuld) wenn der Angeſchuldigte als ſchuldlos er— 
klärt wird. 

25 Darauf bezieht ſich Höpfner, S. 23. 


316 


natürlichen Feind des Angeſchuldigten bezeichnet, man in dem 
Staatsanwalt einen zweiten privilegirten Feind zur Seite ſtelle, 
und dadurch die Unſchuld gefaͤhrde;?“ denn wer die Staatsbehörde 
in ihrer Wirkſamkeit aus Erfahrung kennt, weiß, daß ſie in der 
Mehrzahl der Fälle die Stellung des Feindes nicht hat, und 
nach den Anſichten der beſſeren Praktiker nicht haben darf. Die 
Staatsbehörde ſorgt aber dafür, daß der Unterſuchungsrichter, der 
ja kein Feind des Angeſchuldigten ſeyn, ſondern unpartheiiſch 
Wahrheit ſuchen ſoll, nicht in eine Stellung geſetzt werde, welche 
mehr oder minder da vorkommt, wo der Inquirent zugleich An— 
kläger und Richter ſeyn ſoll. Wenn auf der andern Seite die 
Staatsbehörde als ein der bürgerlichen Freiheit gefährliches In— 
ſtitut wegen ihrer Abhängigkeit von der Regierung geſchildert 
wird, ſo trifft dieſer Vorwurf nur Diejenigen, welche ihre Stellung 
mißkennen und die Würde ihrer Aufgabe nicht fühlen, oder die 
Schuld liegt an der Geſetzgebung, welche die Staatsbehörde nicht 
ſo organiſirt, daß ſie das allgemeine Vertrauen verdient.“ Wir 
werden zeigen, daß Manches in dieſer Beziehung in der fran— 
zöſiſchen Geſetzgebung geändert werden ſoll; die Idee des Inſtituts 
leidet aber durch einzelne Mängel der Ausführung nicht. Wir 
glauben insbeſondere, daß die Einrichtung, nach welcher die 
Beamten der Staatsbehörde in Frankreich nicht wie die Richter 


26 Wenn die Waffen zur Ueberweiſung des Schuldigen verſtäͤrkt 
werden, ſo kann darüber doch kein Freund der Ordnung klagen; Alles 
kommt nur darauf an, ob die Unſchuld durch die Staatsbehoͤrde ge— 
fährdet wird. 

27 Der Verf. dieſer Schrift hat Jahrelang in Rheinpreußen gelebt, 
und durch längeren Aufenthalt in Frankreich, den Niederlanden, in 
Italien die Stimmen der Bürger über die Staatsbehörde gehört, das 
Wirken der Beamten beobachtet und iſt in vielfach vertrauten Verbin— 
dungen mit Beamten der Staatsbehörde in verſchiedenen Ländern. Er 
bezeugt, daß die allgemeine Stimme der Anſtalt günſtig iſt, daß zwar 
die Schlechtgeſinnten die Beamten ſcheuen und im Allgemeinen eine heil— 
ſame Furcht vor dem energiſchen Wirken der Staatsbehörde verbreitet iſt. 
Wir müſſen freilich aber auch geſtehen, daß in Frankreich (daß die Geſetz— 
gebung daran die Schuld trägt, ſoll unten gezeigt werden) Leidenſchaft— 
lichkeit und Einſeitigkeit, die in der Wahl der Mittel nicht ſorgſam genug 
iſt, in manchen Fällen die Staatsbehörde gefährlich macht. 


inamovibel angeftellt find, keine Billigung verdient,“ und leicht 
einen Beamten dazu verleiten kann, zu nachgiebig gegen die 
Wünſche der Machthaber zu ſeyn, weil er beſorgen muß, daß er 
ſogleich entlaſſen wird, blos weil er nicht willfährig genug iſt. 

Vergleicht man die verſchiedenen oben aufgeführten Formen 
des Inſtituts und die Erfahrungen darüber, ſo erkennt man in 
jedem Lande, auch da, wo das Inſtitut nur ſehr unvollkommen 
durchgeführt iſt, Vortheile deſſelben an, überzeugt ſich aber bald, 
daß die Wirkſamkeit nicht ſo hervortritt, als dies da der Fall 
iſt, wo, wie in Frankreich, eine conſequente Durchführung vor— 
kommt. Man bemerkt, wenn man z. B. bei Praktikern Italiens 
ſich erkundigt, daß da, wo der Unterſuchungsrichter von 
Amtswegen eine Unterſuchung einleiten kann, Klagen darüber 
vorkommen, daß häufig grundlos eingeſchritten wird, daß die 
Unterſuchungsrichter ſelbſt ohne feſte Grundlage in mannigfaltigen 
Inquiſitionsverſuchen die Unterſuchung verzögern, und erſt nach 
mehreren Wochen dem Fiskalprokurator die Akten mittheilen. Die 
gewöhnliche Folge iſt, daß dieſer, nachdem die Sache einmal ſo— 
weit gekommen iſt, keinen Antrag auf Aufhebung, vielmehr auf 
Fortſetzung und Ergänzung der Unterſuchung ſtellt. Da nun über 
die Stellung des Fiskalen und Unterſuchungsrichters nichts im 
Geſetze näher beſtimmt iſt, das Inquiſitionsprinzip als vorherr— 
ſchend zu Grunde liegt, ſo wird nach der Erfahrung das Daſeyn 
der Staatsbehörde in dieſer mangelhaften Weiſe nicht ſelten Ver— 
anlaſſung zur Verzögerung der Unterſuchungen und eine Quelle 


2s Man gibt in Frankreich gegen die Inamovibilität der Beamten 
der Staatsbehörde an, daß der Miniſter, welcher verantwortlich iſt und 
durch die Beamten der Staatsbehörde wirken muß, nicht verantwortlich 
ſeyn könnte, wenn er nicht unbedingt auf den Gehorſam der Unter— 
werfung rechnen konnte, und daß zur Ausübung der Rolle der Staats: 
behörde befondere Eigenſchaften gehören, wo erſt ſpäter ſich die Regierung 
überzeugt, daß ein Staatsanwalt dieſe Eigenſchaften nicht beſitzt. — 
Dieſe Gründe ſind nicht gewichtig; das Unglück in Frankreich iſt, daß die 
Politik oft zuviel in die Juſtizverwaltung gemiſcht wird und die Staats— 
behörde auch in politiſche Verhältniſſe, z. B. auf Wahlen, ſich einmiſchen 
ſoll. S. über die Frage der Inamovibilität die Schriften in meinem 
Strafverfahren I. Thl. §. 45, Note 76. 


von Streitigkeiten zwiſchen dem Inquirenten und dem Staats— 
anwalt. f 

Eine vorzügliche Achtung genießt nach allen Zeugniſſen die 
Staatsbehörde in Schottland. Der Grund dieſer Erſcheinung 
liegt in der völligen Unabhängigkeit von der Regierung, in der 
Stellung, nach welcher der Lordadvocate ſich nur als den Ver— 
treter des Geſetzes und der Wahrheit betrachtet, daher in ſo 
vielen Fällen der Staatsanwalt die Unterſuchung nicht fortſetzt, 
in dem Geiſte der Milde des ſchottiſchen Strafrechts und der 
feſtgegründeten Sorgfalt und Begünſtigung der Vertheidigung der 
Angeſchuldigten, ſowie in der großen Oeffentlichkeit der Juſtiz 
und der Preßfreiheit Schottlands. Solche Elemente, die langſam 
ſich entwickeln und bei einem Volke Wurzel faſſen müſſen, auf 
einmal in das Leben zu rufen, hängt nicht von der Geſetzgebung 
ab. Die Beſchränkung der Wirkſamkeit der Staatsbehörde auf 
die mündliche Verhandlung, ſo daß in der Vorunterſuchung ſie 
kein Einwirkungsrecht hat, iſt nicht wünſchenswerth, weil da— 
durch weſentliche Vortheile des Inſtituts wegfallen. Eine Haupt— 
pflicht der Staatsregierung muß darauf gerichtet ſeyn, daß die 
Staatsbehörde nicht als eine mit Härte verfolgende Anflägerin 
oder als Werkzeug der Regierung erſcheine, vielmehr überall als 
jene Macht ſich geltend mache, welche mit Energie, aber ohne 
Leidenſchaft die Intereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft an der 
Beſtrafung Schuldiger und an der Handhabung der Geſetze ver— 
folgt, wobei die Behörde dem Unſchuldigen nicht gefährlich wird, 
vielmehr ihn ſchützt und ſeine Vertheidigung erleichtert, und wo 
der Beamte als ſelbſtſtändig, unabhängig und nur ſeiner Ueber— 
zeugung folgend erſcheint. 


29 Sehr nachtheilig für die Achtung des Inſtituts iſt es, wenn es 
nur dazu gebraucht wird, daß die Regierung gegen zu gelinde Urtheile, 
mit denen ſie nicht zufrieden iſt, durch einen Staatsanwalt Rechtsmittel 
ergreifen läßt. Auch Hepp, Darſtellung der Strafrechtstheorieen, II, 
S. 385, zeigt gut die Nachtheile der unpaſſenden Stellung des Staats— 
anwalts. — Nichts iſt ſchlimmer, als wenn die oͤffentliche Stimme den 
Staatsanwalt als einen neuen Hülfsbeamten des Inquirenten betrachtet. 
Braun, Hauptſtücke des öffentlichen Verfahrens, S. 163. 
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Als die leitenden Grundſätze, auf welchen die franzöſiſche 
Staatsbehörde nach den würdigen Vorſtellungen ihrer Verthei— 
diger und in der Ausübung durch Männer beruht, die von dem 
Geiſte des Inſtituts durchdrungen ſind, erſcheinen nachſtehende: 
1) Die Staatsbehörde iſt die Wächterin der Geſetze und die 
Bewahrerin der Intereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft, daß der 
Schuldige geſtraft werde. Der Beamte der Staatsbehörde iſt 
daher nicht öffentlicher Ankläger,“ der immer nur ſpähend, ob 
nicht die Spur eines verübten Verbrechens vorliegt, jede ſolche 
mit Heftigkeit verfolgt und ſeinen Stolz darein ſetzen muß, 
daß der von ihm Angeklagte verurtheilt wird, und daher von 
dem Volke nun als jener furchtbare Mann gekannt und gehaßt 
wird, welcher die geringſte Schwäche verfolgt und der Repräſen— 
tant der Strenge ift. Er iſt nicht Advokat der Anklage,“ 
der durch jedes Mittel, das nur entfernt ſich darbietet, die einmal 
begonnene Anklage verfolgt und aufrecht zu halten ſucht; ſein 
Streben muß nur auf Wahrheit und Gerechtigkeit gerichtet ſeyn, 
weil er weiß, daß ſeine Wirkſamkeit und Achtung leidet, wenn 
er ſich leidenſchaftlich zeigt, und daß nur die gerechte Strafe im 
Intereſſe des Staates liegt. 2) Daraus ergibt ſich das Recht 
der Staatsbehörde, wenn ihr Anzeigen oder Klagen wegen Ver— 
brechen vorkommen, zu prüfen, ob ſie auf Unterſuchung Antrag 
ſtellen will, weil ſie die Intereſſen der Geſellſchaft, daher auch 
die Nachtheile grundloſer oder wegen unbedeutender Handlungen 
veranſtalteter Unterſuchung abzuwägen hat.“ Daher verpflichtet 
ſelbſt die Klage einer Perſon, z. B. daß ſie beſtohlen worden 

30 Ein Ausſchreiben des rheinpreußiſchen Generalprokurators vom 
27. März 1833 tadelt mit Recht die Anſicht, nach welcher das öffentliche 
Miniſterium von ſeiner hohen Beſtimmung zum bloßen öffentlichen An— 
kläger herabgewürdigt wird. 

51 Mit Recht tadelt es Molenes (ſelbſt ehemals Stagatsprokurator) 
in dem Werke: Traité pratique des fonctions de procureur du Roi, 
I, p. 14, wenn die Staatsprokuratoren bei ihren Anträgen auf Strafe 
immer auf das Maximum antragen. 

32 Sehr gut dagegen Molenes, I, p. 8. 

33 Ueber die Rückſichten, welche bei allen einzelnen Verbrechen der 
Staatsprofurator zu nehmen hat, gut Molénes, I, p. 36. 
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ſey oder die Bezeichnung einer beſtimmten Perſon als Dieb, den 


Staatsanwalt nicht, die Anklage zu ſtellen.“ Der Staatspro- - 


furator muß das Recht haben, wenn feine Ueberzeugung darauf 
geht, daß die von ihm geſtellte Anklage nicht begründet iſt, darauf 
anzutragen, daß die Unterſuchung nicht fortgeſetzt wird.“ Auch 
da, wo bereits die Anklage zugelaſſen iſt und die mündliche 
Verhandlung begonnen hat, muß der Beamte der Staatsbehörde 
das Recht haben, feine Ueberzeugung von der Schuldlofigfeit 
auszuſprechen, obwohl er nicht die Anklage zurücknehmen und 
dadurch die Aufhebung der Verhandlung bewirken kann,“ weil 
dies nicht einmal im Intereſſe des Angeklagten liegen würde, 
ohne Urtheil entlaſſen zu werden, da er vielmehr die Anerkennung 
der Schuldlofigfeit durch ein rechtskräftiges Urtheil wünſchen 
muß. 3) Der Beamte der Staatsbehörde muß unabhängig 
ſeyn. Es iſt jedoch begreiflich, daß die im öffentlichen Intereſſe 
handelnde Staatsbehörde, ſobald eine Stufenfolge der Beamten 
eingeführt iſt, auch den Regeln der Unterordnung gemäß handeln 
und der Juſtizminiſter befugt ſeyn muß, das Staatsintereſſe ab— 
zuwägen, ob angeklagt werden ſoll; daß die Staatsbehörde dem 
Auftrage des Appellationshofes, welcher die Verfolgung einer 
Sache anordnet, gehorchen muß, beſtimmt ſchon das Geſetz.““ 
Daß der Generaladvokat und der Staatsprokurator dem Auftrage 
des Generalprokurators Folge leiſten müſſen, folgt aus der 
Stellung dieſer Beamten.“ Auch der Juſtizminiſter kann Befehle 


„ Sellyer, trait@ du droit criminelle, II, p. 133. Massabiau, manuel 
du procureur du roi, vol. Il, p. 39. 

55 Unten davon, wie weit die Zurücknahme des Antrags durch den 
Staatsprokurator wirkſam wird. 

36 Die Sitte in Frankreich iſt, daß der Staatsprokurator, wenn er 
die Anklage nicht für gegründet erkennt, die Formel braucht: je me rap- 
port à la sagesse des juges. 

57 Edle Generalprokuratoren ſprechen übrigens in ihrer Schlußrede 
ſelbſt oft aus, daß ſie ſich freuen, daß die Verhandlung wichtige Beweiſe 
für die Schuldloſigkeit geliefert habe, ſ. merkw. Fall in Hildgard Annalen 
der Rechtspflege in Rheinbayern, II, S. 211. N 

58 Code d’instruction, Art. 235, Molénes, I, p. 319. 

39 Der Code, Art. 27, ſpricht davon, daß der Staatsprokurator doit 
exécuter les ordres relativement à tous les actes de la police judiciaire. 
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erlaſſen; aber dieſe gehen nur an den Generalprokurator, und 
ob der Staatsprokurator gehorchen muß, hängt davon ab, ob 
ihm der Generalprokurator die Befehle des Miniſters mittheilte 
und zu den ſeinigen machte.“ Anerkannt iſt aber in Frankreich, 
daß der Miniſter die von dem Staatsprokurator eingeleitete Un— 
terſuchung nicht verbieten oder zur Zurücknahme den Beamten 
anhalten kann,“ und daß, wenn auch der Beamte der Staats— 
behoͤrde den Befehlen des Vorgeſetzten gehorchen muß, ſeine 
perſönliche Ueberzeugung frei bleibt und es von ihm abhängt, 
wie und in welchem Umfang er die Anklage begründen und in 
der Sitzung auch ſeine Anſicht von der Schuldloſigkeit des An— 
geklagten ausſprechen will.“ 

4) Von dem Staatsprokurator hängt die ſogenannte Ini— 
tiative ab, d. h. nur auf ſeine Aufforderung,“ daß ein Ver— 
brechen verfolgt werden ſoll, kann der Unterſuchungsrichter eine 
Unterſuchung einleiten;“ allein jedes Geſetz muß die Nothwen— 
digkeit erkennen, in eiligen Fällen nicht von dem bloßen Willen 
des Staatsprokurators, an welchen vielleicht die Anzeigen nicht 
raſch genug gebracht werden, oder wo jeder Augenblick Verzug 
nachtheilig für die Entdeckung der Wahrheit wird, die Vornahme 
von Unterſuchungshandlungen abhängen zu laſſen. Das franzö— 
ſiſche Geſetzbuch hat, um die Fälle zu bezeichnen, in welchen die 
Gewalt des Unterſuchungsrichters unabhängig von der Auffor— 
derung des Staatsprokurators ſich äußern muß, einen ſchon in 


4 Code, Art. 274 ſagt, daß der Generalprokurator, soit d’office, 
soit par les ordres du ministre de justice charge le procu— 
reur du Roi. Ein Arret des Caſſationshofes vom 22. Dec. 1827 erklärt 
als Irrthum die Annahme, daß dem Juſtizminiſter die oberſte Leitung 
der Anklage wegen Verbrechen zuſtehe. 

Mangin, traité de Faction publique, Niro. 88-91 und Sellyer, 
traité du droit criminel, II, p. 252. 

"= Molenes, I, p. 318, ſagt: la conviction sincere est en matière 
judiciaire une puissance, qui Pemporte sur tout autre pouvoir. 

Daß dieſe ſpeziell ſeyn und die Thatſachen die Art des Verbrechens 
enthalten und auf den Artikel des Geſetzes ſich berufen muß, ergeben die 
Formulare, z. B. bei Massabiau, II, p. 575. 

% Code d’instruction, Art. 47, Molénes, I, p. 307. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 21 
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der alten Jurisprudenz“ vorkommenden Ausdruck: Nagrant deélit“ 
gebraucht. In Fällen dieſer Art kann der Unterfuchungsrichter, 
wie ein anderer Beamter der police judiciaire jeden Akt der 
Unterſuchung vornehmen, Hausſuchungen veranſtalten, die An— 
geſchuldigten vernehmen und verhaften laſſen. Er muß nur ſo— 
gleich die Akten dem Staatsprokurator mittheilen, von welchem 
es abhängt, ob er auf die Fortſetzung der Unterſuchung einen Antrag 
ſtellen will.“ Dieſer freilich durch den Gerichtsgebrauch erläu— 
terte Ausdruck: Nagrant delit, gibt bekanntlich in Frankreich zu 
vielfachen Streitigkeiten Veranlaſſung“ und begünſtigt durch die 
große Unbeſtimmtheit ſeiner Faſſung nicht ſelten ein willkürliches 
Einſchreiten.“ Für den Fall, daß der Staatsprokurator, dem 
in ſolchen Fallen der Unterſuchungsrichter die Akten mittheilte, 
auf Einleitung der Unterſuchung nicht anträgt, bleibt dem durch 
das Verbrechen Verletzten nur der Weg übrig, mit einer Beſchwerde 
ſich an den Vorgeſetzten des Staatsprokurators zu wenden.“ 
5) Einer der wichtigſten Punkte iſt die Stellung des Staatsan— 
walts zum Unterſuchungsrichter, wenn der Erſte, nachdem der Zweite 
Unterſuchungshandlungen auf Antrag des Erſten vorgenommen 


5 Jousse, justice eriminelle, II. p. 15, Rousseaud de la Combe, 
matieres cerimin., p. 221. 

"6 Code, Art. 41, Nagrant delit est le delit que se commet actu- 
ellement ou qui vient de se commettre. Auch rechnet das Geſetz dahin 
die Fälle olı le prevenu est poursuivi par la clameur publique ou est 
trouve saisi d'effets, armes, instruments, papiers faisant présumer 
qu'il est auteur ou complice pourvu, que ce soit dans un temps voisin 
du delit. 

7 Molenes, I, p. 308. 

as Duverger, manuel des juges dinstruction, I, p. 286, Morin, 
dictionnaire, p. 331. 

19 Die badiſche Strafprozeßordnung, Art. 54, erklärt: daß in eilenden 
Fällen der Unterſuchungsrichter auch ohne Antrag des Staatsanwalts 
die zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes und zur Verfolgung und Feſtneh— 
mung des Thäters nöthigen Handlungen vornehmen kann. 

50 Nach badiſcher Strafprozeßordnung, Art. 55, ſoll der Unter— 
ſuchungsrichter in dieſem Falle auf Antrag der Betheiligten dem Be— 
zirksſtrafgerichte Anzeige machen, welches ſodann nach Vernehmung des 
Staatsanwalts entſcheidet, ob die Unterſuchung einzuleiten ſey. Dieſe 
Vorſchrift ſteht nicht ganz im Einklang mit dem Anklageprinzip. 
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hat, die Anklage zurücknimmt, oder von der Fortſetzung der 
Unterſuchung abſteht. Die Befugniß des Staatsanwalts hiezu, 
ſo daß gegen ſeinen Antrag die Unterſuchung nicht fortgeſetzt 
werden darf, ſcheint aus dem Weſen des Anklageprinzips zu 
folgen, da ohne Antrag des Staatsanwalts die Unterſuchung 
nicht beginnen fol. Dennoch ſteht in Frankreich feſt,“ daß der 
Staatsanwalt die einmal auf ſeinen Antrag eingeleitete Unter— 
ſuchung nicht hemmen kann, weil man annimmt, daß zwar der 
Staatsanwalt erwägen mag, ob er Antrag auf Unterſuchung 
ſtellen will, daß aber, wenn er ihn geſtellt hat, das Gericht 
rechtmäßig in den Beſitz geſetzt iſt, die Unterſuchung zu führen; 
daß man nicht geſtatten darf, daß nach Laune der Beamten der 
Staatsbehörde ein Bürger mit einer Criminalunterſuchung be— 
läſtigt werden darf, die ebenſo launenhaft der Staatsanwalt 
wieder fallen läßt. Iſt der Unterſuchungsrichter und der Staats— 
anwalt darüber einverſtanden, daß die Unterſuchung liegen bleiben 
ſoll, fo kann dies freilich unbedingt geſchehen.“ 

6) Der Beamte der Staatsbehörde ſollte dem Angeklagten 
immer ſo gegenüberſtehen, daß er nur als Gegner im Intereſſe 
des Geſetzes handelt und daß jeder Verdacht wegfällt, daß der 
Staatsanwalt als perſönlicher Feind des Angeſchuldigten leiden— 
ſchaftlich handle. Dies hängt mit der Frage zuſammen, ob der Staats— 
anwalt rekuſirt werden kann. In Frankreich geſtattet man dieſe 
Rekuſation nicht,“ weil (wie man ſagt) man ja überhaupt feinen 

>! Duverger, manuel, I, p. 313; Sellyer, traité, II, p. 263; Rauter, 
traité, Nro. 719; Mangin, traité de l’action publique, Nro. 32; Mas- 
sabiau, II, p. 215. f 

52 Nach badiſcher Strafprozeßordnung F. 62 kann der Unterſuchungs— 
richter mit Zuſtimmung des Staatsanwalts das Verfahren einſtellen. Auf 
den Antrag des Staatsanwalts iſt das Verfahren einzuſtellen; wenn 
jedoch bereits eine beſtimmte Perſon als Angeſchuldigte vernommen wurde 
oder der Beſchädigte ſich dem Verfahren angeſchloſſen hat, ſo muß, wenn 
der Unterſuchungsrichter entgegengeſetzter Meinung iſt, die Entſcheidung 
des Bezirksſtrafgerichts darüber eingeholt werden. Dieſer Artikel iſt erſt aus 
Berathungen der zweiten Kammer hervorgegangen; der Entwurf (Art. 55) 
hatte unbedingt, wenn der Staatsanwalt und Unterſuchungsrichter ab— 


weichender Meinung waren, beſtimmt, daß das Bezirksgericht entſcheide. 
>> Legraverend, traité de legislation crimin., II, p. 47. Sellyer, 
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Gegner nicht rekuſiren könne und als folcher der Staatsanwalt 
erſcheine, weil dieſer zugleich als Nepräfentant der Geſellſchaft 
handle, die ſehr beeinträchtigt werden könnte, wenn der Ange— 
klagte rekuſiren könnte. Wir halten dieſe Gründe für ſchwach; 
denn der Staatsanwalt ſoll nicht als Feind des Angeklagten, 
ſondern als Beamter handeln, der das öffentliche Intereſſe verfolgt. 
Wie kann Vertrauen zur Verhandlung begründet ſeyn, wie kann 
man erwarten, daß der Beamte der Staatsbehörde, der über 
Beobachtung der Geſetze wachen ſoll, von dem ſoviel in Bezug 
auf Beſchleunigung und den Gang der Unterſuchung abhängt, 
ſeine Pflichten treu erfüllen wird, wenn ſich z. B. ergibt, daß 
der Staatsanwalt der größte Feind des Angeklagten iſt. Man 
ſollte daher die Rekuſation hier nicht ausſchließen.“ 

7) Am bedeutendſten iſt die Frage: welche Befugniſſe dem 
Staatsanwalt in Bezug auf Unterſuchungshandlungen eingeräumt 
werden ſollen. In Frankreich iſt es wieder der oben angeführte 
Begriff des delit flagrant, der einflußreich wird. In Fällen 
eines ſolchen Delit kann der Staatsanwalt ſelbſt Unterſuchungs— 
handlungen vornehmen,“ er kann Hausſuchungen und Augenfchein 
veranſtalten, die nächſten Verwandten, Nachbarn und Dienſtboten, 
die wahrfcheinlich Aufklärung über die That geben können, als 
Zeugen vernehmen, gegen einen Verdächtigen einen Vorführungs— 
befehl erlaſſen und die Angeſchuldigten vernehmen.“ Dieſe 
Verfügungen gingen in die dem franzöſiſchen Code nachgebildeten 
Geſetzbücher über. Auch die badiſche Strafprozeßordnung ſchloß 


traité, II, p. 266. Nur Mangin, traité de l’action, Nro. 117, geſtattet 
die Rekuſation. | 

5 In Neapel hatte der Caſſationshof mit Recht ein Urtheil vernichtet, 
weil man die Rekuſation des Staatsanwalts verworfen hatte; ſ. die 
treffliche Ausführung von Niccolini, quistioni di diritto, V, 170. Nach 
der badifchen Strafprozeßordnung $ 32 kann die Perſon des Staatsan— 
walts nicht abgelehnt werden; allein der Angeſchuldigte kann ſich bei dem 
Daſeyn eines Umſtandes, der bei einem Richter ein Ablehnungsgrund 
wäre, an das Juſtizminiſterium wenden. 

55 Code, Art. 41. 

56 Massabiau, traité, II, p. 183. Duverger, manuel, II, Nro. III. 
Morin, dictionnaire, p. 427—430. 


| 
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fich an dieſelben an,“ dehnte aber noch mehr die Befugniſſe des 
Staatsanwalts aus, indem er überhaupt in allen Fällen berechtigt 
wird, alle Perſonen, durch welche er nähere Aufklärung über 
die zur Zuſtändigkeit des Unterſuchungsrichters gehörigen Verbrechen 
zu erhalten hofft, vorläufig jedoch unbeeidigt zu vernehmen; indem 
er in Fällen, die dem franzöſiſchen delit flagrant nachgebildet ſind,“ 
in Abweſenheit oder ſonſtiger Verhinderung des Unterſuchungs— 
richters die Feſtnehmung des Angeſchuldigten ſelbſt verfügen oder 
gegen den Abweſenden einen Vorführungsbefehl erlaſſen darf. Zu 
dieſen letzten Handlungen wird er auch dann berechtigt erklärt,“ 
wenn Jemand, der durch den Beſchädigten oder durch einen Augen— 
zeugen eines Verbrechens beſtimmt beſchuldigt wird, der Flucht ver— 
dächtig iſt, ſelbſt wenn er kein Ausländer oder heimathlos iſt, was 
erfordert wird, wenn ohne dieſe dringende Beſchuldigung Flucht— 
gefahr vorhanden iſt;“ ferner bei ſchweren Verbrechen, wenn zu 
befürchten ſteht, daß der Verdächtige die Spuren des Verbrechens 
vertilgen wird. Der Staatsanwalt kann in dieſen Fällen den 
Angeſchuldigten ſelbſt vernehmen.“ 

Für die Einrichtung, nach welcher ausnahmsweiſe dem 
Staatsanwalt die Befugniß eingeräumt wird, die zuvor bezeich— 
neten Handlungen vorzunehmen, welche zum Wirkungskreiſe des 
Unterſuchungsrichters gehören, führt man zwar an, daß der 
Staatsanwalt ein Beamter iſt, der für ſeine Amtshandlungen 

57 Strafprozeßordnung, Art. 43. 

58 Strafprozeßordnung, Art. 46. Es heißt: 1) Wenn der Thäter 
auf friſcher That betreten oder unmittelbar nach der That als des Ver— 
brechens verdächtig, durch öffentliche Nachrede oder öffentlichen Nachruf 
bezeichnet wird; 2) wenn er alsbald nach der That mit Waffen, geſtoh— 
lenen Sachen oder andern auf ſeine Theilnahme hinweiſenden Gegen— 
ſtänden betreten wird; 3) wenn er ſich des Verbrechens ſelbſt beſchuldigt; 
4) wenn der eines Verbrechens Verdächtige auf der Flucht begriffen oder 
als ein Unbekannter, als ein Ausländer, als heimathlos der Flucht ver— 
dächtig oder durch gerichtliches Urtheil unter polizeiliche Aufſicht geſtellt iſt. 

59 Strafprozeßordnung, $. 47. 

60 S. F. 46, 4, in Note 58. 

61 Wenn ſich nicht ſofort ergibt, daß kein Grund zu ſeiner Verhaf— 
tung vorhanden ſey, fo muß nach $. 48 der Staatsanwalt den Angeſchul— 
digten ohne Verzug dem Unterſuchungsrichter abliefern. 
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vollen Glauben in Anfpruch nehmen kann, daß in dem Noth— 
ſtande“ jemand vorhanden ſeyn muß, welcher wichtige Hand— 
lungen vornimmt, bei welchen Gefahr auf dem Verzuge haftet 
und daß ja der Unterſuchungsrichter das, was ihm nicht genügend 
erſcheint, nachholen kann,“ daß es ſelbſt zweckmäßig ſeyn kann, 
wenn der Staatsanwalt ſchnell die ſich darbietenden Mittel benutzt, 
deren Ergebniß ihn in den Stand ſetzt, zu prüfen, ob die An— 
klage begründet iſt. Wir halten es für Pflicht aber auch jene 
aus der Erfahrung von Frankreich geſchöpften Gründe anzugeben, 
welche es als bedenklich nachweiſen, wenn das Geſetz dem 
Staatsanwalt Unterſuchungshandlungen vorzunehmen geſtattet. 
Wir ſind überzeugt, daß im Intereſſe des Staats ſelbſt die 
Stelle des Staatsanwalts ſo beſchränkt ſeyn ſoll, daß er nur 
im Intereſſe der Entdeckung der Wahrheit, damit vorhandene 
Spuren eines Verbrechens verfolgt werden, an den Unterſuchungs— 
richter Anträge ſtellen, die ihm bekannt gewordenen Mittel zur 
Erforſchung der Wahrheit anzeigen, über die Handlungen des 
Unterſuchungsrichters geeignete Wachſamkeit halten und da, wo 
die von ihm geſtellten Anträge zurückgewieſen werden, Rechtsmittel 
ergreifen darf. Dehnt man weiter den Kreis ſeiner Befugniſſe 
aus, ſo leidet das Anſehen und die Wirkſamkeit des Staats— 
anwalts und der Regierung ſelbſt. Der Geſetzgeber kann ſich 
nicht verhehlen, daß das Volk mehr oder minder den Staatsan— 
walt, wenn er auch Repräſentant des Geſetzes ſeyn ſoll, zunächſt 
dennoch als einen mit Härte verfolgenden einſeitigen Ankläger 
und als Parthei betrachtet. Das Benehmen mancher Staats— 
anwälte, vorzüglich auch in den öffentlichen Sitzungen, beſtärkt 
leicht das Volk in dieſem Glauben. Die öffentliche Stimme 
findet es nun unziemlich, daß der Ankläger mit dem Angeſchul— 
digten oder demjenigen, den er anzuſchuldigen für paſſend findet, 
in perſönliche Berührung trete, und ebenſo wie der unpartheiiſche 
Richter es darf, den Vernommenen zur Antwort auf Fragen 

62 Darauf berufen ſich zur Rechtfertigung die Motive zur badiſchen 


Strafprozeßordnung zu Titel V. 
65 Code d' instruction, Art. 60. 
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nöthige, die dem Staatsanwalt zu ftellen beliebt. Daraus 
erklärt es ſich, warum in Frankreich ſo häufig Klagen über die 
in dieſen Verhören vorkommenden, für die ſpätere Unterſuchung 
nachtheiligen Einwirkungen des Staatsanwalts, über ſeine Ver— 
ſuche ein Geſtändniß zu erlangen, über rechtswidrige Zumuthungen, 
Drohungen, Verſprechungen, über die durch ein ſolches Benehmen 
des Staatsanwalts hervorgerufenen heftigen Aeußerungen des 
Vernommenen gehört werden. In der öffentlichen Sitzung werden 
dann über dergleichen Handlungen des Staatsanwalts Klagen 
geführt, was mehr oder minder ein nachtheiliges Licht auf das 
ganze Inſtitut wirft. Auch die Vernehmungen der Zeugen durch 
den Staatsanwalt werden leicht bedenklich. Wer weiß nicht, 
wie gefährlich bei vielen Zeugen die Einſchüchterung von Seite 
eines mächtigen Mannes und Suggeſtivfragen wirken? Der durch 
keine geſetzliche Inſtruktion gebundene Staatsanwalt iſt leicht 
gewöhnt, dem Zeugen ſchon das Detail der Thatſachen, über die 
er Ausſage verlangt, vorzuhalten und der eingeſchüchterte oder 
die Folgen der Ausſagen nicht erwägende Zeuge bejaht die Fragen. 
Wenn ſpäter der Zeuge auch eidlich bei dem Unterſuchungsrichter 
vernommen wird, ſo iſt er ſchon einmal durch die Ausſagen vor 
dem Staatsanwalt befangen, er wagt häufig nicht, die früheren 
Ausſagen, die der Unterſuchungsrichter im Falle anderer Angaben 
vorhält, zu widerrufen, und der durch das Verhör des Staats— 
anwalts den Ausſagen aufgedrückte Charakter der Einſeitigkeit 
wirkt nachtheilig auf die ganze Unterſuchung.“ Es iſt auch 
eine irrige Vorausſetzung, daß ein Nothſtand vorhanden ſey; 
denn wenn auch der Unterſuchungsrichter verhindert ſeyn ſollte, 
ſo fehlt es doch nicht an einem Mitgliede des Bezirksgerichts 
oder an dem Friedensrichter, welchen eben ſo gut die Vornahme 
der Handlung übertragen werden kann. Ein Hauptpunkt iſt 


64 Auch der erfahrne v. Molitor (ſelbſt Generalprokurator in München) 
geſteht in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, S. 27, daß die Stellung des 
Staatsanwalts reiner ſeyn würde, wenn er nur auf Stellung der An— 
träge beſchränkt wäre. Ebenſo tadelt Braun in ſeiner Schrift: Hauptſtücke, 
S. 18, die Stellung des franzöſiſchen Staatsanwalts. 


328 

aber noch, daß die Bezeichnung delit Nagrant im franzöfifchen 
Recht ſo unbeſtimmt iſt, daß unvermeidlich die Staatsanwälte 
dadurch verleitet werden, von ihrer Befugniß gegen den Willen des 
Geſetzgebers haufig Gebrauch zu machen; denn der Ausdruck: clameur 
publique,“ begünſtigt die nach der Erfahrung oft vorkommende 
Auslegung, das allgemein verbreitete, häufig durch die Agenten 
der Polizei veranlaßte Gerücht, daß jemand Verbrecher ſey, als 
clameur publique zu betrachten und darauf Unterſuchungshandlun— 
gen zu bauen.“ Durch die Worte: dans un temps voisin du delit 
im franzöſiſchen Staate, wird ebenſo eine große Willkür begünſtigt, 
da man auch an einer 24 Stunden nach Verübung des Ver— 
brechens bemerkten Vorfindung eines Werkzeugs bei einer Perſon 
von temps voisin ſprechen kann.“ Wir ſind daher überzeugt, 
daß das Inſtitut der Staatsanwaltſchaft durch eine oben ange— 
deutete Beſchränkung weſentlich gewinnen würde. 

Die Vortheile der Anſtalt, wie ſie im franzöſiſchen Geſetzbuche 
aufgefaßt iſt, ergeben ſich vorzüglich in nachſtehenden Beziehungen: 
1) Durch die Staatsbehörde wird in fo vielen Fällen, in welchen das 
öffentliche Intereſſe die Verfolgung einer Handlung nicht fordert, 
die Einleitung einer Unterſuchung vermieden werden, welche ſonſt, 
wenn ein Unterſuchungsrichter von Amtswegen einſchreiten müßte, 
eingeleitet worden wäre. Hieher gehören beſonders die Fälle, 
wo durch zu amtseifrige Polizeiperſonen oder Gensdarmen Fälle 
angezeigt werden, welche zwar dem Buchſtaben nach unter ein 


65 Es war in der früheren Geſetzgebung der Fall gemeint, wo die 
nacheilende Menge den auf der That Ertappten oder Fliehenden mit 
Geſchrei verfolgt. Die Worte des badiſchen Geſetzbuches: öffentliche 
ſachrede oder offentlichen Nachruf, begünſtigen ebenfalls eine weite 
Auslegung. 

66 Morin, p. 330, fordert zum clameur eine accusation populaire. 

67 Massabiau, traité, II, p. 189, meint, daß man die Zeit nicht 
über 24 Stunden ausdehnen darf. Das badiſche Geſetzbuch ſagt: als— 
bald nach der That. Nach der Anſicht der guten franzoͤſiſchen Praktiker, 
muß zwiſchen der That und dem Antreffen eines Werkzeugs des Ver— 
brechens bei einer Perſon, eine ſo kurze Zwiſchenzeit ſeyn, daß man nicht 
vermuthen kann, daß der Beſitzer die Sache von einer dem Verbrechen 
völlig fremden Perſon erhalten haben könne. 
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Strafgeſetz ſubſumirt werden könnten, aber wegen der Gering— 
fügigkeit des Intereſſes der bürgerlichen Geſellſchaft nicht beſtraft 
werden ſollen, entweder wegen des bedeutungsloſen Betrags der 
Verletzung, z. B. wenn Jemand beſchuldigt wird ein Blättchen 
Papier entwendet zu haben oder wo die übergroße Empfindlichkeit 
eines Beamten über Amtsbeleidigung oder Widerſetzlichkeit klagt, 
während der ruhig abwägende Staatsanwalt bald bemerkt, daß 
nach der Geringfügigkeit des öffentlichen Intereſſes eine Strafe 
unpaſſend ſeyn würde. Das Ergebniß der Unterſuchung und 
die Unverhältnigmäßigfeit, ſelbſt des Minimums der geſetzlich ge— 
drohten Strafe nach der Beſchaffenheit des Falles würde lehren, 
daß die Koſten und Arbeiten einer Criminalunterſuchung hier es 
wünſchenswerth machten, daß gar nicht eingeſchritten werde. 
Während der Inquirent, wenn ihm die Anzeige gemacht wird, 
doch einſchreiten muß, um jedem Vorwurf zu entgehen, hängt es 
von der Staatsbehörde ab, ob ſie anklagen will. In manchen 
Vergehen kann es ſelbſt im Intereſſe der Staatsregierung liegen, 
daß wegen einer zur Anzeige gekommenen Handlung nicht ein— 
geſchritten wird, z. B. bei Majeſtätsbeleidigung oder Auffor— 
derung zum Aufruhr. Der Staatsanwalt kann hier den Fall 
ſeinem Vorgeſetzten und dieſer dem Miniſter anzeigen, welche oft 
entſcheiden, daß nicht angeklagt werden ſoll, während eine ähn— 
liche Correſpondenz des Inquirenten mit dem Miniſterium un— 
paſſend ſeyn würde. Auf dieſe Weiſe gelangten in Frankreich 
1842 an die Staatsanwälte 58,290 Anzeigen von Fällen, die 
anfangs die Merkmale eines Verbrechens oder Vergehens an ſich 
zu tragen ſchienen, bei denen aber die Staatsanwälte doch nicht 
auf Unterſuchung antrugen, und zwar in 24,543 Fällen, weil man 
ſich überzeugte, daß die Handlung nicht ſtrafbar ſey; in 15,482 
Fällen, weil die Vergehen ſo gering waren, daß die bürgerliche 
Ordnung bei ihrer Beſtrafung kein Intereſſe haben konnte. Im 
Jahr 1843 ließ die Staatsbehörde in Frankreich 60,347 Fälle 
(darunter 8453, welche den Charakter eines Verbrechens an ſich 
zu tragen ſchienen) ohne Verfolgung, und zwar in 15,682 Fällen, 
weil die Staatsbehörde erkannte, daß das öffentliche Intereſſe 
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feine Beſtrafung forderte.“ Im Königreiche Belgien wurden 1836 
von 24,554 Fällen, die zur Kenntniß der Staatsbehörde kamen, 
von den Staatsanwälten 3643 Fälle, im J. 1837 von 25,021 
Fällen 3895 nicht verfolgt.“ Dieſe Erſcheinungen beweiſen zu— 
gleich den Irrthum der Anſicht, daß die Staatsanwälte immer 
nur mit Härte als Ankläger alle ihnen zur Kenntniß gelangten 
Handlungen verfolgen. 

2) Ein Vortheil der Staatsbehörde liegt in der beſſeren 
Stellung der Unterſuchungsrichter. Ueberall, wo er durch ſein 
Amt verpflichtet iſt, jede ihm zukommende Anzeige oder Spur 
eines verübten Verbrechens zu verfolgen, iſt der Inquirent nicht 
im Stande, ſeine eigenen Handlungen unpartheiiſch zu prüfen; 
die Colliſionslage, in der er ſich befindet, macht ihn befangen, 
die Beſorgniß von Vorwürfen, der begreifliche Wunſch, die ein— 
mal begonnene Unterſuchung zu einem Ziele, welches dem In— 
quirenten Ehre macht, zu führen, bewirken, daß der Letzte manche 
Handlungen vornimmt, deren Werth er überſchätzte. In einer 
anderen Lage aber befindet ſich der Unterſuchungsrichter, der un— 
befangener über Anträge des Staatsanwalts auf eine gewiſſe 
Thätigkeit zu prüfen hat, und unpartheiiſcher prüft. Daraus 
erklärt es ſich, warum zum Vortheile der Gerechtigkeit der fran— 
zöſiſche Unterſuchungsrichter dem Staatsanwalte gegenüber ſelbſt— 
ſtändiger erſcheint, nicht ſelten ſchon den Antrag auf Einleitung 
einer Unterſuchung, oder den auf Fortſetzung oder auf Verhaf— 
tung einer Perſon zurückweist.“ 


65 Ein ſolcher Grund, daß das öffentliche Intereſſe keine Beſtrafung 
forderte, trat z. B. ein in 511 Fällen der Unterſchlagung, in 8386 Fallen 
der Körperverletzung, in 1748 Fällen der Injurien, in 1482 Fällen des 
Diebſtahls, in 612 Fällen der Verletzung der öffentlichen Moral. Im 
J. 1843 wurden 4783 Diebſtahlsanzeigen, die auf verbrecheriſchen Cha— 
rakter deuteten, und 11,713 ſolche Anzeigen von delits unverfolgt gelaſſen, 
und zwar in 1437 Fällen wegen der Geringfügigkeit des Betrags. 

69 Die Rückſicht, daß der Fall nicht wichtig genug war und die 
öffentliche Ordnung die Beſtrafung nicht forderte, trat 1836 in Belgien 
ein in 333 Fällen der Mißhandlungen, in 193 Fällen der Injurien, in 
96 Fällen des Diebſtahls. 

o Auch Möͤhl (ein rheinbayriſcher ſehr gebildeter Praktiker) bezeugt 
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3) Auch in Bezug auf Vereinfachung und Abkürzung des 
Verfahrens wirkt die Staatsbehörde wohlthätig. Da ſie es iſt, 
welche den Umfang, in welchem eine Unterſuchung eingeleitet 
werden ſoll, und ob der Fall mehr in ſeiner ſchwereren oder 
milderen ſtrafrechtlichen Beſchaffenheit aufzufaſſen iſt, angibt, ſo 
geſchieht es, daß ſehr häufig auf manche Qualifikationen, welche 
das Verbrechen als ſchwerer darſtellten, die Staatsbehörde kaum 
Werth legt und nur den einfacheren Geſichtspunkt hervorhebt: 
z. B. den Diebſtahl als einfachen behandelt, weil ſie vorausſieht, 
daß der Beweis der Qualifikation nicht leicht hergeſtellt werden 
kann. Während der deutſche Inquirent ſeine Unterſuchung nach 
allen möglichen Geſichtspunkten einzurichten ſuchen muß, damit 
die urtheilenden Richter ihm keinen Vorwurf machen können, und 
daher die Unterſuchungen verzögert werden, vereinfachen die An— 
träge des Staatsanwalts die Unterſuchungen um ſo mehr, als 
er die Befugniß hat, wegen einer Handlung den Angeſchuldigten 
ſogleich vor das correftionelle Gericht zu laden, wo raſch das 
Urtheil erfolgt, während ſonſt eine Monate dauernde Unter— 
ſuchung auf die Merkmale eines Verbrechens gerichtet worden 
wäre und am Ende doch zu dem Ergebniſſe geführt haben würde, 
daß das ſchwere Verbrechen nicht begründet iſt.“ 

4) Damit im Zuſammenhange ſteht ein anderer erheblicher 
Vortheil. Wer weiß nicht, daß in allen Ländern, in welchen 
neue Strafgeſetzbücher erlaſſen ſind, zahlloſe Klagen über Com— 
petenzſtreitigkeiten und die dadurch veranlaßte Verzögerung ſich 
erheben. Da mit Recht unſere Strafgeſetzbücher mehr Unter— 
ſuchungen und Abſtufungen der einzelnen Verbrechen machen, 
denen beſondere Strafen gedroht ſind und die Competenz der 
verſchiedenen Gerichte nach den Strafen, die ſie erkennen dürfen, 
geordnet iſt, ſo ſind Gränzverirrungen um ſo häufiger, je mehr 
die einzelnen Verbrechen oft in einander fließen und es am An— 
fang oft ſchwierig iſt, zu erkennen, welches Verbrechen vorliegt und 


dies in v. Jagemann's Zeitſchrift für Strafverfahren. Neue Folge. I. Bd. 
2 Heft; S. 0. 
71 S. auch Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, S. 28. 
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welche Strafe verordnet iſt. Hier bewährt ſich die franzöſiſche 
Staatsbehörde, welche die Anträge zu ſtellen und dadurch die 
Richtung der Unterſuchung zu beſtimmen hat, trefflich. Sie be— 
urtheilt, wie die Handlung aufgefaßt werden ſoll, z. B. ob ſie 
als Betrug oder Faͤlſchung, als gewaltthätiger oder einfacher 
Diebſtahl behandelt, ob die Tödtung als fahrläſſige oder n 
liche aufgefaßt werden ſoll.“ 

5) Dadurch gewinnt aber auch, wie wir ſchon oben §. XXIII 
nachgewieſen haben, die Vertheidigung des Angeſchuldigten, welcher 
weiß, gegen welchen Angriff er ſie zu richten hat, während zu— 
gleich das Zuſammenwirken des Staatsanwalts und des Unter— 
ſuchungsrichters“ wohlthätig in fo ferne wirkt, als der Staats— 
anwalt durch ſeine Stellung, nach welcher ſo viele immer wachende 
Beamte von ihm abhängen, von ihnen die wichtigſten Nach— 
richten und Beweiſe in Bezug auf ein verübtes Verbrechen mit— 
getheilt erhält, aber auch durch beſtändiges Benehmen mit dem 
Unterſuchungsrichter ebenſo der Einſeitigkeit deſſelben entgegen— 
wirken und den Eifer anfeuern kann. Ob das Inſtitut der 
Staatsbehörde in den deutſchen Staaten, in welchen es neu ein— 
geführt werden ſoll, jene Vortheile hervorbringen und jene Wirk— 
ſamkeit gewinnen kann, die durch das allgemeine Vertrauen und 
die Achtung des Inſtituts bedingt iſt,“ hängt von der Stellung, 
die der Geſetzgeber der Staatsbehörde gibt,” und von den Män— 
nern ab, welchen das Amt anvertraut wird. Je mehr dieſe mit 
Energie, aber ohne Leidenſchaft handeln, und durch ihr Benehmen, 


72 Mein Aufſatz im Archiv, 1842, S. 452. 

> Bon Wichtigkeit iſt hier, daß ein würdiges Verhältniß zwiſchen 
dem Staatsanwalt und Unterſuchungsrichter Statt finde. 

[Nicht zu billigen iſt die Rolle, welche der Staatsanwalt nach der 
württembergiſchen Strafprozeßordnung, $. 267, ſpielen muß, indem er, 
wenn er auf Freiſprechung in der geheimen Sitzung antrug, das Gericht 
aber dieſe Anſicht verwirft, doch gegen ſeine Ueberzeugung die 
Meinung des Gerichts in der mündlichen Schlußverhandlung begrün— 
den muß. 

75 Daß Manches in den franzoͤſiſchen Vorſchriften in dieſer Beziehung 
zu verbeſſern iſt, geſteht auch Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, 
S. 25 — 27. 


. 
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wie durch alle Aeußerungen zeigen, daß ſie nur Wahrheit ſuchen 
und der Unſchuldige von ihnen nichts zu fürchten hat, je 
weniger der Staatsbehörde die ihrer Natur fremdartigen Unter— 
ſuchungshandlungen aufgebürdet werden, je mehr die gefährliche, 
auf die Stimmung des Volkes ebenſo wie die der Richter nach— 
theilig wirkende Ueberlegenheit aufhört, die in der Sitzung der 
franzöſiſche Staatsanwalt leicht geltend machen kann,“ deſto herr— 
licher wird das Inſtitut“ auch in Deutſchland ſich geſtalten und 
die Einwendungen und Beſorgniſſe der Gegner entkräften. 


§. XXV. 
Oeffentlichkeit der Verhandlungen. 


Die Auffaſſung der richtigen Bedeutung der Oeffentlichkeit 
im Strafprozeſſe wurde vielfach dadurch gehindert, daß man Vor— 
züge, welche nur auf Rechnung des mündlichen, unmittelbar vor 
den urtheilenden Richtern geführten Verfahrens zu ſetzen ſind, 
als Vortheile der Oeffentlichkeit ſchilderten und dadurch den Geg— 
nern Waffen in die Hand gab, durch den Angriff der Richtigkeit 
der angegebenen Gründe den Werth der Oeffentlichkeit ſelbſt zu 
bekämpfen. Nicht weniger nachtheilig wurde der gründlichen Er— 
örterung des Gegenſtandes die Verbindung, in welche man die 
Frage über den Werth der Oeffentlichkeit mit politiſchen Gründen 
brachte. Man hatte dadurch die Frage auf das Gebiet der 

6 Z. B. durch fein Recht, unmittelbar Fragen zu ſtellen, Bemer— 
kungen beliebig zu machen, Zeugen einzuſchüchtern u. A. 

77 Wie ſehr die Staatsbehörde davon entfernt iſt, Anklägerin zu 
ſeyn, zeigt der Art. 321 des Code, nach welchem der Staatsprokurator 
die von Angeklagten vorgeſchlagenen Zeugen auf ſeine Liſte ſetzen und 
vorladen kann. (Wichtig wegen der Koſten.) Molenes, I, p. 401, ſagt, 
daß dies eigentlich eine Pflicht iſt, es zu thun, ſo oft die Zeugen etwas 
zur Vertheidigung des Angeklagten ausſagen konnen. 


1 Auch der Verf. dieſer Schrift kann ſich von dem Vorwurf dieſer 
Verwechslung nicht frei machen. 
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Berechnungen, politiſchen Befürchtungen und Verdächtigungen 
gebracht, ſo daß Diejenigen, welche die Oeffentlichkeit bekämpften, 
leicht dazu kamen, mit Mißtrauen auf die Vertheidiger des 
öffentlichen Verfahrens zu blicken und zu glauben, daß der Ver— 
theidigung gewiſſe politifche Abſichten zum Grunde lägen, zu 
deren Erreichung man das Strafverfahren benutzen wolle. So— 
bald man die politiſche Seite hervorhob, hatte der Streit keine 
feſte Grundlage, und Diejenigen, welche durch die Macht der 
Umſtände gezwungen wurden, im Allgemeinen Oeffentlichkeit zu— 
zugeben, ſuchten wenigſtens durch möglichſt viele Beſchränkungen 
den befürchteten Gefahren entgegenzuwirken. Die Erörterung ge— 
winnt eine würdigere und feſtere Grundlage, wenn die Frage: 
ob Oeffentlichkeit des Strafverfahrens eingeführt werden ſoll, 
von dem rechtlichen Standpunkte aus aufgefaßt wird, wie 
mit Recht dies Abegg! gethan hat. Das Recht eines Volkes 
muß in dem innerſten Weſen deſſelben, in ſeinem Bewußtſeyn 
und ſeiner Auffaſſung des Vernünftigen wurzeln. Das Geſetz 
erſcheint als der Ausdruck dieſes Bewußtſeyns, mag das Recht 
entweder aus den Gewohnheiten ſich entwickelt und durch Schöffen 
angewendet und fortgebildet, oder der Ausfluß des Willens eines 
Geſetzgebers ſeyn, welcher den Volksbedürfniſſen und Anſichten 
gemäß das Recht auffaßt, und ihnen ſich anſchließend das Geſetz 
erläßt. Die Rechtſprechung, als die Anwendung des Geſetzes, 
iſt gleichſam die Rechnungsprobe über den Werth des Geſetzes 
und des Geiſtes deſſelben. Erſt dadurch erhält das Geſetz Leben 
und Fortbildung. Bei jedem einfachen, natürlich die Verhältniſſe 
auffaſſenden Volke ebenſo, wie bei dem auf ſehr hoher Stufe der 
Bildung ſtehenden iſt daher die Rechtſprechung öffentlich, indem 
die Anwendung der Geſetze auf einzelne Fälle dadurch verkündet 
wird und das Recht ſeine Bedeutung erhält.“ Die Staats— 
regierung muß wünſchen, daß ſich bei den Bürgern, welche nach | 


0 


2 Beiträge zur Strafprozeßgeſetzgebung, S. 116. 

3 Schloifer (Geheimer Hofrath zu Oldenburg) im Archiv für die 
Praxis des geſammten, im Großherzogthum Oldenburg geltenden Rechts, 
II. Bd. 1. Heft, S. 100. 
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den Geſetzen leben und ſie achten ſollen, das Bewußtſeyn aus— 
ſpreche, daß das Geſetz weiſe iſt, und in ſeiner Anwendung als 
ſolches ſich bewähre, daß insbeſondere das Strafgeſetz ſo weiſe 
abgefaßt ſey, daß kein Unſchuldiger als Opfer deſſelben falle, 
und kein Schuldiger ſeiner Strafe entgehe, daß Jeder aber auch 
nur von der gerechten Strafe betroffen werde. Hiezu aber ge— 
hört, daß das Volk nicht blos erfahre, daß ein Angeſchuldigter 
verurtheilt iſt, ſondern auch, daß es erfahre, auf welche That— 
fachen und Beweiſe die Verurtheilung erfolgte, ob die Verhandlung 
die Bürgſchaft der höchſten Sorgfalt in der Ausmittelung der 
Wahrheit und einer Thätigkeit liefert, bei welcher dem Angeſchul— 
digten die ausgedehnteſte Vertheidigung möglich gemacht wurde. 
Am bedeutendſten wird dies bei der Strafjuſtiz, bei welcher das 
öffentliche Intereſſe ebenſo das Strafrecht, als die amtliche Thätig— 
keit zur Verfolgung verübter Verbrechen begründet.“ Wer kann 
läugnen, daß jeder Rechtsfall nicht blos das Intereſſe der Ein— 
zelnen, die durch das Verbrechen litten, ſondern aller Bürger 
und der bürgerlichen Geſellſchaft im Ganzen auf das Lebhafteſte 
berührt und die Gemüther um ſo mehr aufregt, als ein einge— 
bornes Gefühl die Handhabung und den Sieg der Gerechtigkeit 
fordert, und leicht das Mißtrauen, insbeſondere bei gewiſſen, Die — 
Regierung unmittelbar verletzenden Verbrechen aufruft, ob nicht 
Leidenſchaft und der Wunſch, daß der Angeklagte ſchuldig be— 
funden werde, über die Gebühr den Amtseifer der Richter dazu 
angeſpornt habe, das Schuldig auszuſprechen. Es gehört zu den 
ſonderbaren Erſcheinungen, daß ein Volk, welches ein verübtes 
Verbrechen erfährt, das in allgemeinen Schrecken und Beun— 
ruhigung verſetzt, nichts weiter mehr davon erfahren darf, als 
daß nach monate- oder jahrelanger geheimer Verhandlung ein 
Mitbürger wegen dieſer That von dem Gerichte zu einer hohen 
Strafe verurtheilt worden iſt, und daß man, wenn ein Todes— 
urtheil erfolgte, dem Volke noch gnädig geſtattet, bei der Hin— 
richtung gegenwärtig zu ſeyn. Was in der Mitte von der Ver— 
übung der That an bis zur Verkündung des Urtheils bei Gericht 
Abegg, Beiträge, S. 118. 
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vorging, was angewendet wurde, um dies Urtheil herbeizuführen, 
ſoll in tiefes Geheimniß für die Bürger gehüllt ſeyn. Wer mag, 
wenn er auch nur einigermaßen das Leben kennt, glauben, daß 
unter ſolchen Umftänden jenes volle Vertrauen zur Gerechtigkeit 
des gefüllten Urtheils begründet ſeyn kann? Das Gerechtigkeits— 
prinzip fordert die Einrichtung, daß da, wo jeder Einzelne an 
dem Verbrechen und an der gerechten Beſtrafung das lebhafteſte 
Intereſſe hat,“ auch das gefällte Urtheil als ein gerechtes er— 
ſcheine und insbeſondere die erkannte Strafe als gerecht ſich ver— 
kündige. Dies kann aber nur durch die Oeffentlichkeit, die dieſem 
allgemeinen Intereſſe entſpricht, bewirkt, nicht aber blos durch 
die öffentliche Bekanntmachung des Strafurtheils, ſondern durch 
die Oeffentlichkeit der Verhandlungen ſelbſt erreicht werden, ſo 
daß die Bürger Theil nehmen und ſich von der Art der Anklage, 
von den Mitteln, welche man angewendet hat, um das verborgene 
Verbrechen zu entdecken, von der Geſtattung der ausgedehnteſten 
Vertheidigung überzeugen können, damit daran die Ueberzeugung 
von der Gerechtigkeit des Urtheils ſich knüpft. Je mehr bei einem 
Volke der Sinn für öffentliche Angelegenheiten belebt iſt, je mehr die 
übrigen politiſchen Einrichtungen den Bürgern es möglich machen, 
Theil an den Verhandlungen der politiſchen Korporationen zu 
nehmen, deſto mehr wird auch die Oeffentlichkeit der Strafgerichts— 
verhandlungen dringend geboten. Daß dadurch, wie überhaupt 
das Vertrauen durch die Oeffentlichkeit in politiſchen Verhält— 
niſſen erhöht wird, auch die Wirkſamkeit der Strafgeſetze weſentlich 
verſtärkt wird, wenn die allgemeine Ueberzeugung von dem Ernſte 
und dem Nachdruck der Strafjuſtiz ſich mit dem Vertrauen ver— 
bindet, daß nur gerechte Strafen erkannt werden, ergibt ſich 
leicht.“ Faßt man die Frage über die beſte Form der Verwal— 
tung der Strafjuſtiz von dem Geſichtspunkte auf, daß diejenige 
Form eingeführt werden muß, welche am meiſten beiträgt, die 
vollſtändigſten Materialien zur gründlichen Urtheilsfällung zu lie— 
fern, ſo iſt auch in dieſer Hinſicht die Einführung der öffentlichen 

> Abegg, Beiträge, S. 120. 
6 Hepp, Darſtellung der Strafrechtsſyſteme, II, S. 24. 
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Verhandlungen geboten; denn nicht felten trägt dieſe Form zur 
Entdeckung neuer Zeugen bei, die auf eine andere Weiſe nicht entdeckt 
worden wären; in andern Fällen wird die Wahrheitsliebe der Zeugen 
durch ſie verſtärkt. Das erſte iſt der Fall, wenn es auf das Wieder— 
erkennen einer Perſon, oder auf die Beweiſe gewiſſer Indicien? 
oder anderer Thatſachen ankommt, die für Beurtheilung der Zu— 
rechnungsfähigkeit wichtig werden, und wenn Perſonen, die unter 
den Zuhörern ſich befinden, erfahren, daß es an Zeugen über den 
Umſtand fehlt, und ſie ſich melden, weil fie über die Thatſache 
ausſagen können.“ Unſere zweite Behauptung ſcheint freilich 
dadurch ihren Werth zu verlieren, daß eben nach den von den 
Gegnern der Oeffentlichkeit angeführten Erfahrungen die Oeffent— 
lichkeit am meiſten die Zeugen einſchüchtert, furchtſam macht und 
ſie zur Zurückhaltung der Wahrheit veranlaßt; allein wir wieder— 
holen dennoch die obige Behauptung. Es iſt richtig, daß an— 
fangs, wenn der Zeuge ausſagen ſoll, die Maſſe des Publikums 
ihn verwirrt und befangen macht; der Anblick eines Mannes, den er 
vielleicht als Freund oder gefährlichen, rachſüchtigen Genoſſen des 
Angeklagten kennt, unter den Zuhörern kann den Zeugen verwirren; 
allein erfahrene Praktiker, welche bei dem mündlichen Verfahren 
thätig waren, verſichern, daß wenn die erſte Befangenheit vor— 
über iſt, und die Fragen des Präſidenten und der Staatsbehörde 
auf den Zeugen einwirken, die Faſſung der Zeugen wiederkehrt, 


In England behaupten Praktiker, daß ſchon die Oeffentlichkeit der 
Vorunterſuchung wohlthätig wirkt, einen neuen Zeugen zu entdecken, z. B. 
wenn bekannt wird, daß der Angeſchuldigte behauptet, daß er am Orte 
der That nicht geweſen ſey, und nun ein Zeuge ſich findet, der ausſagen 
kann, daß er ſelbſt den Angeſchuldigten an jenem Orte am beſtimmten 
Tage ſah. 

5 Z. B. es kam in einem Falle darauf an, herzuſtellen, daß das 
Meſſer, mit welchem das Verbrechen verübt wurde, am Tage des Ver— 
brechens noch bei dem Angeklagten geſehen wurde. 

In einem Falle erkannte ein in der Sitzung Anweſender erſt den 
Angeklagten, den er aus einem Haufe (worin das Verbrechen verübt war) 
ganz verſtört, mit blutigen Kleidern am 16. Juni, Morgens 5 Uhr, 
fliehen ſah. — Fölix, über Mündlichkeit, S. 61, gibt ſelbſt ſolche Fälle 
zu, glaubt aber, daß ſolchen Zeugen nicht viel zu trauen ſey. 

Mittermaier, über Mündlichkeit zc. 22 
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und die Feierlichkeit der Verhandlung eben ein Gegengewicht 
gegen die Motive der Zurückhaltung gibt,“ die Stimme der 
Pflicht, Wahrheit zu ſagen, verſtärkt, und der Anblick ſo vieler 
Umſtehenden eher antreibt,“ eine wahre Ausſage abzulegen, da 
der Zeuge fürchten muß, daß unter den Zuhörern Perſonen ſind, 
die leicht der Lüge ihn beſchuldigen können. Wir berufen uns 
auf das Zeugniß Derjenigen, die bei Aſſiſenſitzungen haufig 
gegenwartig waren, ob nicht oft der anfangs furchtſame Zeuge, 
je mehr er gedrängt mit anderen Zeugen zuſammengeſtellt wird, 
je mehr z. B. der Vertheidiger die Wahrheit ſeiner Ausſagen 
bekämpft, Muth bekommt und zuletzt mit Entſchloſſenheit furcht— 
los die Wahrheit ſagt. 

Außer den bisher angeführten rechtlichen Gründen für die 
Oeffentlichkeit fallen aber auch viele wichtige politiſche in die 
Wagſchale. Wir wollen zwar nicht einen oft angeführten Grund, 
den, daß die Oeffentlichkeit eine Controle des Volkes begründe, 
hier geltend machen; denn dieſer Grund beruht auf einer Unklar— 
heit.? Niemand kann im Ernſte glauben, daß eine durch Zufall 
gebildete, vielleicht aus wenig urtheilsfähigen Menſchen beſtehende, 
oft kleine Anzahl von Zuhörern eine Controle über die Rechts— 
pflege wirkſam ausüben kann. Das Urtheil dieſes Publikums 
über die Zweck- oder Rechtmäßigkeit der Verhandlungen kann doch 
keinen rechtlichen Einfluß auf den rechtlichen Beſtand des Pro— 
zeſſes üben, und die Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens 
eines Publikums, deſſen Beurtheilungskraft und Willensreinheit 
oft ſehr zu bezweifeln iſt, werden die Richter nicht irre machen. 
Dagegen erſcheint nach pſychologiſchen Geſetzen die Oeffentlichkeit 
als neuer Antrieb zur gewiſſenhafteren Pflichterfüllung für die 
Richter, für die Beamten der Staatsbehörde und für die Vertheidiger; 

10 Dies bezeugt auch Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, S. 21. 

1 Toullier, droit civil, IX. vol. p. 438, führt die Erfahrungen der 
Aſſiſenhöfe an und bemerkt: »La présence du publie, qui observe le 
temoin et le juge, lui impose et lui fait sentir la necessité de dire la 
verite toute entiere, celle des magistrats lui donne la force de la 


confesse et le courage de la soutenir.« 
= Mein Aufſatz im Archiv 1842, S. 260. Abegg, Beiträge, ©. 121. 
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fie gibt den Verhandlungen eine höhere Würde, die wieder wohl— 
thätigen Einfluß hat. Es liegt in der Natur der Sache und die Er— 
fahrung beſtärkt die Wahrheit des Satzes, daß der Menſch, je mehr er 
ſich von andern Perſonen beobachtet ſieht und vor ihnen handeln 
muß, in dem Wunſche, die Achtung der Mitbürger nicht zu verlieren, 
einen Grund findet, der theils einer gewiſſen Bequemlichkeitsliebe, 
theils den Verſuchungen entgegenwirkt, die leicht durch Ver— 
ſtimmungen und das Betragen der Gegner begründet werden. Jeder, 
der in Collegien lebte, weiß, daß die Gewohnheit, mit der die Mit— 
glieder unter ihren Genoſſen leben und wo alle eine wechſelſeitige 
Nachſicht in Anſpruch nehmen, Manchen bewegt, ſeinen Launen oder 
ſeiner Bequemlichkeit mehr nachzugeben, als dies ſeyn ſollte. Jeder, 
der öffentliche Verhandlungen beobachtete, weiß aber auch, daß 
Erſcheinungen dieſer Art aus einer natürlichen Scheu vor dem 
Publikum nicht oder ſelten vorkommen. In gerichtlichen Verhandlun— 
gen ſind die Veranlaſſungen zu Ausbrüchen der Leidenſchaft vielfach 
gegeben. Das Benehmen des Angeſchuldigten oder eines Zeugen, 
die Schlauheit und Zurückhaltung, mit der ſich der Befragte be— 
trägt, kann leicht eine Verſtimmung bei dem Präſidenten und 
dem Staatsanwalte herbeiführen, welche nachtheilig auf die Ver— 
handlung wirkt. Der Anblick des Publikums, die Ueberzeugung, 
daß ein heftiges Betragen allgemeine Mißbilligung finden würde, 
hält gewiß in vielen Fällen vor Ausbrüchen der Heftigkeit zurück, 
die nicht mangeln würden, wenn das Verfahren geheim wäre. 
Wir leben zwar nicht in einer Selbſttäuſchung, welche ſich ein— 
bildet, daß die Oeffentlichkeit alle Richter, alle Mitglieder der 
Staatsbehörde und alle Vertheidiger mit einem überirdiſchen 
Geiſte erfülle, und auch Denjenigen, die ſonſt leicht in der Pflicht— 
erfüllung ſtraucheln könnten, die höchſte Gewiſſenhaftigkeit ein— 
hauche. Auch wir haben häufig leidenſchaftliche Präſidenten, 
welche unfchonend mit den Angeklagten und den Zeugen ver— 
fuhren, heftige, unartige Mitglieder der Staatsbehörde beobachtet, 
die ihren Stolz darin fanden, vornehm die Angeklagten zu ver— 
höhnen, oder jede Entſchuldigung lächerlich zu machen und Zeugen 
einzuſchüchtern; wir haben ebenſo Advokaten geſehen, die durch 
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leere Deklamationen den Mangel der Vertheidigungsgründe be 
deckten und die Zeugen zu verwirren oder unwürdig herabzuſetzen 
ſuchten; allein ſolche Erſcheinungen waren ſeltene Ausnah— 
men; die Regel bildete, nach den Beobachtungen öffentlicher 
Verhandlungen in verſchiedenen Ländern Europas das würdige, 
anſtändige Betragen von Seite der Perſonen, die bei der Ver— 
handlung amtlich beſchäftigt waren. Die Folge dieſer Erſchei— 
nungen war ein wohlthätiger Eindruck bei dem Publikum und 
ein erhöhtes Vertrauen zur Juſtiz. Wir rechnen zu den Vor— 
theilen öffentlicher Verhandlungen noch den für die Ausübung 
der Strafgerechtigkeit wichtigen Eindruck auf das Volk mit der 
ernſten, durch die Verhandlungen gepredigten Lehre, daß der 
Schuldige ſeiner Strafe nicht entgeht, daß Lügen und Schlauheit 
ohnmächtig ſind gegen die Kraft der Wahrheit und gegen die 
geiſtigen Waffen, die in dem Zuſammenwirken Derjenigen liegen, 
welchen das Amt aufgetragen iſt, die Wahrheit zu entdecken. Der 
Ernſt der Gerechtigkeit, die den Schuldigen trifft, verſtärkt die 
abſchreckende Kraft der Strafgeſetze. Wir haben das Volk in 
Ländern, in welchen die Heftigkeit des Nationalcharakters die 
Unruhe des Publikums bei der Aſſiſe begreiflich macht, z. B. in 
Neapel, in mündlichen Verhandlungen beobachtet und bemerkt, 
daß die Menge der Zuhörer immer ruhiger und ernſter wurde, 
je mehr die Verhandlung dem Ende ſich nahte und der Urtheils— 
ſpruch erfolgen ſollte; wir haben den Eindruck beobachtet, welchen 
es machte, wenn der bald von dem Präſidenten, bald von einem 
der Richter, bald von dem Generalprokurator durch Fragen be— 
ſtürmte Zeuge zuletzt gleichſam genöthigt war, dennoch die Wahr— 
heit zu ſagen, welche er feſt entſchloſſen war, zurückzuhalten. Wir 
haben es bemerkt, welches Gefühl ſich der Zuhörer bemächtigte, 
wenn der von allen Seiten durch Fragen beſtürmte, auf ſeine 
Widerſprüche in den Antworten aufmerkſam gemachte Angeklagte 
durch die beſtändige Confrontation mit Zeugen und durch die 
Macht der mündlichen Verhandlungen erſchüttert, zuletzt in ein 
dumpfes Schweigen verſank, welches in Verbindung mit der 
Haltung des Angeklagten, mit der ungeheueren, in allen Zügen 
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des Geſichts ausgedrückten moraliſchen Erſchütterung, das Schuld— 
bewußtſeyn ausſprach. Wir haben im Umgange mit Perſonen aus 
niedrigen Volksklaſſen, in Geſprächen mit Menſchen, deren Standes— 
genoſſen vor einigen Tagen wegen Verbrechen vor Gericht ſtanden, 
die Ausbrüche ihrer Wuth gegen das mündliche Verfahren, gegen 
die geiſtige Folter der Angeſchuldigten, wie ſie es nannten, und die 
Ueberzeugung ausſprechen hören, daß dieſe Art der Verhandlung 
weit mehr als jede andere die Ueberweiſung des Schuldigen be— 
wirke. Wenn mein Freund H. Fölix“ bemerkt, daß dieſe Be— 
merkungen der Wahrheit ſich nähern könnten, wenn das Publikum 
nicht auch die Ausflüchte der Angeklagten, die oft fein ausge— 
dachte Verdrehung der Thatſachen, die den Angeklagten über— 
trieben anpreiſenden Vertheidigungsreden anhörte und die los— 
ſprechenden Urtheile erführe, ſo geben wir gerne zu, daß die 
Losſprechung der Schuldigen, die ſchlau ſich durchlügen, der 
Juſtiz nachtheilig ſeyn kann, und jene Ausflüchte und excentri— 
ſchen Vertheidigungen Schattenfeiten in dem Gemälde bilden; 
allein da auf der andern Seite, wie wir dargethan haben, die 
Zahl der Verurtheilungen in Folge des mündlichen Vrrfahrens 
weit größer iſt, als bei dem ſchriftlichen Verfahren, ſo iſt doch 
nachgewieſen, daß in der Mehrzahl der Fälle die regelmäßig 
eintretende Verurtheilung den für den Ernſt und die Strenge der 
Strafjuſtiz wirkſamen Eindruck hervorbringt, daß das Läugnen 
und Lügen nichts nützen und die Verurtheilung nicht abwenden 
könne. Die Gefühle, welche durch die ſchlauen Ausflüchte der 
Angeklagten und übertriebene Vertheidigung hervorgebracht wer— 
den, ſind nur raſch aufwallende, die theils durch die nachher 
verkündete Verurtheilung, theils durch den geſunden Sinn der 
Beſſeren unwirkſam gemacht werden.“ Wir zählen zu den Vortheilen 

15 Ueber Mündlichkeit, S. 59. 

4 Die oben S. 99 in Note 23 angeführten günſtigen Zeugniſſe des 
Miniſters Niccolini über die Wirkungen der Oeffentlichkeit in Neapel, 
die im gleichen Sinne an den Großherzog von Toskana erſtatteten Be— 
richte über die Folgen des Geſetzes von 1838 ſollten von den Gegnern der 


Oeffentlichkeit nicht gering geachtet werden. Wir nennen zwei hochgeſtellte 
Männer Italiens, Tartaglia, den Generalprokurator in Neapel, und den 
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der Oeffentlichkeit noch die Verbreitung der Rechtskenntniß unter 
dem Volke. Wir bitten Alle, welche in Ländern, in denen Oeffentlich— 
keit beſteht, mit Perſonen der verſchiedenen Ständeklaſſen in Be— 
rührung lebten, zu erklären, ob ſie dort nicht eine weit beſſere 
Kenntniß von den Geſetzen, von den unter Strafe verbotenen 
Handlungen oder Unterlaſſungen, von den gedrohten Strafen 
unter dem Volke verbreitet fanden, als in den Staaten, in 
welchen das geheime Verfahren beſteht. Iſt jene beſſere Rechts— 
kenntniß aber nicht etwas Wünſchenswerthes? Iſt ſie nicht die 
Bedingung der gerechten Verurtheilung, da bei dem jetzigen Zu— 
ſtande unſerer Strafgeſetzgebungen ſchwerlich behauptet werden 
kann, daß alle darin enthaltenen Strafdrohungen ſchon in der 
Moral und dem angeborenen Gefühle des Unrechts wurzeln und 
daß die Strafvorſchriften leicht von jedem Nichtjuriſten verſtanden 
werden können? Die öffentliche Verhandlung aber iſt eine be— 
ſtändige, durch die Lebhaftigkeit des Eindrucks, durch die Macht 
der Verurtheilungen und durch die ſprechenden Beiſpiele verſtärkte 
Schule, welche das Volk belehrt,“ was geboten und verboten 
und was die Folge der Uebertretung iſt. Nicht verſchwiegen darf 
endlich der Vortheil werden, der für den Angeklagten in den 
öffentlichen Verhandlungen liegt. Für den Unſchuldigen liegt 
eine große Beruhigung darin, daß er vor ſeinen Richtern und 
ſeinen Mitbürgern über die That, deren er beſchuldigt wird, ſich 
unmittelbar ſelbſt oder durch ſeinen Vertheidiger rechtfertigen, 
durch die wahre Darſtellung der Umſtände, die ihn verdächtig 
machten, den Verdacht zerſtören, oder durch die Nachweiſung der 
Verhältniſſe, unter denen er handelte, ſeine That rechtfertigen 
kann. Dies Mittel entbehrt er in dem ſchriftlichen geheimen 
Prozeſſe. Selbſt die Erfahrungen in Württemberg haben in dem 
beſchränkten Umfange, in welchem die Oeffentlichkeit dort geſtattet iſt, 
Hrn. v. Bologna, Polizeipräſidenten in Florenz, deren Erfahrungen über 
die Vortheile der Oeffentlichkeit in dem von uns oben bezeichneten Sinne 
den Verf. des vorliegenden Buchs in ſeiner Ueberzeugung mächtig beſtärkten. 

15 Auch Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, S. 21, hebt 


dieſen Vortheil hervor. | 
16 Schloifer, in dem Oldenburgiſchen Archiv, S. 103. 
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gezeigt,“ daß viele Angeſchuldigte die Bedeutung des öffentlichen 
Verfahrens für ſie begriffen und die Gelegenheit benutzten, ihre 
Rechtfertigung vorzutragen. Der Losgeſprochene weiß, daß nicht 
blos die Losſprechung, ſondern die bei ſeinen Mitbürgern be— 
gründete Ueberzeugung, daß die Losſprechung eine wohlbegründete 
und geſetzmäßige war, den wahren Werth für ihn hat und ihn 
völlig reinigt, da dem Unſchuldigen daran liegen muß, daß er 
nicht in die Klaſſe derjenigen geworfen werde, welche nur frei— 
geſprochen werden mußten, weil es an den nöthigen Beweiſen 
fehlte, während viele Verdachtsgründe unwiderlegt auf ihm 
ruhten.“ 

Wenn darnach die Oeffentlichkeit aus dem Weſen der Ge— 
rechtigkeit, ebenſo wie durch politiſche Gründe gerechtfertigt er— 
ſcheint, ſo muß bei der Forderung dieſer Form wohl die Vor— 
unterſuchung von dem Hauptverfahren vor den urtheilenden 
Richtern getrennt werden. Die bisherigen Gründe beziehen ſich 
nur auf das Letzte. Die Oeffentlichkeit der Vorunterſuchung, ſo 
daß jede darin vorgenommene prozeſſualiſche Handlung in Ge— 
genwart des Publikums geſchehen müßte, dürfte ebenſo im In— 
tereſſe der Gerechtigkeit, als in dem der Angeſchuldigten bedenk— 
lich ſeyn.“ Es iſt bekannt, daß am Anfange der Unterſuchung 
vorzüglich bei der ſogenannten Information, wo oft die Frage 
ſchon ſchwierig iſt, ob ein Verbrechen verübt wurde, ob der That 
ein Verbrechen zum Grunde liegt, wo an ſich ſchwache Verdachts— 
gründe die Aufmerkſamkeit des Richters auf eine Perſon lenken, 
eine geheime fchonende Verfolgung der Spuren nothwendig wird. 
Vernehmungen, um einem gewiſſen Gerüchte auf den Grund zu 
kommen, um Quellen von Verdachtsgründen zu benützen, müſſen 
oft raſch auf einander folgen und können ſelbſt an keine Gerichtszeit 


17 v. Breitſchwert in Sarwey's Monatſchrift, . c. X, ©. 144. 

is Schon Ayrault in feinem Werke: L’ordre formalite et instruction 
judiciaire, p. 536, ſagt: L’innocent ne sera jamais plainement absous ni 
le coupable puni trop justement; il y a toujours quelque chose à redire, 
si leur procès n'a été vu et fait en public. 

19 Feuerbach, Betrachtung, I, S. 58. v. Jagemann, die Oeffent— 
lichkeit, S. 49. Duverger, manuel des juges d’instruction, I, p. 384. 
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gebunden ſeyn, wenn z. B. bei einer Tödtung im Raufhandel 
die Nacht benützt werden muß, um ſchnell alle Betheiligten zu 
vernehmen, oder den ſchwer Verwundeten zu verhören. Sollte 
jede ſolche Handlung öffentlich geſchehen, ſo würden dadurch 
zahlloſe Gerüchte veranlaßt werden, welche wieder die Juſtiz be— 
ſchäftigen, da die dadurch bewirkten Aeußerungen im Publikum 
leicht den Glauben erzeugen könnten, daß die Perſonen von denen 
die Aeußerungen herkommen, etwas Näheres anzugeben wüßten. 
In Fällen, in denen mehrere Mitſchuldige eines Verbrechens vor— 
handen ſind, wäre durch Oeffentlichkeit der Vorunterſuchung die 
Möglichkeit völlig vereitelt, Wahrheit zu erfahren. Wer weiß 
nicht, wie durch unzeitige Verbreitung gewiſſer Ausſagen und 
kebenumſtände im Publikum die Zeugniſſe der vernommenen Zeugen 
weſentlich leiden, da man bei ihren Ausſagen nicht weiß, ob 
ſie die Umſtände aus eigenem guten Wiſſen angeben, oder aus 
den Gerüchten nacherzählen. Nicht weniger bekannt iſt es, daß 
oft am Anfang der Vorunterſuchung gegen Unſchuldige wegen 
einiger Verdachtsgründe Schritte vorgenommen werden, um die 
vorhandenen Indicien zu verfolgen. Zeugen müſſen vernommen 
werden; es kann nicht fehlen, daß dabei eine Perſon als ver— 
dächtig bezeichnet wird. In der Folge ſchwindet der Verdacht; 
wie nachtheilig könnte es für den Ruf einer Perſon ſeyn, wenn 
ſolche anſchuldigende Aeußerungen oder Vermuthungen des In— 
quirenten oder Zeugen öffentlich vorgebracht werden müßten und 
ſich verbreiteten!" Das Geheimniß der Vorunterſuchung für das 
Publikum, iſt nach dem Charakter der Vorunterſuchung, die nur 
Materialien liefern ſoll, um darüber entſcheiden zu können, ob 
eine Anklage begründet werden darf, unerläßlich.“ Wenn wir 


20 Mit Recht hatte daher in einem Arrét die Staatsbehörde in 
Frankreich, in einem Falle, wo eine Perſon die Akten der Vorunter— 
ſuchung einſehen wollte, die gegen eine andere geführt wurde, dieſe Einſicht 
verweigert und das Gericht betätigte dieſe Anſicht; f.le droit, 1838, Nr. 17. 

21 Auch der Generaladvokat Foucher zeigt in der Schrift: de la 
publicité des actes et des débats judiciaires par la voix de la presse, 
p. 19, die Gefahren der Veröffentlichung der Akte der Vorunterſuchung 
durch die Preſſe. 
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aber das Publikum davon ausſchließen, ſo können wir nie Die 
Ausdehnung des Geheimniſſes auch auf den Angeſchuldigten, wie 
es im franzöſiſchen Prozeſſe vorkommt, rechtfertigen. Die eng— 
liſche Vorunterſuchung, in welcher der Angeſchuldigte ſogleich 
von jeder Anſchuldigung in Kenntniß geſetzt und jeder Zeuge in 
ſeiner Gegenwart ſo vernommen wird, daß der Angeſchuldigte 
Fragen an ihn ſtellen kann, würde weſentlich zur Entdeckung 
der Wahrheit und Erleichterung der Vertheidigung beitragen. 

Die Oeffentlichkeit der Hauptverhandlungen iſt noch in neueſter 
Zeit ein Gegenſtänd vielfacher Einwendungen geworden.“ Ein 
Theil derſelben hängt mit Grundanſichten über politiſche Zuſtände 
zuſammen. Man hält es für unangemeſſen und für die Wohl— 
fahrt des Staats ſelbſt gefahrbringend, wenn man den Klaſſen 
des Volkes, deren gewöhnliche Nahrungsbeſchäftigungen andere 
ſind, als die Leitung des gemeinen Weſens, einen Antheil an der 
Beſorgung des gemeinen Weſens, auch nur durch die Geſtattung 
des Zutritts zu den öffentlichen Verhandlungen einräumt, da der 
unwiſſende Theil des Volkes über die Handlungen und Abſichten 
der Richter irre geführt, aufgeregt und von den Agitatoren zu 
beliebigen Zwecken benützt werden kann.“ Schwerlich kann der— 
jenige, welcher die Bedeutung der Repräſentativ-Verfaſſung kennt, 
und weiß, wie die Regierung darin an Macht und Vertrauen 
gewinnt und keine Gefahr für die bürgerliche Ordnung leidet, 
dieſen Anſichten beiſtimmen. Die Umwandlung der Zuſtände, 
geſellſchaftlicher Verhältniſſe und Anſichten, iſt ſeit 30 Jahren 
(§. 1 oben) ſo groß, daß aus der lebhaften Theilnahme des 
Volkes an öffentlichen Angelegenheiten von ſelbſt ein Geiſt der 
Prüfung der Regierungshandlungen rege geworden iſt, welche 
das Volk betreffen. Wir geben zu, daß in vielen Gegenden 
Deutſchlands zum Glücke Vertrauen zur Regierung und zu den 
Richtern herrſcht; aber manche Vorfälle haben die Theilnahme 


? Sie find am beſten in den Motiven des ſächſiſchen Entwurfs der 
Strafprozeßordnung und in den Schriften von Foͤlir und Geib (ſ. oben 
S. 15) angegeben worden. 

25 Fölix, über Mündlichkeit, S. 43. 
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des Volkes an den Ergebniſſe gerichtlicher Strafverhandlungen 
geſteigert, die Gründe der Verurtheilungen werden geprüft; die 
Regierungen ſelbſt wollen nicht mehr wie einſt, abſchrecken, ſie 
wollen durch die Gerechtigkeit der Strafen die Kraft der Straf— 
geſetze verſtärken, und auf das moraliſche Gefühl des Volkes 
wirken; damit aber iſt von ſelbſt die Oeffentlichkeit der Verhand— 
lungen herbeigeführt, weil die Regierung ein Intereſſe hat, jeder 
Verdächtigung entgegenzuwirken, die Ueberzeugung von der Ge— 
rechtigkeit der Urtheile in Strafſachen zu begründen und weil die 
Möglichkeit der Theilnahme des Volkes an den Verhandlungen 
der Gerichte am meiſten beiträgt, das Vertrauen zu begründen 
und den Zweck der Strafjuſtiz zu befördern. Gibt man zwar 
die Richtigkeit der Betrachtungen“ zu, daß in der Regel das 
in den Verhandlungen gegenwärtige Publikum, aus Müßiggängern, 
neugierigen Perſonen beſtehend, welche nicht aus Intereſſe an 
der Gerechtigkeit die Sitzungen beſuchen, nicht geeignet iſt, zur 
Erreichung der beabſichkigten Vortheile der Oeffentlichkeit beizu— 
tragen, ſo ſcheint freilich der Werth der letztern ſehr zweifelhaft, 
die Beſorgniß aber naheliegend zu ſeyn, daß die öffentliche Ver— 
handlung eine Schule der Immoralität und ein neuer Anreiz zu 
Verbrechen werde; allein dieſe Anſichten beruhen auf einer ein— 
ſeitigen Auffaſſung. Es iſt wahr, daß in Paris und in manchen 
großen Städten das Publikum in den Gerichtsſitzungen eben 
nicht geeignet iſt, an die Wirkungen edler Motive zu glauben, die 
dieſe Perſonen in die Sitzung führten, allein wir läugnen, daß 
nach den Erfahrungen, die wir in verſchiedenen Ländern, insbe— 
ſondere auch in den deutſchen Rheinprovinzen ſammelten, dies die 
Regel bildet. Es wird nie an Perſonen fehlen,“ welche aus Intereſſe 
an der Strafjuſtiz die Sitzungen beſuchen und wenn auch viel— 
leicht zunächſt Neugierde? fie antrieb, allmählig von der Bedeu— 
tung der Verhandlungen ergriffen, wohlthätige Früchte daraus 


23 Fölix, S. 48. 

25 S. auch das Zeugniß von de Vaulr in der Zeitſchrift, XVI, 
S. 172. 

f 26 Die Neugierde, welche man als gewöhnliches Motiv angibt, it 
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ziehen. Will man felbft zugeben, daß das Publikum aus ge 
meinen Perſonen beſteht, ſo muß man doch anerkennen, daß auch 
auf ſie der Akt der Ausübung der Gerechtigkeit in der Art, daß 
klar vor dem Gemüthe der Zuhörer der ganze Fall mit allen 
Verwickelungen und mit allen erhobenen Beweiſen ſteht, ſeine 
Macht äußert; der Anblick des Angeklagten, der vergeblich in 
langen qualvollen Stunden mit der höchſten Anftrengung gegen 
die einſtürmenden Beweiſe kämpft und die Laſt der Wahrheit ab— 
zuwälzen ſucht und am Ende doch unterliegt, iſt eine furchtbare 
Lehre,? die auf alle Zuhörer, auch auf diejenigen wirkt, welche 
die Neugierde in den Saal trieb.“ Auf einer Kette irriger Vor— 
ausſetzungen beruht aber die durch die Erfahrung widerlegte 
Behauptung, daß die Oeffentlichkeit die Schule der Immoralität 
ſey. Grundlos iſt ſchon die Vorausſetzung, daß das Volk ohne 
die Oeffentlichkeit die Thatſachen der bei Gericht verhandelten 
Verbrechen nicht kennen gelernt haben würde.“ Wer weiß 
nicht, daß in allen Ländern, in welchen das Verfahren geheim 
iſt, bedeutende Criminalfälle allgemein bekannt werden und den 
willkommenen Stoff der vornehmen Geſellſchaft, wie der Unter— 
haltung der niedern Volksklaſſen bilden, daß alle Einzelnheiten 
ausgeſchmückt und auf eine gefährlichere Weiſe wirken, als da, 
wo das Publikum durch die öffentliche Sitzung die Wahrheit 
erfährt und durch die Beobachtung der Anſtrengungen des An— 
geſchuldigten, durch die Ueberzeugung, daß die Wahrheit alles 
Widerſtrebens ungeachtet doch ausgeſagt werden muß, und daß die 
verborgenſten Thatſachen, die ſtummen Zeugen des Verbrechens 
und die Ankläger der Schuldigen werden, durch den Anblick der 
ſelbſt aus ſehr verſchiedenen Gefühlen und Motiven gebildet. Es mag 
der Wunſch, den neuen unbekannten Gang der gerichtlichen Verhandlun— 
gen kennen zu lernen, Manche allein bewegen, die Sitzungen zu beſuchen; 
aber daraus folgt nicht, daß dieſem Wunſche nicht ein edler Beweggrund, 
ſich zu belehren, zum Grunde liegt. 


7 De Vaulx, in der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, XVI, 
S. 168. 

28 Ein günſtiges Zeugniß wird dem Publikum auch in Württemberg 
von H. v. Breitſchwert, in Sarwey's Monatsſchrift, I, S. 156 gegeben. 

29 Schloifer, in dem Oldenburger Archiv, S. 102. 
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erſchuͤtternden Scenen der Verurtheilung einen heilfamen, er— 
ſchütternden Eindruck und die beſte abmahnende Lehre erhält? 
Das Zeugniß des erfahrenen Generaladvokaten de Baulr ® 
iſt gewichtig, wenn er in Abrede ſtellt, daß die Oeffentlichkeit 
des Verfahrens zur Entwicklung der Anſteckung in der moraliſchen 
Welt beigetragen hat und die Verbrecher erſt aus den Verhand— 
lungen Motive zur Verübung der Verbrechen ſchöpften. Man 
hat in neuerer Zeit ſich auf die oft in Frankreich vorgekommenen 
Straffälle von Giftmorden und darauf berufen, daß gewiß Manche, 
welche das Verbrechen verübten, durch die Theilnahme an Ver— 
handlungen über einen ſolchen Straffall zu dem verbrecheriſchen 
Gedanken gebracht, mit den Mitteln der Vergiftung bekannt ge— 
macht und dadurch in ihrem Entſchluſſe zum Verbrechen beſtärkt 
wurden, weil fie erfuhren, daß?“ die Entdeckung des Gifts fo 
ſchwierig ſey; allein wenn auch zugegeben werden muß, daß in 
ſeltenen Fällen die Kenntniß verübter Verbrechen anſteckend auf 
Andere wirkt und ſie zur Nachahmung reizt, ſo bleiben die 


Gegner der Oeffentlichkeit, welche ſich auf ſolche Erſcheinungen | 


berufen, den Beweis ſchuldig, daß dieſe Perſonen nicht auch 
durch die Erzählung von ſolchen Verbrechen oder vorzüglich durch 
den Anblick von Hinrichtungen wegen derſelben zu dem verbreche— 
riſchen Entſchluſſe gebracht worden wären; auf jeden Fall aber ſind 
ſolche Beiſpiele höchſt ſelten und entweder die Folgen krankhafter 
Zuſtände, oder ſie ſtehen im Zuſammenhange mit Entſchlüſſen, die 
lange ſchon in dem verbrecheriſchen Gemüthe wurzelten und 
nur eine geringe Veranlaſſung bedurften, um ſie zum Ausbruch 
zu bringen. Alle erfahrenen Praktiker der Länder, in denen 


30 Zeitſchrift, 1. c. S. 168 — 169. 

51 Wenn man ſich darauf beruft, fo muß man auch anführen, daß 
die Zuhörer in ſolchen Aſſiſen auch erfahren, daß dennoch die Wiſſen— 
ſchaft die Mittel beſitzt, auch die noch ſo ſchlau verhüllte Vergiftung zu 
entdecken und daß die Juſtiz ſich durch das Läugnen des Angeklagten 
nicht irre machen läßt. 

32 Ueber den Irrthum, daß durch die Oeffentlichkeit Reiz zur Ver— 
übung von Verbrechen entſtehe, Hepp, Darſtellung der Strafrechtsſyſteme, 
II, S. 131. 
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öffentliches Verfahren beſteht, beftreiten es, daß dadurch Verbrechen 
vermehrt werden.“ Möchten die Staaten, die ſich ihres geheimen 
Prozeſſes rühmen, ihr criminaliſtiſches Budget mit den Verbrechens— 
tabellen der Länder vergleichen, in welchen Oeffentlichkeit gilt, 
und ſie dürften bald Urſache finden, erröthend zu geſtehen, daß 
bei ihnen die ſteigende Zahl ſchwerer Verbrechen nicht günſtig 
für den deutſchen Prozeß ſpricht. Wir kennen wohl die Schwie— 
rigkeiten aus den ſtatiſtiſchen Tabellen von zwei Ländern, die 
eine ganze verſchiedene Strafgeſetzgebung haben, Schlüſſe abzu— 
leiten, um über den Zuſtand der Moralität der Länder zu ent— 
ſcheiden; aber einige Vergleichungspunkte gewähren doch die 
Tabellen. Abgeſehen von Frankreich, wo die Zahl der ſchweren 
Verbrechen ſich nicht vermehrte, bieten die zwei deutſchen Länder, 
in denen öffentliches Verfahren beſteht, Rheinpreußen und Rhein— 
bayern intereſſante Materialien dar. Schon aus den Jahres— 
berichten des Juſtizminiſters Mühler“ ergibt ſich, daß nur bei 
den Polizeiüberſchreitungen und bei einigen correktionellen Ver— 
gehen eine Vermehrung bemerkbar iſt, dagegen bei den ſchweren 
Verbrechen, die vor die Aſſiſen ? gehören, eine Verminderung ein— 
trat und überhaupt das Verhältniß der Zahl der ſchweren Ver— 
brechen in der Rheinprovinz günſtiger ſich ſtellt, als in den 
alten Provinzen.“ In Rheinbayern wird eine merkliche Ab— 
nahme der ſchweren Verbrechen erſichtlich;“ es dürfte demnach 

55 S. auch die neueſten Ausgaben in Braun, Hauptſtücke, S. 46. 

3 Generalbericht über die Juſtizverwaltung in Preußen, im J. 1839, 
S. 498 und Generalbericht über die Jahre 1840—1841, S. 388. 

55 Im J. 1838 kamen bei den Aſſiſenhoͤfen 333, 1839 370, im J. 
1840 372, 1841 459 Anklagen vor. Im J. 1842—43 wurden bei den 
Aſſiſenhöfen über 371 Anklagen entſchieden. 

66 Nach dem Jahresbericht kam in der Rheinprovinz 1839 auf 4045 


Einwohner ein vor die Aſſiſen geſtellter Angeklagter, in den alten Pro— 
vinzen Einer auf 264 Einwohner. 

Nach den Tabellen wurden 1839—40 von den Aſſiſenhöfen von 
64 vor Gericht Geſtellten 46 verurtheilt; im J. 184041 von 60 An— 
geklagten 45, 1841— 42 von 38 Angeklagten 26, 1842—43 von 50 Ange: 
klagten 41, 1843—44 von 39 Angeklagten 28 verurtheilt. Im J. 1841 
kam ein Meuchelmord, ein Kindsmord, ein Straßenraub, eine Nothzucht 
vor; 1842 kein Mord, keine Kindestödtung, ein Straßenraub, keine 
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denjenigen, welche in der Oeffentlichkeit der Verhandlungen einen 
Grund der Vermehrung der Immoralität erblicken, ſchwer fallen 
ihre Behauptung zu beweiſen. 

Wenn die Gegner dieſes Verfahrens eine Einwendung daraus 
ableiten, daß die Oeffentlichkeit die Erlangung des Geſtändniſſes 
hindere, ſo iſt theils die Behauptung nicht ganz richtig, theils 
beweist ſie nicht, was man beweiſen will; denn in der geheimen 
Vorunterſuchung erfolgen ja die Geſtändniſſe, und wenn auch 
zuweilen in der öffentlichen Sitzung dieſe widerrufen werden, ſo 
lehrt die Erfahrung, daß das dem Angeklagten nicht viel nützt, 
wenn er nicht beſondere Gründe zur Beſtärkung des Widerrufs 
anführen kann; aber auch in der öffentlichen Sitzung erfolgen 
oft Geftändniffe, da wo der Angeklagte durch die Schlag auf 
Schlag gegen ihn einſtürmenden Zeugniſſe und die beſtändigen 
Fragen der Laſt der Beweiſe unterliegt und zuletzt geſteht. Die 
Hauptſache aber iſt, daß wenn auch das öffentliche Verfahren 
weniger Geſtändniſſe gewähren ſollte, dadurch die Gerechtigkeit 
nicht leidet, weil nach den obigen Nachweiſungen die mündliche 
Verhandlung den urtheilenden Richtern beſſere Materialien zur 
Verurtheilung der Schuldigen liefert und auf die Ueberweiſung 
derſelben wirkt.“ Die Einwendung, daß die Unbefangenheit der 
Zeugen durch die Oeffentlichkeit leide, vorzüglich weil der Zeuge 
oft vor der Rache der Verwandten über Mitſchuldige des Ange— 
klagten zittert, verliert ihr Gewicht, wenn man erwägt, daß, wie 
ſchon bemerkt wurde, die Scheu vor dem Publikum zu ſprechen, 
nur am Anfange der Ausſage eintritt, bald aber durch die Be— 
fragung des Präſidenten der Zeuge Muth bekömmt und die 
Gegenwart des Publikums eher zur Wahrheitsliebe antreibt. Wir 


Nothzucht und keine Brandſtiftung; 1843 kein Mord, kein Kindesmord, 
eine Nothzucht, eine Brandſtiftung. Auch nach der Bevoͤlkerung der 
Gefängniſſe zeigt ſich in Rheinbayern eine Verminderung der ſchweren Ver— 
brechen; am Anfang des J. 1839 waren im Centralgefängniſſe zu Kaiſers— 
lautern noch zu Zwangsarbeit verurtheilte 112 Männer und 21 Weiber, 
im J. 1844 nur 97 Männer und 16 Weiber; zum Zuchthaus (reclusion) ver: 
urtheilte 1839 74 Männer, 15 Weiber und 1844 23 Männer, 5 Weiber. 
38 S. noch Braun, I. c., S. 31. 
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haben in wichtigen Fällen, wo der Zeuge wohl wußte, wie nach— 
theilig ſeine Ausſage dem Angeſchuldigten werden mußte, Zeugen 
mit großer Entſchloſſenheit ihr Zeugniß ablegen hören, und Praktiker 
aller Länder, die der Verfaſſer dieſes Werkes befragte, bezeugen, 
daß die Zeugen im öffentlichen Verfahren nicht weniger aufrichtig 
ausſagen.“ Ein beflagenswerther Zuſtand iſt es, wenn bei 
einem Volke ein falſches Mitleiden und der Wunſch,“ Ange— 
ſchuldigte zu retten, die Zeugen abhält, ihre anſchuldigenden 
Ausſagen abzulegen. In Bezug auf die Einwendung, daß das 
öffentliche Verfahren für den Angeklagten ſelbſt ein Anfang der 
Strafe und eine unverhältnißmäßig drückende, und eine Ver— 
ſchärfung der verdienten Strafe ſey, kann nicht verkannt werden, 
daß für Manchen die Verhandlung vor den Mitbürgern ſehr 
drückend ſeyn kann;“ N allein man beachtet nicht, daß nach den 
Erfahrungen der Länder, in welchen das öffentliche Verfahren 
beſteht, keine Klagen der Angeſchuldigten in dieſer Beziehung 
laut werden, daß insbeſondere der Unſchuldige das höchſte 


39 Ein gutes Mittel, in manchen Fällen den Zeugen Muth einzu: 
flößen, gibt der franzöſiſche Code, Art. 315, nach welchem der Präſident 
den Angeklagten, ſo lange der Zeuge ausſagt, aus dem Zimmer entfernen 
laſſen kann. Auch iſt es wichtig, daß der Präſident mit Ernſt einſchreite, 
wenn der Vertheidiger durch unartige Bemerkungen den Zeugen einzu— 
ſchüchtern ſucht. 

40 Der Verfaſſer hat in feiner Schrift: italieniſche Zuſtände, S. 
18-159, nachgewieſen, daß dies in Italien fo häufig der Fall iſt; aber 
dies ſteht in keinem Zuſammenhang mit der Oeffentlichkeit, da in der 
Lombardei, wo geheimes Verfahren beſteht, die nämliche Erſcheinung 
eintritt. Dagegen hat der Verfaſſer bei hochgeſtellten Praktikern in 
Neapel ſich erkundigt, ob nicht die Rachſucht der Italiener nachtheilig 
wirkt und die Zeugen zurückhält Wahrheit zu ſagen; er erfuhr, daß dies 
allerdings wohl vorkömmt, (ſelbſt Ermordungen aus Rache an den Zeugen 
kommen vor), allein ſelten und daß im Allgemeinen weder die Richter 
noch Staatsprokuratoren noch Zeugen, wenn dieſe leidenfchaftlos die ihnen 
bekannten Thatſachen eidlich ausſagen, etwas zu befürchten haben, weil 
das Volk vor dem Eide eine große Achtung hat. 

Breitſchwert und Sarwey, Monatſchrift, 1. c., S. 147, führt 
auch an, daß in Württemberg zwei Angeſchuldigte bitter ſich über den 
Raten beſchwerten, auf welchem ſie in der Sitzung gleichſam ſtehen 
müßten. 
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Intereſſe hat, daß ſeine Sache öffentlich verhandelt werde, weil er 
wünſcht, daß die unrichtig aufgefaßten Thatfachen, welche die 
Anſchuldigung veranlaßten, in ihrer Wahrheit dargeſtellt und 
gewiſſenloſe oder leichtſinnige Zeugen auf Widerſprüche geführt 
und als unzuverläßig dargeſtellt werden.“ Auch derjenige, welcher 
die That geſteht, aber weiß, daß wichtige Milderungsgründe 
ihm zur Seite ſtehen, z. B. wegen der ſchweren Beleidigungen 
des Gegners der ihn anreizte, oder wenn er nur theilweiſe das 
Verbrechen geſtand, wünſcht, daß ſeine Entſchuldigung, das Zu— 
ſammentreffen mildernder Umſtände dem Publikum bekannt werde 
und er Gelegenheit erhalte, die That im mildern Lichte darzu— 
ſtellen. So bleibt nur die Zahl der Schuldigen, auf die nicht 
die vorige Schilderung paßt, von denen Manche wünſchen mögen, 
daß die Verhandlung ihrer That mit dem Schleier des Geheim— 
niſſes bedeckt werde. Liegt der Grund dieſes Wunſches nur in 
beſondern Standes- und Rangverhältniſſen des Angeklagten, fo 
verdient er ohnehin dem öffentlichen Intereſſe gegenüber, das die 
Oeffentlichkeit verlangt, keine Beachtung; in andern Fällen iſt 
es eine natürliche ſelbſtverſchuldete Folge des Verbrechens, daß 
die Verurtheilung bekannt wird. Die Oeffentlichkeit der Ver— 
handlung kann daher nicht die Strafe erſchweren; denn Schande 
trifft den Verurtheilten nicht, wenn nicht ſein Verbrechen ein 
ſchändliches iſt, in einer großen Zahl von Fällen aber wird 
ſelbſt der Schuldige wünſchen, daß wenn er einmal verurtheilt 
wird, die Verhandlung dem Publikum bekannt wird, weil ein 
natürliches Gefühl ihm die Hoffnung einflößt, daß ſeine Mit— 
bürger, wenn ſie ſeine Vertheidigung hören, ihn milder beurtheilen 
oder doch die moraliſche Verſchuldung vermindert erſcheint.“ 
Betrachten wir endlich die Beſchränkungen, unter welchen 
die Oeffentlichkeit vorkommen kann, ſo beziehen ſie ſich entweder 
J. darauf, daß nur erwachſene Männer zu den Verhandlungen 


4 Wichtige Erfahrungen gibt an de Baulx in der Zeitſchrift, XVI, S. 170. 

45 Schloifer, im Oldenburgiſchen Archiv, S. 103. Braun, S. 53. Vor: 
züglich kann z. B. die Oeffentlichkeit wichtig für Denjenigen werden, der 
wegen Tödtung im Duell vor Gericht geſtellt wird. 
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zugelaſſen werden“ oder II. nur ehrbaren Männern der Zutritt 
zu einer mündlichen Schlußverhandlung geſtattet wird,“ oder 
III. daß nur in den ſchwereren Straffällen Oeffentlichkeit eintritt, 
oder IV. daß das Eintreten von dem Willen des Angeklagten 
abhängig gemacht wird; V. oder daß die Oeffentlichkeit wegfällt, 
wenn Aergerniß oder Verletzung der ſittlichen Schicklichkeit ent— 
ſtehen könnte,“ oder wenn Gefährdung des Staats oder der 
öffentlichen Sicherheit zu beſorgen iſt. Am allgemeinſten iſt man 
damit einverſtanden, daß die Beſchränkung eintreten kann, wenn 
die ſittliche Schicklichkeit gefährdet ſcheint. Wenn man auch die 
Gefahren der Oeffentlichkeit bei öffentlicher Verhandlung fleiſch— 
licher Vergehen oft übertreibt,“ ſo iſt doch die Ausnahme eine 


4 Z. B. nach badiſcher Strafprozeßordnung, 9. 224 — 25. Es heißt darin: 
9. 224. Die für die Schlußverhandlung beſtimmte Sitzung iſt öffentlich, in dem 
Maße, daß erwachſenen Perſonen männlichen Geſchlechts der freie Zutritt 
geftattet wird. Iſt die angeſchuldigte Perſon eine Frauensperſon, fo wird auf 
deren Antrag auch ebenen deren Anzahl der Präſident beſtimmt, 
der Zutritt geſtattet. $. 225. Ausnahmsweiſe verordnet das Gericht, daß 
die Schlußverhandlung in geheimer Sitzung ſtattzufinden habe: 1) wenn 
es ermißt, daß aus der Oeffentlichkeit der Verhandlung Aergerniß oder 

Verletzung der ſittlichen Schicklichkeit entſtehen würde; 2) wenn in beſon— 
dern Fällen der Staatsanwalt mit Ermächtigung des Juſtizminiſteriums 
darauf anträgt, weil Gefährdung des Staats oder der öffentlichen Si— 
cherheit zu beſorgen iſt. §. 226. Sachen, für welche das Bezirks-Straf— 
gericht zuſtaͤndig iſt, oder die nur wegen des befreiten Gerichtsſtandes 
des Angeſchuldigten vor das Hofgericht gehören, find in geheimer Sitzung 
zu verhandeln, wenn der Angeſchuldigte darauf anträgt und das Gericht 
die Gründe dieſes Antrags erheblich findet. §. 227. Der geheimen 
Sitzung (G. 207 und 208) können jedenfalls der Beſchädigte und die bei 
dem Gericht angeſtellten Advokaten anwohnen. Desgleichen kann der 
Angeſchuldigte im Fall des §. 225 außer feinem Vertheidiger mehrere 
Freunde oder Verwandte, deren Zahl der Präſident beſtimmt, aber nicht 
unter drei herabſetzen kann, zur Seite Ki Die nämliche Befugniß ſteht 
dem Beſchädigten zu. 

4 Z. B. nach Württembergs oer §. 279. Nach 
Knapp, die Strafprozeßordnung von Württemberg, S. 150, ſollen wegen 
des Ausdrucks: ehrbare Männer, Vagabunden, notoriſche Diebe u. A., 
zurückgewieſen werden. 

% Dies gilt in Frankreich ſeit der Charte, in Heſſen und nach der 
badiſchen Strafprozeßordnung. 

In Rheinbayern beſteht jetzt noch abſolute Oeffentlichkeit. Man 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 23 


Huldigung der öffentlichen Moral, die den Schleier auch über 
die ärgerlichen Verhandlungen zu breiten fordert. Bedenklicher 
iſt die Beſchraͤnkung, wenn wegen Gefährdung der Ordnung oder 
Sicherheit die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen wird; denn eben 
bei den Verbrechen, welche in dieſe Kategorie gehören, wird 
es doppelt nothwendig, das Vertrauen des Publikums zur Ge— 
rechtigkeit der Strafurtheile zu begründen, ſo daß dieſe Rückſicht 
verbunden mit der, daß bei ſolchen Verbrechen das öffentliche 
Intereſſe am meiſten angeregt wird, dringender iſt, als die Be— 
ſeitigung erträumter Gefahren.“ Die Beſchränkung der Oeffent— 
lichkeit auf ſchwere Straffälle iſt deßwegen nicht zu billigen, weil 
dadurch in der Mehrzahl der Fälle ein Verfahren ausgeſchloſſen 
iſt, das, wie wir oben nachgewieſen haben, entſchiedene Vortheile 
für die Strafjuſtiz hat. Auch unter denjenigen Straffällen, 
welche nicht zu den ſchwerſten gehören, werden viele vorkommen, 
bei welchen das allgemeine Intereſſe höchſt lebhaft ſich äußert 
und wo das durch die Oeffentlichkeit verſtärkte Vertrauen be— 
gründet werden fol,” Wenn die badifche Prozeßordnung 


bemerkt dort, daß ſelbſt in den Fällen, in welchen ſchwere Angriffe gegen 
Keuſchheit verhandelt werden, es möglich iſt, ſie ſo zart und würdig 
zu verhandeln, daß auch der Anſtand nicht durch ein Wort verletzt 
wird. Der Verfaſſer dieſes Buchs hat in Rheinbayern einer Aſſiſe über 
Nothzucht beigewohnt, worin man ebenſo die Zartheit und Würde des 
Präſidenten, als das Schicklichkeitsgefühl der Zeugen achten mußte. 

as Molitor (in Jagemann, S. 23) hebt mit Recht dies hervor; er 
erinnert an die Landauer Aſſiſe gegen Wirth u. A.; ungeachtet der da— 
mals vorgetragenen ſehr gefährlichen Theorien glaubt doch Niemand, 
daß jene Aſſiſe eine nachtheilige Wirkung hatte. 

49 Es leuchtet ein, daß da, wo die Oeffentlichkeit wie in Würt— 
temberg, nur in Verbindung mit einer Schlußverhandlung vorkoͤmmt, in 
welcher auf eine fertige, geſchloſſene und ſchriftliche Unterſuchung die 
Richter urtheilen, theils die oben geſchilderten Vortheile der Oeffentlichkeit 
vermindert vorkommen, theils leicht Nachtheile entſtehen koͤnnen, weil 
das Publikum ein ungenügendes und oft unrichtiges Bild von dem 
Stande der Verhandlungen nach den einſeitigen Vorträgen des Anklägers 
und des Vertheidigers erhält. Das Ableſen ſchriftlicher Aufzeichnungen iſt 
ohnehin nicht geeignet, die Lebhaftigkeit des Eindrucks zu gewähren; 
ſ. Braun in feiner Schrift: Hauptſtücke, S. 158 —163, über eine Würt— 
tembergiſche Verhandlung. Dennoch iſt es anerkannt, daß auch in der 
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geſtattet, daß bei gewiſſen Straffällen das Eintreten des öffent— 
lichen Verfahrens durch den Antrag des Angeſchuldigten ausge— 
ſchloſſen werden kann, ſo erheben ſich dagegen manche Bedenken, 
da, ſobald man davon ausgeht, daß die Oeffentlichkeit Vortheile 
für die Strafjuſtiz gewährt und das Intereſſe des Volks an 
dieſem Verfahren berückſichtigt werden muß, der Wille des An— 
geklagten dann nicht entſcheiden kann.“ Der Unſchuldige wird 
aus den oben angegebenen Gründen das geheime Verfahren 
nicht fordern; nur der Schuldige wird daher dieſen Antrag 
ſtellen. Wir fragen, ob in den Fällen, in welchen das Gericht 
dem Antrage Gehör gibt, nicht leicht die Meinung entſtehen wird, 
daß man aus Rückſichten auf Stand oder Rang des Angeklagten 
eine Gunſt gegen ihn geübt habe, ſo daß das allgemeine Ver— 
trauen leidet, vorzüglich da, wo die allgemeine Stimme vielleicht 
weil man den Fall nicht genauer kannte, gegen den Angeklagten 
erbittert iſt, oder ungerechterweiſe die That zu hart beurtheilte 
und nun der Angeklagte freigeſprochen oder nur mild (wegen 
des günſtigen Ergebniſſes der Verhandlungen für ihn) geſtraft 
wird.“ Was die Ausſchließung der Frauen betrifft, ſo muß 
man zugeben, daß die Weiſe, welche vorzüglich in Frankreich be— 
merkbar iſt, ſo daß die ernſte Verhandlung in ein Schauſpiel ver— 
wandelt wird, in welchem elegant gekleidete Frauen auf vorbe— 
haltenen Plätzen ihren Putz entfalten und nur ihre Neugierde 
befriedigen, verletzend iſt und den Wunſch veranlaßt, daß dieſer 


beſchränkten Weiſe die Oeffentlichkeit in Württemberg ſchon wohl— 
thätig wirkt. 

0 Der Ausſpruch des römifchen Rechts, in J. 38, de pactis, ge— 
hört hieher. 

1 In der erſten Zeit, wenn in einem Lande das öffentliche Der: 
fahren eingeführt iſt, wird vielleicht auch ein Unſchuldiger die Aus— 
ſchließung fordern, weil noch oft irrige Vorſtellungen über die Bedeutung 
dieſes Verfahrens verbreitet ſind. 

52 Wenn auch nach dem Geſetze das Gericht über den Antrag des 
Angeklagten auf geheimes Verfahren zu entſcheiden hat, ſo iſt doch zu 
beſorgen, daß menſchliche Rückſichten, der natürliche Wunſch der Milde, 
Einwirkung der Familien u. A., leicht den Richter bewegen, zu nachgiebig 
gegen den Antrag zu ſeyn. 
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Einrichtung vorgebeugt werde.“ Auch iſt es gegründet, daß auf 
die Theilnahme einer großen Anzahl von Frauen in öffentlichen Ge— 
richtsſitzungen nach den deutſchen Anſichten nicht zu rechnen iſt; 
allein eine geſetzliche Ausſchließung der Frauen iſt ſchwerlich zu 
billigen.“ Wenn man behauptet, daß die deutſche Hausfrau 
nicht in den Gerichtsſaal gehört, indem ihr ein beſſeres Feld der 
Thätigkeit angewieſen iſt, fo dürfte dieſer Satz nicht zur Aus— 
ſchließung aller Frauen führen; denn nicht alle Frauensperſonen 
find viel beſchäftigte Hausfrauen; auch wird ihre Thätigkeit im 
Hausweſen noch immer Zeit laſſen, auch mit anderen Gegenſtän— 
den ſich zu beſchäftigen. Daß nur die Neugierde oder Langeweile 
Frauen in die Gerichtsſitzung führen werde, iſt eine durch die 
Erfahrung nicht begründete Vorausſetzung.“ Nach dem jetzigen 
Standpunkte der Geſellſchaft iſt das Weib dem Antheil an öffent— 
lichen Angelegenheiten nicht fremd. Die geſellſchaftlichen Kreiſe 
nehmen Theil an merkwürdigen Straffällen; im Familienkreiſe 
ſind nicht ſelten die ernſten Lehren, welche die Criminalfälle 
geben, Gegenſtand der Geſpräche. Warum ſoll dem Weibe nicht 
Gelegenheit gegeben werden, durch die Theilnahme an gericht— 
lichen Verhandlungen ihre Begriffe von Recht und Unrecht, von 


5 In neueſter Zeit hat auch ein Circular des Juſtizminiſters ſich 
ernſt gegen dieſen Uebelſtand in Frankreich erklärt. Schon Foucher in 
der oben Note 21 angeführten Schrift, p. 19, rügt dieſe places reser- 
vees aux ſemmes; er will nur ein auditoire serieux comprenant toute la 
gravité de la discussion judiciaire. 

5d Ein fonft fehr achtungswürdiger Staatsmann gab dem Verfaſſer 
als Hauptgrund ſeiner Abſtimmung, nach welcher Weiber ausgeſchloſſen 
werden ſollten, den an, daß, wenn Frauen zugelaſſen würden, voraus— 
ſichtlich der Wunſch den Beifall der Frauen zu erwerben, leicht die 
Beamten, insbeſondere die jungen Vertheidiger bewegen könnte, den 
Ernſt und die Gründlichkeit des Vortrags einer auf Eindruck berech— 
neten Beredſamkeit zum Opfer zu bringen. Wir bedauern, wenn man 
dem männlichen Geſchlechte ein ſolches Zeugniß ſeiner Schwäche gibt, 
und auf das Pflichtgefühl der Männer ſo wenig baut. 

5 Wir haben in Gerichtsſitzungen mancher Länder Frauen bemerkt, 
nach deren Charakter angenommen werden durfte, daß ſie durch einen 
edlen Beweggrund in die Sitzung geführt wurden und deren fpätere 
Aeußerungen über die Verhandlung bewieſen, daß ſie mit viel Klarheit 
und Einſicht das Verfahren auffaßten. 
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dem Gange der Juſtiz zu berichtigen? Nimmt man ein öffent— 
liches Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft an der Beſtrafung 
von Verbrechen an, ſo muß man auch zugeben, daß Frauen zu 
dieſer Geſellſchaft gehören und auch ſie als Theile derſelben ihr 
Intereſſe an den Tag legen können. Sollen denn nicht auch 
Frauen über das Recht belehrt, ſollen nicht auch ſie durch die 
abmahnende Kraft öffentlicher Verhandlungen, durch den heilſamen 
Eindruck, welchen dieſe hervorbringen, von Verbrechen abgehalten 
werden? Will man der Frau,“ die ihre Kinder belehren, vor 
den furchtbaren Folgen verübter Verbrechen warnen ſoll, nicht 
die Gelegenheit geben, ſich ſelbſt zu belehren?” Nur das Ver— 
kennen der inneren Gründe, welche auf die Verſtärkung der Kraft 
der Strafjuſtiz durch die Macht des ernſten mahnenden Eindrucks 
der öffentlichen Verhandlungen ſich beziehen, konnte die Anſichten 
von den Beſchränkungen der Oeffentlichkeit erzeugen. In Ländern, 
in welchen dies Verfahren ſchon ſeit längerer Zeit beſteht, be— 
greift man nicht, wie man in den Ländern des geheimen Pro— 
zeſſes noch mit ſo viel Aengſtlichkeit zur Einführung voller Oeffent— 
lichkeit ſich entſchließt. Auch hier wird aber die Wahrheit bald 
ihre Macht geltend machen und da, wo das öffentliche Verfahren 
nur einmal eingeführt iſt, bald lehren, daß die Vortheile deſ— 
ſelben weit die möglichen in ſeltenen Fällen eintretenden Schatten— 
ſeiten aufwägen. 


56 Da wir auf die Controle, die durch die Oeffentlichkeit bewirkt 
werden ſoll, nichts bauten, ſo kann auch aus der Behauptung, daß die 
Frauen keine ſtaatsbürgerlichen Rechte genießen, kein Grund für ihre 
Ausſchließung von den Gerichten abgeleitet werden. Nicht als Staats— 
bürger, ſondern als Mitglieder der bürgerlichen Geſellſchaft ſollen Weiber 
die Befugniß haben, bei Gerichtsſitzungen zu erſcheinen. 

57 Auffallend iſt es, wenn in Ländern, in welchen Frauen, wenn fie 
wollen, auf den Gallerien der Ständeverſammlung erſcheinen und in 
den Sitzungen der bürgerlichen Gerichte Zutritt haben, von der Erſchei— 
nung in ſtrafgerichtlichen Verhandlungen ausgeſchloſſen werden. 
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§. XXVI. 
Geſchwornengerlcht. 


Schon die Beſtimmung des richtigen Begriffs des Geſchwornen— 
gerichts hat große Schwierigkeiten. Man bemerkt leicht, daß die 
Anhänger ſo wie die Gegner der Anſtalt nicht ſelten Merkmale 
derſelben als weſentlich aufſtellen, die in den Begriff nicht ge— 
hören. Wenn man darauf baut, daß Richter aus dem Volke 
urtheilen, ſo verwechſelt man die alten Schöffen mit den Ge— 
ſchwornen und müßte annehmen, daß in den Schweizerkantonen, 
in welchen in der großen Mehrzahl Männer als Richter gewählt 
werden, die keine juriſtiſche gelehrte Bildung erhalten, Geſchwornen— 
gerichte beſtehen, während nur in Genf eine ſolche Anſtalt vor— 
kommt. Wenn man das Merkmal: daß die Geſchwornen nach 
moraliſcher Ueberzeugung, ohne Rechenſchaft durch Entſcheidungs— 
gründe, urtheilen, ſo müßten die Richter im Waadtlande, in 
Parma, in Sardinien, in Toskana, da auch ſie nicht nach einer 
Beweistheorie entſcheiden, ebenfalls Geſchworne ſeyn. Daß das 
oft aufgeſtellte Merkmal: daß die Geſchwornen Richter der That 
ſeyen, im Gegenſatze der rechtsgelehrten Richter, welche über das 
Recht richten, auf einer irrigen Anſicht beruht, wird ſich unten 
näher ergeben, wenn wir die Stellung der Geſchwornen und 
Richter zergliedern. Der neueſte achtungswürdige Beobachter der 
franzöſiſchen Einrichtungen, Hr. Braun,“ hebt wieder die ſchon 
von Feuerbach angegriffene Idee des Genoſſengerichts hervor, 
weil bei der Jury eine gewiſſe Anzahl von Perſonen ver— 
einigt wird, von denen Alle oder wenigſtens Einige auf der 
Stufe, oder mindeſtens der Stufe geiſtiger Bildung und der 
bürgerlichen Geſellſchaft nahe ſtehen, auf welcher ſich der Ange— 
klagte befindet, und die darum von ſich aus den letzteren in ſeiner 
ganzen Individualität genauer zu beurtheilen vermögen, als dies 


4 In ſeiner Schrift: Hauptſtücke des öffentlich mündlichen Straf— 
verfahrens, S. 93. 
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ein in der Regel in größerer geiftiger und geſellſchaftlicher Ent— 
fernung vom Angeklagten ſtehender gelehrter Richterſtand je im 
Stande iſt. Wir können dieſer Anſicht nicht beiſtimmen. Sowohl 
die Art der Beſetzung der Jury als die Stellung der Geſchwornen 
bei Beurtheilung der That ſpricht dagegen. Niemand denkt im 
Ernſte daran, die Geſchwornen nur aus dem Stande des An— 
geklagten zu wählen. Mag das Geſetz bei der Beſetzung der Jury 
von der Idee ausgehen, möglichſt alle Staatsbürger auf die Liſte 
der Geſchwornen zu ſetzen, oder durch den Grundſatz geleitet 
werden, daß nur der ſittliche, nach ſeinen Verhältniſſen geiſtig 
befähigte, gewiſſe Bürgſchaften gewährende Mann Geſchworner 
ſeyn darf, ſo wird immer in Bezug auf die Beſtellung der Ge— 
ſchwornen, welche über einen einzelnen Angeklagten zu urtheilen 
haben, der Zufall bewirken, daß Perſonen, welche von dem An— 
geklagten weit durch Bildungsſtufe und geſellſchaftliche Stellung 
abſtehen, über dieſen zu urtheilen haben. Wir haben in einem 
Falle, in welchem über ein des Kindesmords angeklagtes Mädchen 
von niedrigem Stande zu urtheilen war, das damals urtheilende 
Geſchwornengericht in feine Beftandtheile zerlegt? und uns über— 
zeugt, daß die Vorſtellung des genoſſenſchaftlichen Gerichts ſehr 
unpaſſend iſt. Wir bitten nur, die Elemente zu betrachten, aus 
welchen in Frankreich die Geſchwornengerichte beftehen,? um ſich 
zu überzeugen, daß ein genoſſenſchaftliches Element bei dem 
Geſchwornengerichte nicht zu Grunde gelegt werden darf. Wir 
glauben aber auch nicht an die Richtigkeit der Anſicht, daß die 
Geſchwornen ſich regelmäßig in die Lage des Angeklagten und ſeiner 

2 Es urtheilten damals vier Kaufleute, ein Bankier, ein Körfter, 
drei reiche Partikuliers der Stadt, zwei Notarien und ein penſionirter 
Offizier. Wir ſind bereit, ähnliche Combinationen aus andern Fällen 
vorzulegen. 

Nach dem neueſten Compte general de l’administration de la ju- 
stice criminelle en France, pendant l'année 1843. Paris, 1845, p. 256, 
beftand 1843 die Jury in Frankreich aus 232,582 höchftbefteuerten électeurs, 
die ihr politiſches Domicil im Departement hatten, 1800, die in einem 
andern Departement wohnten, aus 712 Staatsdiener, aus 4536 penſio— 


nirten Officiers, 7847 Doktoren oder Mitgliedern gelehrter Geſellſchaften 
und 3749 Notarien. 


a 
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Individualität hineindenken können. Wir fragen, ob irgend ein 
Mann, dazu noch ein Unverehlichter, in die Lage eines ge— 
ſchwängerten Maͤdchens oder einer Gebärenden ſich verſetzen, ob 
ein friedfertiger, gröͤßtentheils in der Studirſtube lebender Ge— 
lehrter die Lage des Mannes würdigen kann, der auf dem ein— 
ſamen Wege von ſeinem Gegner angegriffen wird, oder der hohe 
penſionirte Stabsoffizier, der reiche Bankier in die Lage eines 
armen, von Noth aller Art gequälten Angeklagten, oder der 
Landmann in die Verhältniſſe und Lage des Kaufmanns, der 
gewagte Spekulationen macht, ſich hineindenken kann. | 

Zum Weſen des Geſchwornengerichts gehört, daß ein aus 
Staatsbürgern, die keine Rechtskenntniſſe zu beſitzen nöthig haben 
und nicht als Richter angeſtellt ſind, beſtehendes Gericht gebildet 
wird, welches für einen Straffall oder für gewiſſe, in einem 
beſtimmten Bezirke in einer beſtimmten Zeit zur Aburtheilung 
kommenden Straffälle in der Art gebildet wird, daß daſſelbe nach 
Statt gefundener mündlicher Verhandlung, ohne über die Gründe 
ſeiner Entſcheidung Rechenſchaft zu geben oder dafür verant— 
wortlich zu ſeyn, darüber entſcheidet, ob der Angeklagte des ihm 
angeſchuldigten Verbrechens ſchuldig iſt.“ 

Noch muß ein auf manche neuen Verhandlungen über die 
Vorzüge der Geſchwornengerichte einflußreicher Irrthum gerügt 
werden, nach welchem die Einführung der Jury nur die Wieder— 
belebung der alten gerichtlichen Einrichtungen des volksthümlichen 
Elements ſeyn ſollen. Die Geſchichte zeigt, daß kein Land die 
Geſchwornen in dem Sinne, wie ſie jetzt eingeführt werden ſollen, 
kannte, daß vielmehr die Jury nur in England aus dortigen 
eigenthümlichen Zuſtänden ſich entwickelte und die in ſeiner heu— 
tigen Geſtalt zum Grunde liegende Natur erſt ſpät erhielt. Von 
den römiſchen judicibus und den deutſchen Schöffen, die als 
damalige Richter auch über das Recht richteten, darf ſo wenig 
als von den Eideshelfern ein Schluß auf das Daſeyn des 
Geſchwornengerichts gemacht werden, wenn es auch richtig iſt, 


Den richtigen Begriff gibt an Höpfner über den Anklage: 
prozeß, S. 80. 
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daß auf einer gewiſſen Bildungsſtufe oder unter gewiffen Vor— 
ausſetzungen das Volk ſelbſt über Verbrechen richtet. Gewiß iſt 
es auch, daß das in der magna charta vorkommende judicium 
parium in England nicht die Geſchwornen, ſondern das Lehens— 
gericht der Mitvaſallen (pares) bezeichnete, welches über Streitig— 
keiten zwiſchen dem Vaſallen und dem Lehensherrn urtheilt,? 
während in den Quellen nie der Ausſpruch der jurata oder das 
veredietum legalium hominum mit dem Ausdruck judicium be— 
zeichnet wird, oder gar die Geſchwornen judicium parium hießen.“ 

Die Rechtsgeſchichte Englands beweist,“ daß bis zu den 
Zeiten König Heinrich VI. die jurata nur ein Zeugniß des 
Volks enthielt, daher auch der Eid der Geſchwornen nur darauf 
ging, die Wahrheit zu ſprechen, indem man Männer aus der 
Nachbarſchaft, wo die ſtreitige Thatſache vorkam, vorrief, um 
Zeugniß zu geben, weil man annahm, daß dieſe Perſonen am 
beſten die Wahrheit kennen konnten, ſo daß auch, wenn die vor— 
gerufenen Geſchwornen vor dem Hofe erklärten, daß ſie nichts 
wüßten, der Sheriff andere beſſer unterrichtete Geſchwornen 
vorrief.“ Aus einer ſolchen Anſicht von dem Zeugniſſe erklärt 
es ſich allein, warum zu Bracton's! Zeiten nicht über alle Arten 
der Tödtung durch Geſchworne entſchieden werden durfte, weil 
die Geſchwornen über verborgen verübte Verbrechen nichts wiſſen 
konnten. Daß vor den damaligen Geſchwornen auch Zeugen ver— 
nommen wurden, auf deren Ausſagen ſie ihr Urtheil bauen ſollten, 
ergibt ſich nicht. Erſt am Ende der Regierung von Heinrich VI. 
verwandelte ſich aus Gründen, welche die engliſchen Schriftſteller 

»Dies ergibt ſich aus den rotulis Curie Regis, vol. II, p. 90, in 
welchen wohl geſchieden iſt: ponit se super juratam vicineli seu patriæ, 
im Gegenſatze: ponit se super pares suos de eodem feodo. 

6 Reeves, history, I, p. 249. 

In der vierten Ausgabe meines Strafverfahrens I. Thl. $. 44, ift 
nach neuern Mittheilungen, insbeſondere nach den Forſchungen des ausge— 
zeichneten Jardine in London die Geſchichte der engliſchen Jury dargeſtellt. 

° Glanvilla, de leg. Angl. lib. II, cap. 17. 

> Bracton, de legib. et consuetud. Angl. lib. III, cap. 18 (p. 137, b. 


nach der Londoner Ausgabe 1640). Bei dem Giftmord wurde keine Jury 
zugelaſſen. 
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ſelbſt noch nicht ſicher nachgewieſen haben, der urſprüngliche 
Charakter der Geſchwornen, die als Zeugen die Stimme des 
Vaterlands nach ihrem eigenen guten Wiſſen von allen Verhaͤlt— 
niſſen des Falles ausſprachen, in den von Richtern der That, 
die auf den Grund der evidentia, wie ſich die Quellen ausdrücken, 
vorzüglich auf den Grund der vor Gericht vernommenen Zeugen 
ihr Urtheil fällten.“ Aus dem Kampfe des Volks mit der 
königlichen Gewalt um ſeine Freiheiten ging durch vielfache Ver— 
änderungen die im XIV. Jahrhunderte noch oft von den Richtern 
hart mißhandelte Jury immer kräftiger und ſelbſtſtändiger hervor! 
und fand erſt Eingang in Nordamerika und ſpäter in Frankreich, 
Belgien, Griechenland, Portugal, Braſilien und zuletzt wieder 
in Genf. 

Alles kommt nun darauf an, ob die Einführung dieſer 
Geſchwornengerichte, wie ſie in England und in den oben be— 
zeichneten Ländern vorkommt, auch in Deutſchland, in den Staaten, 
deren Geſetzgebungen das Inſtitut noch nicht kennen, nothwendig 
oder zweckmäßig iſt. Es iſt dabei ein großer Irrthum, das 
franzöſiſche Geſchwornengericht, an welches die Vertheidiger der 
Jury am meiſten denken, und das engliſche, nordamerikaniſche 
für gleichförmig zu halten. Man muß daher Diejenigen, welche 
für die Jury ſich erklären, oder ſie angreifen, vorerſt befragen, 
ob ſie ihre Gründe auf die engliſche oder franzöſiſche Jury be— 
ziehen, oder ob die Vertheidiger eine neue idealiſirte, durch keine 
Erfahrung noch verbürgte Jury fordern. Soll darnach, wie in 
England,“ eine Anklagsjury, auf deren einſtimmiges Urtheil allein 
Jemand vor Gericht geſtellt werden kann, neben einer Urtheils— 
jury beſtehen, welche nach Beweisregeln urtheilt und einſtimmig 
ſeyn muß, wenn der Angeklagte verurtheilt werden ſoll, und wo 

10 Dies ergibt ſich, wenn man noch die Zeugniſſe von Fortescue (um 


das J. 1470) mit den Zeugniſſen im Yearbook 14, Henry VII. und den 
Zeugniſſen bei Raſtell Entries vergleicht. 

11 Treffliche Nachweiſungen in (Jardine's) criminal trials, London 1832, 
und in den Anmerkungen Jardine's dazu. 

12 Wir haben bereits oben S. 32, 33 nachgewieſen, daß in Schott— 
land eine andere Einrichtung der Jury als in England beſteht. 
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die Jury aus einer großen Volksmaſſe hervorgeht, von einem 
unabhängigen Beamten, wie ihn kein anderes Land kennt, gewählt 
und einer höchſt ausgedehnten Rekuſation des Angeklagten unter— 
worfen wird, oder ſoll, nach dem Vorbilde der franzöſiſchen Jury, 
nur eine Urtheilsjury beſtehen, welche nur durch hochbeſteuerte 
und einige privilegirte Ständeklaſſen unter dem Einfluß eines von 
der Regierung ſehr abhängigen Beamten gebildet, nur beſchränkter 
Rekuſation unterworfen iſt, blos nach innerer Ueberzeugung nach 
Stimmenmehrheit verurtheilen kann, deren Ausſprüche aber noch 
der Einwirkung rechtsgelehrter Richter unterworfen ſind. Die— 
jenigen, welche über das Geſchwornengericht ſich erklärten, haben 
häufig über das weſentlich verſchiedene Detail der Durchführung 
der Jury in England und Frankreich und darüber, was ihnen 
am zweckmäßigſten erſcheint, nur ungenügend ſich erklärt. 

Wenn wir den Werth des Geſchwornengerichts erörtern, ſo 
muß die Bedeutung dieſer Anſtalt in einer dreifachen Richtung 
aufgefaßt werden, und zwar J. in ſo ferne die Jury als Rechts— 
anſtalt und als das zweckmäßigſte Mittel betrachtet wird, die 
Wahrheit der Thatſachen, von deren Daſeyn die Anwendung der 
Strafgeſetze abhängt, zu entdecken und darüber zu entſcheiden; 
II. in ſo ferne ſie als politiſches Inſtitut erſcheint, und III. in 
der Richtung der Jury als Mittel, die gerechteſte Anwendung 
der Strafgeſetze zu begründen, und das materielle Recht am 
beſten mit dem formellen in Einklang zu bringen. 

In der erſten Beziehung gehen die Vertheidiger der Ge— 
ſchwornen davon aus, daß dieſe nur berufen find, über That⸗ 
fragen und daher über Thatſachen zu entſcheiden, welche jeder 
gebildete Mann leicht entſcheiden kann, der die Lebensverhältniſſe 
kennt und täglich in ſeinen Geſchäften in die Lage kommt, ſich 
nach Thatſachen, die er prüfen muß, zu beſtimmen. Die Ge— 
ſchwornen, welche immer unter dem Volke leben, den Angeklagten 
nahe ſtehen, ihre Anſichten und Handlungsweiſe am beſten be— 
urtheilen können, ſind, wie man behauptet, zur Würdigung der 
Thatfragen beſſer geeignet als rechtsgelehrte Richter, da die letzten 
durch ihre Stellung, die ſie dem Leben und den Anſichten des 
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Volkes mehr entfremdet, durch gewiſſe Standesvorurtheile, durch die 
Sitte, Alles doktrinell nach gewiſſen allgemeinen Regeln aufzufaſſen, 
ſtatt den einzelnen Fall, wie die Geſchwornen es thun, in feiner 
ganzen Individualität zu beurtheilen, und durch die Gewohnheit 
der in ein Collegium vereinigten Richter, nach Präjudizien und 
einmal feſtgewurzelten Anſichten des Gerichtshofes die Fälle zu 
beurtheilen,“ weniger Bürgſchaften einer der Natur des Falles, 
den Intereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft, wie denen der An— 
geflagten entſprechenden Beurtheilung der Thatſachen gewähren. 
Man rechtfertigt die Jury als Mittel der richtigen Beantwortung 
von Thatfragen noch mehr durch die Nachweiſung, daß jeder 
Verſuch einer geſetzlichen Beweistheorie ſcheitern muß, indem es 
unmöglich iſt, das vielgeſtaltige Leben durch gewiſſe Regeln zu 
umfaſſen und für alle unendlich vielen, durch den kleinſten 
Nebenumſtand veränderten Combinationen ſicher leitende geſetzliche 
Beſtimmungen aufzuſtellen, und daß unvermeidlich ein ſolcher 
Verſuch der Geſetzgebung entweder dazu führt, daß die Richter 
oft gegen ihre Ueberzeugung verurtheilen oder Schuldige los— 
ſprechen müſſen, weil nicht alle geſetzlichen Erforderniſſe vorhanden 
ſind. Man beruft ſich darauf, daß immer nur der durch eine Reihe 
von Gründen, für die man ſich nicht Rechenſchaft geben kann, 
beſtimmte Totaleindruck es iſt, welcher die Ueberzeugung von 
der Schuld begründet, daß aber ein ſolcher Totaleindruck ebenſo 
gut und ſelbſt noch ſichrer als bei rechtsgelehrten Richtern bei 
Geſchwornen hervorgebracht werden kann.. Vorzüglich iſt es der 
Indicienbeweis, auf deſſen Beſchaffenheit man ſich beruft, um 
zu zeigen, daß das Urtheil durch Geſchworne zweckmäßiger ſey, 
da die neuen Geſetzbücher, welche Regeln über den Indicienbeweis 
vorſchreiben, ſelbſt durch die Allgemeinheit ihrer Vorſchriften an— 
erkennen,“ daß die rechtsgelehrten Richter, die eigentlich auch 
nur an ihre Ueberzeugung gewieſen ſind, als Geſchworne urtheilen, 


15 Dies war ein Hauptgrund, welcher bei den Verhandlungen in 
Genf für die Jury geltend gemacht wurde. 5 

u Köſtlin, in den Jahrbüchern der Gegenwart von Schwegler, 
II. Semeſter, Aprilheft 1844, S. 332. 
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die ein neuerer achtungswürdiger Schriftfteller nicht als Richter 
der Thatfrage, ſondern als Sachverſtändige erklärt, welche 
ein Urtheil über die Sache, welche ſie verſtehen, und zu deren 
Verſtändniß nur Verſtand gehört, geben.“ — An dieſen Be— 
hauptungen iſt manches Wahre. Sie treffen vorzüglich die alte 
und ſelbſt noch jene Beweistheorie, wie ſie in dem bayriſchen 
Strafgeſetzbuche aufgeſtellt iſt. Es kann nicht verkannt werden, 
daß in vielen Straffällen über die Thatſachen der Anſchuldigung 
Nichtjuriſten eben ſo gut als rechtsgelehrte Richter urtheilen 
können, und der Verfaſſer dieſer Schrift, der ſo lange in Ländern, 
in denen Geſchwornengerichte beſtehen, mit Männern zuſammen— 
gelebt hat, und in verwandtſchaftlichen oder vertrauten freund— 
ſchaftlichen Verhältniſſen mit Perſonen lebt, die ſelbſt häufig als 
Geſchworne urtheilten, muß erklären, daß er häufig mit Staunen 
den Erklärungen der Gründe folgte, durch welche ſolche Ge— 
ſchworne in vertraulichen Geſprächen ihre verurtheilende oder 
losſprechende Abſtimmung in Straffällen rechtfertigten und eine 
feine Zergliederungskunſt der vorgekommenen Fälle bewährten. 
Ebenſo gewiß iſt es, daß die Art, wie häufig Entſcheidungs— 
gründe in Fällen des Indicienbeweiſes entweder mit einer All— 
gemeinheit, die den Mangel einer gehörigen Berathung zeigt, 
oder dem ſichtlichen Streben abgefaßt werden, viele ſogenannte 
Indicien zuſammenzureihen und die nämliche Thatſache zu zer— 
ſplittern, leicht geeignet iſt, bei dem Volke den Glauben zu be— 
gründen, daß auch jeder Nichtjuriſt eben ſo gut oder noch beſſer 
ſolche Gründe zuſammenſtellen kann, und daß eigentlich nur der 


5 Braun, Hauptſtücke, S. 92. Er beruft ſich vorzüglich auf eine 
Stelle des bekannten Berichts der Immediatcommiſſion, worin dieſe er— 
klärt, daß der Staat, eben um die Beruhigung zu haben, daß ein ge— 
rechtes Urtheil gefällt wird, die Beantwortung der Thatfrage dem gemeinen 
Verſtande überläßt, damit er die Ueberzeugung gewinne, daß blos die 
gemeinen Rechtsbegriffe, welche nicht ausſchließend zum Gebiete 
der Wiſſenſchaft, ſondern zu dem des natürlichen Verſtandes gehören, 
welche nach der gemeinen Erfahrung, den Strom des alltäglichen Bürger— 
lebens zu ſichern, hinreichen, jenes juridiſche Element, jene Rechts— 
beziehung der That zu erkennen. 
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Ausspruch zum Grunde liegt, daß die Richter überzeugt waren, 
woraus die Anſicht ſich bildet, daß dann eben ſowohl Nicht— 
juriſten als Geſchworne auf den Grund ihrer Ueberzeugung richten 
könnten. Unfehlbar gibt es auch bei der Entſcheidung über die 
Schuld eines Angeklagten gewiſſe Fragen, welche von Geſchwornen 
vielleicht beſſer als von rechtsgelehrten Richtern entſchieden werden 
können.“ Nicht in Abrede darf endlich geſtellt werden, daß bei 
der Abwägung des künſtlichen Beweiſes gewiſſe Eigenthümlich— 
keiten der lange Zeit in Gerichtshöfen angeſtellten Richter leicht 
einen nachtheiligen Einfluß haben können, indem die Sitte häufig 
ſich bildet, nach gewiſſen allgemeinen Regeln oder Kategorieen,“ 
oder durch Präjudizien des Gerichts feſtgewurzelten Anſichten, die 
Indicien aufzufaſſen,“ ftatt in die Individualität, in die ganze 
Vorſtellungs- und Handlungsweiſe des Angeſchuldigten ſich zu 
verſetzen und die kleinſten Nebenumſtände zu berückſichtigen.“ 
Perſonen, welche mit den Lebensverhältniſſen vertraut und ge— 
wohnt ſind, mehr mit dem Volke zu verkehren, die auch durch 
Collegialanſichten und Gewohnheiten oder allgemeine Regeln weniger 
gefeſſelt ſind, werden oft beſſer die Individualität einzelner Fälle 
würdigen. Alle dieſe Rückſichten führen aber noch nicht zu dem 
Vorzuge der Geſchwornen in Bezug auf die Entſcheidung über 
die Schuld der Angeklagten. Die oben angeführten Erſcheinungen, 
in welchen Geſchworne gut urtheilten, bilden nicht die Regel und 


16 Biener, über die neuern Vorſchläge zur Verbeſſerung, S. 107, 
bemerkt, daß man die Imputabilität durch ein Geſchwornengericht ent— 
ſcheiden laſſen koͤnnte. 

17 Gegründete Bemerkungen von Höfler (Oberappellationsrath in 
München) in den Blättern für Rechtsanwendung, 1840, S. 22. 

15 Staatsrath Nebenius (der jetzige Präſident des Miniſteriums des 
Innern) erklärte bei Berathung des badiſchen Entwurfs (Verhandlungen 
der badiſchen Stände, S. 1355), daß oft gerade der größte Scharfſinn, 
die ſchärfſte Combinationsgabe geneigt ſind, künſtlich eine hiſtoriſche Ge— 
wißheit aufzubauen, wo keine zu finden iſt, und daher bisweilen mehr 
zu fürchten ſeyn moͤchte, als der gewöhnliche im Leben gereifte geſunde 
Verſtand des gebildeten Mannes. 

19 Nachweiſungen, wie gefährlich dies werden kann, in meinem Auf— 
fake im Archiv, 1844, S. 456, 57. 
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beweiſen nichts für eine große Mehrzahl von Fällen, in welchen 
die Würdigung der Schuld ſehr ſchwierig iſt. Die ſogenannte 
intime conviction, an welche die Geſchwornen in Frankreich ge— 
wieſen find, iſt ein fo unbeſtimmter, unklarer Zuſtand,“ daß 
darauf nichts gebaut werden kann und die Beſorgniß nahe liegt, 
daß die Geſchwornen durch eine gewiſſe Vorausſetzung,“ durch 
welche leicht andere Thatſachen als verdächtig erſcheinen, oder 
durch ein ſtarkes Indicium, an welches man andere Thatſachen 
künſtlich anreihen kann, oder durch das Benehmen des Ange— 
klagten zu einer Ueberzeugung von der Schuld beſtimmt werden. 
Alle unpartheiiſchen Perſonen, die als Geſchworne thätig waren, 
geſtehen, daß die Art, wie in dem Berathſchlagungszimmer ab— 
geſtimmt wird, oft nicht geeignet iſt, Vertrauen einzuflößen, und 
daß die Stimme eines redefertigen, Anſehen genießenden, oder 
ſeine Anſicht mit Beharrlichkeit durchſetzenden Mannes einen ge— 
waltigen Einfluß auf die Stimmen der übrigen Geſchwornen 
hat. Zur gründlichen Abwägung der Beweiſe gehört nicht blos 
Kenntniß der Lebensverhältniſſe und der menſchlichen Handlungs— 
weiſe, ſondern auch eine Fülle von Erfahrungen über die Ge— 
fahren gewiſſer ſcheinbar gewichtiger Beweiſe,? ein logiſcher 
Geiſt, welcher die Thatſachen zergliedert und richtige Schlüſſe 

zieht, Uebung in einer ſcharfen Kritik des Materials und in der 
Kunſt, wochenlang mit gefpannter Aufmerkſamkeit,“ mit freiem 
Blicke den Verhandlungen zu folgen. Darf man glauben, daß 
dieſe Eigenſchaft Gemeingut aller zu Geſchwornen berufenen Per— 
ſonen ſind? Der ſogenannte Wahrheitsinſtinkt oder Takt, von 
deſſen Allmacht man ſoviel ſpricht, iſt etwas fo Unklares,“ daß 


20 Was ſollen die ſo oft in Frankreich geäußerten Phraſen: Le jury 

est la conscience du pays, oder: le juré doit consulter sa conscience? 

21 3. B. wenn angenommen wird, daß der Angeklagte im ehe— 
brecheriſchen Verhältniſſe mit der Ehefrau des Getödteten ſtand. 

22 Z. B. in Bezug auf den Beweis durch Mitſchuldige. 

25 Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, S. 31, bezweifelt mit 
Recht, ob dieſe Eigenſchaften an einem Tage am Pflug, in der Werk— 
ſtätte oder im Comptoir erworben werden koͤnnen. 

24 Höpfner, J. c. S. 211. 
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man vor dem Einfluſſe zittern muß, welchen man dieſer unbe— 
greiflichen Kraft geben will, wobei beſcheiden der Freund der 
Gerechtigkeit die Frage aufwirft, welche Bürgſchaften man dafür 
hat, daß dieſer Inſtinkt allen Perſonen, welche das Loos beruft, 
Geſchworne zu ſeyn, im nöthigen Maße zugetheilt iſt. Wie 
man in England und Frankreich über den Beruf der Geſchwornen 
zur Entſcheidung aller Straffälle denkt, ergibt ſich am beſten 
aus den Anſichten über die ſogenannte Spezialjury, deren Weſen 
unten näher erörtert werden ſoll. Hier genüge die Hinweiſung 
auf die Aeußerung eines der geiſtreichſten Praktiker Frankreichs, 
des Aſſiſenpräſidenten Lacuiſine,“ der die Einführung der Spezial— 
jury für durchaus nothwendig hält, weil bei vielen Verbrechen?“ 
die gewöhnliche Jury nicht die zur Entſcheidung nöthigen Eigen— 
ſchaften beſitzt. Nicht unbedeutend iſt aber auch der leicht be— 
merkbare mächtige Einfluß, welchen der Präſident der Aſſiſe auf 
Geſchworne üben kann, indem er es iſt, der durch ſeine Be— 
merkungen während der Verhandlung, obgleich ſie ſich nur auf 
Rechtspunkte beziehen, dann aber auch, wie in England, die 
Beweisregeln betreffen, oder, wie in Frankreich, durch ſein Schluß— 
reſumé die Ueberzeugung der Geſchwornen um ſo mehr beſtimmt, 
je klüger er auftritt, um nicht durch den offen gezeigten Willen, 
den Geſchwornen zu imponiren oder ſie zu leiten, ihren Wider— 
ſtand zu reizen, je mehr er im Anſehen und im Rufe eines 
intelligenten und rechtlichen Mannes ſteht und je ſchwieriger für 
den geübten Mann es iſt, tage- und wochenlang den Ver— 
handlungen zu folgen, und der durch die Pflicht doch zu urtheilen 
gedrängte Geſchworne dann um ſo lieber durch die Anſicht eines 
von ihm geachteten Mannes ſich beſtimmen läßt.“ Am bedenklichſten 


25 Lacuisine, de la justice criminelle du France, p. 118 — 130. 

26 Lacuiſine will p. 138 nach ſeinem Projekte zur Specialjury weiſen 
den betrüglichen Bankerott, die Falſchung, Falſchmünzung, Verfälfchung 
von Staatsſiegeln und Staatspapier, Unterſchlagung öffentlicher Gelder, 
Conceſſionen u. A. 

27 Merkwürdige Beobachtungen darüber mit Beziehung auf die Er— 
fahrungen in den holſteiniſchen Volksgerichten macht Franke in Falk's 
Archiv für Statiſtik von Schleswig. 4. Jahrg. Kiel 1845, S. 133. 
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aber wird die Stellung der Geſchwornen bei Straffällen, in 
welchen es vorzüglich auf techniſche Fragen ankommt, über welche 
die Sachverſtändigen ihre Gutachten abgeben. Bei Gelegenheit 
des Prozeſſes Laffarge zeigte ſich dieſer Punkt in voller Stärke. 
Der Generalprokurator Dupin hatte damals?“ eine gefährliche 
Anſicht aufgeſtellt, nach welcher die Geſchwornen ſich zunächſt 
durch die von der Juſtiz gelieferten, durch die Verhandlung dar— 
gebotenen Beweiſe durch den Zuſammenhang der Thatſachen, durch 
das Benehmen des Angeklagten leiten laſſen müßten, da die 
Wiſſenſchaft der Sachverſtändigen ihnen keine ſolche Gewißheit 
darbieten könnte. Wenn Hr. Dupin ſchildert, wie vor Allem 
das Bemühen des Angeklagten, Gift zu kaufen, daſſelbe dem 
Gegner beizubringen, der Anblick des Angeklagten, welcher unter 
der Laſt der Beweiſe erliege, die Geſchwornen zum Urtheile 
der Schuld beſtimmen müßte, ſo zittert man vor der Folge einer 
ſolchen Theorie. Kommt es denn nicht eben darauf an, ob der 
dargereichte Stoff Gift war, ob der Verſtorbene an den Folgen 
des Gifts ſtarb? Können darüber Thatſachen, die nur unter 
der Vorausſetzung, daß Gift gegeben wurde, Verdacht begründen 
können, Aufſchluß geben? Kann der Geſchworne bei Giftmord 
über das Daſeyn des Gifts, bei Kindermord über das wichtige 
phyfiologifche Geſetz, daß der Geburtsakt nur langſam vor ſich 
geht, daß bei unvollkommen beendigter Geburt Zeichen am Kinde 
ſich ergeben können, welche man fälſchlich für Beweiſe des Lebens 
des Kindes außer Mutterleib betrachten würde, können Geſchworne 
über die ſchwierigen neuen Beobachtungen bei dem Tode durch 
Strangulation entſcheiden? Wir fragen: in welcher Lage befindet 
ſich dabei der Geſchworne?? Kann er den vor ihm oft mit 
fremden Ausdrücken vorgetragenen pathologiſchen und anatomiſchen 
Erörterungen folgen? Kann er im Widerſtreite der verſchiedenen 


2s In feinem requisitoire bei dem Caſſationshofe dans Paflaire 
Laflarge in der Sitzung vom 11. Dezember 1840. 

Eine beachtungswürdige Schrift darüber liefert Berigny, des 
médecins légistes considerés dans leur rapport avec le cours de ju— 
stice, Paris 1840, p. 7. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 24 
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Aerzte eine Meinung faffen, wird nicht die Autorität eines Sach— 
verſtändigen, wie in dem Prozeſſe Laffarge des als König der 
Wiſſenſchaft hochgeprieſenen Orfila, auf die Geſchwornen fo 
mächtig wirken, daß eigentlich der Ausſpruch dieſes Mannes und 
nicht das Verdikt der Geſchwornen den Prozeß entſcheidet? Je 
häufiger die Fragen, zu denen techniſche Kenntniſſe gehören,“ in 
Straffällen vorkommen, je mehr die Wiſſenſchaft im Fortſchreiten 
iſt, deſto gefährlicher iſt es, den Geſchwoßnen die Entſcheidung 
dieſer Fragen zu überlaſſen. 


Den Erörterungen über Jury und der Schilderung, daß es 


zur Entſcheidung von Thatfragen nur des geſunden Menſchen— 
verſtandes bedürfe, liegt häufig noch der Irrthum zum Grunde, 
daß die Geſchwornen nur Richter über Thatfragen ſeyen. Daß 
die Aſſiſenrichter ebenfalls über Thatfragen urtheilen, in ſo ferne 
ſie nach dem Verdikt der Jury die Strafe ausmeſſen und dabei 
auch über alle Thatſachen entſcheiden, welche als Straferhöhungs— 
oder Minderungsgründe in Betrachtung kommen, iſt allgemein 
eingeſehen; allein die Hauptſache iſt, daß die Geſchwornen ſehr 
häufig über Rechtspunkte entſcheiden. Die engliſchen und nord— 
amerikaniſchen Schriftſteller“ erkennen überall an, daß in den 
meiſten Fällen die von den Geſchwornen beantwortete Frage eine 
gemiſchte iſt; aber auch in Frankreich erkennt man, daß dies bei 
vielen Verbrechen der Fall ift,” und daß da, wo es auf die 
Entſcheidung darüber ankommt, ob Verſuch, ob Theilnahme 
begründet ſey, die Geſchwornen auch über Rechtspunkte ent— 
ſcheiden, weil bei ſteigender Bildung der Geſetzgeber Rechts— 
begriffe über dieſe Punkte giebt. Bei den Anklagen über Fäl— 
ſchung wird mehr oder weniger die Jury auch über juriſtiſche 


30 In Frankreich bemerken achtungswürdige Praktiker, daß für ſolche 
Falle eine Spezialjury zweckmäßig ſeyn würde. 

51 Greenleaf in feinen Werke: a trealise on the law of evidence, 
bezeichnet überall das, was der Jury, und was dem Richter zukommt, 
vorzüglich theilt er, p. 60, die Anweiſung mit, welche in dieſer Be— 
ziehung der ausgezeichnete Richter Story der Jury gab. 

2 Bonnier in der Revue de legislation, 1843, p. 335, zeigt dies in 
Bezug auf die Frage: ob outrage à la pudeur vorhanden iſt. 
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Begriffe“ zu entfcheiden haben.“ Der ausgezeichnete Schrift: 


ſteller Helie erkennt ebenfo an, daß die Trennung der That-— 


und Rechtsfrage nicht gehörig durchgeführt ſey, und daß vorzüglich 
da große Schwierigkeiten ſich ergeben, wo gewiſſe auf die Ent— 
ſcheidung über die Schuld einwirkende Thatſachen durch öffentliche 
Urkunden hergeſtellt ſind, und es darauf ankommt: ob die Ge— 
ſchwornen dieſe Thatſachen auf den Grund dieſer Urkunden als 
gewiß annehmen müſſen, oder doch darüber entſcheiden dürfen.“ 
Unter ſolchen Umſtänden dürfte die Vorſtellung, daß die Ge— 
ſchwornen über reine Thatfragen urtheilen und daher jeder mit 
geſundem Menſchenverſtande Begabte ebenſowohl über die Schuld 
entſcheiden könne, auf irriger Vorausſetzung beruhen. Die Gefahr 
irriger Entſcheidungen, entweder grundloſer, dem öffentlichen In— 
tereſſe nachtheiliger Losſprechungen oder ungerechter Verurtheilungen 
als Folgen irriger Auffaſſung der vorliegenden Beweiſe ſcheint dar— 
nach bei der Urtheilsfällung durch Geſchworne vermehrt, obwohl bei 
genauer Prüfung ſich ergiebt, daß theils die Klagen über die häufige 
Zahl der Losſprechungen durch Geſchworne nicht begründet ſind,“ 


2 Oft kann es bei der Faäͤlſchung auf die feinſten civilrechtlichen 
Fragen, z. B. über Gültigkeit eines Kaufs einer fremden Sache, oder 
auf rechtliche Befugniſſe einer Parthei ankommen. In einem 1844 in 
Mainz vorgekommenen Falle kam es darauf an, ob das Judendekret von 
Frankreich in Rheinheſſen noch gelte. 

“ Auch Wolowski in der Revue de droit 1843, p. 354, erklärt, daß 
es gar nicht vortheilhaft ſeyn würde, wenn man die Geſchwornen auf 
reine Richter der That reducirte; es ſpricht aber auch dagegen, wie er 
ſagt, der Hauptgrund, der der Unmöglichkeit. N 

Z. B. bei Mißbrauch eines Mädchens zur Unzucht, wenn die An— 
klage darauf beruht, daß es die natürliche Tochter des Thäters iſt, und 
dies durch einen Geburtsakt hergeſtellt wird, oder bei Vatermord, wenn 
die Thatſache, daß der Thäter der Sohn war, durch gerichtlichen Akt her— 
geſtellt iſt. 

“ Helie in der Revue de législation, 1843, II. vol. p. 219. 

Von dem Verhältniſſe der Losſprechungen bei den englifchen, ſchotti— 
ſchen und franzöfifchen Geſchwornen haben wir oben, S. 31, 33, Nachricht 
gegeben. In Frankreich lehren die Tabellen, daß die Kraft der Repreſſion 
in neuerer Zeit zugenommen hat. Im J. 1843 wurden von 100 Angeklagten 
nur 32 losgeſprochen, im J. 1835 noch 39, 1831 noch 46, 1833 41. In den 
Rheinprovinzen find (ungeachtet dort der ſtrenge Code penal noch gilt) 
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theils die Losſprechungen,“ über welche man oft klagt, aus 
Verhaltniſſen ſich erklären, welche beweiſen, daß der Vorwurf 
leichtſinniger Losſprechungen nicht allgemein begründet iſt. — 
In Bezug auf die Fälle, in welchen das Gefchwornengericht in 
Frankreich irrigerweiſe einen Angeklagten verurtheilte, ergibt ſich 
aus den Tabellen, daß die Fälle ſehr felten find. Im J. 1843 
erkannten die Richter nur in einem Falle,“ daß die Geſchwornen, 
welche einen Angeklagten verurtheilten, ſich irrten.“ Faſſen wir 


die Geſchwornen noch ſtrenger. Im J. 1839 wurden in Rheinpreußen von den 
Geſchwornen von 100 15 freigeſprochen, freilich verſchieden nach verſchiedenen 
Bezirken. Im Bezirke 8 8 von 88 Angeklagten 29; in Cöln von 138 58; 
in Trier von 98 29. Im J. 1840 wurden von 100 Angeſchuldigten 17 ſchon 
in der Vorunterſuchung, 14 von den Geſchwornen, 1841 16 vorläufig, 
13 von den Geſchwornen freigeſprochen. In der bayriſchen Rheinpfalz 
wurden 1840 von 60 Angeklagten 15, 1841 von 38 11, 1841 von 51 vor 
die Aſſiſen Gewieſenen 9, 1842 von 39 Angeklagten 9 freigeſprochen. 

55 Wir haben ſchon oben S. 259, Note 29, aufmerkſam gemacht, wie 
oft eine Freiſprechung auch daraus ſich erklärt, daß in der Vorunter— 
ſuchung von Seiten des Staatsanwalts oder des Unterſuchungsrichters 
Regelwidrigkeiten begangen wurden, oder Leidenſchaftlichkeit vorkam. In 
andern Fällen glaubten die Geſchwornen ſich zur Freiſprechung berechtigt, 
weil ſie die That nicht für ſtrafwürdig hielten. — In dem oft angeführten 
Straßburger Falle iſt wohl Niemanden, der die Geſchwornen kannte, 
zweifelhaft, daß die Losſprechung nur daraus ſich erklärt, daß die Ge— 
ſchwornen, wo die Regierung den Verführer und Haupturheber der Strafe 
entzog, die Theilnehmer nicht ſtrafen laſſen wollten. 

9 Von der zweiten Jury, an welche der Fall gewieſen wurde, er— 
folgte auch Losſprechung. Nach den Tabellen wurden bei 67 Angeklagten 
in Frankreich 1843 die Verurtheilung von dem Caſſationshofe caſſirt. Als 
der Fall an die zweite Jury kam, wurden 11 zuvor Verurtheilte losge— 
ſprochen. Aus Bemerkungen von Lacuiſine über die Gründe der Selten— 
heit des Gebrauchs der Aſſiſenrichter, den Ausſpruch der Jury als irrig 
zu erklären, ergibt ſich freilich, daß die Erſcheinung nicht viel beweist. 

10 Einer der merkwürdigſten Falle (der ſich noch im Andenken des 
Volks erhält und 1844 in der ſchleswigiſchen Ständeverſammlung wieder 
angeführt wurde) einer ungerechten Verurtheilung durch zwei Geſchwornen— 
gerichte ift nachfolgender: In der franzoͤſiſchen Zeit wurde in Hamburg 
vor einem Hauſe, in welchem ein Bordellwirth wohnte, die Leiche eines 
Menſchen gefunden, der an tödtlichen Wunden ftarb. Bei der Haus— 
ſuchung fand man im Keller ein blutiges Beil, worüber der Hauseigen— 
thümer und ſeine Ehefrau keine Auskunft geben konnten. Das übel 
berüchtigte Gewerbe der Angeſchuldigten gab manchen andern Indicien 
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die obige zweite Beziehung des Geſchwornengerichts als eines 
politiſchen Inſtituts auf,“ ſo finden die Vertheidiger deſſelben 
die Vorzüge darin, daß die aus dem Volke genommenen Geſchwornen 
eine größere Unabhängigkeit als angeſtellte Richter beſitzen, daß 
daher größeres Vertrauen zu den Ausſprüchen der Erſten be— 
gründet ſeyn wird, und vorzüglich bei politiſchen Verbrechen die 
Gefahr zu dringend ſey, daß die angeſtellten, von der Regierung 
abhängigen Richter nach den Wünſchen der Machthaber urtheilen; 
man führt an, daß die Geſchwornen eben bei den politiſchen Ver— 
brechen das öffentliche Intereſſe des Staats an der Beſtrafung beſſer 
beurtheilen, und die feine Gränze, die ſo oft zwiſchen dem Erlaubten 
und dem Verbrechen in politiſchen Straffällen liegt, richtiger 
würdigen könnten. Wir haben ſchon oben (S. 37, 38) nach— 
gewieſen, daß vorzugsweiſe die Amerikaner die Jury nur von 
dem politiſchen Standpunkte aus auffaſſen. Geſpräche mit geiſt— 
reichen Engländern und Nordamerikanern belehren leicht, daß 
man in ihrem Vaterlande nicht daran denkt, die Jury als das 


Stärke, und die Geſchwornen in Hamburg ſprachen das Schuldig über 
den Ehemann und die Frau aus. Da die vier im Afifenhofe fißenden 
Richter den Irrthum der Jury ausſprachen, ſo kam die Sache an die 
Jury nach Bremen. Auch dieſe Jury verurtheilte. Die Angeſchuldigten 
wurden hingerichtet. Einige Jahre darnach wurde der wahre Moͤrder, 
der den Verwundeten in der Nähe des Bordells angefallen und das Beil 
in den Keller des Wirths geworfen hatte, entdeckt. 

4 Wir können nicht unbeachtet laſſen, daß man oft mit Unrecht das 
Geſchwornengericht als ein rein demokratiſches Inſtitut, welches dem 
Volke die möglichſt größten Rechte geben und die Befugniſſe der Krone 
beſchränken wolle, darſtellt (z. B. Höpfner, über Anklageſchaft, S. 178). 
Wir glauben, daß darin eine irrige Anſicht liegt; dem Scharfſinn des 
Staatsraths Nebenius entging es nicht (Verhandl. der bad. Stände 1844, 
S. 1355), daß man das Geſchwornengericht aus Gründen vertheidigen 
könne, die mit verwerflichen politiſchen Grundſätzen nicht im entfernteſten 
Zuſammenhange ſtehen. Niemand glaubt, daß Handelsgerichte, in wel: 
chen ebenfalls Nichtjuriſten entſcheiden, das Prinzip der Monarchie ver— 
letzen. Es kommt ja nur darauf an, ob die Staatsgewalt, welche die 
richterliche Thätigkeit anordnet, und nur will, daß durch Subſumtion 
des Falles unter das Geſetz das Geſetz gerecht angewendet werde, die 
Ueberzeugung hat, daß auch durch die Stimme eines aus vielen Mit— 
gliedern, die nicht angeſtellt find, beſtehenden Gerichts ebenſo die Wahr: 
heit der Thatſachen aufgefunden werden kann. 
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beſte juriſtiſche Inſtitut zur Entdeckung der Wahrheit aufzufaſſen, 
daß man vielmehr nur die politiſche Seite hervorhebt. Die Ge— 
ſchichte des Geſchwornengerichts in England zeigt auch klar genug, 
daß in jenem Lande das Inſtitut mit der Entwickelung der politi— 
ſchen Zuſtände im genaueſten Zuſammenhange ſteht. Auf eine eben 
ſo klare als geiſtreiche Weiſe hat neuerlich ein Schriftſteller ge— 
zeigt,“ daß England politiſche und gerichtliche Einrichtungen, deren 
Daſeyn die Wirkſamkeit der Jury in England bedingt, beſitzt, 
wie ſie kein anderer Staat hat. Der Vorzug aber, welchen man 
in politiſcher Beziehung der Jury beilegt, fordert als Voraus— 
ſetzungen den Beweis, daß die angeſtellten rechtsgelehrten Richter 
der nöthigen Unabhängigkeit nicht ſich erfreuen und daß die Ge— 
ſchwornen dieſe Unabhängigkeit beſitzen. Dieſer Beweis iſt noch 
nicht geliefert. Wir geben zu, daß in manchen Ländern die 
Stellung des Richterſtandes nicht ſo iſt, daß volles Vertrauen 
zur Selbſtſtändigkeit der Richter entſtehen kann, und in auf— 
geregten Zeiten haben manche Erſcheinungen und Verſuche 
der Regierungen durch eine gewiſſe Beſetzung der Gerichte 
und Einrichtungen die ſichere Verurtheilung gewiſſer für ge— 
fährlich betrachteter Angeſchuldigten zu bewirken, der Achtung 
vor der Juſtiz geſchadet; allein man ſpricht eine ſchlechte un— 
würdige Meinung von den Menſchen aus, wenn man den an— 
geſtellten Richtern eine ſolche gemeine Geſinnung zutraut, nach 
welcher ſie durch Pflichtgefühl und Berufstreue nicht beſtimmt 
werden und keinen Muth beſitzen, ihrer inneren Ueberzeugung 
zu folgen, wenn auch der Ausſpruch derſelben die Ausſicht auf 
die Zukunft trübt. Die ſorgfältige Sammlung von Nachrichten 
über den Stand der Meinungen des Volkes in Bezug auf die 
Richter dürfte lehren, daß in Deutſchland das Mißtrauen vor den 
Richtern durchaus nicht allgemein begründet iſt. Hebt man die große 
Unabhängigkeit der Geſchwornen hervor, ſo ſcheint man nicht genug 
den Einfluß der Art der Beſetzung der Jury und der Elemente 
zu beachten, unter deren Herrſchaft die Geſchwornen urtheilen. 


"= In der Bibliotheque universelle de Genève, Aoüt 1844, 
p. 209, 22 
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Wir werden unten alle Combinationen, wie die Jury beſetzt 
werden kann, durchgehen, um die Gefahren eines jeden der mög— 
lichen Syſteme zu zeigen. Die Unabhängigkeit der Jury könnte 
nur angenommen werden, wenn kein Einfluß beſorgt werden 
dürfte, der die Unbefangenheit der Geſchwornen ſtört. Daß die 
letzteren von der Einwirkung der Staatsregierung fern ſind, daß 
ſie nichts zu hoffen und zu fürchten haben, kann man im All— 
gemeinen zugeben; allein die Möglichkeit der Staatsregierung, 
wenn ſie ein beſonderes Intereſſe hat, bei gewiſſen Prozeſſen durch 
Einwirkung auf die Beſetzung des Geſchwornengerichts einen be— 
ſtimmten Ausgang herbeizuführen, läßt ſich wenigſtens bei dem 
Stande der Geſetzgebung über Bildung der Jury in Frankreich 
und in den Rheinprovinzen nicht läugnen. Viel gefährlicher aber 
iſt eine andere Art der Abhängigkeit der Geſchwornen von ge— 
wiſſen Volksanſichten und einer herrſchenden Stimmung. Wer 


erinnert ſich nicht an die Zeit als 1835 in Frankreich das Geſetz 


über geheime Abſtimmung zu Stande kam, wo eine Einſchüch⸗ 
terung der Geſchwornen durch Drohbriefe, durch Verhöhnung und 
Verfolgung vorzüglich von Seite der Preſſe gewöhnlich war? 
Wer denkt nicht an die oben angeführten Erfahrungen von Por— 
tugal,“ über die Einſchüchterung der Geſchwornen, welche be— 
ſtändig vor der Rache der Freunde und Verwandten der Ange— 
klagten zittern müſſen?“ In aufgeregten politiſchen Zeiten, wo 
feindlich ſich Partheien einander gegenüber ſtehen, darf von den 
Geſchwornen ſchwerlich die nöthige Unbefangenheit erwartet wer— 
den, und religiöſe Entzweiungen werden nicht weniger die Selbſt— 
ſtändigkeit der Geſchwornen vernichten.“ Politiſcher und religiöfer 


Oben, S. 77. 

a Nicht gering zu achten iſt das Zeugniß (f. oben, S. 83, Note 4) 
welches Napoleon den Italienern gab. Wir bitten jetzt noch die Rechts— 
anwendung durch Geſchworne in Corſica zu betrachten, um ſich zu über— 
zeugen, welchen Einfluß die Volksanſichten haben. 

5 Wer möchte jetzt in der Schweiz in den Kantonen, in denen die 
Jeſuitenfrage die Gemüther aufregt, erwarten, daß ein Geſchwornen— 
gericht über die zu einer Andern Parthei gehörigen Angeklagten unpar— 
theiiſch urtheilen werde? ' 
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Fanatismus verblenden die Gemüther und der Haß gegen die 
Andersdenkenden raubt dem prüfenden Verſtande ſeine Eigen— 
ſchaften, welche zur ruhigen Abwägung der Beweiſe gehören. 
Aber auch ohne dieſe Aufregung find die Verhältniffe, unter 
welchen Geſchworne urtheilen, leicht gefährliche Feinde ihrer Un— 
befangenheit.“ Je größer das Aufſehen iſt, welches ein wichtiger 
Straffall erregt, deſto allgemeiner werden in allen Kreiſen der 
bürgerlichen Geſellſchaft die Geſpräche darüber. Man nimmt 
Parthei;“ die in das Publikum gekommenen Nachrichten über 
die Umſtände des Verbrechens erzeugen eine gewiſſe Stimmung, 
die unwillkürlich auch auf die Geſchwornen wirkt, und mit einer 
vorgefaßten Anſicht ſie erfüllt. Während der öffentlichen Ver— 
handlung, ſelbſt wenn dieſe mehrere Tage dauert, leben die 
Geſchwornen unter dem beſtändigen Einfluſſe der öffentlichen 
Meinung, die jeden Tag über den Straffall ſich bildet. Alle 
dieſe Erfahrungen verdienen wohl von Denjenigen gewürdigt zu 
werden, welche die Unabhängigkeit der Geſchwornen vertheidigen. 

Beachtung verdient noch die ſcharfſinnige Auffaſſung des 
Geſchwornengerichts in der neuen Schrift von Rintel.“ Die 
von ihm ausgeſprochene Anſicht, daß die Jury als eine aus der 
Mitte aller berufenen Rechtsgenoſſen für jeden einzelnen Straf— 
fall gebildete engere Genoſſenſchaft erſcheine, welche im Namen 
der Geſammtheit, in deren Mitte das Verbrechen verübt wurde, 
ein Zeugniß über das Verbrechen ablege, entſpricht der früheren 
Auffaſſung der Jury in England und beruht auf einer würdigen 
Idee, daß das Vaterland nach der ſorgfältigſten Prüfung durch 
erwählte, des Vertrauens würdige Männer ein Zeugniß ablegt. 
In einer Zeit, in welcher ein inniges Gemeindeleben in England 
beſtand, wo alle Gemeindegenoſſen im engen Kreiſe ſich genau 


6 Franke in dem oben, Note 27, angeführten Aufſatze gibt S. 134 
richtige Beobachtungen über die auf Geſchworne wirkenden Einflüfe an. 
7 Es iſt bekannt, daß daher in Frankreich achtungswürdige Schrift— 
ſteller (3. B. V. Foucher in einer kleinen Schrift) es für nothwendig halten, 
daß die Anklageakte nicht vor der Verhandlung in das Publikum komme. 
as Von der Jury, S. 57 —63. In einem andern Sinne ſprecheun 
Schriftſteller (ſ. auch unten in Note 52) von einem Zeugniß der Jury. ; 
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kannten, die Verhältniſſe eines Jeden und feine Individualität 
würdigten, mag das auf den Grund ihrer perſönlichen Kenntniß 
abgelegte Zeugniß der Nachbarn, daß das Verbrechen von dem 
Angeklagten verübt worden ſey, dem Gerichte genügt haben; 
allein dieſe Anſicht iſt in England ſelbſt ſeit drei Jahrhunderten 
verſchwunden und paßt nicht mehr zur heutigen Jury. Wer mag 
glauben, daß in der Mehrzahl der Fälle die durch den Zufall 
berufenen Geſchwornen den Angeklagten und feine früheren Ver— 
hältniſſe genau kennen und ihr Wahrſpruch ein Zeugniß von 
eigenem gutem Wiſſen ſey? Gründen ſich die Geſchwornen 
nicht überall auf die vor ihnen in der Verhandlung vorge— 
kommenen Beweiſe, zu deren genauer Prüfung nach Beweis— 
regeln die Geſchwornen von dem Richter überall aufgefordert 
werden, ſo daß der Angeklagte, wie die bürgerliche Geſellſchaft 
auf die gründliche Berathung über die vorgelegten Beweiſe rechnen? 

Die wichtigſte Beziehung des Geſchwornengerichts iſt die zur 
Anwendung der Strafgeſetze. Ausgezeichnete Engländer, die ſelbſt 
auf die Vorzüge der Jury in den zwei erſten Beziehungen weniger 
Werth legen, heben vorzüglich die Bedeutung hervor, daß bei der 
unendlichen Verſchiedenheit der Combinationen der Verſchuldung 
oft ſolche von dem Geſetzgeber nicht vorhergeſehene Fälle vor— 
kommen, ungeachtet der Buchſtabe des Geſetzes die Anwendung 
einer Strafe fordert, die innere Stimme der Billigkeit keine 
Strafe geſtattet, wo die Strafe im Widerſpruch mit der Volks— 
anſicht ſtehen würde, die rechtsgelehrten, an das Geſetz gebundenen 
Richter aber verurtheilen müſſen, während die Geſchwornen, die 
alle Umſtände des Falles erwägen und keine Entſcheidungsgründe 
angeben, ihr Nichtſchuldig ausſprechen.“ Vorzüglich ſcheint dies 
da der Fall geweſen, wenn das Unrecht der in Frage ſtehenden 
Handlung auf ſo ſchmaler Gränze liegt, daß leicht der Bürger, 
welcher die Handlung verübte, über ihre Erlaubtheit im Irrthum 
ſeyn konnte, und im guten Glauben handelte,“ während die 


Mit Recht hebt auch Braun in feiner Schrift: Hauptſtücke, S. 99, 
dieſe Rückſicht des Geſchwornengerichts hervor. 
50 Dies iſt namentlich bei manchen politiſchen Verbrechen der Fall. Die 
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allgemeine Faſſung des Strafgefegbuches ihn verdammt ;°! ebenfo 
tritt dieſer Geſichtspunkt ein, wo das Intereſſe der bürgerlichen 
Geſellſchaft an der Beſtrafung einer Handlung ſo gering iſt, daß 
beſſer keine Strafe eintreten würde. Der Ausſpruch der Ge— 
ſchwornen, welche die Repräſentanten des Volks ſind, enthält 
hier gleichſam ein Zeugniß der bürgerlichen Geſellſchaft, daß 
ſie die Handlung nicht verfolge, weil da, wo der gemeine Ver— 
ſtand der Geſchwornen die Schuldbarkeit der Handlung nicht 
begreifen konnte, gewiß auch Entſchuldigung für den Angeklagten 
ſpricht. — Wir ſind aber überzeugt, daß der bisher angeführte 
Vortheil auch ohne Geſchwornenverfaſſung erreicht werden kann, 
und eben in der bisher bezeichneten Beziehung das Urtheil durch 
Geſchworne andere Gefahren nach ſich zieht. Auch die auf An— 
wendung durch rechtsgelehrte Richter berechnete Strafgeſetzgebung 
wird immer mehr dazu kommen, den Widerſpruch der natürlichen, 
nur gerechte Beſtrafung fordernden Stimme des Volkes mit Straf— 
urtheilen dadurch zu vermeiden, daß theils die Zahl der Gründe, 
in welchen die Zurechnung wegfällt, ausgedehnt, und die Faſſung 
des Geſetzes ſo erweitert wird, daß das Ermeſſen des Richters 
frei genug ift, theils daß das Geſetzbuch durch paſſende Milderungs— 
gründe, worauf überhaupt oder bei einzelnen Verbrechen das Geſetz 
Rückſicht zu nehmen geſtattet, die Härte der Strafanwendung 
zu vermeiden ſucht. Ohnehin wird da, wo der Staatsanwalt an— 
klagt, dieſer hinreichend in den Stand geſetzt ſeyn, in Fällen 
des geringfügigen Intereſſe eine Handlung unverfolgt zu laſſen. 
Rechnet man auf Anwendung der Geſetze durch Geſchworne, ſo 
muß man eine zweifach mögliche Lage der Geſchwornen berück— 
ſichtigen, indem entweder ihnen geftattet wird, durch die Annahme 
von Milderungsgründen die Herabſetzung der ordentlichen Strafe 
zu bewirken, oder der Jury keine ſolche Befugniß eingeräumt 
Strafgeſetzgebung über dieſe Verbrechen iſt leider noch immer vielfach 
nicht auf richtige Grundſätze gebaut. 

51 Wichtig iſt dies z. B. in Fällen, wo die Frage vorkommt: ob die 
Einwilligung des Verletzten die Strafe aufhebt. 


2 Darauf legt auch Werth der Bericht der preußiſchen Immediat— 
commiſſion, S 60. | 
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wird. Im erſten Falle treten jene, unten näher zu würdigende 
Nachtheile ein, welche ſeit 1832 in Frankreich beobachtet werden; 
im zweiten Falle iſt zu beſorgen, daß die durch Eindrücke der 
Menſchlichkeit, ohne klar gedachte Gründe für die Strafloſigkeit, 
oft durch falſches Mitleiden geleiteten Geſchwornen das Nicht— 
ſchuldig in Fällen ausſprechen, in welchen zwar nicht die volle, 
ſondern herabgeſetzte Strafe billig geweſen wäre, die Strafloſig— 
keit aber die Volksmoral und die Stimme der Beſſern empört.” 
Vorzüglich müſſen wir den Irrthum hervorheben, nach welchem 
man oft glaubt, daß jedes Strafgeſetzbuch ebenſo auf Anwendung 
durch Geſchworne als durch rechtsgelehrte Richter paſſe. Wir 
läugnen dies,“ und finden einen Hauptgrund, aus welchem im 
J. 1843 die Rheinländer gegen die Annahme des preußiſchen 
Entwurfs ſich erklärten, darin, daß dieſer zur Geſchwornen— 
verfaſſung nicht paßt. Der franzöſiſche Code penal enthält eine 
große Einfachheit der Begriffe, ſo daß die Geſchwornen weiten 
Raum genug haben, um nach Bedürfniſſen des Falles zu ent— 
ſcheiden,“ oder den einfachen Begriff des Geſetzes leicht zu ver— 
ſtehen oder anzuwenden, während unſere Strafgeſetzbücher ſo viele 
verwickelte, nur Demjenigen verſtändliche Begriffe enthalten,“ der 
die Wiſſenſchaft kennt und die ganze Entwicklung des ſchweren 
Geburtsakts ſtudirt hat, durch welchen das Geſetz zu Stande 
kam. Während der franzöſiſche Code viele abſolute Straf— 
drohungen, ein enges Maximum und Minimum enthält, wenig 


5 Wie oft geſchah dies in Frankreich, wo losgeſprochen wurde, weil 
die Strafe zu hoch ſchien, oder in Fällen, wo z. B. aus Eiferſucht die 
verlaſſene Geliebte das Haus ihres ehemaligen Geliebten, der eine Andere 
heirathete, anzündete, oder wo zwei Perſonen ſich wechſelſeitig zu tödten 
beſchloſſen und nur eine die andere tödtete, während der Thater an feiner 
Wunde nicht ſtarb. 

Meine Schrift: Die Strafgeſetzgebung in ihrer Fortbildung, II, 
S. 260. 

Z. B. nach Art. 64 des Code penal. 

Wir fragen, ob in den Fällen des dolus generalis nach dem 
württembergiſchen Strafgeſetzbuch, Art. 56, oder wo der Begriff des be— 
endigten Verbrechens in dem badiſchen Geſetzbuche, Art. 107, eintritt, 
eine Jury die Geſetze anwenden kann. 


Abſtufungen bei den einzelnen Verbrechen aufſtellt,“ wird in 
Deutſchland mit Recht ein weites Ermeſſen für die Richter ver 
langt, und viele Abſtufungen in Bezug auf Strafdrohung ſind 
unvermeidlich. Wenn nun das Geſetz nach den beſondern Um— 
ſtänden Abſtufungen macht, fo werden wieder den Geſchwornen 
viele Rechtsbegriffe zur Beantwortung unterworfen, oder wenn 
man die Geſchwornen nur zu Richtern der materiellen That 
machen und ihnen die Beantwortung der Fragen um das Daſeyn 
der Umſtände, die die Abſtufungen begründen, entziehen will, 
werden die Richter des Rechts auch die Richter über die wichtig— 
ſten Thatfragen. Wir können einen merkwürdigen Fall, der die 
Bedeutung des Zuſammenhangs eines Strafgeſetzbuchs mit der 
Geſchwornenverfaſſung beweist, aus Rheinheſſen anführen. Seit 
1843 gilt dort das neue, auch in Altheſſen gültige Strafgeſetz— 
buch. In der Strafſache gegen Peter Fuhrmann wegen vor— 
bedächtlicher Tödtung ſeiner Mutter hatte der Angeklagte den 
Milderungsgrund des Art. 114, Nr. 2 des heſſiſchen Straf— 
geſetzbuchs angerufen, und ſeinem Antrage gemäß wurde durch 
den Aſſiſenhof in Mainz den Geſchwornen die weitere Frage 
vorgelegt: ob der Angeklagte ſich in dem Art. 114, Nr. 2, be— 
ziehungsweiſe Art. 37, Nr. 3, vorgeſehenen Zuſtande befunden? 
Nachdem die Geſchwornen die Hauptfrage über den mit Vorbe— 
dacht verübten Todtſchlag bejaht, die zweite Frage verneint hat— 
ten, ſprach der Aſſiſenhof das Todesurtheil aus. Auf eingelegte 
Caſſation caſſirte der Caſſationshof in Darmſtadt am 25. Sept. 
1843 das von dem Aſſiſenhofe erlaſſene Urtheil mit dem Verdikt 


57 Daraus erklart ſich auch, warum in England ſich Manche gegen 
eine vollftändige Codifikation erklären und warum die Strafgeſetze ganz 
anders als bei uns abgefaßt ſind. 

5s Es heißt darin: „Die Zuläſſigkeit einer milderen Strafe, als das 
Geſetz gedroht hat, wird begründet durch diejenigen Zuftände, welche nach 
Art. 37, Nr. 2 u. 3, bei dem Daſeyn des dort vorausgeſetzten Grades 
gänzliche Strafloſigkeit bewirken, in ſo ferne ſie im einzelnen Falle im 
geringeren, aber doch in ſo hohem Grade vorhanden ſind, daß die geſetz— 
liche Strafe auch in ihrem geringſten Maße im Mißverhältniß mit der 
Verſchuldung ſtehen würde.“ 
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der Geſchwornen, weil mit Unrecht den Geſchwornen die Frage 
über den behaupteten Milderungsgrund aus Art. 114 vorgelegt 
worden, während dieſer Milderungsgrund kein ſolcher ſey, wo 
dem Richter geboten, ſondern nur geftattet ſey, eine mildere 
Strafe auszuſprechen.“ Die Sache kam an den Aſſiſenhof in 
Alzey, und dort wurde die Frage über den Milderungsgrund 
nicht den Geſchwornen vorgelegt, ſondern von dem Aſſiſenhofe 
verneinend beantwortet. Man fühlt leicht die Bedeutung dieſes 
Falles. Da in den neuen Geſetzbüchern der Milderungsgrund 
wegen verminderter Zurechnung ſo einflußreich iſt, ſo fragt man, 
ob in Zukunft die Frage über das Daſeyn dieſes Grundes den 
Geſchwornen beigelegt oder entzogen feyn fol. Wir würden der 
Anſicht des Caſſationshofs in Heſſen nicht zuſtimmen, weil wir 
überzeugt ſind, daß, wenn man einmal Geſchworne zuläßt, ihnen 
die faktiſchen Fragen ſo vollſtändig vorgelegt werden müſſen, daß 
ihre Beantwortung das geſetzliche Strafmaaß in ſeinem noth— 
wendigen Gefolge hat; insbeſondere müſſen die Geſchwornen über 
die ſogenannte intention criminelle und den ganzen Zuſtand des 
Angeklagten entſcheiden, vermöge deſſen ihm die That zugerechnet 
werden kann. Weder die Urſache, aus welcher die Zurechnungs— 
fähigkeit geſchwächt erſcheint, noch der Umfang dieſer Zurechnung 
kann einen Unterſchied machen. Wollte man die Entſcheidung über 
den ganzen Seelenzuſtand des Angeklagten den Geſchwornen ent— 
ziehen, ſo würden ſie ja nicht über die Schuld entſcheiden und 
gewiß oft verleitet werden, die allgemeine Frage, die auf Zu— 
rechnung keine Rückſicht nehmen ſoll, verneinend zu beantworten, 
wenn ſie beſorgen müßten, daß die Richter das Verdikt, das die 
Geſchwornen nur in der Vorausſetzung geringerer Strafwürdig— 
keit gaben, ſo anwenden würden, daß ſie auf die verminderte 
Zurechnung keine Rückſicht nehmen. Wir halten es für incon— 
ſequent, wenn man die Geſchwornen als zuſtändig erkennen wollte, 
auszuſprechen, daß der Angeklagte ohne alle Zurechnungsfähigkeit 
gehandelt habe, und das Recht, über die theilweiſe Zurechnungs— 
fähigkeit zu entſcheiden, ihnen verſagte. Die nothwendige Folge 
59 Nach dem heſſiſchen Competenzgeſetze, Art. 12. 
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einer ſolchen Procedur würde ſeyn, daß der Aſſiſenhof ſich bei 
der Beſtrafung eine andere Thatſache mit andern, die Verſchul— 
dung beſtimmenden Umftänden bilden würde, als den Geſchwornen 
bei ihrer Entſcheidung vorſchwebte. 

Es iſt nicht ſchwierig, zu zeigen, daß dadurch das Weſen 
der Jury vernichtet würde. Möchten die Männer, welche ſchnell— 
fertig die Jury anpreiſen, auch ihren genauen Zuſammenhang 
mit der Art beachten, wie ein der Jury angepaßtes und doch 
dem Prinzip der Gerechtigkeit entſprechendes Sie be⸗ 
arbeitet werden kann. 

Will man aber auch den Vertheidigern des Gefchwornen- 
gerichts zugeben, daß dieſe Anſtalt einen rechtlichen und politiſchen 
Werth hat, ſo kommt doch, nach dem Zugeſtändniſſe der Tüchtig— 
ſten, Alles darauf an, ob gewiſſe Vorausſetzungen vorhanden 
ſind, bei deren Daſeyn allein auf die Wirkſamkeit des Geſchwornen— 
gerichts gerechnet werden kann, und wie die Anſtalt in dem 
genaueſten Detail durchgeführt iſt. Zu dieſen Vorausſetzungen 
gehören theils gewiſſe Zuſtände des Volkes, theils das Daſeyn 
eines nach den oben bezeichneten Rückſichten einfachen und klaren 
Strafgeſetzbuchs. Vorzüglich kann nur dann auf unpartheiiſche 
und gerechte Ausſprüche der Geſchwornen gerechnet werden, wenn 
der Staat hoffen kann,“ daß auf den Bänken der Geſchwornen 
Männer ſitzen werden, welche ebenſo einſichtsvoll als unabhängig 
und ſelbſtſtändig, charakterfeſt, und weder durch religiöſen Fa— 
natismus, noch durch politiſchen Partheigeiſt geleitet ſind. Es 
muß bei dem Volke in allen Klaſſen eine große Maſſe ächter 
Bildung verbreitet ſeyn, und die Scheidewand der Stände nicht 
zu ſchroff die einzelnen Klaſſen von einander abſondern. Selbſt 
über die ſogenannte politiſche Reife des Volkes muß man ſich 
verſtändigen. Es iſt ein Irrthum, dieſe Reife nur darnach zu 
beurtheilen, ob das Volk politiſche Schriften liest, leidenſchaftlich 
durch jeden Vorfall aufgeregt iſt, Parthei für gewiſſe Perſonen 
nimmt und politiſche Demonſtrationen liebt; einem Volke dieſer 


60 Auch v. Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, S. 37, ſetzt 
ſolche Eigenſchaften als unerläßlich voraus. 


N 
4 


Art erkennen wir wegen dieſer Erſcheinungen noch nicht die Eigen: 
ſchaften zu, deren Daſeyn die Wirkſamkeit als Geſchworne bedingt; 
politiſcher Fanatismus und Partheiwuth, welche das Gemüth ver— 
ſtimmt, den Verſtand verblendet, verfolgungsſüchtig macht und 
jeden Andersdenkenden ſchon vorneherein verdammt, ſind ſchlechte 
Rathgeber für Geſchworne. Es iſt aber ein noch größerer Irrthum, 
wenn man von den Eigenſchaften, welche den tüchtigen Abgeordneten 
in der Ständeverſammlung, oder den trefflichen Gemeindebeamten 
ſchmücken, einen Schluß darauf zieht, daß ein Mann dieſer Art 
ein ebenſo ausgezeichneter Geſchworner ſeyn wird. Während der 
Abgeordnete oder Gemeindebeamte durch die Fülle ſeiner Er— 
fahrungen und Kenntniſſe in Bezug auf öffentliche Angelegen— 
heiten, durch das Wohlwollen ſeiner Geſinnung, Ordnungsliebe 
und Geſchäftseifer und einen ſicheren geſunden Blick wohlthätig 
wirken kann, bedarf der Geſchworne, welcher berufen iſt, über 
einzelne ihm vorgelegte Fälle und Beweiſe zu urtheilen, neben 
der Intelligenz und der Charakterfeſtigkeit auch der Gewandtheit, 
zerſtreute Thatſachen richtig aufzufaſſen, richtige Schlüſſe daraus 
abzuleiten und die einzelnen Thatſachen, frei von Vorurtheilen, 
unter die Regeln, welche die Vernunft und Erfahrung über Ent— 
deckung der Wahrheit aufſtellen, zu ſubſumiren. Wir fragen: ob 
der Geſetzgeber eines Landes darauf rechnen kann, daß die Mehr— 
zahl Derjenigen, welche in den Liſten der beſchwornen vor⸗ 
kommen, jene Eigenſchaften beſitzen? T 

Bei der Durchführung der One hängt 
Alles J. von der Art ab, wie das Geſchwornengericht be 
ſetzt werden ſoll, und zwar aus welchen Perſonen die Urliſte 
gebildet wird, wer die Reduktion der Liſte vornimmt, und welche 
Vorſchriften über die Rekuſation der Geſchwornen gelten. Die 
Geſetzgebung kann bei der Bildung des Geſchwornengerichts unter 
verſchiedenen Syſtemen wählen; ſie kann entweder 1) gewiſſe 
äußere Eigenſchaften bezeichnen, welche Diejenigen, welche auf 
die Liſte kommen, an ſich tragen müſſen, oder 2) ſie kann die 
Wahl entſcheiden laſſen, oder 3) alle Bürger auf die Liſte ſetzen 
laſſen, ſo daß dann das Loos entſcheidet, wer als Geſchworner 
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dienen ſoll. Bei dem erſten Syſteme kann man entweder den 
Beſitz eines gewiſſen Vermögens als maaßgebend betrachten, oder 
gewiſſe ſogenannte Capacitäten aufſtellen, ſo daß die, welche 
gewiſſen Ständen angehören, auf die Geſchwornenliſte kommen, 
oder man kann die Rückſicht auf hohe Steuer mit der auf Ca— 
pacitäten verbinden. Die Geſchichte der franzöſiſchen Jury iſt 
hier ſehr belehrend.“ Nachdem man in der erſten Zeit den Kreis 
Derjenigen, welche Geſchworne werden konnten, ſehr ausgedehnt 
und eine Spezialjury eingeführt, im Jahre II. der Republik dem 
Nationalagenten überlaſſen hatte, Diejenigen auf die Liſte zu 
ſetzen, qu'il jugera propres a remplir les fonctions des jurés, 
wollte man bei der Abfaſſung des Code von 1808 in den Ge— 
ſchwornen drei Klaſſen repräſentirt haben (Grundeigenthümer, 
Gelehrte und Kaufleute); allein die Idee wurde nicht durchgeführt; 
das Geſetz von 1827 bezweckte die Verbindung von den zwei 
Elementen (Vermögen und Intelligenz). Man erkannte dadurch, 
daß zwei ſehr heterogene Elemente zu einem Ziele wirken ſollten; 
der Cenſus, den man forderte, damit Jemand Geſchworner werden 
könne, wurde herabgeſetzt (auf 200 Francs), und der Kreis der 
Geſchwornen umfaßte plötzlich eine Maſſe von Perſonen, die gar 
keine Bürgſchaften für ihre Bildung mitbringen. Das trüglichſte 
der Mittel wurde gewählt; man täuſchte ſich mit der Ver— 
muthung, daß die Höchſtbeſteuerten auch höhere Kenntniſſe, vor— 
zügliches Intereſſe für die Angelegenheiten der bürgerlichen Ge— 
ſellſchaft beſitzen würden; man vergaß, daß in Frankreich die 
Revolution viel geändert und ſehr viele Menſchen aus niederen 
Klaſſen in die höheren gebracht hatte. Die ſchon oben gerügte 
Vermiſchung der Eigenſchaften eines Wählers mit denen des 
Geſchwornen hatte ſchlimmen Einfluß. Man hätte fühlen ſollen, 
daß, wenn die Geſetzgebung den Cenſus hoch ſetzt, ein kleiner 
Kreis hochbeſteuerter, dem Volksleben häufig fernſtehender, nicht 
immer das allgemeine Vertrauen genießender Geſchworner gegründet 

6 Eine gute Darſtellung der Entwickelung der franzöſiſchen Ge— 
ſchwornenverfaſſung hat Helie in der Revue de législation, Paris 1842, 
p. 325 ff. geliefert. 
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wird, bei dem das Element der Jury zerftört wird, daß dagegen, 
wenn der Cenſus niedrig geſetzt wird, die Vermuthung der an 
das Vermögen geknüpften Bildung wegfällt. Wir haben oben 
angegeben, wie man in Belgien“ zu helfen fuchte, indem man 
in den verſchiedenen Provinzen auch einen verſchiedenen Betrag 
von Denjenigen forderte, die Geſchwornen ſeyn könnten, und 
wieder den Cenſus der Bürger am Hauptort von dem der Ge— 
ſchwornenberechtigten in anderen Gemeinden trennte.“ Daß bei 
dieſen Anordnungen der Zufall entſchied, daß man, indem man den 
Steuerbetrag für manche Gegenden niedrig ſetzte, ſehr ungebildete 
Geſchworne erhielt und daß in großen Städten, wo ſchnell ein Bür— 
ger, der neu ſich niederläßt und ein gewagtes Gewerbe unternimmt, 
hierzu ein hohes Patent bezahlt, manche Perſonen in die Klaſſe der 
Geſchwornen kamen, ohne die nöthigen Bürgſchaften zu gewähren, 
zeigte bald die Erfahrung. — Aber auch der Verſuch der franzöſiſchen 
Geſetzgebung, gewiſſe Capacitäten aufzuſtellen, welche ohne Rückſicht 
auf Vermögen zur Aufnahme in die Juryliſten berechtigen ſollten, 
mußte mißlingen. Unter den ſogenannten gebildeten Perſonen, 
z. B. den Gelehrten, können manche ehrenwerthe Männer ſeyn, 
welche durch ihre Studien dem Leben ſo fremd ſind, daß ſie nicht 
taugen, die Lebens verhältniſſe zu beurtheilen, und unter den zur 
Jury berufenen Offizieren möchten manche ſeyn, die durch die 
Angewöhnung einer gewiſſen Strenge im Militärdienſt nicht das 
Vertrauen einer unpartheiiſchen milden Beurtheilung der That— 
ſachen einflößen.“ Wir ſind überzeugt, daß keine Geſetzgebung, 
die auf den Cenſus oder gewiſſe Capacitäten baut, das Prinzip 
der Jury ſicher durchzuführen hoffen kann. Erkennt man dagegen, 


62 Oben S. 63. 

63 In einer Provinz, die ſehr wohlhabend iſt, kann eine Steuergröße 
niedrig ſeyn, welche in der minder reichen Provinz eine hohe Steuer 
heißen kann, und in Brüſſel ſind 200 Francs Steuer wenig, während ſie 
in den Landgemeinden eine hohe Steuer bilden. 

“ Die Offiziere können nach franzoͤſiſchem Geſetz nur Geſchworne 
ſeyn, wenn fie fünf Jahre im Departement wohnten, die Doktoren und 
Lizentiaten nach zehnjährigem Aufenthalt, die Notarien nach dreijährigem. 
Liegt bei dieſen Vorſchriften wohl ein Prinzip zum Grunde? 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 25 
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wie in Amerika, alle Bürger, welche ſtaatsbürgerliche Befugniſſe 
haben, auch als Diejenigen, welche die Geſchwornenliſte bilden, ſo 
iſt die hoͤchſte Gefahr, daß unter dieſen Perſonen eine große Zahl 
ungebildeter, leidenfchaftlicher, gleichgültiger Menſchen ſich findet, 
und das Loos, zu welchem man Zuflucht nimmt, um Diejenigen 
zu gewinnen, welche die Dienſtliſte bilden, durch Zufall eine Liſte 
von Menſchen zuſammenbringt, die in keiner Hinſicht die Eigen— 
ſchaften beſitzen, um das Amt des Geſchwornen zu verrichten. 
Will man dem Syſtem der Wahl huldigen,“ ſo kommt man ent— 
weder dazu, durch ſämmtliche Bürger Diejenigen wählen zu laſſen, 
welche Geſchworne ſeyn ſollen, oder man läßt eine Wahlcommiſſion 
wählen, die die Geſchwornen wählt, z. B. in Genf. Allein alle 
dieſe Einrichtungen haben große Nachtheile; denn man muß ſehr 
bezweifeln, ob die Urwähler die Fähigkeit beſitzen, Diejenigen aus— 
zuwählen,“ welche Geſchworne ſeyn können. Sie werden nothwen— 
dig entweder durch die herrſchende politiſche Stimmung und durch die 
Männer geleitet, welche auf die politiſchen Wahlen bei dem Volke 
leicht Einfluß uͤben können, oder durch die Rückſicht beſtimmt, daß 
Jeder Denjenigen wählt, der ihn, wenn der Wählende das Un— 
glück hätte, vor Gericht geſtellt zu werden, am günſtigſten beur— 
theilte. Um gut zu wählen, muß man wiſſen, welche Eigen— 
ſchaften der zu Wählende beſitzen ſoll, und auch die Charakterſtärke 
haben, ohne Nebenabſichten nur Denjenigen zu wählen, von dem 
man überzeugt iſt, daß er die nöthigen Eigenſchaften am beſten 
beſitzt. Wer aber mag glauben, daß Jeder aus dem Volke genau 
weiß, welche Erforderniſſe zum tüchtigen Geſchwornen gehören, 
und daß er im Stande iſt, zu beurtheilen, ob der von ihm zu 
Wählende auch jene Fähigkeiten beſitzt? Nichts kann aber für 
die Gerechtigkeit nachtheiliger ſeyn und jede gute Wirkſamkeit der 
Geſchwornen vernichten, als wenn die Politik“ auf die Wahl 


56 Ueber die Gefahren der Volkswahlen f. wichtige Beobachtungen 
von Cherbuliez in feinem Werke: de la Democratie en Suisse, II. vol. 
P 2 ff. 

66 S. oben, S. 80. 

67 Gute Bemerkungen in der Bibliotheque universelle de Geneve, 
1844, Aout, p. 217. 
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der Geſchwornen Einfluß übt. Dies ift aber überall der Fall, 
wo einer ſelbſt durch Wahl des Volkes gebildeten, ſchon be- 
ſtehenden politiſchen Corporation, z. B. dem großen Rathe, oder 
einer erſt wegen der Ernennung der Geſchwornen zu wählenden 
Commiſſion die Wahl überlaſſen werden ſoll.“ Neue Schwierig— 
keiten ergeben ſich aber, wenn die Urliſte gebildet iſt, darüber, 
wem die Reduktion der Liſte anvertraut werden ſoll. Es iſt dies 
wichtig, weil man aus dem weit ausgedehnten Kreiſe der auf 
der Urliſte ſtehenden Bürger nicht dem Looſe überlaſſen kann, 
wer aus der Urne als dienſtthuender Geſchworner gezogen werden 
ſoll, da ſonſt leicht durch Zufall eine Zahl geiſtig und moraliſch 
untüchtiger Geſchworner auf der Dienſtliſte erſcheinen könnte. 
Einem Verwaltungsbeamten die Reduktion zu überlaſſen, iſt ge— 
fährlich,“ vorzüglich einem Präfekten, wie in Frankreich, der 
von der Regierung unbedingt abhängig, leicht alle Diejenigen 
aus der Liſte ſtreicht, deren Selbſtſtändigkeit oder bekannte, den 
Abſichten der Regierung nicht ſich beugende Kraft wünſchens— 
werth machen kann, daß ſie nicht als Geſchworne urtheilen. 
Daß man nicht den franzöſiſchen Präfekten dem engliſchen Sheriff 
gleichſtellen kann, jenem Beamten, der in einer Unabhängigkeit 
und zugleich in einer dem Gerichte verantwortlichen Stellung 
vorkommt, wie kein anderes Land einen ſolchen beſitzt, wurde 
bereits bemerkt. Will man, wie in Belgien, dem erſten Prä— 
ſidenten des Appellhofes und zwei anderen Präſidenten die Re— 
duktion der Liſte überlaſſen, ſo kann man zwar das Vertrauen 
hegen, daß dieſe Männer, welche die Eigenſchaften eines Richters 
kennen, die hierzu Tauglichſten wählen werden; allein die Ein— 
wendungen gegen dieſe Einrichtung betreffen die Frage: ob jene 
Präſidenten die nöthigen Kenntniſſe der Perſonen beſitzen, um 
darüber zu entſcheiden, ob ein auf die Liſte zu Setzender wirklich 
zum Geſchwornen taugt. Man beſorgt, daß die in ihrer höheren 


68 Dies beftätigt ſich in Genf. Belehrend find die Genfer Ver: 
handlungen über die verſchiedenen Arten der Wahl der Jury. S. meine 
Darſtellung in der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetzgebung XVI, S. 360. 

69 Dies erkennt auch an Helie in der Revue de législation, 1842. 


Stellung nur mit richterlichen Gefchäften beauftragten Männer 
ihre Zuflucht entweder zu untergeordneten Beamten oder zu den 
Verwaltungsbehoͤrden nehmen müſſen, um Materialien für die 
Beurtheilung der Tüchtigkeit der auf die reducirte Liſte zu ſetzen— 
den Geſchwornen zu gewinnen, fo daß zuletzt nur die Anſichten 
der befragten, nicht verantwortlichen Rathgeber darüber ent— 
ſcheiden werden, wer Geſchworner ſeyn ſoll. 

Die Bedeutung des Geſchwornengerichts hängt noch vor— 
züglich von den Grundſätzen ab, welche über das Rekuſationsrecht 
gelten.“ Je mehr dafür geſorgt wird, daß durch die Geſtattung der 
Rekuſation nur diejenigen Geſchwornen, gegen welche die freieſte 
Rekuſation geltend gemacht werden konnte, aber nicht geltend gemacht 
wurde, als Richter erſcheinen, denen freiwillig der Ankläger und 
der Angeklagte ſich unterwarfen, deſto mehr genießen ſie Ver— 
trauen. Während in England der Ankläger keine Rekuſation 
geltend machen kann, und der Angeklagte größere Rekuſations— 
rechte ausüben darf, je ſchwerer die Anklage iſt, ſelbſt die ganze 
Liſte des Sheriffs verwerfen und ebenſo viele Geſchwornen perem— 
toriſch, aber auch daneben Andere motivirt verwerfen kann, iſt in 
Frankreich das Recht der Rekuſation der Staatsbehörde und dem 
Angeklagten eingeräumt, aber auf eine kleinere Zahl beſchränkt 
und zwar nie aus beſonderen Gründen geſtattet. Daß das fran— 
zöſiſche Syſtem nicht zu billigen iſt, wird allgemein anerkannt.“ 
Es iſt illuſoriſch,? wenn bei einer unter dem Einfluß der Ver— 
waltung gefertigten, von mächtigen Verwaltungsbeamten reducirten 
Liſte, die Staatsbehörde (alſo wieder ein Beamter der Regierung) 
9 Geſchworne peremtoriſch rekuſiren darf, die Angeklagten, und 
wenn deren noch ſo viele ſind, auch nur die nämliche Zahl 9 
rekuſiren dürfen und nie motivirt rekuſiren können, ſo daß, wenn 


o Mit Recht ſagt Helie in der Revue de Wolowski 1842, p. 356: 
»Le juré pris au hazard et sans que la recusation n'ait pu exstirper 
de leur siège les passions et les haines, n'ont été dans certains cas, 
qu'un debile rempart contre les attaques des partis.« 

71 Bourguignon, manuel du jury, p. 106. Lacuisine, de l’admi- 
nistration, p. 102. Oudot, theorie du jury, p. 355. 

72 Auch Helie, J. c. p. 359, erkennt dies an. 
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auch unter den nicht rekuſirten Geſchwornen Vater und Sohn 
oder der größte Feind des Angeklagten ſich befände, doch die 
motivirte Rekuſation unmöglich wäre. Selbſt in der Einrichtung, 
daß die Staatsbehörde immer zuerſt rekuſiren darf, kann eine 
große Härte für den Angeklagten liegen. Darüber, wie dieſem 
Uebelſtande abgeholfen werden ſoll, iſt viel Streit. Achtungs— 
würdige Praktiker“ warnen vor einem zu liberal gegebenen 
Rekuſationsrechte, erklären, daß von den Vertheidigern häufig 
die tüchtigſten und kräftigſten rekuſirt werden, und finden ſelbſt 
die peremtoriſchen Rekuſationen bedenklich.“ Sehr wichtig ift, 
insbeſondere die Frage, wie weit auch die Staatsbehörde das 
Recht haben ſoll,“ zu rekuſiren. Die Beantwortung der Frage 
hängt zuſammen mit der Einrichtung, wer die Urliſte entwirft 
und wer ſie reducirt. Je mehr die Verwaltung davon entfernt 
iſt, deſto nothwendiger iſt es, daß auch der Staatsbehörde die 
Befugniß zuſtehe, im öffentlichen Intereſſe Männer zu rekuſiren, 
welche entſchieden die bürgerliche Geſellſchaft nicht als tüchtig 
erkennen kann, über Anklagen zu richten. 

II. Ein nicht genug gewürdigter Punkt iſt der der Spezial— 
jury. Man erkennt, daß es Verbrechen gibt, bei welchen be— 
ſondere Kenntniſſe der Geſchwornen nothwendig ſind, um richtig 
über die darauf bezüglichen Anklagen entſcheiden zu können. 
Englands Geſetzgebung gibt das Recht, die Anklage an eine 
Spezialjury zu bringen, welche nur aus Perſonen vom Range 
der Esquires, aus Banquiers und Männern gebildet werden 
darf, welche wenigſtens ein Einkommen von 600 Pfund beſitzen. 
Bei dieſer Spezialjury“ ſteht dem Kronanwalt das bei der 


75 Z. B. Lacuiſine in der Schrift: de administration de la justice 
criminelle, p. 102. 

7 Lacuiſine, p. 115. Er geſtattet in feinem Entwurfe, p. 135, nur 
motivirte Rekuſationen. 

> Lacuiſine, p. 110, bezeugt, daß die Staatsprokuratoren ſehr ſelten 
von der Rekuſation Gebrauch machen, auch deßwegen, weil ihre Re— 
kuſation nach den Vorſtellungen der Bürger etwas Kränkendes für den 
Rekuſirten hat. 

76 Rintel, von der Jury, S. 110, 115. 
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gewöhnlichen Jury nicht zuläffige peremtoriſche Rekuſationsrecht 
zu.“ In Frankreich hatte die Geſetzgebung von 1791 für die 
Falle der Fälſchung, Concuſſion und betrüglichen Bankerotts eine 
Spezialjury angeordnet und zwar aus den citoyens &ligibles 
ayant les connaissances relatives au genre du delit; auch ber 
Code vom 3. Brumaire, lan IV, führte dieſe Spezialjury in 
noch mehreren Fällen ein; der geltende Code kennt dieſe Jury 
nicht mehr. Dagegen führt er für gewiſſe Verbrechen Spezial— 
gerichte ein. Darüber, ob eine ſolche Spezialjury nothwendig 
iſt, ſind die Stimmen in Frankreich ſehr getheilt. Waͤhrend 
einer der gründlichſten Praktiker“ fie als nothwendig erklart, 
finden die meiſten Schriftſteller, daß ihre Einführung ebenſo 
den Sitten als dem Bedürfniſſe widerſprechen, daß man dadurch 
das Prinzip der Jury ebenſo wie das Vertrauen der Bürger zu 
der gewöhnlichen Jury ſchwächen würde. Man bemerkt übrigens 
aus allen Erklärungen der Praktiker das Anerkenntniß, daß man 
in manchen Fällen vorzüglich einer intelligenten Jury bedarf, 
aber auch das Geſtändniß, daß bisher noch kein Geſetzgeber die 
Aufgabe gelöst habe. 

III. Die Vertheidiger der Jury müſſen vor allem ſich darüber 
verſtändigen, ob ſie die nordamerikaniſche, engliſche, ſchottiſche 
oder die franzöſiſche Jury verlangen, und zwar, ob ſie nach 
Beweisregeln urtheilen, oder auf die ſogenannte conviction intime 
gewieſen werden ſollen. Wir halten die letzte Anſicht nicht für 
eine wünſchenswerthe. Vergleicht man die Aeußerungen der 


77 In dem Prozeſſe gegen O'Connell war theils das oben angegebene 
Rekuſationsrecht, theils der Umſtand, daß unter den Reichen, die auf 
die Spezialliſte kommen koͤnnen, größtentheils Proteſtanten und Eng— 
länder ſind, der Grund, warum die Sache an Spezialjury gebracht 
wurde. 

75 Lacuiſine, p. 125. 

9 Helie, in der Revue, p. 349. Portalis in den memoires de 
Pacademie royale de France, vol. III, 1841, p. 977, erklärt ſich gegen 
Spezialjury: »La composition d'un tel jury est difficile; on ne sait en 
qu'elles mains la remettre. II y a danger, si elle est mauvaise ou 
faible; il y a inconvenient, si elle est trop bonne. Elle déprécie et 
discredite le jury du droit commun. « 
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franzöſiſchen Schriftfteller® über dieſe conviction, fo bemerkt man 
bald den Mangel der Klarheit der Anſichten. Während der Eine 
darunter die ſogenannte conscience du jury verſteht, ein Anderer 
von einem Takt oder Inſtinkt der Auffindung der Wahrheit 
ſpricht, ein Dritter geſteht, daß eine omnipotence du jury zum 
Grunde liege, erkennen doch Einige an, daß die Geſchwornen 
auf moraliſche Beweiſe ihr Urtheil bauen ſollten. Dieſe Unklar— 
heit der Begriffe bewirkt, daß die Verhandlungen in Frankreich 
oft nicht jene Gründlichkeit haben, und die Reden mit Dekla— 
mationen, mit Apoſtrophen an das Gemüth der Geſchwornen 
und Aufregung ihrer Gefühle ſich begnügen, während in Eng— 
land und Amerika durch den von einer langen Praxis geheiligten 
Grundſatz,“ nach welchem die Geſchwornen das law of evidence 
zu befolgen haben, ſchon die Verhandlung eine gründliche Rich— 
tung erhält, weil der Ankläger wie die Vertheidiger es wiſſen, 
daß ihre Pflicht auf die Zergliederung der Beweisregeln und die 
Nachweiſung der Anwendung auf den vorliegenden Fall gerichtet 
ſeyn muß, und die Geſchwornen, der langen Uebung folgend, an 
die herkömmlichen Beweisregeln gewieſen ſind. Während der 
Verhandlung werden ſie durch den Richter beſtändig auf die 
Regeln aufmerkſam gemacht, belehrt und gewarnt; ? die Be— 
rathung der Geſchwornen erhält eine würdigere Grundlage, weil 
die Beweisregeln ihnen vorſchweben, und haben ſie dann geirrt, 
ſo fehlt es nicht an Mitteln, den Irrthum zu verbeſſern. Der 
Richter kann die Frage, bei der es auf Anwendung einer 
Beweisregel ankommt, an ſeine Collegen bringen, und der 
Verurtheilte kann auf writ of error oder new trial antragen. 
Vergleiche man die vielfachen Schriften der Engländer und 


80 Z. B. in Oudot, theorie du jury, p. 419. 

51 Rintel, von der Jury, S. 137. Reynold's de vera judicior. 
jurator. orig. p. 68. 

52 Eine treffliche Anweiſung, wie die Richter die Geſchwornen über 
die Beweisregeln zu belehren haben, findet ſich in einem neuen Aufſatze 
über das Verhältniß der Richter und der Geſchwornen in dem law Re— 
view and quarterly Journal of british and foreign jurisprudence, Lon- 
don 1845, 3. Heft, p. 29. 
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Amerikaner“ über den Beweis, um fic zu überzeugen, mit 
welcher Sorgfalt und Fuͤlle der Erfahrungen die Beweisregeln, 
z. B. über Glaubwürdigkeit der Zeugen, über Erforderniſſe des 
Geſtändniſſes, Über Schriftenvergleichung, über künſtlichen Be— 
weis u. A., zergliedert werden, um den Geſchwornen ihr Amt 
zu erleichtern. So lange die Jury nicht die engliſche Richtung 
und das Gefühl hat, daß ſie die vorliegenden Beweiſe prüfen 
muß und erſt, wenn dieſe überzeugend find, dem Eindrucke des 
Ganzen folgen darf, beruht ſie auf einer ungenügenden, durch 
den Ausdruck: conviction intime ſelbſt gefährlichen Grundlage. 
IV. Weſentlich iſt aber auch die Frageſtellung an die 
Geſchwornen. Es hängt davon das Schickſal der Anklage ab, 
weil die Geſchwornen da, wo viele Fragen“ nach den ver— 
ſchiedenen Thatſachen geſtellt find, theils durch die Maſſe der 
Fragen niedergedrückt werden, nicht genug die Beziehung der 
verſchiedenen Fragen auffaſſen können, und dann widerſprechende 
oder ſonſt unpaſſende Antworten geben; da aber, wo die Frage 
ganz allgemein geſtellt iſt und vielerlei umfaßt, die Geſchwornen | 
der Frage die mannichfaltigften Deutungen geben und aus ver- N 
ſchiedenen Gründen die nämliche Frage beantworten, ſo daß oft 
eine auf Täuſchung beruhende Wahrheit vorliegt. Man weiß, 
wie die frühere franzöſiſche Geſetzgebung“ die Theilung der Fragen | 
{ 


’ 


er 


begünſtigte, fo daß vorzüglich die Frage über die böſe Abſicht 
regelmäßig geſtellt wurde, und wegen der Verſchiedenheit der 
gegebenen Deutung Antworten erfolgten, die häufig zur Straf— 
loſigkeit führten. Die Zerſplitterungsſucht veranlaßte die größte 
Verwirrung. Es iſt bekannt, daß in einem Falle 6000 Fragen 


5 Vorzüglich das neue (ſchon oft angeführte) Werk von Greenleaf: l 
a treatise on the law of evidence, Boston 1844, I. vol. Sehr in das | 
Detail geht noch das Werk von Tait, on evidence, Edinburgh 1834. 

54 Daß noch jetzt ſehr viele Fragen an Geſchworne geſtellt werden, 
zeigt z. B. der Fall der Bande Courtot (droit vom 1. November 1844), 
wo 418 Hauptfragen und 500 über einzelne Umſtände geſtellt waren. 

85 In dem Exposé des motifs zum Entwurf des Code diinstruclion 
von 1809 ſchildert Faure am 29. November 1808 die Nachtheile des bis— | 
herigen Syſtems. 
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geſtellt wurden. Der Geſetzgeber von 1808 kam zum Extrem; es 
ſollte regelmäßig die Frage: ob der Angeklagte ſchuldig des Ver— 
brechens iſt, worauf die Anklage ging (coupable), geſtellt werden; 
allein bald entſtanden die größten Schwierigkeiten und in jedem 
Jahre wurden mehrere der Urtheile wegen unpaſſender Frage— 
ſtellung caſſirt.“ Die Rechtsübung führte ſelbſt wieder zur 
Theilung der Fragen;“ die Frage ſollte von allen Rechtspunkten 
befreit feyn, fo daß die Geſchwornen die reine Thatfrage zu be— 
antworten hätten, wodurch wieder vielfacher Streit veranlaßt 
wird, was man zur Rechtsfrage rechnen will.? Jede Com— 
plerität, wie man ſagt, fol vermieden werden in der Frage; da 
die Frage über die Abſicht nicht getrennt von der über die That— 
ſache geſtellt werden ſoll, ſo führt oft unvermeidlich die allgemeine 
Frage zu verſchiedenartigen Deutungen. Erfahrene Praktiker 
Frankreichs“ geſtehen, daß die jetzige Art der Frageſtellung nicht 
genügend iſt. Die vorgeſchlagenen Mittel aber, dem Uebel ab— 
zuhelfen, finden ſelbſt vielfache Einwendungen.“ 

V. Die Wirkſamkeit des Geſchwornengerichts iſt noch be— 
dingt durch die Beſtimmungen des Einfluſſes der Geſchwornen 
auf die Strafe. Nach der Conſequenz der Anſicht, daß die 
Geſchwornen reine Richter der That ſeyn ſollen, wird ihnen in 
Frankreich ſogar zur Pflicht gemacht, auf die Strafe, welche den 
Angeklagten treffen kann, keine Rückſicht zu nehmen; allein über 
dieſe Vorſchrift lächeln bekanntlich alle engliſchen Praktiker, und in 
Frankreich ſelbſt fühlt man, daß die Beſtimmung nur auf dem 


Im J. 1843 wurden wegen questions complexes 10, wegen Un: 
vollſtändigkeit der Frage 7 Urtheile caſſirt. 

57 Die beſte Anweiſung über Frageſtellung in Morin, dietionnaire 
du droit criminel, p. 651 — 59, und beſonders Lacuiſine, traité du 
pouvoir judiciaire dans la direction des débats, p. 415 — 25. 

8 Z. B. ob bei Fälſchung eine Urkunde, eine öffentliche oder Privat: 
urkunde oder eflet de commerce iſt. 

89 v. Golbery (der ſelbſt lange Zeit Aſſiſenpräſident war) in der Zeit— 
ſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, V, S. 222, führt Beiſpiele an. 

90 Daß auch in England viel Streit herrſcht, welche Fragen Rechts— 
oder Thatfragen ſind, zeigt der Aufſatz (ſ. oben in Note 80) in dem 
law Review, p. 33 — 44. 
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Papiere ſteht. Eben wegen der vielen Losſprechungen, die in 
Frankreich in den Fällen vorkamen, in denen die Geſchwornen 
die Strafe für zu hart erkannten, wurde 1832 das Syſtem ein— 
geführt, nach welchem die Geſchwornen über Milderungsgründe 
entſcheiden, und, wenn ſie das Daſeyn ſolcher ausſprechen, be— 
wirken, daß dann die Strafe um einen oder zwei Grade unter 
das Minimum der geſetzlichen Strafe herabgeſetzt werden muß. 
Von dieſem Rechte machen die Geſchwornen vielfach Gebrauch.“ 
Es iſt bekannt, welche gewichtige Stimmen ſich gegen dies Syſtem 
erheben! und die Nachſicht beklagen, mit welcher die Geſchwornen 
oft ohne allen Grund Milderungsgründe auch bei den ſchwerſten 
Verbrechen annehmen, die Kraft der Strafgeſetze ſchwächen und 
die Volksmoral irre führen. Wir ſind zwar überzeugt, daß dieſe 
Vorwürfe vielfach übertrieben find, und bei dem Zuftande der 
franzöſiſchen Strafgeſetzgebung, welche unverhaͤltnißmäßig hart 
iſt, das Syſtem der Milderungsgründe nothwendig iſt, um die 
vielfachen Härten der Strafanwendung abzuwenden und zu ver— 
hindern, daß nicht die Geſchwornen, vor der harten Strafe zurück— 
ſchaudernd, welche ihr Ausſpruch nach ſich ziehen müßte, lieber 
ganz losſprechen, wo ſie jetzt nur mit Annahme der Milderungs— 
gründe verurtheilen. Nur die Freunde der Abſchreckungstheorie 
klagen darüber, daß man nicht die harten Strafen des Code 
anwendet. Die Geſetzgebung ſelbſt trägt die Schuld, wenn ſie 
der Milderung der Strafdrohung ſich entgegenſetzt. Gegen die 
Anſichten derjenigen Schriftſteller, welche das Syſtem billigen, 


1 Nachweiſungen aus früheren Jahren f. in meiner Schrift: Die 
Strafgeſetzgebung in ihrer Fortbildung, I. Thl. S. 111, II. Thl. S. 249. 
Im J. 1843 erkannten die Geſchwornen bei 2855 Verurtheilten von 4120 
für ſchuldig Erkannten, daß Milderungsgründe da ſeyen. Nur bei 1% 
der Verurtheilten nahm man keine an. In 33 Fällen der Toͤdtung, in 
69 Anklagen wegen Mords, 28 wegen Mordverſuchs, 3 wegen Vater— 
mords, in 202 Fällen wegen qualificirten Diebſtahls erfolgte Herabſetzung 
um einen Grad der Strafe auf den Grund der angenommenen Mil— 
derungsgründe. 

2 Nachweiſungen in meiner Schrift, I. Thl. S. 113, II. Thl. S. 250. 
Der neueſte Schriftſteller iſt Lacuiſine, de administration de la justice 
eriminelle, p. 17 — 48. S. 56, 57. 
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aber entweder die Entſcheidung, ob Milderungsgründe vorhanden 
ſind, den Aſſiſenrichtern überlaſſen, oder bei einigen Verbrechen 
die Rückſicht auf ſolche Gründe ganz ausſchließen wollen, ſpricht 
aber, daß durch die erſte Anſicht das Weſen der Jury verletzt und 
die Richter des Rechts zu Richtern über die wichtigſten That— 
fragen gemacht würden; gegen die zweite Anſicht aber ſpricht, 
daß es kein Verbrechen gibt, bei welchem nicht unter außer— 
ordentlichen Umſtänden eine vom Geſetzgeber nicht vorhergeſehene 
Verminderung der Verſchuldung eintreten kann. Für die Ein— 
führung der Geſchwornengerichte iſt es aber von höchſter Wich— 
tigkeit, daß der Geſetzgeber ſich klar mache, ob er entweder 
1) das Syſtem des Code von 1808 aufſtellen will, daß 
die Geſchwornen gar nicht auf Milderungsgründe Rückſicht neh— 
men ſollen, oder 2) das franzöſiſche Syſtem des Geſetzes von 
1832, oder 3) das des Genfer Geſetzes,“ nach welchem die Ge— 
ſchwornen entweder gar keine Milderungsgründe geſtatten, oder 
nur einfach das Daſeyn ſolcher Gründe ausſprechen, oder er— 
kennen dürfen, daß ſolche Gründe in ſehr hohem Grade (tres 
atténuantes) vorhanden ſind, wovon dann die Verminderung der 
Strafe abhängt, oder ob 4) das engliſche Syſtem zum Grunde 
gelegt wird, nach welchem die Geſchwornen ein Spezialverdikt 
ausſprechen können,“ wodurch ſie den Ausſpruch über die recht— 
liche Bezeichnung des Verbrechens an den Richter weiſen und 
ihren Ausſpruch über die Schuld davon abhängig machen, ob 
der Richter das eine oder das andere Verbrechen in dem Falle 
annimmt.“ Die Gründe für und wider jedes dieſer Syſteme 
müßten noch ſorgfältiger abgewogen werden, als es bisher ge— 
ſchah, wenn über den Werth der Geſchwornengerichte abgeurtheilt 
werden ſoll. 

VI. Nicht weniger iſt die Art der Abſtimmung der 


55 S. oben S. 81. 

9 S. oben S. 28, Note 13. 

>> Dieſe engliſche Einrichtung des Spezialverdikts wird neuerlich auch 
in Frankreich zur Nachahmung empfohlen. S. Bonnier, in der Revue 
de legislation, 1833, p. 398. 
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Geſchwornen einflußreich, Auch hier hat der Geſetzgeber zwi— 
ſchen dem Syſtem zu wählen, daß er geheime Abſtimmung wie 
in Frankreich und Belgien verlangt,“ oder eine ſolche Beſchrän— 
kung nicht ausſpricht, z. B. in Amerika, England und in Frank— 
reich vor dem Geſetze von 1835. Die Vertheidiger dieſes erſten 
Syſtems berufen ſich darauf, daß da, wo laut abgeſtimmt wird, 
die Geſchwornen, indem ſie die Veröffentlichung ihrer Meinungen 
fürchten müſſen, ſich durch Lokalrückſichten, Familienverhältniſſe 
und die Furcht vor Verfolgung der Freunde und Verwandten der 
Angeklagten einſchüchtern laſſen, daß dann einzelne redefertige, 
ſehr gewandte Geſchworne während der Berathung über die 
übrigen eine Herrſchaft üben, und daß vorzüglich bei politiſchen 
und bei Preßvergehen es nothwendig iſt, die Geſchwornen gegen 
die unziemlichen Angriffe der Preſſe zu ſchützen und ihre Unab— 
hängigkeit dadurch zu ſichern, daß Niemand die Art, wie jeder Ge— 
ſchworne ſtimmte, kennen darf. Mit Recht aber erklären die Freunde 
der unbeſchränkten Abſtimmung,“ daß die Vorſchrift der geheimen 
Abſtimmung ein ſtarker Beweis iſt, daß man der Nation nicht 
jene Eigenſchaften zutraut, welche nothwendig die Wirkſamkeit 
des Geſchwornengerichts verbürgen, daß Geſchworne, die nicht 
die Fähigkeit haben, ſelbſt zu entſcheiden und vor fremdem Ein— 
fluſſe ſich zu bewahren, und nicht den Muth haben, ihre Ueber— 
zeugung offen auszuſprechen, überhaupt nicht Vertrauen verdienen 
und einer eigenen ſelbſtſtändigen Ueberzeugung nicht fähig ſind. 
Man bemerkt, daß die geheime Abſtimmung zur Ungründlichkeit 
der Urtheile der Geſchwornen führt, weil eine Berathung unter 
ihnen ausgeſchloſſen iſt, da Jeder, welcher daran Theil nimmt, 
dadurch ſeine Anſicht ausſpricht, und jene feigen und ängſtlichen 
Menſchen, die nicht wiſſen laſſen wollten, wie ſie abſtimmten, 
ſich hüten werden, auch nur in eine Berathung oder Meinungs— 


96 Ausführlich über Verhandlungen in Belgien, Archives de droit et 
de legislation, Bruxelles 1841, Aoüt, p. 91 —95. 

7 S. auch Braun, Hauptſtücke, S. 97. Höpfner, Anklageprozeß, 
S. 173. Viſchers, in der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, X; 
S. 432. 
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äußerung fich einzulaſſen. Man muß es bedauern und zugeftehen, 
daß auch die feurigſte Bewunderung der Jury abgekühlt werden muß, 


wenn es wahr iſt, daß nur das Geheimniß der Abftimmung eine — 
Bürgſchaft für die Unabhängigkeit der Geſchwornen geben kann.“ . 

VII. Eine der wichtigſten Fragen ift es, ob die Verurteilung, 
durch Geſchworne vermöge Stimmeneinhelligkeit, wie in England — 


und Nordamerika, oder durch Stimmenmehrheit erfolgen darf. 
Wählt man das letzte Syſtem, ſo iſt der Geſetzgeber bald von 
jedem Prinzip verlaſſen und kommt, wie die Erfahrung Frank— 
reichs lehrt, zum beſtändigen Schwanken über die Zahl der 
Stimmen, welche man fordern will. Während in Frankreich 1791 
der Angeklagte losgeſprochen werden mußte, wenn von 12 auch 
nur 3 Stimmen für die Schulbloſigkeit des Angeklagten ſich er— 
klärten, verlangte das Geſetz vom 19. Fructidor, Jahr V. 
Stimmeneinhelligkeit, jedoch ſo, daß, wenn binnen 24 Stunden 
dieſe nicht erlangt werden kann, die Stimmenmehrheit genügen 


ſollte.“ Der Code von 1808 begnügte ſich mit 7 Stimmen, 


führte aber das unten zu erwähnende Auskunftsmittel ein, daß 
(nach Art. 351 des Code) die Aſſiſenrichter auch ihre Stimme 
abzugeben hatten. Im J. 1831 hob man das Letzte auf, for— 
derte zum Verurtheilen mehr als 7 Stimmen (alſo wenigſtens 8), 
bis man 1835 wieder mit der einfachen Stimmenmehrheit ſich 
begnügte.“ Begreiflich hängt die Beſtimmung über die Stimmen— 
mehrheit damit zuſammen, ob der Geſetzgeber mehr von der vor— 
herrſchenden Rückſicht ausgeht, die bürgerliche Geſellſchaft durch 


s In England begreift man gar nicht, wie ein Ehrenmann, wenn 
er Geſchworner iſt, ſich hinter das Geheimniß verſtecken kann. Auch in 
den Rheinprovinzen, in welchen das franzöſiſche Geſetz gilt, das keine 
geheime Abſtimmung kennt, fühlt man kein Bedürfniß, eine ſolche ein— 
zuführen. S. noch Foͤlix, über Mündlichkeit, ©. 110. 

99 Nach Tabellen erfolgten vom Jahr bis 1808 alle Verurtheilun— 
gen (mit Ausnahme von etwa 40 in einem Jahre, die auf Stimmen— 
mehrheit ergingen) mit Stimmeneinhelligkeit. In 1800 Straffällen in 
4 Jahren wurde in Paris nur in 21 auf Stimmenmehrheit Jemand 
verurtheilt. 

100 Gute Darſtellung der Veränderungen der Geſetzgebung in Lacui— 
fine, de administration et la justice criminelle, p. 57 — 85. 
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1 
Begünſtigung des Eintretens vieler Verurtheilungen zu ſchuͤtzen, 
oder ob er der Unſchuld mehr Bürgſchaften geben will. Gewiß 
iſt, daß das Vertrauen zur Gerechtigkeit der Strafurtheile ſich 
vermehrt, je mehr die Ueberzeugung begründet iſt, daß viele 
Stimmen ſich für den Ausſpruch der Schuld vereinigten und daß 
im Schooße der richtenden Verſammlung keine, oder nur geringe 
Zweifel an der Schuld vorkamen. Die geringſte Bürgſchaft da— 
für gibt die einfache Mehrheit, da man weiß, daß eigentlich 
Stimmengleichheit da war und nur eine Stimme mehr, oft die 
eines ſchwachen, durch Ueberredungen Andrer, durch das Drän— 
gen der Zeit für eine Anſicht ſich entſcheidenden Mitglieds, den 
Ausſchlag gegeben hat. Wo Stimmenmehrheit genügt, iſt die 
Kritik darüber, von wem die Stimmen ausgegangen ſind, auf— 
gerufen; geſchieht es, daß vielleicht die fünf oder vier Mitglieder, 
welche gegen die Verurtheilung ſtimmten, die intelligenteſten und 
achtungswürdigſten ſind, während die für die Schuld Stimmen— 
den der Mehrzahl nach weniger wegen ihres Verſtandes oder 
ihrer Uebung Achtung verdienen, ſo iſt das Vertrauen auf die 
Gerechtigkeit des Strafurtheils ſehr vermindert. Darum ſind noch 
immer die Engländer in überwiegender Zahl, wie die Nordameri— 
faner, “ für das Syſtem der Stimmeneinhelligkeit,“ weil es jeden 
Zweifel ausſchließt, keine Nachfragen, welches Gewicht die Stim— 
men für oder gegen haben, veranlaßt und durch die Ueberein— 
ſtimmung aller Urtheilenden eine Bürgſchaft der Wahrheit giebt. 
Wohl führen auch die Engländer oft lächerliche Geſchichten zum 
Beweiſe an, daß die ſogenannte Stimmeneinhelligkeit häufig auf 
Täuſchung beruht“ und der Eigenſinn eines einzigen Geſchwornen 

10 Vorzüglich hat Livingſtone in den Motiven zu feinem Code of 
procedure, p. 38, die Nothwendigkeit der Stimmeneinhelligkeit mit den 
gewichtigſten Gründen ſiegreich vertheidigt. 

102 Auch in Frankreich ſprechen viele Schriftſteller ſich für die Noth: 
wendigkeit der Stimmeneinhelligkeit aus. Oudot, theorie du jury, p. 438, 
über feine Vorſchläge oben, S. 50. In Deutſchland erflärte ſich noch 
neuerlich Rintel, von der Jury, S. 63, für die Stimmeneinhelligkeit; 
ebenſo Höpfner, Anklageprozeß, S. 169 — 171. 


05 Auch Mühry, hinter ſeiner Ueberſetzung von Stephen's Handbuch, 
S. 616, bemerkt dies. 


die Mebrigen zwingen kann, fich feiner Meinung anzuſchließen; 
allein dennoch giebt man dem Syſtem den Vorzug, weil 
es auf der andern Seite große Vortheile hat, die als Bei— 
ſpiele dagegen angeführten Fälle höchſt ſelten ſind und da, wo 
das Geſetz einmal mit der Mehrheit ſich begnügt, nur die Will— 
kür entſcheidet und das öffentliche Vertrauen leidet. 

VIII. Was endlich das Verhältniß des Ausſpruchs der Ge— 
ſchworenen zu den rechtsgelehrten Richtern betrifft, fo kann das 
Geſetz zwiſchen verſchiedenen Syſtemen wählen; entweder 1) kann 
der Ausſpruch ſo als unumſtößlich angeſehen werden, daß die 
Richter unbedingt ohne weiteres Prüfungsrecht ihn zum Grunde 
legen müſſen, oder 2) daß wie in Frankreich im Code von 1808 
(oder Geſetz von 1821) die einfache Mehrheit nur genügt, wenn 
noch der zuſtimmende Ausſpruch der Aſſiſenrichter dazu kommt, 
oder 3) daß wenn die Mehrheit der Aſſiſenrichter es paſſend 
findet, ſie die Sache an eine andere Jury verweiſen kann (nach dem 
franzöſiſchen Geſetz von 1835), oder 4) daß wenn einſtimmig 
der Aſſiſenhof den verurtheilenden Ausſpruch als irrig erkennt, 
er den Fall an die nächſten Aſſiſen weiſen kann (z. B. nach 
Code Art. 352), oder 5) daß der präſidirende Richter, wenn 
er Beweisregeln verletzt findet, an den oberſten Gerichtshof die , 
Rechtsfrage darüber bringen kann (wie in England). Das erſte 
Syſtem iſt zwar das confequentefte, wenn man der Jury als 
dem Zeugniſſe des Vaterlandes das höchſte Vertrauen ſchenkt; 
allein die Ueberzeugung des Geſetzgebers, daß Irrthum der Ge— 
ſchwornen doch möglich iſt, daß es Pflicht wird, die Gefahren 
deſſelben zu beſeitigen, daß der rechtsgelehrte Richter eine heil— 
ſame Controle der Geſchwornen bildet, und da, wo dieſe Rich— 
ter den Ausſpruch der Jury nicht als irrig erklären, derſelbe 
neue Kraft gewinnt, führt zu Mitteln, die Unſchuld durch ein 
Einwirkungsrecht der rechtsgelehrten Richter zu ſchützen. Daß 
aber der unter Nro. 2 bemerkte Weg ein unzweckmäßiger iſt, 
wurde in Frankreich bald ſelbſt anerkannt.“ Es zeigte ſich, 


o Mezard, du principe conservatoire, p. 212. Feuerbach, Betrachtungen 


100 
daß nicht ſelten die Geſchwornen, denen eine Entſcheidung zu 
ſchwierig war, gleichſam ſich verabredeten, die Verantwortlichkeit 
von ſich abzuwälzen und dadurch, daß fie eine Verurtheilung 
mit einfacher Maſorität ausſprachen, den Richter zu veranlaffen, 
über den Fall zu entſcheiden. Es erſchien inconſequent, das 
Prinzip der als ſo weiſe auspoſaunten Jury dadurch zu verletzen, 
daß man Richter, denen man ja nicht traute und die Haupt— 
entſcheidung nicht übertragen wollte, berief, um über die Schuld 
und über die Richtigkeit des Wahrſpruchs der Geſchwornen zu 
entſcheiden, während dieſe Richter vielleicht in der Vorausſetzung, 
daß ſie in der Regel doch nicht über die Thatſachen entſcheiden, 
den Verhandlungen nicht mit der nöthigen Aufmerkſamkeit ge— 
folgt waren. Der Zte Weg zeigte ſich bald als illuſoriſch, und 
einer der geiſtvollſten franzöſiſchen Praktiker“ zeigt, daß der da— 
durch zur aufſehenden Behörde gemachte Aſſiſenhof im Zweifel 
ſchwieg, und, um nicht die Geſchwornen anzugreifen und nicht 
neue Verhandlungen und Koſten zu veranlaſſen, lieber kein Veto 
einlegte.““ Der Ate Weg muß gebilligt werden, allein auch hier— 
von darf man nicht zu viel erwarten, da nach der Erfahrung 
die Aſſiſenhöfe höchſt ſparſam Gebrauch machen,“ weil die 
eben bezeichnete Rückſicht auf die Nachtheile einer neuen Ver— 
handlung ſie abhält, die Verweiſung auf die nächſte Sitzung 
auszuſprechen. Der unter Nr. 5 genannte Weg hängt mit der 
Grundanſicht des engliſchen Rechts zuſammen, nach welcher die 
Geſchwornen den herkömmlichen Beweisregeln zu folgen haben, 
und der Richter dieſe ihnen während der Verhandlung erklärt, 
und da, wo er bemerkt, daß die Verurtheilung dieſen Regeln 


über Oeffentlichkeit, II, S. 479. Masson, rapport sur le projet de loi 
concernant l’organes judic. p. 114. 

105 Lacuisine, de l'administration, p. 80. 

106 Nach den Tabellen wurde von dem Veto wenig Gebrauch gemacht. 
1836 wurden 221 auf einfache Mehrheit verurtheilt und bei 5 ſprach der 
Aſſiſenhof Verweiſung an andere Sitzung aus, 1837 bei 189 einmal, 
1838 bei 196 zweimal, ſo daß auf 100 Fälle nur einer trifft. 

107 Manche Franzoſen erklären dies als einen Beweis, daß die 
Aſſiſenrichter ſich ſelbſt überzeugten, daß die Geſchwornen gerecht und 
gut gerichtet haben. 


nicht gemäß ſey, wo es auf eine wichtige Frage der Beweisregel 
ankommt, “s an feine Collegen (die XV Richter) den Fall zur 
Entſcheidung bringt, worauf, wenn das Gericht findet, daß der 
Ausſpruch der Geſchwornen den Forderungen der Gewißheit nicht 
gemäß war, das Urtheil nicht vollzogen wird.!“ 

Die bisherigen Ausführungen, welche die Schwierigkeiten 
der Durchführung des Prinzips des Geſchwornengerichts nach dem 
Zwecke der Schrift nur andeuten ſollten,““ mögen genügen, um zu 
zeigen, daß eine auf allgemeine Anpreiſung der Vorzüge der Jury 
beſchränkte Schilderung noch nicht genügt, darüber zu entſcheiden, 
ob Geſchwornengerichte vor den rechtsgelehrten Richtern den Vorzug 
verdienen, daß vielmehr Alles darauf ankommt, wie nach den 
bezeichneten Richtungen die Geſchwornengerichte durchgeführt wer— 
den, und ob jene Vorausſetzungen, von deren Daſeyn allein die 
Wirkſamkeit der Jury abhängt, in dem Lande, in dem ſie ein— 
geführt werden ſollen, vorhanden ſind. Man bemerkt leicht, daß die 
Wiſſenſchaft für die Erörterung der Detailfragen, die hier zur 
Sprache kommen müſſen, noch nicht genügend thätig war. 


§. XXVII. 


Verhältniß der Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter im 
mündlichen Verfahren. 


Setzen wir voraus, daß auch in den Ländern, in welchen 
mündliches auf das Anklageprinzip gebautes Verfahren eingeführt 
werden ſoll, die Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter bei— 


108 Z. B. die von Mühry mitgetheilten Verhandlungen in der Zeit— 
ſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, XVII, S. 52 u. 232. 

109 Am trefflichſten hat Livingſton in feinem Code of procedure, 
p. 94, die Gründe zuſammengeſtellt, in welchen eine neue Verhandlung 
(new trial) eintreten ſoll. 

110 Der Verf. wird in einem großeren Werke, nachdem er zuerſt noch 
Materialien auf einer Reiſe nach England geſammelt hat, das Weſen 
des Geſchwornengerichts und deſſen Einrichtung prüfen. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ıc. 26 
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behalten werden ſoll, ſo erheben ſich neue wichtige Fragen über 
das künftige Verhältniß der urtheilenden Richter, und zwar in 
dreifacher Richtung: 1) ob die Richter auch in Zukunft nach 
einer geſetzlichen Beweistheorie urtheilen ſollen; 2) ob die Angabe 
von Entſcheidungsgründen zu fordern iſt; 3) ob gegen ihre Urtheile 
Rechtsmittel geſtattet werden ſollen. Die bisherige deutſche Ein— 
richtung, nach welcher die Richter über die Elemente, auf welche 
ihre Ueberzeugung gebaut war, nach einer geſetzlich vorgeſchrie— 
benen Beweistheorie Rechenſchaft durch Entſcheidungsgründe geben 
müſſen, iſt in neuerer Zeit vielfach angegriffen worden. Viele 
Stimmen halten es für unmöglich, daß eine Geſetzgebung voraus 
für alle möglichen Fälle Regeln angeben kann, nach welchen die 
Richter das Daſeyn der Gewißheit beurtheilen ſollen, und berufen 
ſich darauf, daß nothwendig das Bemühen oder die Feſtſtellung 
einer Beweistheorie entweder zur Strafloſigkeit vieler Fälle führt, 
indem der Geſetzgeber in der Angſt die Unſchuld zu gefährden, fo 
viele Erforderniſſe der Gewißheit aufſtellt, daß in den wenigſten 
Fällen die Richter ſie vorhanden finden, oder daß, wenn das 
Geſetz in großen Umriſſen die Beweisregeln bezeichnet, der Sache 
nach doch nur das richterliche Ermeſſen entſcheidet, und die 
Richter als Geſchworne erſcheinen. Insbeſondere vermehren ſich 
diejenigen Stimmen, welche die Feſtſtellung von Regeln für den 
Indicienbeweis als unmöglich erklären! und berufen ſich auf 
die neueſten Geſetzgebungen über den Gegenſtand, in welchem 
mit mehr oder weniger Phraſen der wahre Sinn des Geſetzes 
der iſt, daß die Richter verurtheilen ſollen, wenn ſie von der 
Schuld des Angeklagten überzeugt ſind. Nach den Anſichten 
vieler Schriftſteller iſt es immer nur der Totaleindruck? und ein 
Zuſammentreffen vieler kleiner Nebenumſtaͤnde, für die kein Geſetz 


1 Meine Nachweiſungen in meinem Aufſatze im Archiv des Criminal: 
rechts, 1844, S. 276. 

2 Z. B. Koͤſtlin, in ee Sahrbüchern der G II. 
Semeſter 1844, Aprilheft, S. 332. Ferner Bemerkungen von Krug in 
v. Watzdorf's Jahrbüchern für ſächſiſches Strafrecht, I. Bd. S. 50. Neue 
Jahrbücher, 3. Heft, S. 1. S. auch Hoͤpfner, Anklageprozeß, S. 60, 
vergl. mit S. 168. 
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einen ficheren Mapftab des Werths aufſtellen kann, aber in 
dem Gemüthe der Richter die Ueberzeugung von der Schuld des 
Angeklagten hervorbringen. Uns ſcheint, daß ein großer Theil 
derjenigen, welche dieſe Anſichten aufſtellen, entweder die Lage 
rechtsgelehrter Richter nicht genau kennen, und nicht ſelbſt darin 
ſich befunden haben oder gegen eine Beweistheorie ankämpfen, 
die nicht diejenige iſt, welche die neuere Wiſſenſchaft fordert, oder 
daß ſie durch einen Grund geleitet werden, welchen ſie nicht angeben.“ 
Man beachtet nicht genug, daß Niemand mehr von der noch vor 
50 Jahren vertheidigten von den alten Juriſten, z. B. Farinacius, 
Menochius, Mascardus u. A. aufgeſtellten Beweistheorie ſpricht, 
nach der man die Beweiſe mathematiſch nach beſtimmten Größen 
zählt, den Richter verpflichtet, bei dem Daſeyn gewiſſer Erfor— 
derniſſe z. B. gewiſſer Zahl der Zeugen zu verurtheilen, und 
jedes indicrum in abstracto, mit einem beſtimmten Gewichte in 
Klaſſen brachte, fo daß der Richter ein Rechnungsexempel zu 
machen hätte. Aber auch die Beweistheorie, welche das preußiſche, 
oder das bayeriſche Geſetzbuch aufſtellte, iſt es nicht, welche den— 
jenigen vorſchwebt, die von dem Werth einer geſetzlichen Beweis— 
theorie ſprechen. Denn jene Beweistheorie hatte das Ermeſſen 
der Richter zu ſehr beſchränkt, eine große Zahl von Zeugen, 
die höchſtens unter Umſtänden verdächtig ſeyn können, als un— 
tüchtige aufgeführt, durch eine große Zahl allgemeiner Regeln 
die Richter irregeleitet und durch eine zwar wohlgemeinte aber 
unpaſſende Eintheilung der Indicien und durch Aufſtellung vieler 
Erforderniſſe bei dem Indicienbeweiſe bewirkt, daß viele Schul— 
dige der Strafe entgingen. Schon die württembergiſche Straf— 
prozeßordnung hat bedeutend die Theorie vereinfacht, vorzüglich 
die Freiheit des Richters in Bezug auf die Glaubwürdigkeit der 


> Ein geiſtreicher Mann, der gegen die Beweistheorie ſich erklärte, 
ſprach im vertrauten Kreiſe die Anſicht aus, daß er nur deßwegen dafür 
ſtimme, daß die rechtsgelehrten Richter nach innerer Ueberzeugung ur— 
theilen, weil er überzeugt ſey, daß, wenn dies einige Zeit eingeführt iſt, 
bald von ſelbſt Geſchworne an die Stelle der Richter treten werden. 

Eine gute Darſtellung jener alten Beweistheorie lieferte neuerlich 
Helie in feinem traité de P’instruction criminelle, T, p. 649 — 59. 
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Zeugen“ und noch mehr in Anſehung des Indicienbeweiſes erweitert. 
Die Beweistheorie aber, welche vorſchweben muß, wenn von dem 
Werth einer ſolchen geſprochen werden ſoll, wurde vom Verfaſſer 
der gegenwärtigen Schrift ſchon vor vielen Jahren vertheidigt.“ Das 
in der holländiſchen Strafprozeßordnung? und noch conſequenter in 
der badischen Geſetzgebung? durchgeführte Beweisſyſtem iſt dasjenige, 
welches den Richter nicht nöthigt, bei dem Daſeyn gewiſſer Beweis— 
mittel zu verurtheilen, ſondern nur ihn ermächtigt, es zu thun, wenn 
beſtimmte Erforderniſſe vorhanden ſind, ſo daß dies Syſtem hin— 
reichenden Raum dem richterlichen Ermeſſen ſetzt, aber durch die 
Schranken, die es beſtimmt, die Unſchuld ſchützen will, überall 
voraus ſetzt, daß der Richter, wenn er verurtheilen will, die 
vollkommene Ueberzeugung von der Wahrheit der Anſchuldigungs— 
thatſache hat,“ bei dem Entſchuldigungsbeweiſe aber das Ermeſſen 
des Richters völlig frei läßt. Es fällt denjenigen, welche eine ſolche 
Beweistheorie des Geſetzes vertheidigen, nicht ein, zu verkennen, daß 
darnach die Richter noch immer ein ſehr weites Ermeſſen haben; aber 
es iſt im Intereſſe der Unſchuld ſchon viel geleiſtet, wenn ſie durch die 
geſetzlichen Schranken geſichert wird, und jene Beweisminima, wie 
man ſie oft nennt, dem Ankläger wie dem Unterſuchungsrichter vor— 
ſchweben, indem er weiß, welches Ziel erreicht werden muß, während 


Nach Art. 304 find nur zwei Arten untüchtiger Zeugen genannt. 

6 Meine Lehre vom Beweiſe im Strafprozeſſe, Darmſtadt 1834. Dieſer 
Anſicht ſtimmen bei: Kitka, die Beweislehre im oͤſterreichiſchen Strafprozeſſe, 
Wien 1841; Bauer, Theorie des Anzeigebeweiſes, Göttingen 1843. 

” Wetboek van Strafvordering, Art. 428. S. darüber auch Braun, 
Hauptſtücke, S. 154. 

5 Badiſche Strafprozeßordnung, $. 248 — 271, und darüber Bekk, in 
den Annalen der badiſchen Obergerichte, 1845, Nr. 1 u. 2. Dieſe Theorie 
liegt auch dem ungariſchen Entwurf zum Grunde. 

9 Hier entſcheidet beſonders der Art. 270. Es heißt: „Auch bei dem 
Daſeyn der Vorausſetzungen der 65. 248 — 69 ſollen die Richter eine 
Anſchuldigungsthatſache nur dann als wahr annehmen, wenn fie nach der 
Glaubwürdigkeit, welche den unmittelbaren Beweiſen nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles zukommt und nach der Stärke der ineinandergreifen— 
den, ſich gegenſeitig unterſtützenden, auf keine nur irgend wahrſcheinliche 
Weiſe anders erflarbaren Anzeigungen die vollkommene Ueberzeugung von 
der Wahrheit der Thatſachen erlangt haben.“ 
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zugleich jene Beweisvorſchriften den urtheilenden Richtern die 
Richtung geben, nach welcher die Abſtimmung geſchehen ſoll, und 
worüber ſie in den Entſcheidungsgründen Rechenſchaft geben ſollen. 
Betrachte man die Werke der Engländer und Amerikaner“ über den 
gerichtlichen Beweis, und ihre Sorgfalt in der Aufſtellung von 
Regeln, durch welche ſie die Fälle zergliedern, die Anwendbarkeit 
einer Regel lehren, vor gewiſſen Fehlern warnen, Erfahrungen 
angeben und auf Vieles aufmerkſam machen. Warum ſoll nicht 
ein Geſetzgeber in aͤhnlicher Weiſe, das was in England und 
Amerika dem Gerichtsgebrauche überlaſſen iſt, und was man als 
ein durch lange Uebung anerkanntes Recht anſieht, was durch die 
Richter den Geſchworenen immer vorgehalten und empfohlen wird, 
in dem Geſetzbuche feſtſetzen und theils manche dieſer Regeln als 
Inſtruktionen, theils als wahre Schranken ausſprechen? Frage 
man in den Ländern, in welchen keine geſetzliche Beweistheorie 
vorkömmt, und die rechtsgelehrten Richter ohne Entſcheidungs— 
gründe nur nach innerer Ueberzeugung urtheilen, z. B. im 
Waadtland, in Parma, in Toskana, in Sardinien, welche 
Anſichten über ſolche Urtheile, in denen für die Gewißheit der 
Schuld nur die innere Ueberzeugung der Richter angeführt wird, 
in dem Volke beſtehen, ſo wird man bald bemerken, daß die 

Urtheile nicht das nöthige Vertrauen genießen, und die Juriſten 
es beklagen, daß ſie auf eine ſolche lakoniſche Weiſe urtheilen 
ſollen. Ganz anders dagegen ſtellt ſich die Anſicht in den Län— 
dern dar, in welchen, z. B. in Neapel, zwar ebenfalls keine 
geſetzliche Beweistheorie beſteht, aber die Richter durch ſehr 
umſtändliche Entſcheidungsgründe Rechenſchaft über die Gründe 
ihrer Ueberzeugung geben.“ Hier rühmen alle erfahrene Richter 
die Einrichtung, welche nach den Beobachtungen des Verfaſſers 
den Verhandlungen, insbeſondere auch der Vertheidigung eine 
wohlthätige Gründlichkeit giebt, in dem die Vertheidiger wiſſen, 


0 Wir haben ſchon oft (ſ. vorigen F. XXVI, Not. 81) das treffliche 
Werk von Greenleaf angeführt, und empfehlen das Studium deſſelben 
noch jedem Juriſten eines jeden Landes. 

Meine Nachweiſungen im Archiv des Criminalrechts, 1844, S. 292. 
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daß die Richter nach vernünftigen Beweisregeln die Beweiſe 
prüfen müſſen, und daher eine forgfältige Zergliederung der That— 
ſachen mit Rückſicht auf Beweisregeln für nothwendig halten. 

Vorzüglich ſprechen ſich in neuerer Zeit Stimmen dahin 
aus,“ daß da, wo mündliches öffentliches Verfahren eingeführt 
wird, eine geſetzliche Beweistheorie noch weniger paſſend ſey. 
Man glaubt, daß es bei mündlichen Anklageprozeſſen der einſt 
durch eine ſolche Theorie gegebenen Sicherungsmittel und der 
Beſchränkung der natürlichen Ueberzeugung nicht bedürfe, daß 
der Richter, der jetzt nicht mehr Ankläger ſey, in den Stand 
geſetzt werde, jedes Beweismoment beſſer als früher zu würdigen, 
und durch die Unmittelbarkeit des mündlichen Verfahrens, durch 
das Selbſtſehen und Hören die Richter eine vollſtändigere Auf— 
faſſung der Beweiſe erhalten und die Oeffentlichkeit eine neue Bürg— 
ſchaft für Pflichttreue und logiſches Denken der Richter gewähre. 
Wir glauben dagegen, daß zwar das mündliche Anklageverfahren 
den Richtern vollſtändigere und beſſere Materialien für ihre 
Urtheilsfällung liefere, aber ihre rechtliche Lage nicht ändere 
und daß die neuen Formen, insbeſondere auch die Oeffentlichkeit 
nicht Bürgſchaften geben, daß die Richter beſſer urtheilen. Das 
öffentliche Verfahren kann nur auf das wirken, was das 
Publikum ſieht und hört, und kann ſo den Richter noch mehr 
anſpornen, den Geſetzen gemäß thätig während der Verhandlung 
zu ſeyn; aber auf das, was in der geheimen Berathung vor— 
geht und darauf, daß das Ergebniß derſelben gut fey, kann es 
nicht wirken. Dahin begleitet das Auge des Publikums die 
Richter nicht. Aus den obigen Gründen folgt nun, daß jetzt der 
Geſetzgeber, der bei dem Beſtehen der Folter und dem mehr 
oder minder unter ihrem Einfluſſe geführten Verfahren die 
Verurtheilung auf Indicien nicht geftatten wollte, dieſe Beweisart 
zulaffen muß. Wenn die Richter bei dem mündlichen Verfahren 
beſſer urtheilen und die Beweismomente reiflicher würdigen kön— 
nen, ſo iſt dies ein Glück, aber daß ſie auch dies thun werden 

12 In dem oben S. 195 angeführten trefflichen Berichte der braun: 
ſchweigiſchen Ständeverſammlung. 
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und ihr auf innere Ueberzeugung ſich ſtützender Ausſpruch mehr 
Vertrauen erhält, dürfte noch nicht nachgewieſen ſeyn. — Wich— 
tiger iſt ein anderer Grund, der, daß bei dem mündlichen Ver— 
fahren das perſönliche Auftreten des Angeſchuldigten und der 
Zeugen vor den urtheilenden Richtern dieſen zur Bildung der 
Ueberzeugung von der Schuld Mittel gibt, welche keine geſetz— 
liche Beweistheorie vorausſehen und für welche ſie keine Regeln 
geben kann. Die Individualität des Angeklagten, ſeine Ver— 
legenheit, ſein innerer Kampf, mit welchem er die entſchieden 
hervortretenden Zeichen des Schuldbewußtſeyns vergeblich zu unter— 
drücken ſucht, geben, wie man ſagt, ein Bild der Schuld, wofür 
keine geſetzliche Beweistheorie leitende Regeln liefern kann. Uns 
ſcheint, daß manche Perſonen den Totaleindruck, von deſſen 
Allmacht ſie ſprechen, überſchätzen, und die Gefahren nicht 
ahnen, die ſich damit verbinden. Unfehlbar wird die Selbſt— 
beobachtung des Richters wichtig, theils um die Glaubwürdig— 
keit der Zeugen und der Angeſchuldigten beſſer prüfen zu können, 
theils die Letztern beſſer kennen zu lernen, um dadurch die 
Wahrheit oder Lügenhaftigkeit ihrer Erzählung zu würdigen,“ 
theils um aus den vorgekommenen Erſcheinungen Schlüſſe abzu— 
leiten, welche für die Beurtheilung von einzelnen Indicien für 
die Würdigung gewiſſer Thatſachen wichtig werden; “ allein 
gefährlich wäre es, wenn auf den Grund ſolcher Zeichen die 
Richter allein verurtheilen könnten. Darin liegt aber die 
Gefahr, daß ſie es thun, wenn ſie nach innerer Ueberzeugung 
urtheilen. Ein nach ſtrengen Beweisregeln nur entfernte Wahr— 
ſcheinlichkeit begründendes Beweismittel kann leicht durch das 
Benehmen des Angeſchuldigten einen ſolchen mächtigen Eindruck 
hervorbringen, daß der Richter ſich für berechtigt halten kann, 
darauf zu verurtheilen. Die Zeichen des Schuldbewußtſeyns 
1 Z. B. wenn der Angeklagte auf Nothwehr ſich beruft. 

1 Nach der Erfahrung der Praktiker dient die mündliche Verhandlung 
vorzüglich dazu, um Zweifel zu erwecken, welche bei ſcheinbar noch ſtarken 
Beweiſen die Verurtheilung hindern, weil die Ueberzeugung der Richter 


von der Schuld nicht begründet wird, z. B. wegen des auffallenden, ent— 
weder leidenſchaftlichen oder zurückhaltenden Benehmens eines Zeugen. 
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jind ſehr truͤglich. Kommt zu der richterlichen Ueberzeugung, 
welche durch die Elemente begründet wird, welche Vernunft und 
Erfahrung als die wichtigſten Mittel der Erkenntniß der Gewiß— 
heit erklaren, noch die Ueberzeugung hinzu, welche durch die 
Beobachtung des Angeſchuldigten, durch die Uebereinſtimmung 
der kleinſten Umſtände gebildet wird, ſo verſtärken ſich die Bürg— 
ſchaften, welche die bürgerliche Geſellſchaft für die Wichtigkeit 
der Urtheile erhält. Bei der Würdigung des Werthes einer 
Beweistheorie ſcheint manche Verwechslung der Frage vorzuliegen. 
Gewiß iſt, daß Alles nur darauf ankömmt, durch die gericht— 
lichen Anordnungen ſolche Bürgſchaften zu begründen, welche 
die allgemeine Ueberzeugung hervorzubringen geeignet ſind, daß 
die gefällten Urtheile gerecht find. Dieſe Bürgfchaften können 
verſchieden ſeyn und entweder 1) in der das höchſte Vertrauen 
erweckenden Perſönlichkeit der Richter, oder 2) in der Stellung 
der Richter, nach welcher wegen ausgedehnter Rekuſationsrechte 
die Richter wie ſelbſt gewählte Perſonen erſcheinen, die um ſo 
mehr Vertrauen verdienen, je mehr der Angeſchuldigte, wenn 
er Beſorgniſſe gehabt hätte, die Befugniß hatte, ſie zu verwerfen; 
3) in der großen Zahl von Stimmen, welche die übereinſtim— 
mende Ueberzeugung ausſprechen; 4) in der allgemeinen Anſicht, 
daß auf die zuverläſſigſten Mittel der Entdeckung der Wahrheit 
das Urtheil gebaut wurde; 5) in der durch Entſcheidungsgründe 
bewirkten Rechenſchaft; 6) in der Geſtattung der Rechtsmittel. 
Wir geben zu, daß alle dieſe Garantieen nicht vereinigt 
vorhanden ſeyn müſſen, und daß dle Ehrfurcht gebietende Per— 
ſönlichkeit der Richter, verbunden mit großer Stimmenzahl allein 
genügen könne; “ allein man muß fragen, ob nach unſeren 
Verhältniſſen, nach dem immer ſtärker hervortretenden, durch 
vielfache Kämpfe uud Meinungsverſchiedenheiten der Gemüther 
entzweienden unſeligen Mißtrauen darauf gerechnet werden kann, 
daß die von einem ſchwach beſetzten Richtercollegium durch einfache 


15 Man kann ſich einen Kreis von allgemein wegen ihrer Intelligenz 
und ihres Charakters geachteten Männern denken, deren Aan jeden 
Zweifel an der Gerechtigkeit deſſelben entfernt. 
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Stimmenmehrheit gefällten Strafurtheile auf jene Garantie, 
welche die Perſönlichkeit gewähren kann, ſicher rechnen kön— 
nen, ob daher es nicht wünſchenswerth iſt, daß die Bürg— 
ſchaften vermehrt werden, und ob nicht eine richtig verſtandene 
Beweistheorie, wie ſie z. B. das badiſche Geſetzbuch enthält, 
zu dieſer Vermehrung beiträgt. Wir glauben dieſe Frage bejahen 
zu müſſen.“ Eine ſolche Beweistheorie wird freilich auf wenige 
Sätze ſich beſchränken, die doch aber zum Schutze der Unſchuld gut 
wirken können, in ſo fern ſie im Intereſſe derſelben Schranken 
dem richterlichen Ermeſſen ſetzen und bei der Berathung und 
Abſtimmung ihren Einfluß dadurch äußern, daß ſie eine größere 
Gründlichkeit herbeiführen, zugleich davor ſicher ſtellen, daß die 
Richter nicht leicht auf Umſtände bauen, welche auf ihr Gemüth 
in dem Augenblick der Beobachtung einen mächtigen Eindruck 
hervorbringen, und da, wo die Richter ohne Rechenſchaft zu 
geben nur auf den Grund der innern Ueberzeugung zu ver— 
urtheilen ermächtigt ſind, eine Verurtheilung herbeiführen könnten, 
welche die ſcharf prüfende und alle Elemente zergliedernde Ver— 
nunft nicht billigen könnte. — Der Geſetzgeber kann aber wieder 
zwiſchen zwei Wegen wählen, indem er entweder im Geſetzbuche 
die Beweisregeln vorſchreibt oder nur ausſpricht, daß die Richter 
nach Beweisregeln die Thatſachen prüfen und über die er— 
langte Ueberzeugung durch Entſcheidungsgründe ſich rechtfertigen 
ſollen. Bei dem letzten Wege, der z. B. der neapolitaniſchen 
und der päpſtlichen Geſetzgebung zum Grunde liegt, ſetzt der 
Geſetzgeber die Beweisregeln als bekannt voraus, er erhält aber 
dadurch, daß Entſcheidungsgründe gegeben werden, eine Bürg— 
ſchaft, daß ſorgfältig der Fall abgewogen iſt. In Bezug auf 
die Abfaſſung dieſer Gründe iſt aber neuerlich vielfach behauptet 
worden, daß da, wo mündliches Verfahren beſteht, Ent— 
ſcheidungsgründe über die Thatfragen nicht gearbeitet werden 


* 


46 Auch die neuſten Schriftſteller, welche die Nothwendigkeit des 
mündlichen Verfahrens anerkennen und in das Weſen des Strafprozeſſes 
eingedrungen ſind, z. B. Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III, 
S. 41, 46; Braun, Hauptſtücke, S. 154, erkennen dies an. 

Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 27 
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könnten,“ weil die Richter keine Akten vor ſich hätten, durch deren 
Einſicht ſie die Gewißheit von der wahren Beſchaffenheit einer in 
Frage ſtehenden Ausſage ſich überzeugen könnten. Man beruft 
ſich darauf, daß bei dem mündlichen Verfahren die Beobachtung 
der Individualität des Angeſchuldigten und der Totaleindruck 
des Falls die wichtigſten Elemente ſind, welche den Richter zur 
Verurtheilung beſtimmen, daß aber über ſolche in den kleinſten 
Nebenumſtänden liegende Materialien und darüber, warum die 
Richter überzeugt wurden, eine Rechenſchaft durch Entſcheidungs— 
gründe nicht gegeben werden kann. Wir ſind überzeugt, daß 
dieſe Behauptungen größtentheils von ſolchen Männern auf— 
geſtellt werden, welche an der Urtheilsfällung in Ländern, in 
welchen mündliches Verfahren beſteht, nie Theil genommen 
haben. Erfahrene Richter, die nach franzöſiſchen Geſetzen zu 
urtheilen haben, erkennen in der Abfaſſung von Entſcheidungs— 
gründen eine wichtige Garantie,“ und noch neuerlich haben 
zwei franzöſiſche Schriftſteller, die eine lange Erfahrung für 
ſich haben,“ anerkannt, daß die Bearbeitung der Entſcheidungs— 
gründe möglich iſt. Schon der Umſtand, daß in vielen Ländern, in 
welchen mündliches Verfahren gilt, Entſcheidungsgründe gegeben 
werden, z. B. in Frankreich bei den correktionellen Gerichten und 
auch bei Verbrechen in den Niederlanden, in Neapel, in den 
päpſtlichen Staaten, ſollte ein Beweis ſeyn, daß das Wirkliche 
auch möglich iſt. Der Verfaſſer dieſes Werks beſitzt aus den 
genannten Ländern Urtheile, welchen Entſcheidungsgründe beige— 
fügt ſind,? die ſich durch feine Zergliederung der Thatſachen, 
Würdigung der Beweiſe und überzeugende Rechtfertigung der 

17 Insbeſondere wurde dies auch in den fächfifhen Ständever— 
handlungen vielfach behauptet. 

1s Z. B. Möhl, in v. Jagemann's Zeitſchrift, I, S. 304. Molitor 
in dieſer Zeitſchrift, III, S. 39. 

19 Fölix, über Mündlichkeit, S. 23. de Vaulr (Generaladvokat) in 
der Zeitſchrift für auslaͤndiſche Geſetzgebung, XVI. Bd. S. 164. 

20 Ueber Holland Nachweiſungen in meinem Aufſatze im Archiv des 
Criminalrechts, 1843, S. 78. Hr. Braun gibt in ſeinem Buche: Haupt— 
ſtücke, S. 181, ein mit Entſcheidungsgründen bearbeitetes Urtheil eines 
niederländiſchen Gerichtshofs. 
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Elemente der Beweisführung auszeichnen. In den Niederlanden 
und in Neapel caſſirt der Caſſationshof Urtheile wegen ſchlechter 
Motivirung. Die ſorgfältigſte Erkundigung bei Praktikern in 
den Niederlanden und hochgeſtellten Perſonen in Neapel liefern 
das Ergebniß, daß die Abfaſſung der Entſcheidungsgründe leicht 
möglich iſt und wohlthätig wirkt, um die gründliche Berathung 
zu ſichern. Jenen Ungläubigen, welche ſich auf die häufig ſehr 
oberflächlich motivirten Urtheile der franzöſiſchen correktionellen Ge⸗ 
richte beriefen, erwiedern wir, daß Fehler dieſer Art nur die zuweilen 
vorkommenden Folgen einer Eilfertigkeit ſind, die in Frankreich bei 
den Zuchtpolizeigerichten bemerkbar iſt, daß aber auch in Frankreich, 
vorzüglich in den rheiniſchen Gerichten, die Entſcheidungsgründe 
häufig trefflich und überzeugend gegeben werden. Wir ſetzen 
dabei voraus, daß die Abſtimmung gründlicher und ſorgfältiger 
geſchieht, als es leider in manchen Gerichtshöfen geſchieht. Es 
wird die Aufgabe derjenigen ſeyn, welche in einem Staate an 
der Spitze der Juſtiz ſtehen, dafür zu ſorgen,“ daß nicht eine 
unſeelige Nummernjagd und das Streben nach Beſchleunigung 
die Gründlichkeit der Abſtimmung gefährde und daß die Gerichts— 
vorſtände die freieſte Berathung geſtatten und ſelbſt die ein— 
zelnen Umſtände, Indicien, Gründe, auf welche ein Mitglied 
ſich ſtützt, zum Gegenſtand der Berathung und Abſtimmung 
machen, damit nicht auf den heterogenſten Gründen,“ von denen 
jeder einzelne von der Mehrheit des Gerichts mißbilligt iſt, ein 

Urtheil gebaut werde, bei welchem jeder Einzelne die beigefügten 
Gründe mit Ausnahme desjenigen, der von ihm herkömmt, tadelt. 
Wie häufig würden, wenn über die einzelnen Gründe eine Be— 
rathung gepflogen würde, ganz andere Urtheile gefällt werden, 
als man wirklich erhält, wenn die Unhaltbarkeit der Gründe 
der einzelnen Abſtimmenden ein Gegenſtand gehöriger Prüfung 


21 Auch die Form der Entſcheidungsgründe iſt von Wichtigkeit. Daß 
die franzöſiſche Form: in Erwägung, die Gründe zu geben, nicht zur 
e beiträgt, geſtehen verſtändige Praktiker. 

2 Ueber den Fehler der Abſtimmungen in Gerichtshoͤfen meine * 
weiſung im Archiv, 1844, S. 311 — 314. 
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geworden wäre. Beruft man ſich darauf, daß den Richtern im 


mündlichen Verfahren keine als Grundlage dienenden Akten vor— 
liegen, fo ſcheint man zu vergeſſen, daß die Akten der Vorun— 
terſuchung, ſowie die Aufzeichnungen während der Sitzung über 
neue oder von den früheren abweichende Ausſagen genügen 
und über die Thatſachen jeder Richter gleichſam Controle der 
richtigen Auffaſſung durch die Anderen iſt, ſo daß wenn ein 
Richter ſich auf etwas beruft, was durch die übrigen nicht be— 
ſtätigt wird, durch die Zeugniſſe der Mehrheit die nöthige Grund— 
lage geliefert iſt. Auch der andere oben angegebene Grund, 
daß durch das mündliche Verfahren und die Selbſtanſchauung 
der Richter ſo viel die Ueberzeugung beſtimmende Materalien geliefert 
werden, beruht auf einer irrigen Vorausſetzung. Wir wür— 
den es für kein Glück halten, wenn auf den Grund ſolcher 
Elemente, denen gewiſſe Perſonen eine magiſche Macht zuſchrei— 
ben, z. B. wegen des Benehmens des Angeſchuldigten, ein An⸗ 
geflagter verurtheilt würde. Die Beweismittel, welche die Ver— 
nunft und lange Erfahrung als richtige Mittel der Auffindung 
der Wahrheit erkennen, geprüft nach vernünftigen Beweisregeln, 
wie fie der nordamerikaniſche und engliſche Geſchworne kennt, 
müſſen vorerſt geprüft, die Erforderniſſe des Indicienbeweiſes 
müſſen durch Prüfung der einzelnen Thatſachen, ihre Gewißheit 
und Schlüſſigkeit durch die Berathung als vorhanden hergeſtellt 
ſeyn; dann mag durch jene Beobachtung der Individualität des 
Angeſchuldigten die endliche Ueberzeugung der einzelnen Richter 
gebildet werden und aus den Abſtimmungen der Richter, von 
welchen jeder, nachdem er zuerſt über die Beweismittel und die 
darauf gebaute Gewißheit ſich erklärt hat, feine Ueberzeugung 
von der Schuld des Angeklagten ausgeſprochen hat, wird erſt 
das Schlußergebniß der Verurtheilung gezogen. Nie aber ſollte 
auf allgemeine Phraſen, wenn der Richter nur erklärt, daß er 
von der Schuld überzeugt ſey, ohne weitere Gründe anzugeben, 
oder auf die Erklärung, daß man dem Angeklagten das Ver— 
brechen wohl zutrauen könne, oder daß das ganze Benehmen 
des Angeklagten ſeine Schuld zeige, eine Abſtimmung gebaut 
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werden. Verſtehen die Gerichtsvorſtände ihre Pflicht, ſo wird 
das Inſtitut gehörig in das Detail gehender Entſcheidungs— 
gründe als Ergebniß gewiſſer Abſtimmung eine ſehr gute Ga— 
rantie ſeyn. 

Noch allgemeiner werden Stimmen gehört, daß mit der 
mündlichen Verhandlung die Geſtattung von Rechtsmitteln un— 
verträglich ſey. Selbſt in der badiſchen erſten Kammer hat ein 
ſehr ausgezeichneter Staatsmann dieſe Anſicht ausgeſprochen.? 
Man beruft ſich darauf, daß die zweite Inſtanz bei der münd— 
lichen Verhandlung der Akten entbehrt, daß die unmittelbare 
richterliche Wahrnehmung, auf deren Grund die erſten Richter 
verurtheilten, keiner Uebertragung an die Richter der zweiten 
Inſtanz fähig ſey, daß conſequent das ganze mündliche Verfahren 
der erſten Inſtanz vor dem zweiten Gerichte, begreiflich mit vielen 
Koſten und Beläſtigungen, für die Zeugen wiederholt werden 
müßte, daß nothwendig die Richter der zweiten Inſtanz nach 
anderen Materalien, als die der erſten urtheilen würden, weil 
in der Zwiſchenzeit oft manche Zeugen, die in der früheren In— 
ſtanz ausſagten, in der zweiten nicht mehr erſcheinen könnten, 
oder durch die in der Zwiſchenzeit mehr oder minder auf ſie 
wirkenden Stimmungen, fremde Einflüſterungen oder Ueber— 
redungen geleitet, in der zweiten Inſtanz anders als in der 
erſten ausſagen würden.“ So gewichtig dieſe Gründe ſind, ſo 
können ſie dennoch die Ueberzeugung, daß auch mit dem münd— 
lichen Verfahren Rechtsmittel über die Thatfrage möglich ſeyen, 
nicht wankend machen. Praktiker in den Niederlanden und in 
Neapel verſicherten den Verfaſſer, daß nur die Rückſicht auf die 
Koſten die Geſetzgeber abgehalten habe, die Rechtsmittel einzuführen 


25 Insbeſondere haben außer den ehrenwerthen Männern, die in der 
ſächſiſchen Kammer die Unverträglichkeit der Rechtsmittel mit dem münd— 
lichen Verfahren behaupteten, noch Krug in v. Watzdorf's Zeitſchrift, 
IJ. Bd. 3. Heft, S. 22, Molitor in v. Jagemann's Zeitſchrift, III. 
S. 46 — 48, dieſe Anſicht ausgeführt. 

Dieſe Gründe hebt auch hervor, Wieſt: die Nothwendigkeit und 
die Bedingungen der Mündlichkeit im Strafverfahren, Schaffhauſen 
1844, S. 98. 
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und daß die angegebenen Schwierigkeiten nur ſcheinbar ſeyen. 
In Frankreich, Belgien, den Niederlanden wird ja gegen cor— 
rektionelle Urtheile Appellation geſtattet und wenn manche Per— 
ſonen ein bischen vornehm abſprechend behaupten, daß von der 
ſchlechten oberflächlichen correktionellen Verhandlung in Frank— 
reich kein Schluß gezogen werden könne, daß auch bei den weit 
wichtigern Verhandlungen über Verbrechen dies ausführbar wäre, 
ſo beruht dieſe Anſicht auf irrigen Vorausſetzungen. Irrig 
nennen wir die Behauptung, daß alle correktionellen Verhand— 
lungen oberflächlich find; ? wir haben vorzüglich in den Rhein— 
provinzen Verhandlungen über Appellation in Zuchtpolizeifällen 
beobachtet, in welchen mit der höchſten Gründlichkeit verfahren 
wurde. Irrthum iſt es, daß bei den Zuchtpolizeigerichten nicht 
oft höchſt verwickelte Fälle vorkommen, in denen ſehr viele Zeugen 
vernommen werden und über Indicien entſchieden werden muß; 
wenn daher bei dieſen Straffaͤllen eine Appellation möglich 
war, fo muß eben ſowohl in den fchweren Straffällen eine Vers 
handlung in zweiter Inſtanz möglich ſeyn. Ohnehin vergißt 
man, daß zur Zeit Napoleons im Königreiche Italien in Fällen, 
in welchen in erſter Inſtanz Todesſtrafe erkannt wurde, eine 
Appellation mit wiederholter mündlicher Verhandlung an die 
zweite Inſtanz geſtattet und daß noch jetzt in den päpftlichen 
Staaten dieſe Appellation zuläſſig iſt.“ Eine irrige Voraus— 
ſetzung muß es genannt werden, daß die zweite Inſtanz nur 
darüber zu urtheilen habe, ob die Richter der erſten Inſtanz 
gerecht richteten, und daher das Obergericht immer genau nach 
den nämlichen in erſter Inſtanz vorgelegenen Materalien urtheilen 
müſſe, während der tiefere Grund der Geſtattung der Rechtsmittel 
darin liegt, daß der bürgerlichen Geſellſchaft eine Garantie für 
Wahrheit des gefällten Urtheils dadurch gegeben wird, daß nach 
wiederholter Prüfung die ſtärker und beſſer beſetzten Obergerichte 


25 Ein wichtiges Zeugniß darüber, daß die Appellation bei Zucht— 
polizeigerichten gut ausführbar ift, ſ. von de Vaulx (Generaladvokaten) 
in der Zeitſchrift für ausländiſche Geſetzgebung, XIV, S. 164. 

> S. oben, S. 85, und in Bezug auf Rom, S. 100. 
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das Urtheil gefällt haben und dadurch das Vertrauen des Volks 
zur Gerechtigkeit der Strafurtheile erhöht wird, daß dem Ange— 
ſchuldigten die Mittel gegeben werden, durch Widerlegung der 
dem erſten Urtheile beigefügten Gründe, durch Vorbringung neuer 
Beweiſe (z. B. zum Angriff der Glaubwürdigkeit der Anſchuldi— 
gungszeugen, oder zur Ergänzung ſeines Entſchuldigungsbeweiſes) 
ſeine Intereſſen zu wahren? und durch Berufung auf eine höhere 
Prüfung ein günſtigeres Urtheil zu erwirken. Man begreift nicht, 
wie deutſche Praktiker dieſe Vortheile der Rechtsmittel in Abrede 
ſtellen können. Wir ſind überzeugt, daß das mündliche Verfahren der 
Anwendung dieſer Garantie nicht? widerſpricht. Die Erfahrung 
Frankreichs iſt belehrend, um zu zeigen, in wie vielen Fällen in 
zweiter Inſtanz die Urtheile der correktionellen Gerichte geändert 
werden.“ Die gewöhnlich geltend gemachte Vorausſetzung, daß 
die ganze mündliche Verhandlung der erſten Inſtanz in zweiter 
wiederholt werden müßte, was große Koſten und Beſchwerlich— 
keiten veranlaſſen würde, iſt nicht als richtig anzuerkennen; denn 


27 Jeder Praktiker wird bezeugen, daß häufig erſt die Entſcheidungs— 
gründe des erſten Urtheils die Veranlaſſung geben, daß der Angeſchul— 
digte beſſere Beweiſe liefert, weil er z. B. erfährt, daß das Urtheil auf 
einen Zeugen großen Werth legte, deſſen Glaubwürdigkeit er nicht ſtark 
angriff, weil er glaubte, daß das Gericht ihn doch nicht viel beachten 
würde, oder weil der Angeſchuldigte Lücken ſeines Entſchuldigungsbeweiſes, 
den er geliefert zu haben glaubte, ausfüllt. 

2s L’appel (heißt es in einem Rapport des Grafen Portalis, worin 
er über Preisſchriften Bericht erftattet, in den mémoires de lV’aca- 
demie des sciences morales de France [Paris 1841], vol. III, p. 467) 
est une des plus sures garanties d'une bonne administration de la 
justice parce qu'il menage l'utile intervention du temps, ce puissant 
allie de la justice et de la verite, qui complet les preuves, dissipe les 
preventions et les prejuges, calme les passions et permet à l’impartiale 
raison de recouvrer son empire. 

20 S. oben, Note 60, Nachweiſungen (über Belgien, S. 66). Nach 
den Tabellen wurde in Frankreich im Jahre 1843 in 7443 Fällen gegen 
correktionelle Urtheile Appellation eingelegt. In 5758 Fällen appellirten 
die Verurtheilten, in 3139 die Staatsprokuratoren. In 901 Fallen wur: 
den die in erſter Inſtanz Verurtheilten in zweiter losgeſprochen, in 1343 
Fällen wurde die Strafe gemildert, in 149 wurde Incompetenz ausge— 
ſprochen, in 768 Fällen wurde in erſter Inſtanz losgeſprochen, in zweiter 
verurtheilt, und in 723 wurde die Strafe gefchärft. 
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man läßt dabei Verhaͤltniſſe und Erfahrungen unbeachtet, welche 
die Beſorgniſſe bedeutend vermindern. In vielen Fällen bezieht 
ſich die Apellation nicht auf die thatſächlichen Fragen, ſondern 
auf die Auslegung des Strafgeſetzes, z. B. wenn nachgewieſen 
wird, daß die That nicht ſtrafbar ſey; in anderen beruht ſie 
darauf, daß die gerichtliche Verfolgung verjährt ſey, oder daß 
die Strafe innerhalb der geſetzlichen Gränzen zu hart ausgemeſſen 
worden. In allen dieſen Fällen bedarf es keiner neuen Beweis— 
führung und das Obergericht kann blos auf die vorigen Akten 
und die Ausführungen des Vertheidigers und des Staatsanwalts 
ſein Urtheil fallen.“ Ein Mitglied des Gerichtshofs kann hier 
einen Vortrag aus den Vorakten erſtatten. Selbſt da, wo der 
Verurtheilte die Beſchwerde darauf ſtützt, daß er mit Unrecht 
verurtheilt wurde, weil die nöthigen Beweiſe nicht vorhanden 
ſind, bedarf es oft keiner Wiederholung der früheren Verhand— 
lung, nämlich da, wo auch in England die 15 Richter über 
eine Beweisregel urtheilen, z. B. ob ein gewiſſer Zeuge abgehört 
werden durfte, oder wenn es dem Geſtändniß an geſetzlichen 
Erforderniſſen mangelte. In andern Fällen wird freilich eine 
neue Verhandlung in zweiter Inſtanz und ſelbſt Vernehmung 
von Zeugen nothwendig werden;“ z. B. wenn der Angeſchuldigte 
Beweiſe von Entſchuldigungszeugen vorbringen will oder wenn 
er behauptet, daß die Ausſage eines Zeugen, auf den ſich das 
Urtheil berief, nicht ſo lautete, oder wenn die Glaubwürdigkeit 
eines Anſchuldigungszeugen angegriffen werden ſoll. Die Er— 
fahrungen der Länder, in denen Appellation gegen die auf den 
Grund mündlicher Verhandlungen ergangenen Urtheile zugelaſſen 
wird, ſind wieder belehrend, und die Praktiker dieſer Länder 
bezeugen, daß die Zahl der Fälle, in denen in zweiter Inſtanz 
Zeugen vernommen werden, gering iſt.? In manchen Fällen 

0 In dieſen Fallen ſchreibt auch die badiſche Strafprozeßordnung, 
Art. 287, vor, daß das Rekursgericht ſogleich das Erkenntniß abgibt. 

* Dieſe geftattet auch die badiſche Strafprozeßordnung, $. 288. 

2 Die Nachweiſungen oben, S. 60 u. 66. Im J. 1843 wurden in 


Frankreich nur in 345 Fällen Zeugen in die appellationsgerichtliche Sitzung 
gerufen. 
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bedarf das Obergericht keiner neuen Zeugenvernehmung, ſondern 
nur der perſönlichen Vernehmung und Beobachtung des Ange— 
ſchuldigten. Man beachtet nicht, daß die vorausgegangene 
Mündlichkeit ein ganz anderes Verhältniß herbeiführt, als da, 
wo die Oberrichter blos auf Akten im deutſchen Prozeſſe urthei— 
len müſſen; denn dadurch, daß in der mündlichen Verhandlung 
der erſten Inſtanz der Angeklagte gegen die Ergebniſſe der Vor— 
unterſuchung, gegen die Richtigkeit der Aufzeichnungen, gegen 
vorgekommene Geſetzwidrigkeiten ſeine Einwendungen vorbringen 
konnte, erhalten dieſe Akten in dem Fall, wenn der Angeklagte 
keine Erinnerung dagegen vorbrachte, eine Beſtätigung und An— 
erkennung, die ſie vorher nicht hatten. Die Akten der Vor— 
unterſuchung ſind gleichſam durch das Läuterungsfeuer der münd— 
lichen Verhandlung gegangen und haben dadurch neue Kraft 
bekommen. Kommen neue Ausſagen oder Abweichungen von 
den vorigen vor, ſo wird dies in dem Sitzungsprotokoll aufge— 
zeichnet: ohnehin iſt es bekannt, daß ſehr oft die Vertheidiger 
im Laufe der Verhandlung darauf antragen, daß gewiſſe Aus— 
jagen oder Ereigniſſe im Protokoll amtlich conſtatirt werden, 
damit ſie ſpäter ſich darauf berufen können. In die Entſchei— 
dungsgründe des erſten Urtheils nimmt das Gericht ohnehin die 
Zeugen-Ausſagen auf, welche es feiner Verurtheilung zum Grunde 
legt. Auf dieſe Art liegen dem Obergerichte reichhaltige Mate— 
rialien der Urtheilsfällung vor; der Angeſchuldigte, wenn er die 
in den Vorakten und in den Entſcheidungsgründen aufgezeichne— 
ten Ausſagen als richtig gelten läßt, unterwirft ſich ihnen; er 
kömmt daher nicht häufig in die Lage, zu verlangen, daß Zeugen 
in die Sitzung des Obergerichtes geladen werden, und die oft 
geſchilderten Nachtheile koſtſpieliger Wiederholung der mündlichen 
Verhandlungen reduciren ſich in der Wirklichkeit auf wenig Fälle. 
Daß in der Zwiſchenzeit von der erſten Verhandlung bis zur 
zweiten Zeugen ſterben oder verreiſen können, iſt richtig; allein 
dies ſind ſeltene Fälle, und kommen ſie vor, ſo hat der Ober— 
richter doch in den berichtigten durch die mündliche Verhandlung 


unter beſtändiger Mitwirkung des Vertheidigers aufgenommenen 
Mittermaier, über Mündlichkeit ꝛc. 28 
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ſchriftlichen Aufzeichnungen Materialien vor ſich, auf deren Grund 
er bauen kann. Daß Zeugen nach vielen Monaten oft anders 
ausfagen, als in der erſten Verhandlung, iſt ebenfalls nicht in 
Abrede zu ſtellen, allein die Fälle find wieder nicht fo häufig; 
und wo ſie vorkommen, ſind entweder die Abweichungen nicht ſo 
weſentlich oder die mündliche Verhandlung vor dem Obergerichte 
giebt Gelegenheit genug, die Zeugen zur Angabe der Wahrheit 
zu nöthigen. 

Nach allen Erfahrungen die der Verfaſſer ſammelte, iſt er 
überzeugt, daß aus den bisher angeführten Gründen die Unver— 
träglichkeit der Inſtanz der Rechtsmittel mit dem mündlichen 
Verfahren nicht in der Wirklichkeit vorhanden iſt. Wir würden 
wegen der Wichtigkeit der Garantie, welche wir in der Geſtat— 
tung der Rechtsmittel erblicken, nur ungern auf dieſelbe ver— 
zichten, und ſind überzeugt, daß die Erfahrung in Baden günſtig 
für den Verſuch ſprechen wird. Wir ſind aber auch der Anſicht, 
daß die Garantieen für die Gerechtigkeit der Strafmittel verſchie— 
den ſeyn können, und der nämliche Zweck auf verſchiedene Weiſe 
erreicht werden kann. Glaubt darnach der Geſetzgeber, welcher 
mündliches Anklageverfahren und Urtheilsfällung durch rechts— 
gelehrte Richter einführt, daß die Geſtattung von Rechtsmitteln 
in Bezug auf die Thatfragen große Nachtheile haben wird, ſo 
wird er durch andere Garantieen das zu erſetzen juchen, ” was 
er durch Ausſchließung der Berufungsinſtanz entzieht, damit 
ſchon die Urtheile der ohne Berufung entſcheidenden Gerichte ein 
allgemeines Vertrauen verdienen und erhalten. Dieſe Garantieen 
werden dann liegen: 1) in zweckmäßigen, die Rechte der Angeſchul— 
digten ſehr erweiternden Befugniſſen, die Richter zu rekuſiren;?“ 
2) in einer ſtärkeren Beſetzung der Gerichte, damit die große 
Zahl der Urtheilenden die Bürgſchaft einer umfaſſenden vielfach 


> Mieft, in der angeführten Schrift hebt S. 105 einige Rückſichten — 
hervor, welche zeigen, daß die Appellation auch Nachtheile haben kann. 

3 Meine Nachweiſungen, wie wichtig ausgedehnte Rekuſationsrechte 
bei der Urtheilsfallung durch rechtsgelehrte Richter werden, in dem Auf: 
fake im Archiv des Criminalrechts 1845, Nr. 1. 


abwägenden, gründlichen Berathung gewähren; 3) in einer 
größeren Stimmenzahl, ſo daß das Geſetz zur Verurtheilung 
ſich nie mit einfacher Stimmenmehrheit begnügt, und bei 
gewiſſen ſchweren Strafen ſelbſt Stimmeneinhelligkeit fordert; 
4) in der Einrichtung, daß vollſtändig abgefaßte Entſcheidungs— 
gründe gegeben werden müſſen, über welche ſorgfältig abgeſtimmt 
wird; 5) in der Anordnung einer Caſſationsinſtanz, welche die 
Anwendung des Geſetzes auf eine zweckmäßige Weiſe, ausgedehnter 
als es in Frankreich angeordnet iſt, überwacht. 

Je mehr die Geſetzgebung darauf rechnen kann, daß nach 
den beſonderen Verhältniſſen des Staats, für welchen das Geſetz 
beſtimmt iſt, die Einrichtung des Strafverfahrens ebenſo den 
Schutz der Unſchuldigen, wie die unabwendbare Verurtheilung 
des Schuldigen ſichert, und das allgemeine Vertrauen auf die 
Gerechtigkeit der Urtheile in Strafſachen begründet, deſto mächtiger 
und wirkſamer iſt das Strafgeſetz. 
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